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Obwohl die Bedeutung von Standards für die Funktionsfähigkeit einer Wirtschaft 
unbestritten ist, fand der Prozeß der Standardisierung bisher wenig Beachtung. Die 
vorliegende Arbeit rückt verschiedene Mechanismen zur Produktion von Standards 
in den Vordergrund. Dabei werden unterschiedliche rechtliche und organisatorische 
Rahmenbedingungen vorgestellt und diskutiert. Diese Rahmenbedingungen haben 
ihrerseits Auswirkungen auf das Verhalten von Unternehmen, die kooperieren oder 
konkurrieren können. Zum rechtlichen Rahmen gehören: die Verbindlichkeit von 
Standards, die kartellrechtliche Behandlung von Standardisierungskomitees und 
der Umfang gewerblicher Schutzrechte. Mittels eines spieltheoretischen Ansatzes 
wird das Verhalten der Unternehmen in den verschiedenen Szenarien modelliert.
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1 Einführung 

1990 strengte die ,,Lotus Development Corporation" einen Prozeß gegen die 
,,Borland International" an, der mit einem Verstoß gegen das Urheberrecht be-
gründet wurde. Lotus warf Borland vor, die Befehlsstruktur des zu diesem Zeit-
punkt auf dem Markt dominanten Tabellenkalkulationsprogramms ,,Lotus 1-2-
3" kopiert und in das eigene Tabellenkalkulationsprogramm „Quattro Pro" inte-
griert zu haben. Borland verteidigte sein Vorgehen damit, daß nur auf diesem 
Wege die Investitionen der Anwender in Makros bei einem Wechsel von ,,Lotus 
1-2-3" zu „Quattro Pro" nicht verlorengingen. In erster Instanz wurde Lotus 
recht gegeben, was zu einer Schadensersatzklage in Höhe von 100 Mio. $ ge-
führt hätte. Die zweite Instanz hob dieses Urteil jedoch mit der Begründung auf, 
daß Teile eines Computermenüs, mit dem die Anwender mit dem Programm 
kommunizieren, nicht durch das amerikanische „Copyright Law" geschützt sei-
en. Da Lotus diese Entscheidung nicht hinnehmen wollte, mußte der „Supreme 
Court" in letzter Instanz über diesen Fall entscheiden. Die dort getroffene Ent-
scheidung ist bezeichnend für die Unsicherheit, die zu beobachten ist, wenn 
über die Wirkungen von Kompatibilitätsstandards, wie z.B. einem Benut-
zermenü, auf den Wettbewerb und den daraus eventuell folgenden Anwendun-
gen des Wettbewerbsrechts diskutiert wird. Der „Supreme Court" entschied sich 
mit einem 4:4-Patt dafür, keine Entscheidung zu treffen. Mit diesem Ergebnis 
gilt zwar die Entscheidung der zweiten Instanz als bestätigt, doch herrscht all-
gemeine Unzufriedenheit über das Votum, da eine richtungweisende Entschei-
dung erhofft wurde. 1 

Was auf den ersten Blick nach einem relativ unbedeutenden Urteil aussieht, 
schließlich spielen beide Programme in dem Jahr, in dem das Urteil erging, kei-
ne große Rolle mehr, hat aber Auswirkungen auf den gesamten Softwaremarkt. 
Die Vielzahl an Stellungnahmen, die im Rahmen dieses Prozesses eingereicht 
wurden, macht die Bedeutung, die diesem Fall beigemessen wurde, mehr als 
deutlich. Unterstützung erfuhr Lotus Corporation z.B. von Digital Equipment 
Corporation (DEC), Intel Corporation und Xerox Corporation. Die Unterstüt-
zung, die Borland erhielt, ging über Unternehmen hinaus, da u.a. sowohl Com-
puterwissenschaftler als auch Professoren für Urheberrecht und Professoren der 
Volkswirtschaft2 Stellung für Borland bezogen.3 

1 Ausführlicher nachzulesen in: ,,Lotus vs. Borland: Not with a Bang but a Whimper ... ". 
2 Zu den Ökonomen gehören u.a. KENNE1H J. ARRow, W. BRIAN ARTIIUR, PAULA. DAVID, 

NICHOLAS ECONOMIDES, JOSEPH FARRELL, MICHAEL D. INTRILLIGATOR und Louis 
KAPLOW. 

3 Das Berkeley Technology Law Journal macht die in diesem Fall vorgelegten Aussagen im 
Internet verfügbar unter: http://server.Berkeley.EDU/BTU/lvbnvbindex.html. 
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Es gibt kaum ein Votum, das die existierende Unsicherheit, wie man mit Kom-
patibilitätsstandards umgehen soll, eindrucksvoller illustrieren kann als das 
Votum des Supreme Courts. Um diese Unsicherheit faßbar zu machen und ei-
nen Eindruck von der Vielfältigkeit der Problematik zu bekommen, veran-
staltete die ,,Federal Trade Commission" Ende 1995 ,,Hearings on global and 
innovations based competition", in denen Kompatibilitätsstandards, Netzwerke, 
Standardisierung und Unternehmensstrategien eine erhebliche Rolle spielten. 
Auch hier standen sich zwei Positionen gegenüber. Zum einen die Position, 
nach der die „unsichtbare Hand" des freien Wettbewerbs dafür sorgt, daß sich 
im Wettbewerb der jeweils beste Standard durchsetzt.4 Darüber hinaus bestehe 
auch nicht die Gefahr, daß zu viele oder zu wenige Standards existieren, der 
Wettbewerb werde dies zur Zufriedenheit aller lösen, da Industrien, bei denen 
Kompatibilitätsstandards - und um die geht es hier - von Bedeutung sind, keine 
anderen Eigenschaften aufweisen als herkömmliche Industrien. Diese Position 
wird in zunehmendem Maße durch andere Ökonomen angegriffen, die der Auf-
fassung sind, daß die im Zusammenhang mit Kompatibilitätsstandards stehen-
den Netzwerkeffekte eine Neuorientierung sowohl des Wettbewerbsrechts als 
auch der gewerblichen Schutzrechte rechtfertigen und gegebenenfalls sogar 
notwendig machen. 

Weniger Beachtung als Standards per se haben bisher die Mechanismen gefun-
den, mit denen diese Standards produziert werden. Dies ist auch der Grund da-
für, daß in der vorliegenden Arbeit eine Reihe von grundsätzlichen Fakten be-
schrieben werden, da bei vielen Ökonomen Kenntnisse über den Aufbau z.B. 
von Standardisierungsorganisationen und den Ablauf von Standardisierungs-
vorhaben in diesen Organisationen fehlen. 

1.1 Einleitung 

Standards und Organisationen, die sich mit der Entwicklung und Implementie-
rung von Standards beschäftigen, existieren in jedem Staat. Diese Organisatio-
nen können sowohl privatrechtlicher Natur sein als auch in Form von staatli-
chen Behörden existieren. Darüber hinaus ist es möglich, auf eine koordinierte 
Standardisierung zu verzichten und eine Standardisierung ausschließlich über 
den Wettbewerb verschiedener Standards miteinander zu suchen. Die standard-
setzenden Organisationen sind überwiegend Ende des letzten oder Anfang die-
ses Jahrhunderts entstanden, wobei der 1. Weltkrieg als Katalysator wirkte. Das 

4 Diese Position wird z.B. von Richard SCHMALENSEE (1995) vertreten. Auch LIEBOWITZ 
und MARGOLIS (1992, 1994, 1996) vertreten in ihren Arbeiten diese Auffassung. 
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Hauptaugenmerk dieser Organisationen richtete sich dabei auf eine Verbesse-
rung der Produktivität in den jeweiligen Staaten, womit auch die Bedeutung von 
Kriegen für die Standardisierung per se offensichtlich wird. Zu den Haupt-
aufgaben der Standardisierung gehörte es, die Vielfalt an Produkten und Ver-
fahren zu reduzieren, um somit steigende Skalenerträge in der Produktion reali-
sieren zu können. Im Rahmen dieser vielfaltreduzierenden Standardisierung 
wurde die Aufbau- und die Ablauforganisation der standardsetzenden Organi-
sationen auf die Erfordernisse der Vielfaltreduktion ausgerichtet. Diese waren 
und sind von weitestgehend homogenen Interessen der Beteiligten geprägt. Eine 
Reduktion der Vielfalt und eine damit einhergehende Reduktion der Kosten 
kam und kommt jedem, der diese Standards nutzt, zugute. Diese homogene In-
teressenlage erklärt die überwiegend auf einen Konsens ausgerichteten Ent-
scheidungsregeln bei nationalen und auch internationalen standardsetzenden 
Organisationen. Dieser Prozeß ist zwar außerordentlich zeitaufwendig, doch 
garantiert er auf der anderen Seite, daß ein einmal erreichter Konsens oder 
Standard auch angewandt wird und sich somit implementieren läßt. 

Doch die Umgebung, in der sich standardsetzende Organisationen heute bewe-
gen, unterscheidet sich gravierend von der Situation während ihres Entstehens. 
So stehen die meisten Unternehmen nicht mehr nur einer nationalen Konkur-
renz, sondern zusätzlich auch einer globalen Konkurrenz gegenüber. An die 
Stelle nationaler Märkte treten zunehmend regionale Freihandelszonen5, wie der 
Europäische Binnenmarkt, die ,,North American Free Trading Area" oder die 
lateinamerikanische Kooperation zwischen Guatemala, El Salvador, Honduras, 
Nikaragua und Costa Rica, die, zumindest was Europa und Lateinamerika6 be-
trifft, über jeweils eigene standardsetzende Organisationen verfügen. 

Doch die vielleicht bedeutsamste Änderung der Umgebung ist die Entwicklung 
weg von Standards, die die Vielfalt reduzieren sollen, hin zu Standards, die 
Kompatibilität zwischen Produkten, Dienstleistungen oder Verfahren gewähr-
leisten sollen. Kompatibilität hat dabei zwei Aspekte, zum einen die Austausch-
barkeit und zum anderen die Kombinierbarkeit von Komponenten. Deutlich 
wird dieser Wandel vor allem durch die zunehmende Bedeutung moderner 
Technologien, die zum Großteil auf einer funktionierenden Kompatibilität auf-
bauen. Zu den prominentesten Beispielen gehören die Industrien für Personal 
Computer, Betriebssystemsoftware und Anwendungssoftware, für Telekommu-
nikationsprodukte wie Telefon, Mobiltelefon, ISDN, Internetdienste, hochauf-

5 Zu den veränderten Rahmenbedingungen der Standardisierung vgl. GARCIA (1992, S. 531). 
6 Es handelt sich hierbei um das in Gründung befindliche „Instituto Centro American de 

Investigaci6n y Tecnologfa Industrial". Für die Informationen hierüber danke ich ALEX 
INKi.AAR. 
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lösendes Fernsehen (HDTV) etc. und in besonderem Maße der Multimedia-
Bereich, der sozusagen auf beide anderen Industrien zurückgreift.7 

CEE 7-7, Schulco 
Israel Deutschland, ÖStemich, @ e;) Belgien, Finland, 

Fllllkreich, Norwegen, 
Niodt:rlando, Schweden 

Europlug 
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0 Kanada, 
U.S.A. (NEMAS-15) a 

Abbildung 1: Weltweit gebräuchliche Elektrostecker (Quelle: F0RAY 1996, 
S. 259) 

Auf diese Änderungen reagieren die standardsetzenden Organisationen damit, 
daß sie ihre Strukturen beibehalten und auf die Setzung von Kompatibilitäts-
standards übertragen. Diese einfache Antwort auf ein derart komplexes Phäno-
men wie Kompatibilitätsstandards bedarf einer gründlichen Prüfung. Zu groß 
sind die Nachteile, die entstehen können, wenn keine Standardisierung erreicht 
wird. Zwei Beispiele mögen dies belegen: 

Ein häufig zitiertes historisches Beispiel für eine fehlende Standardisierung ist 
der Brand von Baltimore 1904. Zur Unterstützung der heimischen Feuerwehren 
rückten auch Wehren aus New York City an. Am Brandort angekommen, muß-
ten sie allerdings feststellen, daß ihre New Yorker Schlauchanschlüsse nicht auf 
die Hydranten in Baltimore paßten, so daß die New Yorker Feuerwehren unver-
richteterdinge wieder abziehen mußten und das Feuer einen Schaden in Höhe 
von 125 Mio.$ anrichtete. (THUM 1995, S. 1) Dieses Ereignis regte in den Ver-

7 Eine ausführliche Darstellung der Bedeutung von Standards für den Multimediabereich 
findet sich bei BANE, BRADLEY und COLLIS (1996). 
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einigten Staaten die Gründung des „National Bureau of Standards" (heute: ,,Na-
tional Institute of Standards and Technology") an. (WEISSBERG, 1996) 

Ein weiteres Beispiel sind die unterschiedlichen Formate für Elektrostecker in 
den verschiedenen Regionen dieser Welt. Zwar gibt es Adapter von einem Sy-
stem zum anderen, aber üblicherweise hat man dann genau einen Adapter bei 
sich, der dann doch nicht paßt. Zur Illustration sind in Abbildung 1 eine Reihe 
unterschiedlicher Elektrostecker abgebildet. Obwohl ein globaler Standard für 
Elektrostecker fehlt, sind sie doch in den jeweiligen Regionen sehr wohl Ge-
genstand der Standardisierung. 

Aber nicht nur die standardsetzenden Organisationen sind durch die Verände-
rungen herausgefordert. Auch die Legislative ist aufgerufen zu prüfen, inwie-
weit der rechtliche Rahmen an die neuen Erfordernisse anzupassen ist. 

In der vorliegenden Arbeit sollen zu beiden Fragestellungen erste Antworten 
geben werden. Das gedankliche Fundament einer Untersuchung über standard-
setzende Organisationen sind die Ergebnisse, die im Rahmen der ökonomischen 
Auseinandersetzung mit Standards entwickelt wurden. 

So vielseitig wie die Produktionsmöglichkeiten von Standards sind, ist auch 
ihre Behandlung in der Literatur. Ein Meilenstein der akademischen Auseinan-
dersetzung mit Standards stellt sicherlich VERMAN' s „Standardization - A new 
discipline" (1973) dar. In das nähere Interesse der Volkswirtschaft rückte 1983 
KlNDLEBERGER Standards mit seinem Aufsatz „Standards as private, collective 
and public goods". Die Dynamik des Interesses an Kompatibilitätsstandards 
setzte dann die Veröffentlichung der Gutachten der Wettbewerbsprozesse gegen 
IBM in den 70er Jahren durch FRANKLIN, McG0WAN und F!SHER (1983; deut-
sche Übersetzung 1985) in Gang. Unmittelbar hierauf bauten die grundlegenden 
Arbeiten von FARRELL und SALONER (1985 und 1986a) sowie KATZ und 
SHAPIR0 (1985a, 1986a und 1986b) auf. 

Mit anderen als Kompatibilitätsaspekten, wie z.B. Qualitätsstandards oder Um-
weltstandards, hatte sich die ökonomische Literatur zwar schon vorher beschäf-
tigt, doch rückten in den vergangenen zehn Jahren die Kompatibilitätsstandards 
in den Vordergrund der Betrachtung. Hierauf aufbauend ist nunmehr eine 
Übertragung der Ergebnisse zur Standardisierung auch in die Betriebswirtschaft 
zu beobachten (z.B. BITSCH, MARTINI und SCHMITT 1995). Hier werden zuneh-
mend die Möglichkeiten diskutiert, wie Standards und Standardisierung als In-
strument zur Erlangung einer Dominanzposition in Märkten mit Netz-
werkeffekten eingesetzt werden können. 
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Im Rahmen dieser ökonomischen Behandlung von Standards und Standardisie-
rung können mehrere Forschungsrichtungen unterschieden werden. 

Empirische Untersuchung von Standards 
Diese läßt sich wiederum in die folgenden Richtungen unterteilen: 

• Ökonometrische Betrachtungsweise von Standards 
Hier wird versucht, die Existenz von Netzwerkeffekten und damit die Be-
deutung von Kompatibilitätsstandards empirisch zu belegen. Vertreter dieses 
Ansatzes sind u.a. GANDAL (1994 und 1995) für Tabellenkalkulations-
programme, GREENSTEIN (1993) für Mainframe-Computer, SALONER und 
SHEPHERD (1992) für Geldautomaten und die dazugehörenden Karten, 
ECONOMIDES und HIMMELBERG ( 1995) für den amerikanischen Markt für 
Telefax-Geräte, SHURMER und SWANN (1995) für Tabellenkalkulations-
programme, ANTONELLI (1993) für den Zusammenhang zwischen Telekom-
munikation und Verbreitung von Computern sowie CAPELLO (1994) für die 
Verbreitung von Telekommunikationsdiensten. 8 

• Cliometrische Betrachtung von Standards 
Hier werden häufig historische Beispiele herangezogen, in denen sich ein 
ineffizienter Standard entweder durchgesetzt hat oder aber von einem über-
legenen Standard nicht verdrängt werden konnte. Zu den prominentesten 
Vertretern dieser Richtung gehören DAVID (1985 und 1986) für Schreibma-
schinentastaturen, COWAN (1988) für Kernkraftwerkstechnologien, COWAN 
und GUNBY (1996) für Schädlingsbekämpfungsverfahren. Einige Autoren 
sind ihrerseits wieder damit beschäftigt nachzuweisen, daß diese Beispiele 
das postulierte Marktversagen gerade nicht belegen (LIEBOWITZ und 
MARGOLIS 1990, 1994 und 1995a, b, c). 

Zu der Gruppe der Cliometriker kann weiterhin eine Vielzahl von Autoren 
gerechnet werden, die die Theorie der Standards anhand aktueller Beispiele 
illustrieren. Diese werden beschreiben u.a. von GLANZ (1993 und 1994) für 
Personal Computer, Down und GREENAWAY (1993) für Währungsräume, 
ECONOMIDES (1993) für Finanzmärkte, KNORR (1992) sowie DAVID und 
STEINMUELLER (1993), KAMPMANN (1993) und EBERT-KERN (1994) für Tele-
kommunikationsmärkte im allgemeinen und GRINDLEY und TOKER (1992a 
und 1992b) für Telepoint9 im besonderen. 

8 Eine zusammenfassende Darstellung einiger dieser Beiträge findet sich bei Gröhn (1996). 
9 „Telepoint" ist ein Mobilfunksystem in Großbritannien, das sich nicht durchgesetzt hat. 
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Neben der auf konkrete Beispiele verweisenden Betrachtung von Standards set-
zen sich viele Autoren auf einer theoretischen Ebene mit Standards auseinander. 

Theoretische Untersuchung von Standards 
Viele dieser Beiträge zeigen, daß im Rahmen der jeweiligen Modell-
bedingungen die Existenz von Netzwerkeffekten die Gefahr eines Marktver-
sagens in sich birgt. Der Wettbewerb erzeuge zwar nicht stets ein subopti-
males Ergebnis, aber die Gefahr sei zweifellos vorhanden. Als Erklärungs-
muster werden hier entweder strategisches Verhalten der Unternehmen oder 
aber Pfadabhängigkeiten der Entwicklung von Technologien am Markt her-
angezogen (ARTHUR 1989, CHOI 1994, COLOMBO und MOSCONI 1995). 

Unmittelbar im Zusammenhang mit den Ergebnissen der Wohlfahrtsbetrach-
tungen sind Arbeiten über die Bewertung des Verhaltens von Unternehmen in 
Märkten mit Kompatibilitätsstandards zu sehen. Hierzu zählen die Arbeiten 
von FARRELL und SALONER (1986a), SHAPIRO (1996), BENTAL und SPIEGEL 
(1995), REDMOND (1991), WOECKENER (1994) oder VEALL (1985). Als 
zweite Seite dieser Medaille sind Arbeiten zu sehen, die die Möglichkeiten 
beleuchten, wie Unternehmen den Wettbewerb durch gezielte Einflußnahme 
auf den Standardisierungsprozeß in ihrem Sinne beeinflussen können. Hier 
sind die Arbeiten von KOGUT, WALKER und KIM (1995), KLEINALTENKAMP 
(1987), LEE u.a. (1995), STEINMANN und HEß (1993), HARTMAN und TEECE 
(1990), BESEN und FARRELL (1994), CONNER (1995) FRANCK und 
JUNGWIRTH (1995) und YANG (1996) anzusiedeln. 10 

Von der Betrachtung der Wirkung von Standards muß die Betrachtung ihrer 
Entstehung deutlich unterschieden werden. Dies wird zunehmend auch von 
Wissenschaftlern gesehen und umgesetzt. Somit entsteht auf der Basis der oben 
genannten wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit Standards eine Wissen-
schaft von der Entstehung von Standards, also von der Standardisierung. 

Ökonomische Untersuchung der Standardisierung 
In der ökonomischen Literatur zur Standardisierung sind insbesondere zwei 
Beiträge aus 1988 zu nennen, zum einen ROSEN, SCHNAARS und SCHANI, die 

10 Daß die Ergebnisse dieser Theoretischen Wissenschaft von Standards nicht nur Einfluß auf 
sondern auch Eingang in die politischen Entscheidungsprozesse gefunden haben, wird da-
durch illustriert, daß einige der bedeutendsten Vertreter mittlerweile wichtige Positionen in 
in US-amerikanischen Behörden bekleiden. So war Jsoeph Farrell beispielsweise bis Mai 
1997 Chefökonom bei der „Federal Communications Commission" als Nachfolger von 
Michael Katz, während Carl Shapiro in der „Antitrust Division" des „US Department of 
Justice" als „Deputy Assistant Attomey" tätig ist. 
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eine Standardisierung durch den Staat, ein Komitee, den Wettbewerb und ein 
dominantes Unternehmen qualitativ vergleichen11, zum anderen FARRELL und 
SAL0NER, die eine Standardisierung im Komitee und im Wettbewerb mit Hilfe 
spieltheoretischer Instrumente vergleichen. 

Die Mehrheitsregeln, wie sie von Standardisierungsorganisationen verwendet 
werden, fanden erst 1995 größere Beachtung bei G0ERKE und HOLLER (1995). 

Eine Anwendung der Ergebnisse theoretischer Überlegungen auf die Standardi-
sierungspolitik z.B. der Europäischen Kommission, findet sich bei Goerke und 
Holler (1996), die nach Motiven für eine Abkehr vom „Old Approach" hin zum 
,,New Approach" (ausführlicher im Abschnitt über die europäischen Standardi-
sierungsorganisationen) suchen. 

Die vorliegende Arbeit ist somit dem letzten der drei Forschungszweige zuzu-
ordnen. Die große Verflechtung von Standards und Standardisierung fordert 
allerdings auch eine Auseinandersetzung mit Standards, also dem Produkt der 
Standardisierung. 

1.2 Gang der Untersuchung 

Die Bedeutung von Standards und Standardisierung findet zunehmend Beach-
tung, so daß sich eine Vielzahl wissenschaftlicher Disziplinen mit diesem Phä-
nomen auseinandergesetzt hat oder sich damit noch befaßt. Soziologen, Juri-
sten, Ingenieure, Informatiker, Volks- und Betriebswirte nähern sich Standards 
und Standardisierung aus unterschiedlichsten Blickwinkeln. Somit ist es nicht 
verwunderlich, daß weder eine standardisierte Terminologie für Standards und 
Standardisierung vorliegt, noch Klarheit und Einigkeit über Arten und Klassen 
von Standards oder deren Effekte besteht. Um hier dem Leser die Vielfalt und 
Ambivalenz von Effekten zu vermitteln, wie sie Standards auslösen können, 
und Klarheit in den verwendeten Termini zu schaffen, dient das Kapitel „Stan-
dards: Grundlagen und Definitionen". 

Um die Veränderungen der Rahmenbedingungen, in denen sich die Standardi-
sierung bewegt, einordnen und beurteilen zu können, ist es wichtig, die Ge-
schichte dieser Organisationen zu kennen. Die heute existierenden ablauf- und 
autbauorganisatorischen Strukturen lassen sich nur verstehen, wenn die Wur-
zeln der nationalen und internationalen Standardisierung bekannt sind. Die Ge-

11 Ein analoges Vorgehen findet sich auch bei GRINDLEY (1995). 
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genüberstellung der Wurzeln der Standardisierung und der heutigen Situation 
der Standardisierung zeigt die Problemfelder und Herausforderungen auf, vor 
der die Organisationen der Standardisierung heute stehen. Diese Strukturen 
werden im zweiten Kapitel dieser Arbeit anhand einer ausführlichen Darstel-
lung der Entwicklung und der Motivation in Deutschland (Deutsches Institut für 
Normung, Verein Deutscher Ingenieure, Verein Deutscher Elektrotechniker und 
Technische Überwachungsvereine) aufgezeigt. Darüber hinaus werden andere 
Ansätze wie in Frankreich, Thailand und in den Vereinigten Staaten von Ame-
rika in kürzerer Form dargestellt, da die Motivationen für den jeweiligen Auf-
bau einer nationalen Normung in allen Ländern gleich war, so daß das Schwer-
gewicht dann auf die länderspezifische rechtliche und organisatorische Einbin-
dung der Standardisierung gelegt werden kann. 

Die sich ändernden Eigenschaften der Technologien, bei denen Kompatibilität 
zu einem wichtigen und manchmal entscheidenden Merkmal wird, stellen die 
standardsetzenden Organisationen vor eine Reihe neuer Probleme. So spielt 
heute die Geschwindigkeit der Standardisierung eine wesentlich größere Rolle 
als am Anfang des Jahrhunderts. Aber auch die Existenz von Netzwerkeffekten 
und damit die Tendenz hin zum Überleben einer Technologie führen dazu, daß 
die Standardisierungsinstitutionen mit sehr heterogenen Interessen der Betei-
ligten umgehen müssen. Hinzu kommen mögliche Kosten, wie sie durch stan-
dard- oder technologiespezifische Investitionen oder durch eine Koordinierung 
zwischen den Beteiligten entstehen können. Die Auswirkungen dieser Heraus-
forderungen auf die jeweiligen Standardisierungsergebnisse werden im vierten 
Kapitel für hierarchische Standardsetzer, Komitees und für den Wettbewerb 
untersucht. Die dabei entwickelten Kriterien für eine Bewertung bzw. für einen 
Vergleich haben allerdings einen rein qualitativen Charakter, so daß ein objek-
tiver Vergleich der Mechanismen nicht möglich ist. Anhand der hier ver-
mittelten Komplexität des Standardisierungsprozesses - sei es durch den Wett-
bewerb, ein Komitee oder den Staat - können dann die Grenzen der im sechsten 
Kapitel dargestellten oder entwickelten Modelle aufgezeigt werden. 

Die zu Beginn angesprochene Unsicherheit über die zukünftige rechtliche Be-
handlung von Standards bzw. Standardisierungsprozessen sowohl bei Gerichten 
als auch bei Regulierungsbehörden und damit ebenfalls bei Unternehmen ist 
Thema des fünften Kapitels. Es ergeben sich drei große Themenkomplexe, die 
zur Zeit kontrovers diskutiert werden. So besteht keine herrschende Meinung 
darüber, ob Kompatibilitätsstandards verbindlich sein sollen oder ihre Befol-
gung grundsätzlich freiwillig sein soll. Auch die Bewertung des Verhaltens von 
Standardisierungskomitees und von Unternehmen im Wettbewerb durch Auf-
sichtsbehörden ist strittig. So ist nicht geklärt, ob z.B. eine geschlossene Struk-
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tur eines Standardisierungskomitees wettbewerbsfeindlichen Charakter besitzt 
oder ob eine Produktvorankündigung generell wettbewerbsfördemd oder -
behindernd ist. Ein dritter Bereich hat durch eine Reihe von Prozessen aus der 
Softwarebranche zusätzliche Beachtung gewonnen. Es geht hier um den Um-
fang und die Laufzeit von gewerblichen Schutzrechten für Computerprogramme 
bzw. Teile solcher Programme. Die hier zugrunde liegenden Positionen werden 
analysiert, wobei eine abschließende Bewertung nicht möglich ist, da sich die 
Diskussion häufig auf Verteilungsfragen reduziert. Die hier untersuchten The-
menkomplexe der rechtlichen Ausgestaltung der Standardisierung werden im 
Rahmen der Modellbildung herangezogen, um die Ergebnisse der verschiede-
nen Standardisierungsmechanismen in unterschiedlichen Szenarien zu untersu-
chen. 

Bevor allerdings diese Szenarien behandelt werden, sollen die bedeutendsten 
Beiträge zur Analyse von Standardisierungsprozessen behandelt werden. Die 
volkswirtschaftliche Auseinandersetzung mit den Möglichkeiten der Ausge-
staltungen des Standardisierungsprozesses geht auf die Arbeit von FARRELL und 
SALONER (1986a) zurück (Abschnitt 4.1.1). Die hier getroffene Aufteilung der 
Anwender von Standards in zwei Lager, die sich jeweils einen anderen Standard 
wünschen, stellt die Basis für eine Vielzahl weiterer Arbeiten in diesem Bereich 
dar. So bauen GOERKE und HOLLER in ihrer Abhandlung über die Auswirkungen 
von unterschiedlichen Mehrheitsregeln im Hinblick auf den Erfolg einer Koor-
dination unmittelbar auf FARRELL und SALONER auf (Abschnitt 4.1.2). Ihre Un-
tersuchung schließen GOERKE und HOLLER damit, daß die Effizienzwirkungen 
einer Änderung Mehrheitsregel ambivalent sind und keine endgültige Aussage 
über eine Wohlfahrtsverbesserung oder -verschlechterung getroffen werden 
kann. Das Modell von GOERKE und HOLLER aufgreifend, unterscheidet der Ver-
fasser in Abschnitt 4.1.3 drei Fälle, um doch Aussagen über die Wohl-
fahrtswirkungen einer Änderung der Mehrheitsregel treffen zu können. Dies 
kann auch für einen der drei Fälle erreicht werden. 

Das letzte in diesem Kapitel vorgestellte Modell (Abschnitt 4.1.4) geht wieder 
auf eine Arbeit von FARRELL und SALONER zurück, in der sie versuchen, eine 
Standardisierung durch ein Komitee und durch den Wettbewerb im Hinblick auf 
ihre Gleichgewichte und deren Effizienz zu untersuchen. Gedanklich führen sie 
an dieser Stelle ihr oben vorgestelltes Modell weiter, indem sie eine Standardi-
sierung nur über den Wettbewerb, nur über ein Komitee und über eine Kombi-
nation beider untersuchen. Hier führen sie auch die Verwendung spieltheoreti-
scher Ansätze auf den Prozeß der Standardisierung ein. 
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Dies ist ein Verfahren, das, vom erkenntnistheoretischen Standpunkt betrachtet, 
sehr kritisch zu sehen ist. Das gesellschaftliche Optimum wird z. B. bei 
FARRELL und SAL0NER (1986a S. 946ff, 1986b S. 72 oder 1992 S. 22ft) als 
Summe der individuellen Nutzen interpretiert, womit sowohl ein kardinaler 
Charakter als auch eine interpersonelle Vergleichbarkeit des Nutzens unterstellt 
wird. Beide Konzepte sind nicht unumstritten. So steht im Gegensatz zum kar-
dinalen das ordinale Nutzenkonzept. Während im ersteren angenommen wird, 
daß Individuen angeben können, wie groß z.B. der Unterschied im Nutzen aus 
zwei Warenkörben ist, genügt dem ordinalen Konzept, daß das Individuum 
Aussagen darüber machen kann, ob es einen der Warenkörbe dem anderen vor-
zieht oder zwischen beiden indifferent ist. 

Der interpersonellen Vergleichbarkeit des Nutzens wurde 1935 von Robbins 
entgegengehalten, daß sie unwissenschaftlich sei. Im Anschluß hieran entwik-
kelte sich ein ,,'Dogma' der wissenschaftlichen Unmöglichkeit interpersoneller 
Nutzenvergleiche". Hierauf baute die ,,Neue Wohlfahrtsökonomie" auf, die auf 
solche interpersonellen Nutzenvergleiche verzichtete. (MÖLLER 1981, S. 4) 

Um weiterhin Aussagen über die Über- bzw. Unterlegenheit wirtschaftlicher 
Maßnahmen treffen zu können, wurden verschiedene Beurteilungskriterien 
entwickelt. So ist eine Maßnahme wohlfahrtssteigemd nach 

• dem Pareto-Kriterium, wenn niemand durch diese Maßnahme schlechter ge-
stellt wird, 

• dem Kaldor-Prinzip, wenn die Gewinner die Verlierer für ihre Verluste kom-
pensieren könnten, 

• dem Scitovsky-Kriterium, wenn der erreichte Zustand dem alten Zustand nach 
dem Kaldor-Kriterium überlegen ist und nicht auch eine Umkehrung der 
Maßnahme dem Kaldor-Kriterium genügt und 

• nach Bergson, wenn die explizite soziale Wohlfahrtsfunktion zu einer höheren 
gesellschaftlichen Indifferenzkurve führt. (MANSFIELD, S. 458ff) 

ARRow (1951) analysierte die Probleme, die entstehen, wenn die ordinalen Prä-
ferenzordnungen verschiedener Individuen zu einer gemeinsamen Präfe-
renzordnung zusammengefaßt werden sollen, wie es für eine „soziale Wohl-
fahrtsfunktion" notwendig ist. Auf der Grundlage von Axiomen12 zeigte 
ARR0W, daß es keine kollektive Entscheidungsregel geben kann, die eine ge-

12 Wie Transitivität, schwaches Pareto-Prinzip, Unabhängigkeit irrelevanter Alternativen und 
der Abwesenheit eines Diktators. 
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sellschaftliche Wohlfahrtsfunktion erzeugt, ohne gegen eines der Axiome zu 
verstoßen. 13 

Da im Rahmen der vorliegenden Arbeit auf den Ergebnissen der bisherigen Li-
teratur zur Standardisierung zurückgegriffen werden soll und sich somit auch 
eine ähnliche Modelstruktur ergibt, müssen auch die Ergebnisse, wie sie insbe-
sondere im sechsten Kapitel dieser Arbeit entwickelt werden, in diesem Licht 
gesehen werden. 

An den im Kapitel 6.1 vorgestellten und diskutierten Modellen muß neben der 
erkenntnistheoretischen Kritik weitere Kritik dahingehend geübt werden, daß 
die Modelle von der Annahme ausgehen, die Standardisierung werde durch die 
Anwender ausgeführt. Dies ist in der Realität aber nicht oder nur in Ausnahme-
fällen der Fall. 14 Um sowohl die Marktstruktur auf der Anbieter- als auch auf 
der Nachfragerseite zu berücksichtigen, wird in Kapitel 6.2 ein eigenes Modell 
zur Standardisierung im Komitee und durch den Wettbewerb entwickelt. Hier-
für stellen die im vorangegangenen Kapitel vorgestellten Modelle sozusagen 
den geistigen Unterbau dar. Die von FARRELL und SAL0NER eingeführte Analy-
se in 2x2-Matrizen wird ebenso übernommen wie die Frage nach Mehr-
heitsregeln, wie sie von G0ERKE und HOLLER untersucht wurde, wobei in deren 
Modell nur die Wahl zwischen einer einfachen Mehrheitsregel oder einer Kon-
sensentscheidung möglich ist. Der Realität wird dadurch Rechnung getragen, 
daß nun Unternehmen den Standardisierungsprozeß tragen und die Anwender 
sich nicht koordinieren können. Die Ergebnisse des Kapitels 5 gehen dabei in-
sofern in die Modelle ein, als gleichgewichtiges Verhalten der Akteure in unter-
schiedlichen rechtlichen Szenarien untersucht wird. 

Die gewählte Modellformulierung kommt dabei naturgemäß nicht ohne eine 
Reihe von Simplifizierungen aus. So stehen z.B. nur zwei Technologien zur 
Standardisierung bereit. Darüber hinaus verhalten sich z.B. Unternehmen, die 
diese Technologien entwickelt haben, im Wettbewerb als Cournot- oder Stak-
kelbergoligopolisten. Die Ergebnisse der Modellformulierung können natürlich 
aufgrund ihrer restriktiven Annahmen nur bedingt als Grundlage für eine ab-
schließende Bewertung der heutigen standardsetzenden Organisationen dienen, 
doch sind die Ergebnisse hinreichend, um daraus Schlüsse über die Prakti-
kabilität und Effizienz der Antwort der standardsetzenden Organisationen auf 
Kompatibilitätsstandards zu ziehen, nämlich diese mit dem gleichen Instru-

13 Ausführliche Darstellungen finden sich z.B. in BOSSERT und SIBHLING (1990), KEU.Y 
( 1978) oder T ANGUIANE ( 1991 ). 

14 Dem Verfasser ist kein Ausnahmefall bekannt. Seine Existenz kann aber nicht ausge-
schlossen werden. 
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mentarium setzen zu wollen wie Standards zur Reduktion der Vielfalt. Darüber 
hinaus können auch tendenzielle Aussagen über veränderte Anforderungen an 
die rechtliche Rahmengebung der Standardisierung im Zusammenhang mit 
Kompatibilität und großen Netzwerkeffekten getroffen werden. 

Den Abschluß der Arbeit bildet die Zusammenführung der Ergebnisse der ein-
zelnen Abschnitte, wobei auf einen umfangreichen Katalog von Fragen, die 
noch zur Beantwortung ausstehen, nicht verzichtet werden soll. Die ökonomi-
sche Analyse standardsetzender Organisationen und ihrer Wirkungen steht eben 
noch am Anfang. 
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2 Standards: Grundlagen und Definitionen 

Im ersten Abschnitt dieses Kapitels werden die Argumente gegen eine Standar-
disierung durch die „unsichtbare Hand" des Wettbewerbs dargestellt. Als be-
sonders problematisch erweist sich hierbei, daß ein Versagen des Wettbewerbs 
bei der Standardisierung verschiedene Ursachen haben kann, die noch dazu 
gleichzeitig auftreten können. So weisen Standards und insbesondere Standards, 
die von einem Standardisierungskomitee entwickelt wurden, die Eigenschaft 
öffentlicher Güter auf, da es sich letztlich um Informationen handelt und somit 
Trittbrettfahren möglich werden kann. Darüber hinaus können Netz-
werkexternalitäten auftreten, die dazu führen, daß die privaten Kosten und der 
Nutzen einer Teilnahme an einem Netzwerk von den gesellschaftlichen Kosten 
und dem Nutzen abweichen und somit die Möglichkeit einer nicht optimalen 
Netzwerkgröße besteht. Schließlich können Netzwerkeffekte dazu führen, daß 
sich ein einziges Netzwerk durchsetzt und somit ein natürliches Monopol ent-
steht. Diese Möglichkeiten eines Wettbewerbsversagens stellen die Grundlage 
für die Überlegungen hinsichtlich eines stärkeren staatlichen Engagements dar. 

Für diese Überlegungen ist allerdings eine Eindeutigkeit der Benennungen not-
wendig. Dies gilt insbesondere für Begriffe wie „Norm" und „Standard". Diese 
sind keine reinen Fachterrnini; sie werden in unterschiedlichen Zusammenhän-
gen in der Umgangssprache verwendet. Losgelöst vom alltäglichen Gebrauch 
dieser Begriffe, entstehen auch in der ökonomischen Auseinandersetzung mit 
Standards Terrninologieprobleme, da mit Standards eine Reihe unterschiedli-
cher Phänomene verbunden ist. Um diese Probleme zu vermeiden, ist eine deut-
liche Klärung der Begriffe notwendig, wobei eine Klassifikation nach der öko-
nomischen Wirkung von Standards gewählt wird. Hierbei wird deutlich werden, 
daß die meisten Standards verschiedene Wirkungen in unterschiedlicher Inten-
sität aufweisen. 
Im dritten Abschnitt dieses Kapitels stehen die Ursachen für diese Wirkungen 
im Vordergrund. Dabei können die Wirkungen verschiedene Ursachen haben, 
die kurz dargestellt werden sollen. Diese Ursachen sind insofern von Relevanz, 
da sie die Grundlage bilden, auf die in späteren Kapiteln zurückgegriffen wird, 
wenn die verschiedenen Standardisierungsmechanismen anhand verschiedener 
Kriterien qualitativ betrachtet und verglichen werden. 
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2.1 Standards und Wettbewerbsversagen 

Das erste Wohlfahrtstheorem postuliert, daß ein Wettbewerbssystem dann in der 
Lage ist, allokative Effizienz hervorzubringen, wenn keine externen Effekte 
existieren (SAMUELSON und NORDHAUS 1992, S. 292f). Ist diese Bedingung 
nicht gegeben, existieren also externe Effekte, so ist nicht mehr gewährleistet, 
daß ein Wettbewerbssystem diese allokative Effizienz verwirklicht. Ent-
sprechend ist in einer Modellwelt ohne externe Effekte ein Eingreifen des 
Staates aufgrund von Effizienzüberlegungen nur schädlich. Spielen allerdings 
Standards - insbesondere Kompatibilitätsstandards - eine Rolle, so treten ex-
terne Effekte auf, die die Frage nach einem Eingreifen des Staates neu stellen. 
Nach BATOR existieren drei Arten oder Klassen externer Effekte (BATOR 1959, 
S. 363), die hier im Zusammenhang mit Standards zu sehen sind: 

1. Eigentumsexternalitäten (BATOR, S. 363-365): Diese Art von Externalitäten 
beschreibt die Problematik, die entsteht, wenn Nutzen- oder Produktions-
funktionen unterschiedlicher Individuen nicht unabhängig voneinander sind. 
Damit ist die Situation beschrieben, die mittlerweile gemeinhin als ,,Externa-
lität" umschrieben wird und auf eine Diskrepanz zwischen den individuellen 
privaten und den gesellschaftlichen Kosten verweist. Die Eigentumsexterna-
lität wird im Abschnitt über „Standards und positive Externalitäten" wieder 
aufgegriffen. 

2. Technische Externalitäten (BATOR, S. 365-369): Hier verweist Bator auf die 
Existenz von Unteilbarkeiten oder steigenden Skalenerträgen im relevanten 
Bereich, so daß sich der Markt nicht zu einem Polypol, sondern zu einem 
Oligopol oder Monopol entwickelt. Diese Form des Marktversagens wird im 
Abschnitt über „Standards als natürliche Monopole" aufgegriffen. 

3. Öffentliche Gut Externalitäten (BATOR, S. 369-371): Diese externen Effekte 
beziehen sich auf Güter, bei denen der jeweilige individuelle Konsum die von 
anderen konsumierbare Menge nicht reduziert, also eine ,,Nicht-Rivalität im 
Konsum besteht". Inwiefern Standards und damit die Produkte des Standardi-
sierungsprozesses dieses Kriterium erfüllen, soll nun diskutiert werden. 

In diesem einführenden Kapitel soll die Vielfalt der Probleme, wie sie im Zu-
sammenhang mit Standards und dem Prozeß der Standardisierung auftreten 
(können), deutlich gemacht werden. Während häufig externe Effekte, Tenden-
zen zu natürlichen Monopolen, Nichtrivalität im Konsum und Anreizprobleme 
für Innovationen einzeln auftreten, sind Standards durch eine Interaktion all 
dieser ,,Erscheinungen" geprägt. 
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2.1.1 Standards und öffentliche Güter 

Standards lassen sich auf Informationen zurückführen. Dies gilt sowohl bei 
technischen Standards wie auch bei nichttechnischen.15 Damit wird auch schon 
deutlich, daß Standards in nicht geringem Maße die Eigenschaften öffentlicher 
Güter aufweisen. Diese Analogie ist sicherlich unkritisch, solange der Bereich 
der ,,Nichtrivalität im Konsum" betroffen ist. Die für ein Wirtschaftssubjekt ver-
fügbare oder konsumierbare Menge eines Standards wird durch die Verwen-
dung durch ein anderes Wirtschaftssubjekt nicht geringer. 

Die Eigenschaft der Nichtausschließbarkeit ist demgegenüber weniger eindeu-
tig, da der Zugang zu technischen Standards über eine Reihe an gewerblichen 
Schutzrechten beschränkt werden kann. 16 Wie bei öffentlichen Gütern stellt sich 
dann auch bei Standards die Frage, wer das Gut (hier: den Standard) produzie-
ren soll. 

Die Antwort auf diese Frage hängt in nicht geringem Maße vom Verhalten der 
Trittbrettfahrer ab, die aufgrund der Nichtausschließbarkeit vom Konsum in den 
Genuß des öffentlichen Gutes kommen, aber nicht zur Finanzierung bzw. Pro-
duktion des öffentlichen Gutes beitragen (wollen). Die Produktion eines Stan-
dards im Rahmen eines Komitees ist zum Teil mit erheblichen Kosten verbun-
den. Das folgende Modell von FORAY (1993) versucht, die Probleme einer kol-
lektiven Standardisierung im Komitee abzubilden. 

FORAY verwendet für seine Analyse ein ,,Mehr-Personen-Gefangenendilemma", 
wie es von SCHELLING ausführlich beschrieben ist (SCHELLING 1978). Es wird 
die Frage gestellt, unter welchen Bedingungen ein Komitee einen Standard pro-
duziert, obwohl Trittbrettfahren eine individuell dominante Strategie darstellt. 
Das vorliegende Modell geht dabei von folgenden Annahmen aus: 

1. Die Gesellschaft besteht aus ,,N" Nutzern eines Standards, die sich zwi-
schen der Teilnahme am oder der Abwesenheit vom Standardisierungspro-
zeß zu entscheiden haben. Unabhängig von dieser Entscheidung erhalten 
alle den gleichen Nutzen aus dem entwickelten Standard. Trittbrettfahrer 

15 Unter technischen Standards werden Standards verstanden, die in Artefakten materialisiert 
werden (können). Hierzu zählen z.B. Schraubenstandards, Radio- oder auch Fernsehstan-
dards, da Sender und Empfänger entsprechend dieser Standards gebaut werden können. 
Nichttechnische Standards sind z.B. Sprachen oder soziale Standards (in der Soziologie als 
.,soziale Normen" bezeichnet). 

16 Ausführlicher hierzu der Abschnitt über die rechtliche Dimension der Standardisierung. 
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nehmen nicht am Standardisierungsprozeß teil, erhalten aber den vollen 
Nutzen aus dem entwickelten Standard. 

II. Jeder Nutzer verfügt über eine dominante Strategie, nämlich nicht die Ko-
sten einer Teilnahme am Standardisierungsprozeß aufzuwenden. 

III. Die Auszahlungen für die Individuen seien eine stetige, monoton steigende 
Funktion der Anzahl der am Standardisierungsprozeß teilnehmenden Nut-
zer. Wie immer sich der einzelne Nutzer entscheidet, stellt er sich besser, 
je mehr andere Nutzer ihre nichtpräferierte Wahl treffen und am Standardi-
sierungsprozeß teilnehmen. 

Mit den bisherigen Annahmen bewegen wir uns im traditionellen Mehr-
Personen-Gefangenendilemma mit dem Ergebnis, daß kein Komitee zustande 
kommt und damit auch kein Standard produziert wird. Somit dürfte es eigent-
lich keine standardsetzenden Organisationen geben. Da es aber sowohl auf na-
tionaler wie auch auf regionaler oder internationaler Ebene eine Vielzahl von 
Organisationen gibt, die sich zum Teil ausschließlich mit der Produktion von 
Standards beschäftigen, reichen die bisher gemachten Annahmen nicht aus, um 
die Realität hinreichend zu beschreiben. Dies ändert sich allerdings, wenn das 
Modell durch die folgende Annahme ergänzt wird: 

IV. Es gibt eine Anzahl an Nutzern ,,m", die sich durch ihre Teilnahme an ei-
ner erfolgreichen Standardisierung besser stellen als im Falle, daß kein 
Standard zustande kommt. Eine notwendige Bedingung hierfür ist aller-
dings, daß mindestens „m" Nutzer am Standardisierungsprozeß teilneh-
men. 

In Abbildung 2 werden die Auszahlungen für die Individuen der Gesellschaft in 
Abhängigkeit von der Anzahl derer, die am Standardisierungsprozeß teilneh-
men, dargestellt. Zu beachten ist dabei, daß sich die Auszahlungsfunktionen 
nicht schneiden, so daß es für alle Individuen eine dominante Strategie ist, nicht 
am Standardisierungsprozeß teilzunehmen. · Als Besonderheit ist festzuhalten, 
daß der Abstand zwischen den Funktionen in diesem Beispiel konstant ist und 
die Auszahlungen stetig und linear in Abhängigkeit von der Anzahl der am 
Standardisierungsprozeß teilnehmenden Individuen zunehmen. 17 

17 Dieser Teil des Beitrags von FORAY basiert überwiegend auf SCHELLING 1978, Kapitel 7. 
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Dort finden sich auch andere Verläufe für die Auszahlungen bei Teilnahme und bei Nicht-
teilnahme. 



Auszahlungen Auszahlungen 

Auszahlungen bei Nicht-Teilnahme 

Anzahl n N 

Abbildung 2: Graphische Darstellung der individuellen Auszahlungen im 
Mehr-Personen-Gefangenendilemma (Quelle: FORAY 1993a, 
s. 7) 

Nimmt niemand am Standardisierungsprozeß teil, so ergibt sich eine Auszah-
lung von „O" für jeden. Die Teilnehmer am Standardisierungsprozeß müssen für 
die Teilnahme konstante Kosten in Höhe von ,,k" aufbringen18• Würde z.B. ein 
Komitee mit lediglich „m" Teilnehmern zustande kommen, so erhielten dieje-
nigen, die nicht am Standardisierungsprozeß teilnehmen, eine Auszahlung von 
,,a" und diejenigen, die teilnehmen, erhielten eine Auszahlung von „a-k". So-
lange der letzte Ausdruck negativ bleibt, wird niemand bereit sein, an der Pro-
duktion eines Standards teilzunehmen. Erst wenn „a-k" positiv wird, besteht ein 
Anreiz, überhaupt ein Standardisierungskomitee zu gründen und am Standardi-
sierungsprozeß teilzunehmen, denn die Alternative wäre keine Standardisierung 
in Verbindung mit einer Auszahlung von „O". 

Annahme IV besagt nun, daß es eine Anzahl an Individuen m0 gibt, für die es 
sinnvoller ist, einen Standard kollektiv zu produzieren, als daß niemand teil-
nimmt und somit kein Standard produziert wird: a'-k > 0 für m ~ m0 • Graphisch 
bedeutet dies, daß die Auszahlungsfunktion ,,Auszahlung bei Teilnahme" die x~ 
Achse schneidet. 

Die Ergebnisse dieses Spiels lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

1. Jeder Nutzer hat unabhängig von der eigenen Entscheidung ein Interesse 
daran, daß sich die Koalition formiert, da a' > a V m. 

2. Es ist für jeden profitabel, nicht teilzunehmen: a > a-k und a' > a'-k V m. 

18 „k" entspricht dem Abstand zwischen den „Auszahlungen bei Nichtteilnahme" und den 
,,Auszahlungen bei Teilnahme" am Standardisierungsprozeß in Abbildung 2. 
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3. Um eine überlebensfähige Koalition zu erreichen, muß sie aus mindestens 
m0 Nutzern bestehen. 

Auszahlungen bei Nicht-
Teilnahme u = u(n) 

Auszahlungen 

\__ Auszahlungen bei Teilnahme 
u = u(n) - k 

Anzahl n 

Auszahlungen 

m• 0 

N 

Abbildung 3: Verlauf der Auszahlungsfunktionen, wenn es eine Mindest-
größe m11 und eine Maximalgröße m0 gibt (Quelle: FORA Y 
1993a, S. 10) 

Zu beachten ist, daß FoRAY eine implizite Annahme macht, die u.U. nur schwer 
zu rechtfertigen ist. Die individuellen Auszahlungen aus dem Standard steigen 
danach monoton mit der Anzahl der Personen, die am Standardisierungsprozeß 
teilnehmen. Somit unterstellt FORAY, daß die Qualität oder der Wert eines Stan-
dards mit der Anzahl der Teilnehmer am Standardisierungsprozeß steigt und das 
Maximum dann erreicht, wenn alle Individuen daran teilnehmen. Die adversen 
Effekte einer umfassenden Teilnahme am Standardisierungsprozeß wie z.B. ei-
ne Verzögerung der Entscheidungsprozesse oder das Spektrum der Interessen, 
das mit der Anzahl der Teilnehmer steigt, bleiben jedoch unberücksichtigt. In 
diesem Fall könnte sowohl von einer Mindestgröße des Standardisierungsko-
mitees gesprochen werden als auch von einer Maximalgröße. Ein möglicher 
Verlauf derartiger Auszahlungen ist in Abbildung 3 dargestellt. 19 

2.1.2 Standards und positive Extemalitäten 

Das folgende Argument kann als definierendes Merkmal sogenannter „Kompa-
tibilitätsstandards" dienen. Diejenigen, die einen Standard benutzen, werden im 
folgenden als Netzwerk bezeichnet; die sich aus dem Netzwerk ergebenden 
Extemalitäten als positive Netzwerkeffekte. 
Gegeben seien zwei Nutzenfunktionen U für die Individuen i und j: 

19 Eine Anwendung von Mindestgröße und Maximalgröße auf Telekommunikationssysteme 
findet sich bei NoAM (1992). 
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V i, j und i ;t: j. 

Hierbei stelle x die Konsummenge eines Gutes ohne Netzwerkextemalitäten 
dar, während y die Konsummenge eines Gutes mit Netzwerkextemalitäten dar-
stellt. Wie zu erkennen ist, gehen die individuell nachgefragten Mengen des je-
weils anderen Individuums in die eigene Nutzenfunktion ein. Die Nutzenfunk-
tionen weisen die folgenden Eigenschaften auf: 

(i) oU;/oyi > 0, oU;/oxi > 0 und oU;/oyi > 0, 
(ii) o2U;/oy/ < 0 und o2U;/oy/ < 0. 

Der Nutzen eines jeden Individuums ,J" wächst mit einer größeren Konsum-
menge. Dies gilt sowohl für die eigenen Mengen (x; und yD, aber auch bei einer 
steigenden Konsummenge des anderen Individuums Yi· Bei individueller Nut-
zenmaximierung fragt i die Gleichgewichtsmenge YiG nach, bei der der Preis, 
der als exogen vorgegeben angenommen sei, dem Grenznutzen aus der eigenen 
Nutzung des Standards entspricht: 

oU;/Öy; = p. 

U; ou;1oyi· 

* Yi Individuelle Nachfrage y; 

Abbildung 4: Gleichgewichtige und optimale individuelle Nachfrage nach 
einem Gut mit positiven externen Effekten im Konsum 
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Wird hingegen eine Wohlfahrtsfunktion maximiert, die sich additiv aus den 
beiden Nutzenfunktionen zusammensetzt, so bestimmt sich die optimale Menge 
y/ aus folgender Optimalitätsbedingung: 

(ÖU;/Öy;) + (ÖU/Öy;) = p. 

Da der Preis exogen vorgegeben ist und ein zusätzlicher Nutzer positiv in die 
Nutzenfunktion eingeht, muß der Term ÖU;/Öy; kleiner werden, damit die Opti-
malitätsbedingung erfüllt werden kann. ÖU;/Öy; wird mit zunehmender Kon-
summenge kleiner, so daß der gesellschaftlich wünschenswerte Konsum rechts 
vom Gleichgewichtskonsum liegt (s. Abbildung 4). (Vgl. KATZ und SHAPIR0 
1992, S. 46 und REGIBEAU 1995, S. 35) Dies bedeutet, daß das gleichgewichtige 
Netzwerk zu klein ist, also Bedarf besteht, dieses Netzwerk auszuweiten. 

2.1.3 Standards und Monopole 

Standards und Monopole stehen auf unterschiedliche Weise im Zusammenhang 
zueinander. Zum einen haben Standards die Tendenz zu einer ,,natürlichen Mo-
nopolbildung", d.h., analog zur herkömmlichen Theorie natürlicher Monopole 
stellt - bei hinreichend großen Netzwerkeffekten - ein einziger Standard das ge-
sellschaftliche Optimum dar. Zum anderen ist es bedeutsam zu untersuchen, wie 
,,Monopole in Standards" aufgrund von gesetzlichen Schutzrechten wirken und 
welche Abweichungen sich von der üblichen Betrachtung des Schutzes von In-
novationen ergeben. 

2.1.3.1 Standards als natürliche Monopole 

Üblicherweise spricht man von ,,natürlichen Monopolen", wenn bei der Pro-
duktion eine „Subadditivität der Kosten" vorliegt: 

I: c(x;) > c(I:x;). 

x; stellt hierbei die Produktionsmenge des Produktes i dar, während c die Pro-
duktionskosten repräsentiert. Da es sich beim ,,natürlichen Monopol" um ein 
statisches Konzept handelt (WIESE 1991, S. 94), der Faktor Zeit aber häufig eine 
große Rolle spielt, wird im Zusammenhang mit natürlichen Monopolen häufig 
auf das Konzept der Erfahrungs- oder Lernkurven als Erklärung verwiesen 
(HEUERMANN, S. 49-51). In der Literatur zu natürlichen Monopolen wird nicht 
darauf eingegangen, daß es auch die Möglichkeit einer nachfrageseitigen 
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Subadditivität (hier wäre es u.U. besser von einer „Superadditivität der Nach-
frage" zu sprechen20) gibt. Dieses Phänomen ist aber für Märkte mit Netzwer-
keffekten durchaus relevant. Analog zu dem dynamischen angebotsseitigen 
Konzept der Erfahrungskurven wird hier, W. BRIAN ARTHUR (ARTHUR 1988 
und 1989) folgend, von einer „positiven Rückkopplung" gesprochen. 

Technologie 

A B 

R aR + CXIlR bR + CXIlR 

Nutzergruppe 

s as+ ßn bs + ßns 

Tabelle 1: Die Auszahlungen für die Bevölkerungsgruppen in Abhängigkeit 
ihrer Technologiewahl (Quelle: Arthur 1989, S. 118) 

In dem Modell von ARTHUR wird von zwei Bevölkerungsgruppen R und S mit 
unterschiedlichen Präferenzen bezüglich der zur Wahl stehenden Technologien 
A und B ausgegangen. Die Bevölkerungsgruppe R (bzw. S) zieht Technologie 
A (bzw. B) vor: 

wobei aR bzw. as die Auszahlung für die Bevölkerungsgruppen R (bzw. S) bei 
Wahl der Technologie A darstellt. Die Auszahlungen für Technologie B werden 
mit b und dem Index der Bevölkerungsgruppe angegeben. Die Auszahlungen 
der beiden Bevölkerungsgruppen in Abhängigkeit von der jeweiligen Techno-
logie ist der Tabelle 1 zu entnehmen: Der Netzwerkeffekt wird hier mittels des 
Produktes aus ex bzw. ß und der Anzahl ,,n" der bisherigen Nutzer, die sich für 
die entsprechende Technologie entschieden haben, modelliert. Es sei ange-
nommen, daß steigende Skalenerträge existieren: ex, ß > 0. Dann werden sich ab 
einer bestimmten Grenze21 alle neuen Nutzer nur noch für eine der beiden zur 

20 So sprechen z.B. KATZ und SHAPIRO von „demand-side economies of scale" (KATZ und 
SHAPRIO 1986a, S. 824). 

21 Diese Grenzen bestimmen sich aus den folgenden Ungleichungen: 
nA(n) - n8 (n) s; (bR - aR)/a., d.h. auch neue R-Nutzer wählen die Technologie B oder 
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Auswahl stehenden Technologien entscheiden: Der Standard ist erzeugt 
(ARTHUR 1989, S. 120).22 

Der Eigenschaft von Standards als natürliche Monopole wird von YOUNG 

(1996) widersprochen. Danach würden exogene Schocks dazu führen (können), 
daß eine Gesellschaft von einem dominanten Standard zu einem anderen wech-
selt. Dies wird durch den Wechsel vom Links- zum Rechtsverkehr durch Öster-
reichs im Rahmen des Anschlusses belegt. Allerdings wird von Y OUNG überse-
hen, daß der Linksverkehr in Österreich nur ein räumlich begrenzter Standard 
war und daß global gesehen sich noch kein Standard diesbezüglich durchgesetzt 
hat. Wenn es zu einer weltweiten Standardisierung des Straßenverkehrs kom-
men sollte, so kann danach zwar ein exogener Schock dazu führen, daß vom 
Rechts- zum Linksverkehr gewechselt wird, doch müßte dieser Schock seinen 
Ursprung wohl außerhalb unseres Sonnensystems haben. 

2.1.3.2 Monopole in Standards 

Setzt sich eine Technologie durch, die eigentumsrechtlich geschützt ist, so ent-
steht ein ,,Monopol innerhalb eines natürlichen Monopols". Beruht dieses Mo-
nopol auf nicht technologisch bedingten und somit künstlichen Marktzutritts-
barrieren, wie z.B. Patent- oder Urheberrechten, so ist es nach erfolgter Stan-
dardisierung gesellschaftlich wünschenswert, wenn diese Rechte nicht mehr 
bestünden, weil dann die Verbreitung der Technologie besser gewährleistet 
werden kann. Da damit aber zukünftige Anreize für die Entwicklung von Tech-
nologien verlorengingen, weicht man diese Schutzrechte nicht auf. Somit stün-
de zu erwarten, daß der Monopolist das übliche Verhalten eines Monopolisten -
hohe Preise, geringe Mengen, X-Ineffizienz und niedrige Qualität - an den Tag 
legen wird. 

Nach der Theorie des „second sourcing" stellt sich diese Problematik in Märk-
ten, in denen Netzwerkeffekte eine Rolle spielen, gar nicht mehr - oder nur in 
abgeschwächter Form. Der hierbei wirksam werdende Mechanismus funktio-
niert wie folgt: 

nA(n) - n8(n) <! (bs - as)/~, d.h., auch neue S-Nutzer wählen die Technologie A. 
22 ARIBUR, ERMOLIEV and KANIOVSKI (1983) zeigen, daß innerhalb dieses Modells der Pro-

zeß mit einer Wahrscheinlichkeit von „l" dazu führt, daß nur eine der Technologien über-
lebt. 
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Fallbeispiel 1: Videocassettenrecorder Betamax gegen VHS 

Eines der meistgenannten und meistdiskutierten Beispiele für den Wettbewerb 
zwischen zwei oder mehr Technologien bis zu dem Zeitpunkt, da nur noch eine 
existiert, sind die unterschiedlichen Formate für Videocassettenrecorder (VCR) 
(s. GRINDLEY 1995, THUM 1995, HESS 1993, GABEL 1993). 

Nach einer Reihe von fehlgeschlagenen Versuchen, Aufzeichnungsgeräte für 
den privaten Anwender einzuführen, hat 1975 Sony Erfolg mit dem Betamax-
System. Sony versuchte den größten seiner heimischen Konkurrenten im Be-
reich der Aufzeichnungsgeräte - Matsushita - davon zu überzeugen, sich dem 
Betamax-System anzuschließen. Dies scheiterte allerdings daran, daß ein 
Tochterunternehmen der Matsushita-Gruppe an einem eigenen Format arbeitete, 
dem Video-Horne-System (VHS) der Junior Company of Japan (JVC), dem sich 
auch Matsushita anschließen wollte. Somit stand schon zu Beginn der 
Markteinführung fest, daß Sony sich mit einer anderen Technologie würde aus-
einandersetzen müssen. 

Als eine der für den Erfolg entscheidenden Determinanten erwies sich die ma-
ximale Spieldauer der Videocassetten. Da Betamax ein in bezug auf die Abmes-
sungen kleineres Format hatte, paßte auch bei gleichen Speichertechnologien 
grundsätzlich weniger Magnetband in eine Kassette, so daß VHS ständig über 
Kassetten mit einer längeren Spieldauer verfügte. VHS erreichte schon 1976 die 
kritische Grenze von zwei Stunden. Diese Spieldauer ist deshalb so bedeutsam, 
weil die Masse der Spielfilme zwischen 90 und 120 Minuten Spielzeit aufwei-
sen, d.h., erst die Spieldauer von zwei Stunden schuf den Komplementärmarkt 
der bespielten Videocassetten und wenig später der Videotheken. Innerhalb 
kürzester Zeit verlor Betamax in den USA seinen Marktanteil von 100% im Jahr 
der Markteinführung bis 20% in 1981. 1988 hatte VHS im Hinblick auf die 
weltweit produzierten VCR einen Marktanteil von fast 100% erreicht. Auch 
Versuche, andere Videoformate im Markt zu etablieren, wobei insbesondere der 
Versuch von Video 2000 in Europa zu nennen ist, scheiterten. 

Die Tatsache, daß in einem Wettbewerb mehrerer Technologien eine gewinnt 
und sich durchsetzt, ist per se kein Grund für eine Einordnung dieses Sachver-
haltes unter der Überschrift „Standards und Marktversagen". Doch besteht im 
Zusammenhang mit der Standardisierung des Videorecorderformates der Ver-
dacht, daß mit Betamax das technologisch überlegene System verloren hat und 
somit der Wettbewerb nicht notwendigerweise die bessere Technologie zum 
Standard macht. 
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• Es setzt sich eine Technologie um so eher durch, je höher die Erwartungen 
der Nutzer bezüglich des Erfolges der Technologie sind. 

• Die Nutzer gehen davon aus, daß sich ein Monopolist ex post opportuni-
stisch verhalten wird. 

• Der Preis des Gutes nach erfolgter Standardisierung spielt bei der Erwar-
tungsbildung durch die Nutzer eine große Rolle. 

• Da der potentielle Monopolist keine Möglichkeit besitzt, sich selbst zu 
binden und damit ein ex post kooperatives Verhalten zu garantieren, muß 
er nach Möglichkeiten suchen, niedrige Preise auch nach erfolgter Stan-
dardisierung zu garantieren. Ein möglicher Weg ist der Markteintritt durch 
Konkurrenten, da diese den Preis auf Wettbewerbsniveau drücken werden. 

Diese Konkurrenten sorgen dafür, daß sich der Standard des Monopolisten mit 
einer deutlich höheren Wahrscheinlichkeit durchsetzt, als im Monopolfall. Der 
Gewinn des potentiellen Monopolisten kann also im Monopolfall sehr wohl ge-
ringer ausfallen als im Oligopol- oder Polypolfall (KATZ und SHAPIR0 1985a, S. 
431, EcoN0MIDES 1996b). Diese Strategie des „second-sourcing" 23 führt dazu, 
daß die Gefahr des Erhalts eines Monopols in einem Markt mit Netzwerkeffek-
ten deutlich geringer als in einem Markt für ,,normale" Güter ist. 24 

2.2 Begriffe und Definitionen 

Wenn bisher Begriffe wie „Standard", ,,Norm", ,,Institution" oder „Organisati-
on" benutzt wurden, so geschah dies ohne eine Abgrenzung oder Definition. Da 
eine eindeutige Definition dieser Begriffe für ein intuitives Verständnis der ein-
führenden Kapitel nicht von entscheidender Bedeutung ist und die Problematik 
auch und vielleicht sogar besser ohne eine genaue Definition erfaßt werden 
kann, sollen erst im folgenden Abschnitt diese Definitionen vorgenommen wer-
den. 

2.2.1 Institutionen und Organisationen 

Nach ScHERTLER (1995, S. 14f) kann eine Unternehmung oder im Verständnis 
der vorliegenden Arbeit eine Organisation durch die folgenden Eigenschaften 
charakterisiert werden: 

23 Zum Thema des „second-sourcing" siehe z.B. von WEIZSÄCKER (1984a), FARRELL und 
GALLINI (1988). 

24 Eine kritische Auseinandersetzung mit diesem Ansatz findet sich im Abschnitt über den 
rechtlichen Rahmen der Standardisierung. 
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,,Die Unternehmung besteht aus Menschen und ,,Dingen"[ ... ]. 
Die Unternehmung weist eine Ordnung, eine Struktur auf, die[ ... ] von 
Menschen geschaffen werden muß. 
Die Unternehmung ist[ ... ] ein dynamisches, ,,offenes" Gebilde[ ... ]. 
Die Unternehmung ist zweck- und zielgerichtet.[ ... ] 
Die Unternehmung ist ein soziales Gebilde( ... )." 

Im Gegensatz hierzu steht die Institution. Während für eine Organisation die 
oben aufgeführten Charakteristika in ihrer Summe auftreten müssen, um eine 
Organisation zu konstituieren, kann eine Institution diese Charakteristika auf-
weisen, sie muß es aber nicht. Eine Institution ist also im Rahmen der vorlie-
genden Arbeit nicht, wie im allgemeinen Sprachgebrauch üblich, ausschließlich 
als Unternehmung oder Organisation zu verstehen (wie z.B. im Namen ,,British 
Standards Institution"), sondern eher als eine „Summe von Regeln". Diese Re-
geln können sich z.B. auf die Definition der möglichen Ergebnisse oder auf 
Verhaltensweisen - welche sind erlaubt, verboten oder erwünscht - beziehen. 
Derartige Regeln können durch Menschen geschaffen werden und können 
durch Menschen auch wieder verändert werden. 25 

2.2.1.1 Hierarchien 

Hierarchien zeichnen sich dadurch aus, daß zwischen den Beteiligten eine nach 
unten gerichtete Weisungsbefugnis vorliegt, die auf expliziten Regeln beruht. 
Die Weisungsbefugnis kann auf der Basis eines expliziten Vertrages entstanden 
sein, wie z.B. im Rahmen eines Arbeitsvertrages oder aufgrund eines impliziten 
Vertrages, wie z.B. zwischen einer staatlichen Behörde und Unternehmen, Kon-
sumenten oder anderen Individuen oder Organisationen innerhalb der Nation. 
Insofern gehören im Verständnis der vorliegenden Arbeit sowohl die Judikative 
als auch die Legislative und die Exekutive zur Hierarchie. Im folgenden wird 
das Schwergewicht allerdings auf staatliche Organisationen oder allgemein auf 
die Bürokratie gelegt. Eine weitergehende Diskussion expliziter Verträge zur 
Standardisierung soll im Rahmen dieser Arbeit nicht erfolgen, da sie gerade bei 
Arbeitsverträgen eher dem Bereich der Arbeitsmarktökonomik bzw. der Prin-
ciple-Agent-Theorie zuzuordnen ist. 

25 Eine Diskussion verschiedener Institutionenbegriffe findet sich bei OS1ROM (1986) oder 
CRAWFORD und OS1ROM (1995). 
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2.2.1.2 Standardisierungskomitees 

Unter "Standardisierungskomitees" sind freiwillige Zusammenschlüsse von In-
dividuen oder Organisationen zu verstehen. Diese Zusammenschlüsse können 
sich mit der Entwicklung, der Verabschiedung und/oder der Förderung von 
Standards beschäftigen. Aufgrund der freiwilligen Teilnahme sind die in Stan-
dardisierungskomitees entwickelten Standards grundsätzlich unverbindlich. 26 

Standardisierungskomitees können in anerkannte nationale Standardisierungs-
komitees und nicht anerkannte Standardisierungskomitees unterteilt werden. In 
fast allen Staaten existiert mindestens eine Organisation - dies kann sowohl ein 
freiwilliger Zusammenschluß juristischer oder privater Personen als auch eine 
staatliche Behörde sein, - die vom Staat als für die Standardisierung zuständige 
Organisation anerkannt wird. Diese Organisation vertritt üblicherweise die In-
teressen dieser Nation in internationalen Gremien, wie z.B. der International 
Organization for Standardization (ISO)27 oder in regionalen Gremien, wie z.B. 
Comite Europeen de Normalisation (CEN). Außer den obengenannten aner-
kannten Standardisierungskomitees bzw. Organisationen existiert eine Vielzahl 
weiterer Zusammenschlüsse, die sich mit der Entwicklung von Standards be-
schäftigen. Es sei an dieser Stelle darauf aufmerksam gemacht, daß es neben 
den rein technisch orientierten Organisationen auch viele im terminologischen 
Bereich gibt, z.B. Kooperationen, die sich mit der Vereinfachung der deutschen 
Sprache bzw. Schrift beschäftigen. 

2.2.1.3 Wettbewerb 

Neben der Möglichkeit, Standards im Rahmen von Organisationen zu entwik-
keln oder zu determinieren, existiert häufig auch die Variante, daß Technologi-
en unmittelbar miteinander konkurrieren, bis eine oder sehr wenige übrigblei-
ben und damit zum Standard werden. Dies kann auf einem Markt geschehen wie 
bei Computer- oder Videocassettenrecordersystemen, aber auch losgelöst von 
einem derartigen Tauschmechanismus wie es bei Sprachen der Fall ist. Derarti-
ge Standards, die im Verlauf der vorliegenden Arbeit als Wettbewerbsstandards 

26 Daß und wie sie trotzdem zu de-facto-verbindlichen Vorschriften werden können, wird im 
Abschnitt „Zur Verbindlichkeit von Standards" ausgeführt. 

27 Die ungewöhnliche Abkürzung ist darauf zurückzuführen, daß es sich dabei nicht um eine 
Abkürzung handelt. ,,ISO" bezieht sich vielmehr auf das griechische „gleich". Auf eine 
Abkürzung „IOS" wurde verzichtet, da diese nur im Zusammenhang mit dem englischen 
Namen der Organisation gepaßt hätte. Da aber neben Englisch auch Französisch und Rus-
sisch offizielle Sprachen der ISO sind, hat man diesen Namen gewählt (ISO 1994b, S.3). 
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bezeichnet werden, werden häufig auch als De-facto-Standards (DAVID und 
GREENSTEIN 1990, s. 4 ) oder Industriestandards (GLANZ, 1993, s. 28 oder 
MEYER 1995, S. 26) bezeichnet. 

2.2.2 Standards, Normen, Typen, Technologien 

Leider kann in der ökonomischen Behandlung des Phänomens Standardisierung 
nicht auf eine einheitliche Terrninologie28 - zumindest nicht in der deutschen 
Sprache - verwiesen werden. Folglich beginnen viele Arbeiten, die sich in den 
letzten Jahren mit Problemen von Standards und Standardisierung beschäftig-
ten, mit einer Definition des Begriffes „Standard" (GLANZ 1993, S. 22-23, 
ÜBERLACK 1989, S. 15-22, KNORR 1992, S. 23-27, HEB 1993, S. 18-20, EBERT-

KERN 1994, S. 33, MEYER 1994, S. 35), ohne allerdings zu einer einheitlichen 
Terminologie zu kommen. So wird häufig weder zwischen „Standards" und 
,,Normen" noch zwischen „Standards" und „Technologien" unterschieden. Ob-
wohl jeder weiß oder zumindest zu wissen glaubt, was sich hinter dem Begriff 
einer Norm oder eines Standards verbirgt, zeugen die folgenden Definitionen 
aus den oben genannten Dissertationen von einem generellen Klärungsbedarf: 

"Ganz allgemein spricht man dann von einem Standard, wenn etwas 
bestimmten Absprachen bzw. Normen entspricht. " 

(HESS 1993, S. 18) 

,.Normen oder Standards sind Vorschriften und Vereinbarungen, die 
die Produktion und die Gestalt der erstellten Güter regeln" 

(EBERT-KERN 1994, S. 33) 

,.Normen (oder formale Standards) sind Standards, deren inhaltliche 
Homogenität und Widerspruchsfreiheit in einem definierten geogra-
phischen Gültigkeitsbereich gewährleistet ist." 

(MEYER 1994, S. 35) 

Allein diese drei Definitionen widersprechen sich, indem die erste Definition 
Standards als Teilmenge von Normen definiert, die zweite Definition Normen 
und Standards synonym verwendet und diese als verbindlich postuliert, wäh-
rend die dritte Definition Normen als Teilmenge von Standards sieht. Um für 
die vorliegende Arbeit Klarheit in den Benennungen zu schaffen, sollen im fol-

28 Eine deutliche umfangreichere Diskussion verschiedener Definitionsansätze für Standards 
findet sich bei VRIES 1996. 
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genden die wichtigsten Begriffe, die im unmittelbaren Zusammenhang zu Stan-
dards und Standardisierungsprozessen stehen, definiert werden. 

Nach dem Verständnis des Autors kann festgestellt werden, daß es sich bei 
Standardisierung um den kollektiven Prozeß der Vereinheitlichung handelt. 
Vereinheitlichung ist in diesem Zusammenhang als eine "Auswahl aus einem 
Pool von Möglichkeiten zur Lösung eines Problems" zu verstehen.29 Weiter-
hin ist für Standardisierung die Idee der wiederholten Anwendung des gewähl-
ten Problemlösungsverfahrens charakteristisch. 

Problemlösungsverfahren 
Zur Lösung von Problemen existiert a priori eine unendlich große Menge an 
Möglichkeiten. Diese können z.B. stetige Faktoren umfassen wie Größen von 
Gegenständen oder die Dauer von Prozessen oder Aktionen etc. Aus diesem 
Pool an Möglichkeiten wird nun eine oder werden einige wenige ausgewählt 
und realisiert. Handelt es sich bei der Realisation um technische Artefakte oder 
Verfahren, so spricht man von Technologien. 

Technologie 
Unter einer Technologie soll ein Problemlösungsverfahren verstanden werden, 
das sich in Form einer technologischen Innovation manifestiert, die i.d.R. als 
Werknorm vorliegt. Der Innovator wird versuchen, seine Technologie als Stan-
dard in der Wirtschaft oder der Gesellschaft zu etablieren. In der wirtschafts-
wissenschaftlichen Literatur zu Standards wird der Begriff der "Technologie" 
häufig synonym mit dem des "Standards" verwendet. Eine Technologie ist ein 
Problemlösungsverfahren, das u.U. zwar zu einem Standard gemacht werden 
soll, diesen Status aber (noch) nicht erreicht hat. 

Standard 
Standard wird als Oberbegriff verwendet und umschreibt alle Formen der kol-
lektiven Vereinheitlichung, also der Auswahl einiger Varianten aus einem Pool 
an Möglichkeiten. 30 

29 Die Erkenntnis, daß Standardisierung Vereinheitlichung bedeutet, ist alt und doch immer 
wieder neu. Siehe E.S. SCHLANGE 1952, S. 273: ,,Standardisierung ist auf jeden Fall die 
Vereinheitlichung der auf den Markt kommenden Ware nach Art und Güte" oder auch 
DOMINIQUE FORAY 1993b, S. 90: "Certes Ja standardisation reduit Ja diversite, en fixant 
certaines caracteristiques des produits." 

30 Normen und Typen werden auch in der Betriebswirtschaftslehre unter "Standards" zusam-
mengefaßt (Vgl. JACOB 1990, S. 455f oder WöHE 1986, S. 317f.). Dabei beziehen sich Ty-
pen auf die Vereinheitlichung ganzer Erzeugnisse. Es handelt sich um eine produktbezoge-
ne Standardisierung. (Vgl. HANSMANN 1997, S. 79f) Dieser Begriff wird in der Arbeit nicht 
weiter verwendet, da er durch die Definition des Standards erfaßt wird. 
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Wettbewerbsstandard 
Ein Wettbewerbsstandard entsteht dann, wenn individuelle Entscheidungspro-
zesse zu identischen Ergebnissen führen, deren Summe eine kritische Grenze 
,,n" erreicht oder übersteigt. Diese Grenze ist im Hinblick auf die relevanten 
Personen, den relevanten Raum und die relevante Zeit zu definieren. Eine all-
gemeingültige kritische Grenze läßt sich nicht bestimmen, sie ist von Problem-
lösungsverfahren zu Problemlösungsverfahren bzw. von Technologie zu Tech-
nologie und von Zeit zu Zeit unterschiedlich. 

Komiteestandard31 

Unter Komiteestandards sollen alle durch freiwillige Zusammenschlüsse von 
Wirtschaftssubjekten realisierten Vereinheitlichungen verstanden werden, die 
als Dokument vorliegen und zu denen sich jeder Zugang verschaffen kann. Die-
ser freie Zugang muß nicht notwendigerweise kostenlos sein. Damit die freiwil-
ligen Zusammenschlüsse einen Komiteestandard setzen können, müssen sie 
über eine feste Organisationsform verfügen. Diese Organisation sollte in dem 
Gebiet, in dem der Komiteestandard erstellt wird, qualifiziert und durch die po-
tentiellen Anwender als Standardisierungskomitee akzeptiert sein. Im Verlauf 
der vorliegenden Arbeit wird der Begriff der „Norm" synonym zum Begriff des 
,,Komiteestandards" verwendet. 

Hierarchiestandard32 

Ein Hierarchiestandard ist eine Vereinheitlichung, deren Anwendung durch ei-
nen Rechtsakt verbindlich gemacht wird. 

Werknorm 
Eine Werknorm ist eine Vereinheitlichung, die nur für das jeweilige Unterneh-
men Gültigkeit besitzt. 

Die Zusammenhänge zwischen den einzelnen Benennungen und den dahinter-
stehenden Bedeutungen versucht die Abbildung 5 zu illustrieren. 

Ausgehend von generellen Problemlösungsverfahren können durch eine kollek-
tive Vereinheitlichung sowohl unmittelbar Hierarchie,- Komitee- oder Wettbe-

31 Komiteestandards werden im englischsprachigen Raum häufig unter der Bezeichnung der 
,,De jure Standards" geführt. Weiterhin fallen hierunter Bezeichnungen wie „Recommen-
dation" oder „Instruction" (s. MAO und HUMMEL, S. 747-748) bzw. im deutschsprachigen 
Raum ,,Norm" (vom DIN), .,Richtlinie"(z.B. vom VDI), .,Merkblätter" (z.B. vom Deut-
schen Verband für Schweißtechnik), .,Technische Regeln" (z.B. vom Kemtechnischen 
Ausschuß), .,Arbeitsblätter" (z.B. vom Gaswänne-Institut) etc. 

32 Im englischsprachigen Raum typischerweise als „mandatory standard" bezeichnet. 
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werbsstandards entstehen als auch über den Umweg der Werknormen. Prinzipi-
ell ist es denkbar, daß ein Standard innerhalb einer der Institutionen entsteht 
und sich dann in einem oder beiden anderen Bereichen ebenfalls etabliert. Al-
lerdings sind einige Wege, wie dies geschehen kann, plausibler als andere. So 
ist z.B. die Entwicklung eines Korniteestandards aus einem Wettbewerbsstan-
dard heraus ein häufig anzutreffendes Phänomen. Auf dieser Grundlage des 
Korniteestandards können dann zunehmend verbindliche Hierarchiestandards 
entstehen. 

Standard 

verpflichtend freiwillig 

Hierarchie- Komitee- Wettbewerbs-

standard standard standard 

.. ' ·~ .. .. & 

1 1 1 

+ + + 
1 

Werknormen 
1 

i 
Problemlösungsverfahren 

(im technischen Bereich) 

Abbildung 5: Zusammenhang zwischen Standard, Komiteestandard, 
Wettbewerbsstandard, Hierarchiestandard, Werknorm, 
Technologie und Problemlösungsverfahren33 

33 Die vorliegende Struktur und die darauf beruhenden Definitionen sind das Ergebnis einer 
internen Arbeitsgruppe an der Professur für Normenwesen mit HENDRIK ADOLPH!, 
ROLAND HILDEBRANDT, JAN RADTKE und dem Verfasser. Die vorliegenden Definitionen 
und Abgrenzungen sind von dem Versuch geprägt, sowohl technische wie auch betriebs-
wirtschaftliche und volkswirtschaftliche Sichtweisen und Aspekte zu berücksichtigen. Es 
bleibt dem Leser überlassen zu entscheiden, ob aus den vorliegenden Definitionen evtl. ein 
Wettbewerbsstandard hervorgeht. 
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Fallbeispiel 2: Die Schreibmaschinentastatur 

Zu den ,,Begriffe[n], die man kennen muß", gehört laut Fl.JNK (1995) die Ge-
schichte der QWERTY-Tastatur. QWERTY sind die ersten sechs Buchstaben 
der oberen Buchstabenreihe bei amerikanischen Schreibmaschinentastaturen. 
Diese Buchstabenanordnung findet sich mit geringen Modifikationen überall 
wieder, wo mit lateinischen Buchstaben geschrieben wird. Diese Buchstaben-
anordnung wurde 1867 durch Christoph Lathan Sholes entwickelt, der sich die-
se Anordnung auch patentieren ließ. Entwickelt wurde diese Anordnung spe-
ziell für eine Typenschreibmaschine, die vor allem darunter litt, daß sich die 
Typen bei einem schnellen Schreiben verhaken und damit das Schreiben unter-
brochen wird. Um dieses Ärgernis zu vermeiden, reduzierte die QWERTY-Ta-
statur gezielt die Schreibgeschwindigkeit. Doch machte der technische Fort-
schritt in Gestalt der Kugelkopf- bzw. Typenradmaschinen die Geschwindig-
keitsbegrenzung unnötig (KNIE, S. 167). Obwohl die technischen Beschränkun-
gen nicht mehr vorhanden sind, schreiben wir sogar heute auf Computertastatu-
ren mit einer QWERTY-Anordnung, obwohl die Option, eine andere Buchsta-
benanordnung einzustellen, häufig vorhanden ist. 
Andere Tastaturanordnungen wurden zwar entwickelt und propagiert, doch 
durchgesetzt hat sich bis heute nur die QWERTY-Anordnung; ein Indiz nicht 
nur für David, ein Versagen des Wettbewerbs zu postulieren (DAVID 1985 und 
1986). Denn diese anderen Tastaturanordnungen erlaubten nicht nur ein deut-
lich schnelleres Schreiben, sondern auch ein schnelleres Erlernen des Maschi-
neschreibens. Somit sei die mit lateinischen Buchstaben schreibende Gesell-
schaft in einen unterlegenen Standard „eingeschlossen". Der Wettbewerb der 
Standards sei offensichtlich nicht der Lage, einem effizienten, d.h., einem 
schnelleren Standard als die QWERTY-Anordnung, zum Erfolg zu verhelfen. 
Ursächlich für das Verharren in einem langsamen Standard sind die getätigten 
standardspezifischen Investitionen sowohl der Anwender als auch der Produ-
zenten. Während die Investitionen der Produzenten offensichtlich sind, ist dies 
bei den Anwendern nicht unbedingt der Fall. Bei ihnen hat die Entwicklung des 
Blindschreibens dazu geführt, daß bei einem Wechsel der Tastatur zum Teil er-
hebliche individuelle Wechselkosten zu tragen wären. Nach FARRELL und 
SAL0NER 1985 ist ein allgemeiner und unabhängiger Wechsel möglich, sofern 
nur Informationen über die Über- bzw. Unterlegenheit der Technologien herr-
schen. Der hierfür notwendige Prozeß einer „backward induction" kann aller-
dings durch geringfügig nicht vollständige Informationen im Keime erstickt 
werden (DAVID 1993). 
Mittlerweile hat der Wettbewerbsstandard QWERTY-Tastatur Eingang in die 
Komiteestandardisierung gefunden. So beschreibt die DIN 2137 diese Anord-
nung von Buchstaben einer Schreibmaschine. 
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2.2.3 Klassifikationen 

Schon seit geraumer Zeit wird versucht, Normen oder Standards zu ordnen und 
somit zu klassifizieren. Als größtes Hindernis auf dem Weg zu einer einheitli-
chen Terminologie und Klassifikation erweisen sich die unterschiedlichen Kri-
terien, die für die Klassifikationen herangezogen werden. Daraus resultieren 
auch die unterschiedlichen Sichtweisen ein und desselben Gegenstandes. Im 
folgenden werden zuerst einige Kriterien, wie derartige Klassifikationen bzw. 
Kriterien zur Klassifikation aussehen können, vorgestellt. 

Als Beispiel für wenig hilfreiche Klassifikationen wird die lange Zeit gültige 
Klassifikation des DIN vorgestellt, bevor eine eigene Klassifikation von Stan-
dards nach ihrer ökonomischen Wirkung vorgenommen wird. Ergänzend wer-
den Unterteilungen von Standards nach ihrem Geltungsbereich und ihrer tech-
nologischen Tiefe dargestellt. 

2.2.3.1 Kriterien und Klassifikation nach DIN 

In der DIN-Terminologie werden Normen die folgenden Funktionen zuge-
schrieben (HARTLIEB, NITSCHE und URBAN, S.21): 

Allgemeine Normenfunktionen: 
• energetische Funktionen und 
• Ordnungsfunktion; 

Spezielle Funktionen: 
• Tauschfunktion, 
• Häufungsfunktion, 
• Bevorratungsfunktion, 
• Güte- oder Qualitätsfunktion, 
• Verkehrs- oder Informations- und Kommunikations- oder Transport-

funktion, 
• Rechtsfunktion und 
• Sicherheitsfunktion. 

Ohne daß diese Funktionen als ordnungschaffende Kriterien in die Klassifikati-
on eingehen, werden in der die Normungsarbeit des DIN begründenden DIN 
820 die in Tabelle 2 aufgeführten Normen unterschieden. Es muß festgestellt 
werden, daß für die Klassifikation des DIN unterschiedliche Kriterien herange-
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zogen werden, wie z.B. den abstrakten Gegenstand der Norm (Dienstleistung, 
Verfahren; die offensichtlich fehlende Klasse der Produktnorm taucht aber nicht 
auf) oder das Ziel der Norm (Gebrauchstauglichkeit, Qualität, Sicherheit oder 
Verfahren) oder den konkreten Gegenstand der Norm (Maßnorm und Stoff-
norm). 

Dienstleistun11:snorm Qualitätsnorm Sicherheitsnorm 
Gebrauchstau11:lichkeitsnorm Liefernorm Planun_gsnorm 
Prüfnorm Stoffnorm Verfahrensnorm 
Maßnorm Verständilrnn_gsnorm 

Tabelle 2: Normenarten nach DIN 820 

2.2.3.2 Klassifikation nach der ökonomischen Wirkung 

Für die vorliegende Arbeit ist eine Klassifikation nach den "Zielen" von Stan-
dards auf der Grundlage ihrer ökonomischen Wirkung sinnvoll. Die einzelnen 
Ebenen der in Abbildung 6 vorgenommenen Klassifikation sollen im folgenden 
näher erläutert werden. Die hier vertretene Klassifikation stellt eine Kombinati-
on von bereits existierenden Klassifikationen dar. 
1. Ebene: Aus der obigen Definition für Standards als Vereinheitlichung bzw. 

„die Auswahl aus einem Pool an Möglichkeiten" kann diese allen 
Standards gemeinsame Wirkung formuliert werden. 

II. Ebene: Diese Ebene geht in erster Linie auf eine Klassifikation von 
KlNDLEBERGER (1983, S. 387) zurück. Er unterteilt Standards in 
transaktionskosten-senkende und steigende-Skalenerträge-
realisierende Standards. Diesen beiden Klassen soll (siehe hierzu 
auch ÜBERLACK 1989, S. 22) eine weitere Klasse hinzugefügt wer-
den. Hiermit soll die Tatsache erfaßt werden, daß Standards eben, 
falls dort zum Einsatz kommen, wo die Entstehung externer Effekte 
verhindert oder zumindest eingeschränkt werden soll. 

III. Ebene: Da Skalenerträge sowohl auf der Produzenten- als auch auf der 
Konsumentenseite auftreten können, ist es sinnvoll, diese Klasse 
entsprechend aufzuteilen. Der Begriff der Informationsstandards 
findet sich immer wieder (z.B. bei GEWIPLAN S. 53). Er ist aller-
dings derart stark an Kompatibilität geknüpft, daß Informations-
standards im folgenden der Klasse der Kompatibilitätsstandards 
zugeordnet werden. 
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Abbildung 6: Klassifikation von Standards gemäß ihrer ökonomischen Wirkungen und die Zuordnung gebräuch-
licher Klassen von Standards 



IV. Ebene: Auf dieser Ebene werden Termini verwendet und eingeordnet, wie 
sie vielerorts Verwendung finden. 

Steigende Skalenerträge können durch vielfalt-reduzierende Stan-
dards oder durch Kompatibilitätsstandards realisiert werden. Im 
letzten Fall liegen die Skalenerträge als positive Netzwerkeffekte 
auf der Konsumentenseite vor. 

Transaktionskosten können durch Qualitätsstandards und durch In-
formationsstandards gesenkt werden. 

Zusätzlich sind hier Sicherheits- und Umweltstandards zu nennen, 
die die Funktion einer Vermeidung externer Effekte erfüllen. 

Qualitätsstandards werden in Märkten mit einer asymmetrischen 
Informationsverteilung als Signal für gute Qualität benötigt (vgl. 
F0RAY 1993b, S. 88). Droht ein Markt in das "Akerlofsche Gleich-
gewicht" (AKERLOF 1970) mit ausschließlich schlechter Qualität zu 
kippen, so können Qualitätsstandards helfen, dieses Gleichgewicht 
zu verlassen. Hierfür muß natürlich gewährleistet sein, daß die Si-
gnale nicht kostenlos imitiert werden können (vgl. hierzu FRANK 
1987). 

Offensichtlich können durch eine Reduzierung der Vielfalt stei-
gende Skalenerträge z.B. in Form von Lernkurveneffekten in der 
Produktion realisiert werden.34 

Somit können nun fünf Klassen von Standards unterschieden werden: 
• Umweltstandards, 
• Sicherheitsstandards, 
• Qualitätsstandards, 
• Vielfaltreduzierende Standards und 
• Kompatibilitätsstandards. 

Die vorliegende Arbeit legt den Schwerpunkt der Analyse auf Standards die die 
Kompatibilität von Produkten gewährleisten sollen. 

34 Zu den Effekten der Standardisierung in verschiedenen Unternehmensbereichen ausführli-
cher ADOLPH! und KLEINEMEYER (1995). 
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Es soll hier keineswegs der Eindruck vermittelt werden, jeder Standard ließe 
sich einer dieser Klassen eindeutig zuordnen. Die meisten Standards weisen die 
drei ökonomischen Basisfunktionen in unterschiedlicher Ausprägung auf. In der 
Abbildung 7 sind nun einige Beispiele für Standards genannt und ihre ungefäh-
re Position in einem Dreieck angegeben, das durch die basalen Wirkungen von 
Standards aufgespannt wird. 

Sprache ( 

transaktionskostensenkende 
Wirkung 

Externe Effekte 
reduzierende Wirkung 

Fernsehstandards 

steigende Skalenerträge 
realisierende Wirkung 

Abbildung 7: Beispiel für Standards und ihre ungefähre Positionierung 
im Dreieck der basalen ökonomischen Wirkungen von 
Standards35 

2.2.3.3 Klassifikation nach dem Geltungsbereich 

Ein anderes Kriterium zur Klassifikation - nämlich den Geltungsbereich eines 
Standards - verwendet SULLIVAN (SULLIVAN, 1983, S. 11-16), um zu folgender 
Unterteilung zu kommen: 

internationale Standards, 
nationale Standards, 

35 Schraubenstandards beschreiben die Größe, Gewindelaufrichtung etc. von Schrauben und 
Muttern, Fernsehstandards spezifizieren die technischen Daten für die Produktion, Über-
tragung und den Empfang von Signalen für Fernseher, Sprachen definieren einen Phonem-
bereich und die Technische Anweisung Luft stellt Anforderungen bezüglich der Reinhal-
tung der Luft (ausführlicher zur TA Luft s. WICKE 1993, S. 238f). 

60 



Industriestandards, 
Betriebsstandards und 
persönliche Standards. 

Fügt man diesen Klassen noch die Kategorie der „Gruppenstandards" zu, so 
kommt man zu der Klassifikation, wie sie in Abbildung 8 dargestellt wird. 

Internationale Standards 

Regionale Standards 

Nationale Standards 

Betriebliche Standards 

Gruppenstandards 

Individuelle 
Standards 

Abbildung 8: Klassifikation von Standards gemäß ihres Geltungsberei-
ches 

2.2.3.4 Klassifikation nach der technologischen Tiefe 

Diese Klassifikation beruht auf einer Unterteilung für Technologien von D0s1 
(D0s1 1982). Da Technologien, wie oben erwähnt, als Vorstufe für Standards 
angesehen werden können, liegt es auf der Hand, das Schema von D0s1 im Hin-
blick auf Standards zu modifizieren. Dosi formuliert ein technologisches Para-
digma, aus dem sich ein Pfad (,,trajectory") ergibt. Innerhalb dieses Pfades wer-
den nun manche Möglichkeiten realisiert und manifestieren sich in Produkten. 
Dieses Schema kann noch um Varianten der Produkte erweitert werden. Hierbei 
kann es sich beispielsweise um Baureihensysteme handeln, wo also ein Produkt 
in unterschiedlicher Größe gefertigt wird, oder auch um Komponenten für ähn-
liche Produkte wie z.B. bei Baukastensystemen (BEITZ und PAHL 1974). 
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Variante 

Produkt 

Pfad 

Paradigma 

Abbildung 9: Klassifikation von Standards gemäß ihrer technologischen 
Tiefe 

2.3 Volkswirtschaftliche Effekte der Standardisierung 

Wie in der im vorangegangenen Abschnitt dargestellten Klassifikation gezeigt, 
können wir Standards auf der Grundlage ihrer Wirkungen unterscheiden. Die 
dort vorgenommene Unterscheidung in transaktionskostensenkende, steigende 
Skalenerträge realisierende und externe Effekte reduzierende Standards kann als 
Makro-Ansatz bezeichnet werden. Als Ergänzung hierzu sollen im folgenden 
Abschnitt die oben beschriebenen Wirkungen auf die sie begründenden Ursa-
chen hin untersucht werden. Das Ergebnis dieser Untersuchung kann dann als 
Mikro-Ansatz bezeichnet werden36• 

2.3.1 Standards und Transaktionskosten 

Transaktionskosten sind in diesem Zusammenhang in ihrer weiten Interpretati-
on zu sehen. Sie umfassen damit alle Kosten, die bei einer Transaktion wie z.B. 
einem Vertrag über einen Leistungsaustausch anfallen. Hierzu zählen dann u.a. 
die Kosten, die die Suche nach einem geeigneten Vertragspartner mit sich 
bringt, oder auch die Kosten für die Formulierung des Vertrages. Auch ex post 

36 Diese Einteilung beruht auf dem Ansatz von ECONOMIDES für Netzwerkexternalitäten, wo-
bei der Makro-Ansatz annimmt, daß Netzwerkexternalitäten existieren und auf dieser 
Grundlage die sich hieraus ergebenden Konsequenzen untersucht. Der Mikro-Ansatz be-
zieht sich hingegen auf die Frage, welche Ursachen zu Netzwerkexternalitäten führen 
(können) (ECONOMIDES 1996a, S. 8). 
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Kosten eines Vertrages, wie z.B. die Überwachung der jeweils erbrachten Lei-
stung, sind unter dem Begriff der Transaktionskosten zu subsummieren. 

2.3.1.1 Vereinfachung der Kommunikation durch Standards 

Standards sollen helfen, die Kommunikation zwischen Individuen zu erleichtern 
und damit auch kostengünstiger zu gestalten. Ein gemeinsamer Standard macht 
die Kommunikation zwischen Individuen schneller, da keine umfangreichen 
Erläuterungen mehr notwendig sind. In diese Rubrik fallen Standards wie Spra-
chen, Maßeinheiten oder Zeiteinteilungen, also Standards, deren Vereinheitli-
chung Dolmetscher, Wörterbücher oder Umrechnungstabellen überflüssig ma-
chen. 

Standardisierung führt aber auch zu deutlich reduzierten Suchzeiten und damit 
Suchkosten. Dies liegt daran, daß im ,Jdealfall" alle Produkte standardisiert 
sind und somit dem ökonomisch-theoretischen Ideal des ,,homogenen Gutes" 
zumindest im Hinblick auf das Gut bzw. die Dienstleistung per se entsprechen. 
Insofern bauen Standards also eine u.U. nur von den Produzenten aufrechter-
haltene Heterogenität der Produkte oder Dienstleistungen ab und helfen somit 
diesem Ideal der vollständigen Konkurrenz näherzukommen (FARRELL und 
SALONER 1987, S. 5). 

2.3.1.2 Signalwirkung von Standards bei asymmetrischer Information 

Können Konsumenten oder allgemein Käufer einer Leistung deren Qualität erst 
nach dem Kauf feststellen, so besteht die Gefahr, daß auf einem Markt nur noch 
schlechte Qualität angeboten wird (AKERLOF 1970). Produzenten eines Pro-
duktes, das eine höhere Qualität aufweist, werden versuchen, den Konsumenten 
diese höhere Qualität zu signalisieren. Neben anderen Signalen, wie z.B. Wer-
bung (NELSON 1974), kann auch die Konformität eines Produktes zu einem vor-
handenen Standard als Signal für höhere Qualität dienen (DAVID und 
STEINMUELLER 1993, S. 7). Dieses Vorgehen ist so lange positiv zu bewerten, 
wie die Konformität zu dem Standard freiwillig ist. Führt allerdings die Nicht-
befolgung des Standards zu einem Marktausschluß, so besteht zumindest der 
Verdacht, daß ein wettbewerbsfeindliches Verhalten seitens der standardsetzen-
den Organisation vorliegt (ANTON und Y AO, S. 261 ). 

Besonders relevant sind derartige Wettbewerbsbeschränkungen, wenn ein Stan-
dard Minimumanforderungen an ein Produkt oder eine Dienstleistung stellt und 
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Produkte oder Dienstleistungen, die diesem Standard nicht genügen, nicht ver-
kauft oder angeboten werden dürfen. Ein entsprechender Minimumstandard 
kann dabei durchaus gesellschaftlich wünschenswert sein, wenn z.B. auf kei-
nem anderen Weg das ausschließliche Angebot schlechter Qualität verhindert 
werden kann, weil alle anderen Signale höherer Qualität von den Anbietern 
schlechter Qualität kostenlos imitiert werden können (FRANK 1987). Wird die-
ser Minimumstandard allerdings von einer Institution verabschiedet, in der sich 
eine Interessengruppe von schon auf dem Markt anbietenden Unternehmen oder 
Einzelpersonen organisiert hat, so besteht die Tendenz, daß das durch den Stan-
dard festgesetzte Mindestniveau des Produktes oder der Dienstleistung zu hoch 
festgelegt wird (LELAND 1979). 

Die Existenz von Minimumstandards, die einzuhalten sind, kann auf der ande-
ren Seite zu erhöhten Produktionskosten führen. Da die Nicht-Einhaltung der 
Anforderungen, wie sie im Standard definiert sind, zu einem Marktausschluß 
führt oder führen kann, müssen die Unternehmen ihre Produkte vor dem In-den-
Verkehr-bringen auf die Konformität zu den entsprechenden Standards prüfen 
oder prüfen lassen. Je nachdem, ob ein Unternehmen diese Prüfung selber 
durchführen kann - also eine Herstellererklärung abgeben kann -, wie dies bei 
der CE-Kennzeichnung der Fall ist, oder aber ein unabhängiger Dritter diese 
Prüfung durchführen muß, variieren die Prüfkosten37 • Die CE-Kennzeichnung 
besagt, daß ein Produkt den Anforderungen, wie sie durch die jeweils relevan-
ten Richtlinien definiert werden, entspricht. Es wird damit keine Konformität zu 
einem Komiteestandard im Sinne des DIN oder anderen zum Ausdruck ge-
bracht. Andererseits werden nach der neuen Konzeption der Europäischen 
Kommission in den Richtlinien allgemein gehaltene Anforderungen niederge-
legt, während die spezifischen Forderungen und Ausgestaltungen durch euro-
päische Normen oder Standards von CEN, CENELEC oder ETSI definiert wer-
den. Dabei wird üblicherweise angenommen, daß ein Unternehmen, daß die Eu-
ropäischen Normen einhält, seine Produkte im Einklang zu den entsprechenden 
Richtlinien produziert und somit das CE-Kennzeichen an seinem Produkt an-
bringen darf. 

2.3.1.3 Handelsvereinfachung durch harmonisierte Standards 

Durch die zunehmende Internationalisierung des Handels sowohl weltweit als 
auch regional, wie sie durch die Gründung von Freihandelszonen wie NAFT A 
oder des Europäischen Binnenmarktes zum Ausdruck kommt, treffen unter-

37 Ausführlicher zur CE-Kennzeichnung bei HILDEBRANDT (1995). 
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schiedliche technische Standards aufeinander. Da jede Nation ihre Standards 
auf der Grundlage der eigenen technologischen und gesellschaftlichen Ent-
wicklung hervorgebracht hat, sind die unterschiedlichen nationalen Regelungen 
für ein und denselben Sachverhalt, z.B. Sicherheit im Kraftfahrzeugbereich, 
zum Teil sehr heterogen.38 Um einen freien Austausch von Gütern und Dienst-
leistungen zu gewähren, sind homogene Anforderungen, wie sie in Standards 
festgelegt sind, unumgänglich. 

Gewachsene Standards sind allerdings häufig nur schwer zu beseitigen, da sie 
häufig von Industrien, die im entsprechenden Geltungsbereich ansässig sind, 
mißbraucht · werden, um sich vor ausländischer Konkurrenz zu schützen 
(MACGROUP, 1988, S. 8). Die Initiative kann dabei von der betroffenen Indu-
strie ausgehen, wobei dann häufig auf eine schlechtere Qualität der Konkur-
renzprodukte verwiesen wird, oder vom Staat, der die betroffene Industrie u.U. 
als Schlüsselindustrie ansieht.39 Warum der Konsument allerdings nicht in der 
Lage sein soll, selber zu entscheiden, ob er ein billiges, (angeblich) qualitativ 
minderwertiges Produkt erwirbt oder ein teureres höherwertiges, wird bei die-
sem Argument nicht näher beleuchtet. 

38 So berichtet W.T. POMf'RET vom malayischen Automobilhersteller Proton, der 1985 anfing, 
erst den heimischen Markt zu bedienen, um danach auch international tätig zu werden. Das 
Unternehmen konnte seine Fahrzeuge erfolgreich nach Irland, Malta, Neuseeland u.a. ein-
führen, scheiterte aber in den Vereinigten Staaten. Die hier geforderten Standards im Hin-
blick auf Schadstoffemission und Sicherheit und die dazugehörige Konformitätsprüfung 
verhinderten erfolgreich den Marktzutritt. Die notwendigen Umrüstkosten für den ameri-
kanischen Markt hätten sich bei ca. 30.000 Fahrzeugen während des ersten Jahres auf un-
gefähr 333 $ je Fahrzeug belaufen. Obwohl Proton bereit war, die notwendigen Umrüstun-
gen vorzunehmen, scheiterte der Marktzutritt, da das Unternehmen keinerlei Erfahrungen 
im Umgang mit den involvierten amerikanischen Behörden besaß. Bis zur erfolgreichen 
Konformitätsprüfung dauerte es so lange, daß der geprüfte Wagen technologisch veraltet 
war. (POMf'RET, S. 120) 

39 Zu welcher Phantasie standardsetzende Organisationen fähig sind, wenn es darum geht, 
ausländischen Marktzutritt zu verhindern, illustriert LECRAW. Danach mußten amerikani-
sche Unternehmer feststellen, daß die von ihnen nach Japan exportierten Baseballschläger 
nicht den japanischen Standards entsprachen und somit in Japan nicht verkauft werden 
durften. Einer der betroffenen Unternehmer reagierte etwas verärgert: ,,In disgust, he or-
dered them [the bats] tobe dumped into the ocean off the Japanese coast and they floated 
ashore - not the way most firms would like to see their products entering the Japanese mar-
ket." (LECRAW 1987, S. 45) 
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Fallbeispiel 3: Hochauflösendes Fernsehen als Handelshemmnis40 

1986 schlug die japanische Delegation dem CCIR, einer Unterorganisation der 
ITU vor, das in Japan entwickelte Hi-Vision-System als Grundlage für einen 
neuen weltweiten Fernsehstandard anzunehmen. Hiermit sollte die schlechten 
Qualität der existierenden Standards PAL, SECAM und insbesondere des ver-
alteten NTSC durch eine bessere abgelösten werden. Diesem Vorschlag wurde 
besonders von den europäischen Vertretern entgegengehalten, daß er nicht ab-
wärtskompatibel sei und somit die Besitzer und Anwender komplett neue Fern-
sehsysteme kaufen müßten. Damit war die formale Begründung für die ableh-
nende Haltung der europäischen Delegationen geliefert. Tatsächlich dürfte die 
Sorge, nach dem Hifi-Bereich nun auch noch den TV-Bereich an die japanische 
Konkurrenz zu verlieren, zu der ablehnenden Haltung geführt haben. Man ei-
nigte sich darauf, daß die Europäer auf der nächsten vier Jahren später stattfin-
denden Hauptversammlung einen eigenen Vorschlag machen würden. 
Somit begann in Europa die Entwicklung einer eigenen Technologie für hoch-
auflösendes Fernsehen (HDTV). Diese Forschungs- und Entwicklungsarbeit 
wurde sowohl von Unternehmen als auch in erheblichem Maße von der Euro-
päischen Kommission finanziell im Rahmen des EUREKA 95 Programms ge-
fördert. Nach 625 Millionen ECU an Förderungen zwischen 1986 und 1992 
(GRINDLEY, S. 205) konnte dann 1990 tatsächlich eine eigene HDTV-Tech-
nologie vorgestellt werden: HD-MAC. Diese hatte allerdings den Nachteil, daß 
sie genauso wie der abgelehnte japanische Vorschlag nicht abwärtskompatibel 
war, doch wurde dieses Problem dadurch „gelöst", daß eine Zwischenstufe D2-
MAC eingeschaltet wurde, die sowohl zu den in Europa bestehenden Fernseh-
standards abwärtskompatibel als auch zu dem geplanten HDTV-Fernseh-
standard aufwärtskompatibel war. Die Verzögerungen, die die europäische Ab-
lehnung des japanischen Vorschlags erzeugte, führten dazu, daß auch in den 
USA Überlegungen angestellt wurden, in Richtung eines eigenen Standards zu 
forschen. Als Mechanismus wurde ein Wettbewerb vor der Markteinführung der 
Technologien verwendet, d.h., die FCC schrieb den Standard aus. Kurz vor 
Ausschreibungsende erhielten die bis dahin ausschließlich auf analogen Tech-
nologien beruhenden Vorschläge einen Konkurrenten, der ein rein digitales Sy-
stem vorstellte. Da dieser technische Fortschritt sehr überraschend kam, wurde 
den Konkurrenten durch eine Neuansetzung des Ausschreibungstermins die 
Möglichkeit gegeben, ebenfalls digitale Systeme zu entwickeln. Die European 
Broadcasting Union erklärte dann 1993, daß der MAC Standard damit obsolet 
geworden sei und Europa dem amerikanischen Standard folgen würde. Somit 
konnte der japanische Vorstoß von 1986 erfolgreich abgewehrt werden. 

40 Ausführliche Darstellungen der Entwicklungen im HDTV-Bereich finden sich bei BROWN 
u.a. (] 992), OWEN und WII.DMAN (1992) oder GRINDLEY (1995). 
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So hätten innerhalb Europas z.B. diese Beschränkungen des Handels mit der 
Realisierung des Binnenmarktes 1993 fallen müssen, tatsächlich sind aber viele 
geblieben. Eine den europäischen Normenorganisationen CEN, CENELEC und 
ETSI von der Kommission übertragene Aufgabe ist es, europäische Standards 
zu erarbeiten, die dann in das jeweilige nationale Normenwerk aufzunehmen 
sind und somit europaweit einheitliche Standards zu erzeugen.41 Diese nationa-
len Normenwerke haben allerdings grundsätzlich freiwilligen Charakter.42 

Während diese Harmonisierung innerhalb Europas für einen Abbau nicht-
tariffärer Handelshemmnisse sorgen soll, stellt es an den Grenzen Europas zum 
Teil eine erhebliche Hürde für exportwillige Drittländer dar. Zu denken ist in 
diesem Zusammenhang insbesondere an die ost-, mittel- und südosteuropäi-
schen Staaten, deren wichtigster Absatzmarkt der Europäische Binnenmarkt ist, 
die aber häufig weder über die gültigen Standards in Europa informiert sind 
noch während der Erarbeitung dieser Standards ihre eigenen Wünsche und 
technischen Möglichkeiten in den Standardisierungsprozeß einbringen kön-
nen.43 

2.3.1.4 Kombinierbarkeit von Komplementärprodukten durch Standards 

Eine wichtige Eigenschaft von Standards ist ihr Effekt auf Märkte für komple-
mentäre Produkte. Typische Komplementärprodukte sind z.B. Computerhard-
ware und -software, CompactDisc-Abspielgeräte und CompactDiscs oder Vi-
deocassettenrecorder und Videocassetten44 • Kompatibilitätsstandards, insbeson-

41 Dies ist seit 1985 möglich, da zu diesem Zeitpunkt die Politik der Europäischen Kommis-
sion im Hinblick auf die Harmonisierung hin zum sogenannten "New Approach" führte. Im 
Rahmen dieses neuen Ansatzes wird nicht mehr versucht, Verordnungen ("Directives") bis 
ins kleinste Detail selber zu schaffen, sondern nur noch grobe Leitlinien zu verfassen und 
diese dann durch CEN/CENELEC/ETSI ausfüllen zu lassen. (Vgl. hierzu u.a. PELKMANS 
1987, 1990) 

42 Dies gilt z.B. für Frankreich nur mit Einschränkungen. Dort kann ein Komiteestandard für 
verbindlich erklärt werden. Dies geschah beispielsweise 1965 als eine Reihe von „französi-
schen Normen für alle in Frankreich hergestellten oder dorthin importierten Kühlschränke 
mit Wirkung vom 15. Januar 1966 für allgemein verbindlich erklärt." (RöHLING, S. 35) 

43 Vgl. HESSER, HILDEBRANDT und KLEINEMEYER (1996). Weiterführende Literatur zu die-
sem Themenkomplex findet sich in NATIONAL RESEARCH COUNCIL und unter besondere 
Berücksichtigung von Umweltstandards bei GRÖNER S. 143-162. 

44 Mathematisch wird die Eigenschaft der Komplementarität von Produkten oder Dienstlei-
stungen durch die Kreuzpreiselastizität ausgedrückt. Bei Komplementärgütem ist diese -
im Gegensatz zu Substitutionsgütem - negativ, d.h., eine Erhöhung des Preises für Gut 2 
führt zu einer sinkenden Absatzmenge des Gutes 1: axJ ap2 < 0. 
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dere im Sinne von Schnittstellenstandards, stellen die Voraussetzung für die 
Kombinierbarkeit von verschiedenen Produkten dar. Daß dieser Effekt gesell-
schaftlich wünschenswert sein kann, zeigen MATUTES und REGIBEAU (MATUTES 

und REGIBEAU 1987, 1988, 1989, 1992) sowie EINHORN (1992) in ihren jeweili-
gen Arbeiten. Sie fanden heraus, daß bei Systemen, die aus mehreren Kompo-
nenten bestehen, die gesellschaftliche Wohlfahrt alleine dadurch steigen kann, 
daß die Konsumenten die dann kompatiblen Komponenten unterschiedlicher 
Hersteller miteinander verbinden können. 

Eigenschaft 
Produkt 2 

Variante B 

Eigenschaft 
Produkt 1 

Abbildung 10: Die Marktaufteilung ohne die Kombinierbarkeit gewähr-
leistender Standards45 

Die Argumentation hierfür verläuft folgendermaßen: Angenommen, das System 
besteht aus zwei Komponenten, die jeweils eine Eigenschaft besitzen. Diese 
Eigenschaften lassen sich entlang einer Geraden anordnen. Nun bieten zwei 
Unternehmen jeweils ein Komplettsystem an, dessen Eigenschaften im Ur-
sprung (Variante A) und dem diagonal entgegengesetzten Punkt (Variante B) 
angesiedelt sind. Die Konsumenten seien über das durch die beiden Varianten 
aufgespannte Rechteck gleichverteilt. Ein Konsument, der am Punkt G angesie-
delt ist, wünscht sich die erste Komponente in der Ausprägung g1 und die 
zweite in der Ausprägung g2• Unterstellt man, daß die Zahlungsbereitschaft ab-

45 In Anlehnung an: MATUTES und REGIBEAU 1988, S. 225, Übersetzung durch den Verfasser. 
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züglich des Preises sowie der Adaptionsverluste46 Og1 ,O,g2 pos1t1v ist, dann 
kauft dieser Konsument das Produkt, das ihm am nächsten liegt. Im Beispiel der 
Abbildung l O ist dies die Variante A. 

Existieren keinerlei Standards (herrscht also Inkompatibilität), die die Kombi-
nierbarkeit der jeweiligen Komponenten gewährleisten, so kann sich eine 
Marktaufteilung, wie in Abbildung l O dargestellt, ergeben. Die Marktgrenze 
beschreibt dabei die Hypotenuse zum rechten Winkel, in dem die betroffenen 
Unternehmen ihre jeweiligen Produkte positioniert haben. Verhalten sich die 
Unternehmen als Monopolisten und nehmen höhere Preise, so verschiebt sich 
die Marktgrenze dichter an den jeweiligen Ursprung. Die Konsumenten, deren 
Präferenzen in der nord-westlichen oder der süd-östlichen Ecke des Produk-
traumes positioniert sind, werden also gar nicht mehr kaufen, wenn sich z.B. die 
Zahlungsbereitschaft reduziert. 

Eigenschaft 

Eigenschaft 
Produkt 2 

Variante 

Pnqukt 1 

Kombination aus 
A undB 

A 

Marktgrenzen 

Kombination 
ausB und A 

V 

; 

ariante B 

Eigenschaft 
Produkt 2 

Eigenschaft 
Produkt 1 

Abbildung 11: Eine mögliche Marktaufteilung mit Standards, die die 
Kombinierbarkeit der Komponenten gewährleisten (Quel-
le: MATUTES und REGIBEAU 1988, s. 225, Übersetzung durch 
den Verfasser) 

46 Zu Adoptionsverlusten siehe den Abschnitt „Standards und die Reduktion der Produktviel-
falt". 
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Werden nun Kompatibilitätsstandards geschaffen, so daß die Konsumenten die 
Komponenten variieren bzw. kombinieren können, werden insbesondere dieje-
nigen besser gestellt, deren Präferenzen in den süd-östlichen bzw. nord-
westlichen Ecken positioniert sind. Abbildung 11 zeigt dies und macht dabei 
deutlich, daß die Summe der Adaptionskosten, die die Konsumenten aufbringen 
müssen, durch die Kombinierbarkeit der Komponenten deutlich gesenkt werden 
kann. Bei Inkompatibilität mußten z.B. die Konsumenten der nord-westlichen 
Ecke, also mit einer Präferenz für die Variante A beim Produkt 1 auch die Ei-
genschaften des Produktes 2 der Variante A in Kauf nehmen, obwohl hier Vari-
ante B eher ihren Präferenzen entsprachen. Bei Kompatibilität können die Kon-
sumenten nun jeweils das Produkt erwerben, das ihren Präferenzen am ehesten 
entspricht und mit einander kombinieren. 

2.3.2 Standards und steigende Skalenerträge 

Steigende Skalenerträge beziehen sich darauf, daß eine Verdoppelung der Aus-
bringungsmenge durch einen kleineren als doppelten Einsatz an Produktions-
mitteln erreicht werden kann. Üblicherweise werden mit steigenden Skalener-
trägen Effekte auf der Produzentenseite um- bzw. beschrieben. Bei kompatibi-
litätsbedingten Netzwerken hingegen treten diese Skalenerträge auf der Konsu-
menten- oder Anwenderseite auf. Insofern werden auch hier diese beiden 
Aspekte getrennt voneinander behandelt, wobei allerdings nicht nur die skalen-
erträge-realisierenden positiven Effekte einer Standardisierung diskutiert wer-
den, sondern insbesondere auch die damit mittel- und unmittelbar verbundenen 
Probleme und gesellschaftlichen Kosten. 

2.3.2.1 Standards und die Reduktion der Produktvielfalt 

Die Eigenschaft der Standardisierung, aus einer Vielzahl von Möglichkeiten 
eine oder einige wenige auszuwählen, gehört sicherlich zu den Ursachen für 
ihre ständig größer werdende Bedeutung. Standardisierte Produkte, Dienstlei-
stungen und Verfahren sind notwendige Voraussetzung für eine kostengünstige 
Massenproduktion. (s. UPDEGROVE oder ENGLMAN, S. 155) Kosteneinsparungen 
können dabei ihre Ursachen in einer besseren Nutzung sowohl des Anlagenka-
pitals als auch des Humankapitals haben. 

Die Verwendung standardisierter Bau- oder Einzelteile kann in der Beschaffung 
zu niedrigeren Beschaffungskosten führen, da die Anzahl an Bestellvorgängen 
sinkt und somit die bestellmengenunabhängigen Kosten sinken. Zusätzlich kön-
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nen sich durch größere Bestellmengen für ein Produkt eher Rabatte erzielen las-
sen, so daß sich auch die rnengenabhängigen Bestellkosten reduzieren können. 
Auch im Bereich der Lagerhaltung ist mit positiven Einflüssen der Standardisie-
rung zu rechnen, da nun die teilebezogenen Lagerverwaltungskosten sinken. 
Nicht zuletzt ist auch im Bereich der Produktion mit Einsparungen zu rechnen, 
da standardisierte Produkte zu größeren Losen führen und damit die Stillstand-
und Urnrüstzeiten der Maschinen und die damit korrespondierenden Kosten 
sinken47 • 

Im Bereich der menschlichen Arbeitskräfte bildet die ,,Lern- bzw. Erfahrungs-
kurve" das Phänomen der wiederholten bzw. standardisierten Tätigkeit ab. In 
der Erfahrungskurve werden die variablen Produktionskosten in Abhängigkeit 
von der Zeit oder der produzierten Menge dargestellt, wobei die variablen Pro-
duktionskosten mit der Zeit oder der Menge sinken.48 

In Verbindung mit dieser Vielfaltreduktion können allerdings auch Kosten auf-
treten. Da angenommen werden kann, daß die Konsumenten über ein weites 
Spektrum an Wünschen bezüglich der Ausprägung der Produkteigenschaften 
verfügen, wird jeder Konsument ein Produkt vorziehen, das genau auf diese 
Wünsche zugeschnitten ist. Eine entsprechende Einzelfertigung ist möglich, es 
gehen aber die oben beschriebenen Vorteile einer Massenfertigung verloren. 
Werden sogar ausschließlich standardisierte Produkte oder Dienstleistungen 
angeboten, so entstehen vielen Konsumenten Verluste aus einer fehlenden Kon-
gruenz des angebotenen mit dem gewünschten Produkt. Die hierbei entstehen-
den Kosten sollen im weiteren als Adaptionskosten bezeichnet werden. Adapti-
onskosten entstehen z.B. dadurch, daß ein gekauftes standardisiertes Produkt 
erst vorn Käufer an seine individuellen Bedürfnisse angepaßt werden muß. Die-
se Kosten können dann in Form von Materialverbrauch oder Arbeitszeit auftre-

47 Die International Organization for Standardization gibt an, daß sich die Bestell-, die Lager-
und die Produktionskosten gemäß der folgenden Formel veränderten: 

C -C (P )--0,25 

- 0 --1 = 1 - -2. . Hierbei steht Co für die Kosten vor der Durchführung eines Stan-
Co P1 

dardisierungsvorhabens, C1 für die Kosten danach, Po für die Anzahl an Varianten vor der 
Durchführung des Vorhabens und P1 für die Anzahl danach. (ISO 1982, S. 38). 

48 Üblicherweise sind Märkte, in denen Lern- oder Erfahrungskurven von Bedeutung sind, 
stärker von den Unternehmen umkämpft als Märkte, wo dies nicht der Fall ist. Dies liegt 
daran, daß es für jedes Unternehmen wichtig ist, möglichst schnell auf der Lernkurve „her-
unterzukommen", d.h. möglichst schnell möglichst viel Erfahrung zu sammeln, um dann 
zu günstigeren Konditionen als die Konkurrenten produzieren zu können. Einen umfang-
reichen Überblick über Erfahrungskurvenkonzepte sowie deren Auswirkungen auf die Un-
ternehmenspolitik bieten z.B. KLOCK, SABEL und SCHUHMANN. 
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ten (BONGERS 1980, S. 11). Somit wird durch diese Standardisierungskosten ein 
Teil der Konsumentenrente aufgezehrt. 

Eine weitere Kostenkomponente im Zusammenhang mit Adaptionskosten ent-
steht, wenn die Kosten, das gekaufte Produkt an die eigenen Bedürfnisse anzu-
passen, größer sind als der Nutzen, den das Produkt überhaupt stiften kann. In 
diesem Fall drängt Standardisierung die Nachfrage zurück. 

Der Zusammenhang zwischen Adaptionskosten und individuellen Bedürfnissen 
kann mit Hilfe der Hotelling'schen Märkte beschrieben werden. Die Hotel-
ling'schen Transportkosten können dabei als ,,Adaptionskosten aufgrund ver-
minderter Vielfalt" uminterpretiert werden. Ein linearer Verlauf dieser „Kosten-
funktionen" ist dabei zwar weder notwendig noch wahrscheinlich, soll hier aber 
der Einfachheit halber angenommen werden. 

Anhand eines Produktes mit nur einer Eigenschaft, z.B. der Größe, läßt sich 
dieser Zusammenhang am einfachsten illustrieren (s. Abbildung 12). Die mögli-
chen Ausprägungen dieser Eigenschaft lassen sich entlang einer Strecke anord-
nen. Die Konsumenten haben unterschiedliche Wünsche bezüglich der Ausprä-
gung dieser Eigenschaft. Die Konsumenten sind über das Intervall [0, l] gleich-
verteilt, wobei die obere Grenze durch die maximal mögliche (oder sinnvolle) 
Größe bestimmt wird. 

Kosten 

0 Standard 

Adaptionskosten aufgrund 
abweichender Präferenzen Kosten 

Abbildung 12: Adaptionskosten aufgrund vom Standard abweichender 
individueller Präferenzen in Anlehnung an Hotelling'sche 
Märkte 

Ein Individuum, das ein Produkt mit der Größej_ wünscht, kann z.B. lediglich 
eine Größe, wie sie durch den Standard definiert wird, erwerben. Aufgrund ei-
nes deutlich höheren Materialverbrauchs können die Kosten dieses Produktes 
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über der Zahlungsbereitschaft des Nachfragers liegen, so daß er auf einen Kauf 
verzichtet. Ist seine Zahlungsbereitschaft hinreichend groß, so daß er trotz der 
Übergröße des Produktes dieses nachfragt, so erwirbt er ein Produkt, das er nur 
zu einem Teil nutzt. Ein Teil seiner Zahlungsbereitschaft und damit auch seines 
Nutzens wird durch den höheren Preis für ein zu großes Produkt auf gezehrt. 

Ein Nachfrager an der Position i wünscht eigentlich ein größeres Produkt als 
die angebotene Standardgröße. Er muß das Produkt nun seinen individuellen 
Anforderungen entsprechend modifizieren, um es gemäß seiner Wünsche ein-
setzen zu können, oder er verzichtet auf eine entsprechende Anpassung und 
nimmt die Diskrepanz zwischen seinen Wünschen und dem Produkt hin. Der 
Vorgang, der individuellen Anpassung ist offensichtlich mit Kosten verbunden. 
Wenn diese Kosten zu hoch sind, wird auch dieser Nachfrager auf den Kauf 
verzichten, obwohl er ein Produkt mit der ,,richtigen" Größe sofort erwerben 
würde.49 

2.3.2.2 Standards in Industrien mit Netzwerkeffekten50 

Im Bereich der Kompatibilitätsstandards spielen darüber hinaus Netzwer-
keffekte eine oftmals entscheidende Rolle. Netzwerkeffekte entstehen dann, 
wenn die Nutzenfunktion der Anwender einer Technologie, der Käufer eines 
Produktes oder der Käufer einer Dienstleistung von der kumulierten Anzahl der 
Anwender oder Käufer dieses Gutes abhängt. Üblicherweise werden aus-
schließlich positive Netzwerkeffekte betrachtet, bei denen der individuelle Nut-
zen mit der Gesamtzahl der Anwender steigt. Es gibt aber auch Beispiele für 
negative Netzwerkeffekte51 • Ein klassisches Beispiel für entsprechende positive 
Netzwerkeffekte ist das Telefonnetz. Während es für ein Individuum wenig nut-
zenstiftend ist, als einziger Anwender an ein derartiges Netz angeschlossen zu 
sein, steigt der Nutzen mit der Zahl derer, die er über das Telefon erreichen 
bzw. von denen er erreicht werden kann. Netzwerkeffekte wirken in einer dyc 

49 Zu diesem Themenkomplex vgl. insbesondere die grundlegenden Beiträge von BONGERS 
(1980 und 1981), SITTIG (1978) sowie OPLATKA (1984). Weiterführende Modelle, die auf 
diese Grundmodelle zurückgehen, finden sich u.a. bei KLEMPERER ( 1992). 

50 In der Literatur wird auch häufig von Netzwerk-Extemalitäten (,,network extemalities") 
gesprochen, ohne daß Klarheit darüber zu herrschen scheint, ob Skalenerträge auf der An-
wenderseite oder externe Effekte im Konsum bzw. in der Anwendung vorliegen (vgl. 
LIEBOWITZ und MARGOUS 1995a). 

51 So sinkt z.B. die Wirksamkeit eines hnpfstoffes mit der Verbreitung in einer Gesellschaft, 
wenn die Bakterien oder Viren gegen diesen hnpfstoff resistent werden (RöVER, S. 14). 
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namischen Welt als positive Rückkopplungseffekte und führen also zu einem 
natürlichen Monopol (s. Abschnitt „Standards als natürliche Monopole"). 

Nun haben Netzwerkeffekte aber auch eine Kehrseite. Führen sie zu einem na-
türlichen Monopol, so wird die Gesellschaft in einen Standard eingeschlossen, 
d.h., ein Wechsel von einem Standard zu einem anderen ist auch dann nur unter 
Aufwendung von möglicherweise prohibitiv hohen Wechselkosten möglich, 
wenn eine neue Technologie dem alten Standard überlegen ist. Der Grad, mit 
dem eine Gesellschaft in einen Standard eingeschlossen ist, kann nach ARTHUR 
(1989) durch den Geldbetrag angegeben werden, der aufgebracht werden müß-
te, damit es nicht für jeden eine dominante Strategie ist, den alten Standard zu 
wählen. 

Dabei wäre zwischen einem Öffnungsmechanismus nur für neue Anwender 
oder Käufer und einem auch für alteingesessene zu unterscheiden. Im ersten 
Fall muß man die neuen Anwender nur so stellen, daß sie für den Verlust, daß 
sie nicht an das alte große Netzwerk angeschlossen werden, kompensiert wer-
den. Sollen allerdings auch die eingesessenen Anwender oder Käufer eine er-
neute Entscheidung treffen können, so wären sie für die von ihnen getätigten 
standard-spezifischen Investitionen zu entschädigen. 

Diese letzte Anwender- oder Käufergruppe ist sicherlich die wichtigste Interes-
sengruppe unter denjenigen, die versuchen, einen technologischen Fortschritt 
oder einen Technologiewechsel zu verhindern. Kommt es nämlich zu einem 
Wechsel, so wächst ihr bisheriges Netzwerk nicht weiter und wird bei Aus-
scheiden von Unternehmen oder Individuen sogar schrumpfen. Darüber hinaus 
laufen sie Gefahr, keine technische Unterstützung durch ihre ehemaligen An-
bieter mehr zu erhalten, da diese entweder selber nur noch den neuen Standard 
anbieten und unterstützen und auch keine technologische Weiterentwicklung 
betrieben wird oder aber aus dem Markt ausgeschieden sind. Zusätzlich verrin-
gert sich auch die Vielfalt von Komplementärprodukten. Kommt es zu einem 
Standardwechsel und sind damit relevante standard-spezifische Investitionen 
verbunden, die die Gruppe der Alteingesessenen tragen müßte, so werden sie 
von DAVID als „ärgerliche technologische Waisen" bezeichnet.52 

52 DAVID ( 1987) ,,Angry technological orphans". Auf den Zusammenhang zwischen standard-
spezifischen Investitionen und Interessengruppen gehen BRAUNSTEIN und WHITE (1985) 
näher ein. Die Gefahr, in eine Technologie zu investieren, die sich entweder nicht durch-
setzt oder aber von einer anderen abgelöst wird, ist in der Einführungsphase des Produktes 
bzw. der gesamten Technologie am größten. 
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2.3.3 Standards und die Reduktion externer Effekte 

Neben der Tatsache, daß insbesondere Kompatibilitätsstandards selber externe 
Effekte erzeugen können (s. Abschnitt „Standards und positive Externalitäten"), 
spielen Standards auch bei der Regulierung von produktionsseitigen - meistens 
negativen - externen Effekten eine Rolle. Während bei positiven externen Ef-
fekten zuwenig von einer Aktivität, wie z.B. die Produktion oder die Konsump-
tion eines Gutes oder einer Dienstleistung ist, ausgeübt wird, übersteigt diese 
Aktivität bei Vorliegen negativer externer Effekte das gesellschaftliche Opti-
mum. 

Im Laufe der Zeit wurden eine Reihe von Vorschlägen gemacht, wie externe 
Effekte verhindert oder reduziert werden können. So kann dem Produzenten des 
externen Effektes eine Steuer in der Höhe der gesellschaftlichen Kosten aufge-
bürdet werden (ENDRES 1994, S. 90ff) 

Ein anderer Ansatz ging davon aus, daß lediglich die Abwesenheit eindeutig 
definierter Eigentumsrechte zum Auftreten von externen Effekten führe und daß 
nach eindeutiger Definition dieser Rechte die betroffenen Parteien in Verhand-
lungslösungen das gesellschaftlich wünschenswerte Ergebnis erzielen (COASE 
1960). Eine weitere Möglichkeit, auf externe Effekte zu reagieren, stellen Stan-
dards dar. Hierbei werden Höchstmengen (bei positiven externen Effekten 
müßten Mindestmengen gefordert werden) für die Produktion oder die Emission 
des den externen Effekt verursachenden Stoffes vorgegeben. 

Die Auseinandersetzung um das Festlegen von Höchstmengen hat den Charak-
ter eines Konstantsummenspiels, also eines Spiels, bei dem der Gewinn des ei-
nen Spielers gleichzeitig der Verlust des anderen Spielers ist. Da Umweltstan-
dards i.d.R. von staatlichen Stellen entwickelt und festgelegt und auf politischer 
Ebene ausgehandelt werden, bietet sich Raum für die Aktivitäten von Interes-
sengruppen.53 

2.3.4 Standards und technologischer Fortschritt 

Standards beeinflussen den technischen Fortschritt in mehrfacher Hinsicht. 
Technologische Paradigmen haben einen starken Einfluß auf die Gedanken der 
Ingenieure und Konstrukteure, da das Paradigma die Grenzen des Denk- bzw. 
Konstruierbaren definiert. So werden durch die - i.d.R. implizite - Festlegung 

53 Allgemein zu Problemen bei der Definition von Umweltstandards MAYNTZ (1990). 

75 



eines technologischen Paradigmas andere Entwicklungspfade und aus ihnen 
resultierende Produkte und die ihnen innewohnenden Charakteristika der Be-
dürfnisbefriedigung "undenkbar". 

Zur Veranschaulichung möchte der Verfasser das technische Wissen zur Ton-
aufnahme, -speicherung und -wiedergabe strukturieren, wobei die oberste Stufe 
als "Meta-Paradigma" bezeichnet werden soll. 

Lange Zeit konnten Töne lediglich im Gedächtnis gespeichert werden. Die 
Wiedergabe geschah dann "aus der Erinnerung". Dies kann man als "Meta-
Paradigma der individuellen Erinnerung" bezeichnen. Zu einem ersten Para-
digmenwechsel kam es durch die Einführung der Schrift. Hiermit werden Pho-
neme kodiert und für eine Wiedergabe bereitgehalten. Allerdings wurde hier 
nicht der Ton (als Objekt), sondern ein Modell des Tons wie z.B. auch eine 
Note in einer Partitur gespeichert.54 Diesem "Meta-Paradigma der manuellen 
Erinnerung" folgte das "Meta-Paradigma der technischen Speicherung", 
wo nun der Ton per se aufgezeichnet und wiedergegeben werden kann. Im 
Rahmen dieser Meta-Paradigmen haben sich mehrere technologische Paradigma 
wie z.B. "Analoge Verfahren" und "Digitale oder Binäre Verfahren" entwickelt. 
Hierbei lösen die digitalen die analogen Verfahren mehr und mehr ab.55 

Dieser Vorgang der Beschränkung auf ein Paradigma und der Ausschluß von 
Produkten, die nur mit anderen Paradigmen zu realisieren sind, wird als "Aus-
schlußeffekt" bezeichnet. Hat sich hingegen ein Paradigma erst einmal durchge-
setzt, so können Wege in diesem Paradigma intensiver erforscht werden als bei 
einer Vielzahl von gleichzeitig existierender Paradigmen. Dieser Effekt kann als 
"Bündelungseffekt" bezeichnet werden. 

Standardisierung reduziert damit über den Bündelungseffekte die horizantale 
Paradigmaausdehnung und fördert über den Ausschlußeffekt die vertikale Pa-
radigmaausdehnung, indem sie die vorhandenen Ressourcen auf einen Ent-
wicklungspfad konzentriert. 

54 Dies entspricht einer Formulierung wie "Sie duftet wie eine Rose". Diese Wiedergabe einer 
Information gibt ebenfalls nur ein Modell dessen, was "wirklich" gerochen wurde. Erst 
wenn es möglich ist, die geruchserzeugenden Substanzen zu transportieren, kann der Ge-
ruch in seiner individuellen Ausprägung vermittelt werden. 

55 Eine sehr kritische Sicht des Paradigmenwechsels von der analogen zur binären Verarbei-
tung unserer Umwelt vertritt z.B. WATZLAWIK (1988, S. 189f.). 
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2.4 Zusammenfassung 

Im Rahmen der vorliegenden Arbeit stehen Standards, die steigende Skalenef-
fekte auf der Konsumentenseite erzeugen, im Vordergrund. Aufgrund der Tat-
sache, daß ein Standard nur in Ausnahmefällen genau einer der in diesem Ka-
pitel formulierten Kategorien „Externe Effekte vermeiden", ,,Transaktionsko-
sten senken" und „steigende Skalenerträge realisieren" zuzuordnen ist, bezieht 
sich die Arbeit also eher auf die Eigenschaft von Standards, nachfrageseitige 
Skalenerträge zu realisieren. Eine eindeutige Trennungslinie zwischen den ver-
schiedenen Arten von Standards kann nicht gezogen werden. In den Modellen 
des Kapitels 6 wird eine solche Trennung allerdings vorgenommen werden, da 
dort ausschließlich die Eigenschaft der Kompatibilität modelliert wird. 

Eine solche Unterteilung wird allerdings in der Praxis nicht vorgenommen. Hier 
werden Standards wie eine weitestgehend homogene Masse betrachtet, zumin-
dest in bezug auf ihre ökonomische Wirkung. Diese Sichtweise von Standards, 
wie sie z.B. in der vorgestellten Klassifikation des DIN zum Ausdruck kommt, 
führt dazu, daß im folgenden Kapitel über standardsetzende Organisationen 
keine Spezialisierung auf Organisationen erfolgen kann, die ausschließlich 
Standards mit einem überwiegenden Kompatibilitätsaspekt entwickeln. 

Auf einige der Probleme, mit denen standardsetzende Organisationen konfron-
tiert sind, wurde zu Beginn dieses Kapitels hingewiesen. Die Eigenschaft von 
Standards als öffentliche Güter stellt diese Organisationen vor die Herausforde-
rung, mit einem Trittbrettfahrerverhalten der Nutzer von Standards umzugehen. 
Dieser Aspekt ist zwar nicht zu vernachlässigen, wird aber in der späteren Mo-
dellierung nicht wieder aufgegriffen. Demgegenüber spielen sowohl die ange-
sprochenen Netzwerkeffekte und die mit ihnen einhergehende Tendenz zu einer 
natürlichen Monopolbildung als auch die Existenz von Netzwerkextemalitäten 
eine erhebliche Rolle. 

Darüber hinaus wurden die Grundlagen für eine spätere Betrachtung der ver-
schiedenen Standardisierungsprozesse gelegt, indem die Ursachen für die basa-
len Wirkungen näher aufgeschlüsselt wurden. Zu den wichtigen Erkenntnissen 
dieses zweiten Kapitels gehören weiterhin die gewissermaßen ambivalenten Ei-
genschaften von Standards insbesondere im Hinblick auf den technologischen 
Fortschritt. Diese Eigenschaft von Standards, zum einen notwendig für einen 
Bündelungseffekt zu sein und zum anderen den Ausschlußeffekt zu erzeugen, 
kann schnell dazu führen, daß es zu Mißverständnissen kommt. Die Aussage, 
Standards fördern nicht nur den technologischen Fortschritt, sondern seien für 
diesen geradezu unabdingbar, bezieht sich auf den Bündelungseffekt. Im Ge-
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gensatz hierzu beziehen sich kritische Bewertungen des Zusammenhangs zwi-
schen Standards und dem technologischen Fortschritt auf den Ausschlußeffekt. 
Die Diskussion, wie sie im Kapitel 5 wiedergegeben und diskutiert wird, dreht 
sich zu einem Großteil um diesen Dualismus. 
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3 Funktionen und Aufbau standardsetzender Organisationen 

Das folgende zweite Kapitel ist der Darstellung von Organisationen gewidmet, 
die sich mit der Entwicklung von Standards und der Koordination der Standar-
disierungsarbeit beschäftigen. Im ersten Abschnitt werden Funktionen formu-
liert, die ausgeführt werden müssen, soll eine erfolgreiche Standardisierung ge-
währleistet werden. Diese Funktionen sind für alle standardsetzenden Organi-
sationen gleich, lediglich ihre rechtliche Ausgestaltung oder Einbindung und 
die staatliche Einflußnahme auf unterscheiden sich. 

Der zweite Abschnitt dieses Kapitels stellt eine Reihe ausgewählter Standardi-
sierungsorganisationen aus verschiedenen Ländern vor. Hierbei wird der 
Schwerpunkt auf ihre geschichtlichen Ursprünge gelegt, da diese die auch heute 
noch existierenden Strukturen bestimmt haben. Die auch schon in der Einlei-
tung angesprochenen Veränderungen der Rahmenbedingungen, in denen sich 
die Standardisierung bewegt, führen zu immer stärker werdenden Friktionen 
zwischen denjenigen, für die die Standards produziert werden, und denjenigen, 
die diese Standards produzieren sollen. Ein derartiges einführendes Kapitel 
wird durch die Unkenntnis über tatsächlich bestehende Standardisierungs-
strukturen notwendig, wie sie z.B. von CARGILL (1997, S. 88) an DAVID, 
FARRELL, ARTHUR UND BESEN kritisiert wird. Einschränkend muß allerdings 
gesagt werden, daß CARGILL diesen Autoren vorwirft, sie würden die Ergebnis-
se, wie sie im Telekommunikationsbereich ermittelt wurden, auf den Bereich 
der Informationstechnologie übertragen und dabei außer acht lassen, daß der 
Telekommunikationsbereich im Gegensatz zur Informationstechnologie ein re-
gulierter Bereich sei und die Ergebnisse damit nur sehr eingeschränkt übertrag-
bar seien. 56 

56 Ein Beispiel für unzureichende Kenntnisse im Hinblick auf die tatsächlichen Gegeben-
heiten der Standardisierung sind die einleitenden Ausführungen von GOERKE und HOLI.ER 
( 1995 S. 338), wo sie nach einer an CARLTON und KLAMER angelehnten Darstellung der 
amerikanischen Struktur und des Verfahrens von ANSI postulieren: ,,The ISO [ ... ] and 
many national and international standardization organisations follow by and !arge the 
method outlined". Daß dieses Verfahren ausschließlich in den USA Anwendung findet, ist 
GOERKE und HOLLER anscheinend nicht bekannt. 
Aber auch unter denjenigen, die aktiv am Standardisierungsprozeß - zumindest in Groß-
britannien - teilnehmen, gibt es einige, die nicht darüber informiert sind, ob die britische 
Standardisierungsorganisation (BSI) zu den staatlichen Behörden zählt oder es sich um ei-
ne privatrechtliche Organisation handelt. Die Mehrheit von 70% der 5000 befragten Teil-
nehmer an Standardisierungskomitees wußten, daß BSI nicht Teil der britischen Regierung 
ist, doch waren immerhin 16% gegenteiliger Meinung und 13% wußten es nicht. (BSI S. 3, 
1994). 

79 



Den Anfang macht die überbetriebliche Standardisierung, wie sie sich in 
Deutschland darstellt. Beginnend mit dem Verein Deutscher Ingenieure e.V. 
werden wichtige Organisationen und die Motive für ihre Entstehung vorgestellt. 
Der überbetrieblichen Standardisierung in Deutschland wird dabei mehr Raum 
gegeben, da die deutsche Struktur auf einer Vielzahl von unterschiedlichen 
Entwicklungen beruht, wie z.B. der VDI durch die Einführung des metrischen 
Systems, das DIN durch die Forderungen des Militärs im Hinblick auf Produk-
tivitätssteigerungen der Rüstungsindustrie während des l. Weltkriegs oder die 
TÜVs und der VDE durch Sicherheitsanforderungen neuer Technologien. 

Diese Entwicklung war z.B. in Frankreich anders. Dort wurde in den 20er Jah-
ren eine Initiative zur Koordination einer überbetrieblichen Standardisierung 
vorgenommen, ohne daß diese sich etablieren konnte. Erst als der Staat die In-
itiative ergriff und für eine Struktur sorgte, entstand in Frankreich eine eigene 
nationale Standardisierung. Die während des 2. Weltkriegs aufgebauten Struk-
turen haben dabei bis heute weitestgehend Bestand, da sich die französische 
Regierung bisher nicht von der Koordination und Aufsicht der überbetriebli-
chen Standardisierung getrennt hat. 

Hieran anschließend werden die Strukturen in Thailand und in den Vereinigten 
Staaten von Amerika dargestellt. Die Struktur in Thailand ist vergleichsweise 
kurz abzuhandeln, da es sich nicht um eine gewachsene Struktur, sondern um 
eine im Rahmen der forcierten Industrialisierung staatlich oktroyierte Standar-
disierung handelt. 

Die Vereinigten Staaten von Amerika bilden insofern eine Ausnahme, als daß es 
nicht nur eine für die nationale Standardisierung zuständige Organisation gibt. 
Die Ursprünge für die einzelnen Organisationen wie z.B. ASME (ähnlich wie 
TÜV) sind dabei ähnlich wie in der Bundesrepublik Deutschland, so daß in die-
sem Abschnitt ein stärkeres Gewicht auf die Darstellung des Versuchs der Ver-
einigten Staaten gelegt wird, Pluralismus in der Standardisierung zu erhalten. 

Abgerundet wird dieser Abschnitt durch die Darstellung internationaler Stan-
dardisierungsorganisationen auf europäischer und internationaler Ebene. Dies 
erscheint notwendig, da die Tendenz zunehmend in Richtung einer europäi-
schen Standardisierung geht. 
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3.1 Funktionen eines nationalen Standardisierungswesens 

Im Verständnis der vorliegenden Arbeit kann Standardisierung weder auf die 
Tätigkeit einer etablierten Standardisierungsorganisation noch auf die Tätigkeit 
des Definierens eines Standards reduziert werden. Vielmehr ist es notwendig, 
grundlegende Funktionen eines nationalen „Standardisierungswesens" zu iden-
tifizieren und zu untersuchen, welche dieser Funktionen durch welche institu-
tionelle Ausgestaltung effizient erfüllt werden können. Das nationale Standardi-
sierungswesen umfaßt dabei alle mit der Standardisierung beschäftigten bzw. 
von der Standardisierung betroffenen Individuen und Gruppen. 

Standards erstellen 

Bereitstellung 
potentieller 

Standardinhalte 

technikspezifische 
Forschung 

Festlegen der 
Ergebnisse der 

Standardisierungs-
arbeit 

Abbildung 13: 

Nationales Standardisierungswesen 

Standards Standards Hilfsfunktionen 
verbreiten implementieren 

Bereitstellen der Konfonnität zu Organisation der 
Inhalte von Standards Standards prüfen Standardisierungs-

arbeit 

Zur Verfügung stellen Konformität zu Koordination der 
von Infonnationen Standards anzeigen Standardisierungs-

über Standards arbeit 

Öffentlichkeitsarbeit Prüfen der 
leisten Standards 

Ausbildung allgemeine 
Forschung 

Beratung 

Primäre und sekundäre Funktionen eines nationalen 
Standardisierungswesens57 

57 Quelle: Die Darstellung ist an ADOLPH! u.a. 1994 angelehnt. Dort findet sich auch eine 
noch weitergehende Aufteilung in Tertiärfunktionen. Die dort vorgenommene Auf- und 
Einteilung beschränkt sich allerdings auf Komiteestandards bzw. die Standardisierung im 
Rahmen eines Komitees. Ferner werden dort lediglich zwei Primärfunktionen ,,Normen er-
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Generell sind drei sich ergänzende Funktionen eines Standardisierungswesens 
zu erkennen. Ein Standard muß zum einen erstellt bzw. produziert werden. Zum 
anderen muß das Produkt „Standard" in der relevanten Bevölkerungsgruppe 
verteilt und verbreitet werden. Als letztes sollte ein Standard eine breite An-
wendung finden, d.h. die explizite Implementierung des Standards in den Pro-
duktionsprozeß (WEISS und SPRING, 1992, S. 2). Diese drei Primärfunktionen 
können jeweils durch mehrere Hilfsfunktionen unterstützt werden. Die Primär-
funktionen lassen sich in folgende Teilfunktionen aufgliedern (s. Abbildung 
13). 

Die Funktion des Erstellens von Standards kann dabei die folgenden Teil-
funktionen umfassen: 

• Bereitstellung potentieller Standardinhalte, 
Die Bereitstellung potentieller Standardinhalte kann sowohl auf der Grundla-
ge einer „entwicklungsbegleitenden Normung" durch nationale Standardisie-
rungskomitees erfolgen als auch durch eine gezielte Forschungs- und Ent-
wicklungsarbeit von Unternehmen mit der Absicht, einen Wettbewerbsstan-
dard zu erzeugen, um diesen dann im Wettbewerb durchzusetzen. 

• Technikspezifische Forschung 
Verschiedene Ursachen können dazu führen, daß vor der Definition eines 
Standards Forschungs- und Entwicklungsarbeit zu leisten ist. Während bisher 
die Teilnehmer an der Standardisierung ihre individuelle Lösung propagier-
ten und sich je nachdem eine dieser Lösungen oder eine Mischung durch-
setzte, ist bei vielen Technologien eine Standardisierung zu einem Zeitpunkt, 
da ein Produkt fertig ist, schon zu spät. Diese Art der Forschung, bei der ein 
Standard produziert wird, noch bevor das Produkt existiert, wird als „vor-
wegnehmender Standard" (,,anticipatory standard") bezeichnet, findet die 
Standardisierung hingegen parallel zur technischen Entwicklung des Pro-
duktes statt, so spricht man im deutschsprachigen Raum von einer ,,Ent-
wicklungsbegleitenden Normung". 

• Festlegen der Ergebnisse der Standardisierungsarbeit 
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Die Festlegung des Ergebnisses der Standardisierungsarbeit macht keine 
Aussagen über die Art und Weise, wie der jeweilige Standard festgelegt wird. 
Sowohl der formale Akt der Verabschiedung eines Entwurfes als Standard 

stellen" und ,,Nonnenanwendung fördern" identifiziert. Der Tatsache, daß zwischen der 
Verbreitung bzw. Verteilung eines Standards und seiner hnplementierung, d.h. der Berück-
sichtigung des Standards in Produkten und Verfahren und der damit einhergehenden Kon-
formitätsprüfung zu unterscheiden ist, wird keinerlei Rechnung getragen. 



mittels eines Abstimmungsverfahrens als auch ein quasi Abstimmungsverfah-
ren durch die Kaufentscheidungen der Anwender sind Beispiele für das 
Festlegen eines Ergebnisses. 

Folgende Teilfunktionen im Rahmen einer Verteilung oder Verbreitung von 
Standards existieren: 

• Bereitstellen der Inhalte von Standards 
Hiermit wird die Vervielfältigung, Verteilung und evtl. auch die Archivie-
rung der Standards umschrieben. 

• Informationen über Standards zur Verfügung stellen 
Auch Informationen über die Standards als auch den Standardisierungsprozeß 
sind generell bereitzustellen. 

• Öffentlichkeitsarbeit leisten 
Zur Öffentlichkeitsarbeit gehört u.a., die Vor- und Nachteile einer nationalen 
Standardisierung bekanntzumachen, über die Existenz und den Aufbau der 
nationalen Standardisierung zu informieren sowie die Beteiligungs- und Ein-
flußmöglichkeiten am Standardisierungsprozeß deutlich zu machen. 

• Ausbildung 
Es kann sinnvoll sein, die Individuen, die am Standardisierungsprozeß teil-
nehmen wollen oder müssen, über die Besonderheiten des jeweiligen natio-
nalen Standardisierungswesens zu informieren und gezielt auf ihre Arbeit 
vorzubereiten. 

• Beratung 
Zum nationalen Standardisierungswesen gehört weiterhin die Beratung der 
am Standardisierungsprozeß beteiligten Organisationen. Diese Beratung kann 
sich z.B. auf den Aufbau einer nationalen Standardisierungsbehörde oder auf 
die Organisation eines freiwilligen Standardisierungskomitees beziehen. 

Die Primärfunktion Implementieren von Standards kann in die folgenden Se-
kundärfunktionen unterteilt werden. 

• Konformität zu Standards prüfen 
Es kann wünschenswert sein, daß Produkte oder Dienstleistungen im Hin-
blick auf ihre Konformität zu bestimmten Standards geprüft werden. Damit 
ist zusätzlich unmittelbar die Entwicklung von Prüfverfahren und das Be-
kanntmachen der Prüfergebnisse verbunden. 

• Konformität zu Standards anzeigen 
Auf der Grundlage der Konformitätsprüfung kann der Wunsch danach ent-
stehen, diese Konformität anzuzeigen, womit die Einführung eines Konfor-
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mitätszeichens und die Entwicklung von Konfonnitätsprüfverfahren verbun-
den sind. 

Zusätzlich zu den hier skizzierten Funktionen eines nationalen Standardisie-
rungswesens können Hilfsfunktionen definiert werden, die die anderen Funk-
tionen ergänzen. 

• Organisation der Standardisierungsarbeit 
Unter die Organisation der Standardisierungsarbeit fällt z.B. das Formulieren 
von Regeln für die Standardisierungsarbeit oder die Entwicklung einer ein-
heitlichen Tenninologie, wobei dies nicht notwendigerweise explizit erfolgen 
muß. 

• Koordination der Standardisierungsarbeit 
Die Koordination der Standardisierungsarbeit umfaßt u.a. die Überprüfung 
der Standards im Hinblick auf ihre inhaltliche Konsistenz sowie die Ge-
währleistung einer möglichst überschneidungsfreien Standardisierungsarbeit. 
Anzumerken ist, daß gerade Standardisierung durch den Wettbewerb nur auf 
der Grundlage einer sich überschneidenden Standardisierungsarbeit denkbar 
ist, da sonst keine zwei oder mehr Standards um den Erfolg konkurrieren 
könnten. 

• Prüfen der Standards 
Standards sind im Hinblick auf ihre Übereinstimmung mit geltendem Recht 
sowie ihre aktuelle Relevanz zu überprüfen. 

• Allgemeine Forschung 
Ebenfalls zu berücksichtigen ist der Bereich einer allgemeinen Forschung 
über Standardisierung. Diese Forschungsarbeit kann sich z.B. mit den Aus-
wirkungen der Standardisierung auf verschiedene Bereiche der Gesellschaft 
beschäftigen oder aber mit den handelshemmenden Wirkungen einer natio-
nalen Standardisierung. 

Diese hier illustrierte Struktur eines nationalen Standardisierungswesens läßt 
sich natürlich auf andere Räume übertragen. Die Funktionen bleiben erhalten, 
auch wenn ein regionales oder internationales Standardisierungswesen betrach-
tet werden soll. 

In einer allerdings über den Rahmen der vorliegenden Arbeit hinausgehenden 
Studie wäre nun zu untersuchen, welche der aufgezeigten Funktionen hinrei-
chend große Komplementaritäten bzw. Synergien aufweisen, so daß eine verti-
kale Integration effizienzsteigemd ist, und in welchen Fällen diese Synergien 
nicht zu erwarten sind und somit eine vertikale Integration nicht wünschenswert 
ist. 
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Der nun folgende Abschnitt stellt die Struktur einiger Standardisierungsorgani-
sationen vor. Ausführlich werden die wichtigsten Organisationen der Komitee-
standardisierung in Deutschland besprochen. Andere nationale Strukturen ma-
chen den unterschiedlichen Aufbau einer nationalen Standardisierungsorgani-
sation deutlich. Hieran schließt sich die Darstellung regionaler und internatio-
naler Standardisierungsorganisationen an. 

3.2 Aufbau und Organisation einiger ausgewählter standardset-
zender Organisationen 

Um eine ökonomisch fundierte Analyse standardsetzendender Institutionen -
Wettbewerb, Komitees oder Hierarchien - durchführen zu können, ist das Ver-
ständnis bestehender Strukturen der überbetrieblichen Standardisierung not-
wendig. Aus diesem Grund werden in den nächsten Abschnitten einige zum Teil 
sehr unterschiedliche standardsetzende Organisationen beschrieben. Der Tatsa-
che, daß Standardisierung auf nationaler, regionaler und internationaler Ebene 
betrieben werden kann, wird dadurch Rechnung getragen, daß Organisationen 
jeder Ebene vorgestellt werden. 

3.2.1 Nationale Ebene 

Nach der innerbetrieblichen Standardisierung ist die überbetriebliche nationale 
Standardisierung die wohl bedeutendste Ebene der organisierten Standardisie-
rung. Zur Illustration der Vielfalt an Organisationen und Organisationsformen, 
die auf dieser Ebene aktiv werden (können), werden im folgenden einige mögli-
che Ansätze dargestellt. Den Beginn macht ein Überblick über die wichtigsten 
in der Bundesrepublik Deutschland in einem privat organisierten und freiwilli-
gen Rahmen tätigen Organisationen. Darauf folgt eine Darstellung der - eher 
staatlich ausgerichteten - französischen überbetrieblichen Standardisierung. Als 
Gegenpol wird ein kurzer Einblick in die überbetriebliche thailändische Stan-
dardisierung gegeben, die ausschließlich staatlichen bzw. ministeriellen Cha-
rakter hat. Den Abschluß bildet eine Darstellung des amerikanischen Systems, 
das ausgesprochen dezentral organisiert ist. 
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3.2.1.1 Überbetriebliche Standardisierung in der Bundesrepublik 
Deutschland 

Für die überbetriebliche bzw. verbandliche Standardisierung in Deutschland 
kann festgehalten werden, daß eine Vielzahl von Organisationen existiert, die in 
unterschiedlicher Breite Funktionen des „deutschen Standardisierungswesens" 
wahrnehmen. Einige, wie z.B. das DIN, decken einen Großteil der Funktionen 
ab. Andere Organisationen, wie z.B. die Technischen Überwachungsvereine, 
konzentrieren sich auf die Überwachung von technischen Produkten. Im Rah-
men der Terminologie des vorangegangenen Abschnittes ist es ihre Aufgabe, 
die Prüfung der Konformität zu Standards und gegebenenfalls das Anzeigen 
dieser Konformität zu gewährleisten. 

Wirtschaftszweig Anzahl privater 
standardsetzender 

Or1!8nisationen 
Baugewerbe (allg.) 14 
Ausbaugewerbe 12 
Steine u. Erden 8 
Bergbau 2 
Metallerzeugendes und verarbeitendes Gewerbe 14 
Maschinen- und Aooaratebau 7 
Chemische Industrie 7 
Elektro- und Elektronikindustrie 6 
Energieerzeugung 7 
Schiffsbau 2 
Fahrzeugindustrie 2 
Verpackungsindustrie 4 
Versicherungen 3 
Textilindustrie 2 
priv. Transportgewerbe 3 
Landwirtschafts- und Ernährungsgewerbe 3 
sonstige 41 
Summe 137 

Tabelle 3: Verteilung der standardsetzenden Organisationen auf die Wirt-
schaftszweige (Quelle: B0LENZ, 1987, S. 104) 

Nach B0LENZ sind in der Bundesrepublik Deutschland etwa 137 privatrechtli-
che standardsetzende Organisationen tätig. Diese Organisationen verteilen sich 
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auf die verschiedenen Wirtschaftzweige wie in Tabelle 3 angegeben (BOLENZ 
1987, S. 104f). Ein Schwergewicht - zumindest im Hinblick auf die Anzahl an 
Organisationen - liegt dabei offensichtlich auf dem Bereich des Baugewerbes. 
Allerdings kann aus der Anzahl der Organisationen in einem Wirtschaftszweig 
nicht darauf geschlossen werden, daß dort, wo viele Organisationen tätig sind, 
auch der Bedarf an Standards am größten ist. Vielmehr steht zu erwarten, daß in 
Bereichen, wo Standardisierung bundesweit von Bedeutung ist, eine Konzen-
trationsbewegung im Bereich der Standardisierung auf einige wenige Organisa-
tionen erfolgt. 

3.2.1.1.1 Verein Deutscher Ingenieure e.V. 

Verbandliche Standardisierung in Deutschland begann im Rahmen des Vereins 
Deutscher Ingenieure58 (VDI), der maßgeblich an der Einführung des metri-
schen Systems im Deutschen Reich beteiligt war. Darüber hinaus war der VDI 
in den 70er und 80er Jahren des 19. Jahrhunderts an der Standardisierung der 
Maße für Produkte, der Qualität von Werkstoffen und Produkten, der Leistung 
von Produkten sowie der Sicherheit von Produkten beteiligt. 

Zur Durchsetzung der durch den VDI erarbeiteten Standards versuchte der VDI 
die in den betroffenen Bereichen tätigen Behörden davon zu überzeugen, den 
ihnen unterstellten Abteilungen die Verwendung der VDI-Standards59 vorzu-
schreiben und somit für das öffentliche Beschaffungswesen faktisch verbindlich 
zu machen. Hierüber sollte dann auch die Privatwirtschaft gezwungen werden, 
VDI-Richtlinien einzuhalten. 

Das Standardisierungsverfahren des VDI wird heute in der VDI 1000 ,,Richtli-
nienarbeit - Grundsätze und Anleitungen" festgelegt. In der VDI 1000 wird un-
mittelbar auf die DIN 820 als Referenz verwiesen. So sollen „VDI-Richtlinien 
[ .. ] formal grundsätzlich in sinngemäßer Anwendung von DIN 820 gestaltet 
[werden].''6° An dem Verfahren des VDI sollen genauso wie beim Deutschen 
Institut für Normung alle Interessierten teilnehmen (können). 

58 Der Verein wurde im Mai 1856 gegründet (VDI 1995, S. 4). In ihm sind heute 125.000 
Ingenieure und Naturwissenschaftler organisiert. 

59 Die Produkte des VDI werden als VDI-Richtlinie und nicht als VDI-Standard bezeichnet. 
Deshalb soll in der vorliegenden Arbeit der VDI Tenninologie folgend auch von VDI-
Richtlinien gesprochen werden. 

60 VDI 1000, 4.3, 1981. 
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Nach VDI 1000 kann ein Standardisierungsvorhaben begonnen werden, wenn 
die interessierten Kreise bereit sind, am Standardisierungsprozeß mitzuwirken, 
wenn das Vorhaben bisher noch nicht bearbeitet oder eine Bearbeitung nicht 
geplant ist und wenn die Finanzierung des gesamten Prozesses gesichert ist. In 
diesem Fall wird ein Richtlinienausschuß gebildet, der einen Richtlinienentwurf 
erarbeitet und veröffentlicht. Eventuell eingehende Stellungnahmen werden 
durch einen Ausschuß geprüft. Sofern diese Stellungnahmen keinerlei Ände-
rungen erfordern, kann die endgültige Version der Richtlinie erstellt und veröf-
fentlicht werden. Die VDI-Richtlinie soll dabei stets den „Stand der Technik'161 

repräsentieren (BOLENZ 1987, S. 126). Sollte der in den VDI-Richtlinien festge-
schriebene Stand der Technik eine hinreichend große Verbreitung gefunden ha-
ben, also allgemein anerkannt sein, so kann eine VDI-Richtlinie in eine DIN-
Norm überführt werden.62 

Trotz aller Ähnlichkeit zwischen dem VDI und dem DIN existiert gerade im 
Standardisierungsverfahren ein wesentlicher Unterschied: Während in den DIN-
Ausschüssen grundsätzlich das Konsensprinzip als Entscheidungsregel heran-
gezogen wird, wurde im „Richtlinienverabschiedungsausschuß" (RVA) des 
VDI als letzter Instanz vor dem In-Kraft-Treten einer VDI-Richtlinie eine einfa-
che Mehrheitsregel implementiert: 

,,Der RV A besteht aus einem Obmann und 12 stimmberechtigten Mit-
gliedern. Je vier Mitglieder des RVA kommen aus den Bereichen der 
a) Wissenschaft, b) Verwaltung und technischen Überwachung und c) 
Wirtschaft. Der RVA ist bei Anwesenheit von mindestens sieben 
stimmberechtigten Mitgliedern beschlußfähig. Beschlüsse bedürfen 
einer einfachen Mehrheit, mindestens jedoch der Zustimmung von 
fünf Mitgliedern." 

(Geschäftsordnung der VDI-Kommission Lärmminderung, 1981 
zitiert nach BOLENZ 1987, S. 128) 

3.2.1.1.2 Deutsches Institut für Normung e.V. 

Die Tätigkeit des VDI im Bereich der Standardisierung und die zunehmende 
Bedeutung, die dieser Bereich in den sich außerordentlich dynamisch entwik-
kelnden Volkswirtschaften dieses Jahrhunderts erlangte, führten dazu, daß die 

61 Der Stand der Technik ist dabei von den „allgemein anerkannten Regeln der Technik" zu 
unterscheiden. Der Stand der Technik geht den allgemein anerkannten Regeln voraus. 

62 Der Prozeß des Übergangs einer VDI-Richtlinie in eine DIN-Norm ist in einer internen 
Vereinbarung zwischen dem VDI und dem DIN festgelegt. 
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Standardisierung in einer eigenständigen Organisation konzentriert wurde. Ob-
wohl die Anfänge hierfür in die Zeit des l. Weltkrieges63 fallen, wurde die ver-
handliche Organisation der Standardisierung durch wirtschaftliche Überlegun-
gen im Hinblick auf die Nachkriegszeit motiviert. So sollten nationale Standar-
disierungssysteme in andere Länder exportiert werden, um hierüber Märkte zu 
erschließen und den alten Feinden den Marktzutritt zu erschweren. 

So wurde 1917 der Deutsche Normenausschuß (DNA) gegründet, der sich 1973 
in Deutsches Institut für Normung e.V. umbenannte. Obwohl das DIN nicht die 
älteste mit Standardisierung befaßte Organisation in Deutschland ist, ist es si-
cherlich die wichtigste. In einem 197 5 abgeschlossenen Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Deutschen Institut für Normung e.V. 
wurde festgelegt, daß das DIN die Interessen der Bundesrepublik Deutschland 
in internationalen Standardisierungsgremien wahrnimmt (DIN 1995). Ferner 
wurde eine direkte staatliche finanzielle Unterstützung vereinbart. Im Gegenzug 
verpflichtete sich das DIN, die Anforderungen der DIN 820 einzuhalten und die 
Interessen der Allgemeinheit in ihrer Standardisierungsarbeit zu berücksichti-
gen. Dies wurde durch die Schaffung eines Verbraucherrates im DIN als Inter-
essenvertretung der Verbraucher manifestiert. Kritisch anzumerken ist, daß das 
DIN selber den Inhalt der DIN 820 bestimmt und somit in der Lage ist, ex post 
den Vertragsinhalt in ihrem eigenen Sinne zu verändern. 

Mittlerweile hat sich das als Verein ausgewiesene DIN zu einem Unternehmen 
beträchtlicher Größe entwickelt, das 1995 über 825 Mitarbeiter beschäftigte. 
Die DIN-Töchter wiesen nochmals weitere 236 Mitarbeiter aus, wobei aller-
dings Mitarbeiter des DIN auch Positionen innerhalb dieser Töchter einnehmen 
können. Ob und, wenn ja, in welcher Form eine Verrechnung der Gehälter und 
geleisteten Dienste stattfindet, bleibt unklar. 

1995 existierten über 23.000 DIN-Normen sowie 8.097 DIN-Norm-Entwürfe 
(DIN 1996, S. 2). Auch aufgrund seiner „Produktionsleistung" besitzt das DIN 
eine herausragende Position im Standardisierungswesen der Bundesrepublik 
Deutschland. Die Abbildung 14 gibt einen Überblick über den aktuellen organi-
satorischen Aufbau des DIN.64 

63 Mangelnde Standardisierung der Armee führte zu einer ganzen Reihe an Problemen. Nicht 
nur, daß durch eine verstärkte Standardisierung eine höhere Produktivität in den Fabriken 
erzielt und damit mehr Waffen und Material an der Front geliefert werden sollten; auch 
Mißstände, wie die Existenz unterschiedlicher Reifendurchmesser und -breiten für Fahr-
zeuge oder die Probleme beim Austausch von Gewehrteilen, zeigten mögliche Wirkungen 
von Standards sehr deutlich auf (YI ÖLCKER, 1991, S .48f.) 

64 Eine detaillierte Übersicht findet sich u.a. im DIN Geschäftsbericht 1995/1996. 
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1 
Geschäftsbereich 

Nonnenkonfonnität 
und Zertifizierung 

Dt. Gesellschaft 1 
für Produkt-

Information mbHj 

Dt. Gesellschaft 
zur Zertifizierung 

von QM-
Systemen mbH 

rGesellschaft zur' 
Vereinfachung v. 
Handelsverfahren 

und Förderung 
derEDI 

,Anwendng mbH 

Dt. 
.., 

Akkreditierungs-
stelle Chemie 

GmbH 

Gesellschaft für 1 
Konformitäts-

bewertung mbH 

Mitgliederversammlung 

1 
. 

Präsidium 1 

1 Direktor 1 
1 

Geschäftsbereich Internationale 
Normung ,_ Zusammenarbeit 

Technorga 
GmbH 

Dt. Rat für 
Konfonnitäts-

- bewertung 

1 Nonnenprüfstelle 

1 Finanzausschuß 

--l Verbraucherrat 

--l Wahlausschuß 

1 
Geschäftsbereich 

Verwaltung u. 
Verlage 

Beuth Verlag 
GmbH 

Verlag für 
technische 

Regelwerke 
GmbH 

1 

'------J] = Tochtergesellschaften des DIN e.V. 
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Nonnungsantrag 

Bearbeiten im zuständigen 
Normungskomitee ------. 

Norm-Vorlage 

i 
Manuskript für 

Norm-Entwurf 

1 
Öffentlichkeit 

Stellungnahme(n) 

1 

Gründen eines neuen 

Normungskornitees 

Behandeln der Stellungnahmen 

durch das Normungskornitee 

l 
Verabschiedete 
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Abbildung 15: Überblick über die Schritte von einem Normungsantrag bis 
hin zu einer Deutschen Norm (nach DIN 820 Teil 4: Nor-
mungsarbeit, 1986, S. 1) 

Die Entstehung einer DIN-Norm ist in der DIN 820 geregelt. Hiernach gestaltet 
sich der Ablauf von einem Normungsantrag bis zu einer Deutschen Norm wie in 
Abbildung 15 dargestellt. Danach beruht eine Deutsche Norm grundsätzlich auf 
einem Normungsantrag, der von jedennann gestellt werden kann. Wird das 
hierin zum Ausdruck kommende Normungsprojekt als sinnvoll erachtet, wird 
die Bearbeitung entweder dem zuständigen Normungsausschuß zugewiesen 
oder, sofern kein zuständiger existiert, ein neuer Normungsausschuß gegründet. 

Liegt dem Normungsantrag eine Norm-Vorlage bei, so wird dieser dem Aus-
schuß zur Beratung vorgelegt; liegt keine Norm-Vorlage bei, so muß im Rah-
men des Ausschusses zunächst eine Vorlage erarbeitet werden. Die Bearbeitung 
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wird im Normungsausschuß so lange fortgesetzt, bis das Ergebnis - der Norm-
Entwurf - der Öffentlichkeit zur Stellungnahme zugänglich gemacht werden 
kann. Die durch die Öffentlichkeit eingehenden Stellungnahmen werden vom 
zuständigen Normungsausschuß geprüft. Hat sich der Ausschuß unter Berück-
sichtigung der Stellungnahmen auf eine Fassung der Norm geeinigt, so verab-
schiedet er diese als ,,Manuskript für die Norm". Nach formalen Prüfungen und 
der Aufnahme des Manuskriptes in das Deutsche Normenwerk wird daraus die 
Deutsche Norm. 

Arbeitsausschüsse sollen ,,im Wege gegenseitiger Verständigung mit dem Be-
mühen [ ... ], eine gemeinsame Auffassung zu erreichen - möglichst unter Ver-
meiden formeller Abstimmungen" den Inhalt einer Norm festlegen. 

3.2.1.1.3 Verein Deutscher Elektrotechniker e.V. 

Der Verband Deutscher Elektrotechniker e.V. (VDE) - gegründet 1893 - veröf-
fentlichte 1904 ,,Normalien und Vorschriften", in denen 17 Vorschriften ent-
halten waren, die sich z.B. auf die Errichtung elektrischer Starkstromanlagen 
bezogen. Die meisten deutschen Bundesstaaten zogen diese Vorschriften als 
technische Richtschnur in Sicherheitsfragen der Elektrotechnik heran. Im Ge-
gensatz zum DIN und zum VDI standen beim VDE Fragen der Sicherheit an 
erster Stelle. Dies dürfte nicht zuletzt darauf zurückzuführen sein, daß es zu Be-
ginn dieses Jahrhunderts naturgemäß wenig Erfahrungen im Umgang mit elek-
trischen Anlagen gab und damit ein enormes Gefährdungspotential vorhanden 
war. 

Die VDE-Bestimmungen können nach ihrer sicherheitstechnischen Relevanz in 
„Vorschriften", ,,Regeln" und ,,Leitsätze" unterteilt werden. Die Sicherheit von 
Personen und Gegenständen zu gewährleisten ist Gegenstand der VDE-
Vorschriften, während VDE-Regeln die Zuverlässigkeit elektrischer Anlagen 
und Betriebsmittel gewährleisten sollen. Die VDE-Leitsätze schließlich sind 
mittelbar sicherheitsrelevant. 
1970 legten VDE und DIN ihre Standardisierungstätigkeiten auf dem Gebiet der 
Elektrotechnik faktisch in der ,,Deutschen Elektrotechnischen Kommission, 
Fachnormenausschuß Elektrotechnik im DNA gemeinsam mit dem Vorschrif-
tenausschuß des VDE" (DKE) zusammen. Die Arbeit der DKE orientiert sich an 
der DIN 820, so daß die Aussagen, wie sie beim DIN gemacht wurden, auch auf 
den Standardisierungsprozeß bei der DKE bzw. beim VDE übertragen werden 
können. 
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3.2.1.1.4 Technische Überwachungsvereine 

Die zunehmende Verbreitung von Dampfmaschinen in Verbindung mit einer 
Vielzahl von Unfällen,65 die auf unsachgemäße Bedienung, aber auch auf Ver-
arbeitungsmängel zurückzuführen waren, führten dazu, daß ein Kontroll- und 
Überwachungsbedarf entstand. Der preußische Staat reagierte auf die zuneh-
mende Anzahl von Unfällen damit, detaillierte Gesetze und Instruktionen, wie 
z.B. die Einführung einer Genehmigungspflicht für die Inbetriebnahme von 
Dampfmaschinen, zu erlassen. Diese Art der Detailregulierung konnte aller-
dings nicht mit dem technischen Fortschritt dieser neuen Technologie mithalten 
und schrieb somit per se eine veraltete Technologie fest. Diese Lücke, die die 
Unfähigkeit des Staates bezüglich der Produktion technisch aktueller Standards 
oder Vorschriften ließ, wollte die Industrie durch die Gründung einer eigenen 
Überwachungsorganisation selber schließen. So kam es bis 1911 zu der Grün-
dung von insgesamt 36 Dampfkessel-Überwachungs-Vereinen. Diese hatten 
insbesondere die folgenden Aufgaben: 

• Sie sollten durch periodische Überprüfungen der Anlagen Explosionen ver-
hüten. 

• Sie sollten Gewähr für eine wirtschaftliche und sichere Gestaltung des 
Dampfkesselbetriebes bieten. 

• Sie dienten als Versicherungen gegen Dampfkesselexplosionen. 

Ende des 19. Jahrhunderts wurden den Überwachungsvereinen durch das Han-
delsministerium Befugnisse übertragen, wofür im Gegenzug dem Staat eine 
moderate Aufsichtsfunktion zugestanden wurde. 1938 wurde der Bereich der 
Technischen Überwachungsvereine neu gegliedert, da Dampfkessel nicht mehr 
die große Gefahrenquelle darstellten und neue Gefahrenquellen entstanden wa-
ren. 

Heute existieren zwölf Technische Überwachungsvereine in Deutschland, von 
denen TÜV Bayern und TÜV Rheinland die größten sind. Zusammen überwa-
chen die Vereine pro Jahr ca. 2,5 Mio. Druckgasbehälter, 600.000 Druckbehäl-
ter, 33.000 Dampfkessel, 240.000 Aufzüge, 150.000 Tankanlagen, 50.000 Krä-
ne und Hebezeuge und 5.000 Seilbahnen bzw. Fördereinrichtungen. Hinzu 
kommen ca. neun Millionen Fahrzeug- und zwei Millionen Führerscheinprü-

65 So berichtet eine Statistik über 214 Explosionen mit msgesamt 194 Toten und 106 
Schwerverletzten im Deutschen Reich zwischen 1877 und 1890 (HOFFMANN, S. 29ff.) 
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fungen. Die Finanzierung der TÜVs erfolgt durch Mitgliedsbeiträge66, Gebüh-
ren und außerordentliche Zuwendungen. Bemerkenswerterweise erhalten die 
TÜVs keine staatlichen Zuwendungen (WIESENACK, S. 141f.), obwohl sie ehe-
malige Aufgaben des Staates übernommen haben. 

Die Technischen Überwachungsvereine sehen sich selber nicht als sog. Regel-
setzer, also nicht als standardsetzende Organisation. Betrachtet man aber die 
Struktur der Prüfungen, so ist festzustellen, daß die Sachverständigen sich bei 
der Prüfung nicht nur auf das existierende technische Regelwerk stützen, son-
dern auch auf die Merkblätter des Verbandes der Technischen Überwachungs-
vereine, des Dachverbandes der TÜVs, zurückgreifen. Diese Merblätter dienten 
ursprünglich einer Vereinheitlichung der Prüfungen, indem in ihnen die Erfah-
rungen gesammelt wurden und dem Prüfer als Orientierungshilfe an die Hand 
gegeben wurden. Mittlerweile hat sich dieser Status aber faktisch geändert, in-
sofern als daß Merkblätter auch Anforderungen an die Prüfung und somit an das 
zu prüfende Objekt stellen (VdTÜV-MERKBLATI 001, 1991, S. 3). Somit wer-
den auch die Technischen Überwachungsvereine im Sinne der vorliegenden Ar-
beit zu standardsetzenden Organisationen. 

Wenn festgestellt wird, daß die technischen Regelwerke keine für die Prüfung 
relevanten Aussagen treffen oder - nach Ansicht der Sachverständigen - zu gro-
ße Ermessungsspielräume beinhalten, kann der V dTÜV durch Fachausschüsse 
Ergänzungen zu diesen technischen Regelwerken entwickeln lassen. Die hierbei 
entwickelten Dokumente haben nach Aussage des V dTÜV nicht den Charakter 
technischer Regeln, werden von den Sachverständigen bei der Prüfung aber ge-
nauso herangezogen wie technische Regeln. Diese Ergänzungen werden entwe-
der in Form von VdTÜV-Merkblättern zu den Themen „Prüfgrundsätze, 
Prüfverfahren" oder „Technische Anforderungen" herausgegeben oder aber als 
interne Mitteilungen verbreitet und an die Sachverständigen gegeben. 

66 Die Mitgliedsbeiträge dienen als Grundlage für die Stimmen bei der Mitgliederversamm-
lung. Grundsätzlich wird hierbei für jeweils 100 DEM Mitgliedsbeitrag eine Stimme ge-
währt. Eingeschränkt wird dies durch Höchststimmrechte von 20 Stimmen für ein Werk 
und maximal 50 Stimmen für ein Unternehmen. Eine interessante Fragestellung wäre nun, 
inwieweit sich die Kritik an Höchststimmrechten für Aktiengesellschaften, wie sie z.B. 
durch ADAMS geäußert wird (ADAMS 1990), auf Höchststimmrechte bei Technischen 
Überwachungsvereinen übertragen läßt. 
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3.2.1.1.5 Resümee 

Wird nun die überbetriebliche Standardisierung in Deutschland im Lichte der 
Nationalen Standardisierungsinstitution gesehen, so läßt sich festhalten, daß die 
beiden größten nationalen Standardisierungsorganisationen DIN und VDI ver-
suchen, alle Funktionen unter jeweils einem Dach zu organisieren. Die jeweili-
gen Schwerpunkte liegen dabei auf der Primärfunktion der Standarderstellung 
sowie der Bereitstellung von Standardinhalten (beim DIN geschieht dies über 
den Beuth Verlag). Beim DIN erlangt die Prüfung und das Anzeigen der Kon-
formität zunehmende Bedeutung; diese findet ihren Ausdruck in der wachsen-
den Anzahl von Tochtergesellschaften, die sich diese Funktionen in unter-
schiedlichen Branchen zum Ziel gemacht haben. Die am wenigsten stark inte-
grierte Funktion ist die der Forschung über Standardisierung, obwohl ein stän-
diges Defizit von entsprechenden Ergebnissen beklagt wird, da Forschungser-
gebnisse benötigt werden, um z.B. die Industrie oder die Politik davon überzeu-
gen zu können, die Komiteestandardisierung zu fördern. 

Bei den Technischen Überwachungsvereinen ist die Gewichtung der Primär-
ziele deutlich anders. Hier steht die Konformitätsprüfung und das Anzeigen die-
ser Konformität im Vordergrund. Es wird zwar auch die Funktion der Erstellung 
von Standards ausgeübt, i.d.R. wird aber auf die Ergebnisse anderer Organisa-
tionen zurückgegriffen. Sekundärfunktionen wie das Bereitstellen von Inhalten, 
Beratung oder Ausbildung spielen bei den Technischen Überwachungsvereinen 
keine Rolle. 

Neben dieser privatrechtlich organisierten Standardisierung können Standards 
in Deutschland auch durch öffentlich-rechtliche technische Ausschüsse und die 
Träger der gesetzlichen Unfallversicherungen entwickelt werden (MARBURGER, 

1992, S. 181). Zu den öffentlich-rechtlichen Standardisierungskomitees zählen 
z.B. der Deutsche Dampfkesselausschuß oder der Deutsche Druckgasausschuß. 
Diese Ausschüsse überwachen sogenannte „überwachungsbedürftige Anlagen", 
wie sie durch die §§ 24f Gewerbeordnung definiert werden. Am Standardisie-
rungsprozeß der öffentlich-rechtlichen Institutionen sollen sowohl Vertreter aus 
Bundes- und Länderministerien teilnehmen als auch Vertreter der Eigentümer, 
Hersteller und Betreiber der entsprechenden Anlagen. 

Die Träger der gesetzlichen Unfallversicherungen, d.h. die Berufsgenossen-
schaften (s. §§ 537, 546, 708f. RVO), geben „Unfallverhütungsvorschriften" 
heraus, die von den betroffenen Unternehmen einzuhalten sind. Bei diesem Ver-
fahren ist keine Beteiligung der betroffenen Unternehmen vorgesehen. Die 
Standards werden vielmehr von Fachausschüssen der Zentralstelle für Unfall-
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verhütung des Hauptverbandes erarbeitet. Nach Genehmigung durch den Bun-
desminister für Arbeit werden sie von den Berufsgenossenschaften in Kraft ge-
setzt. 

3.2.1.2 Die überbetriebliche Standardisierung in Frankreich 

Der Aufbau der französischen Standardisierung unterscheidet sich stark von 
dem der deutschen. Während in Deutschland die Standardisierung überwiegend 
durch privatrechtlich organisierte Verbände durchgeführt wird, zeichnet sich die 
französische Standardisierung durch eine starke Einflußnahme durch die Exe-
kutivorgane des Staates aus. Darüber hinaus ist das Pendant des DIN, die Asso-
ciation Fran~aise de Normalisation (AFNOR), mittelbar dem Industrieministeri-
um unterstellt. Diese Struktur einer behördlich organisierten Standardisierungs-
arbeit geht bis in die Anfänge der überbetrieblichen Standardisierung in Frank-
reich zurück. 1918 wurde auf Behördenebene mit dem Aufbau einer überbe-
trieblichen Standardisierung begonnen. Diese Initiative mußte allerdings sehr 
bald wieder eingestellt werden, da keine ausreichende Finanzierung gewährlei-
stet werden konnte. Mit der Gründung von AFNOR 1926 wurde diese Aktivität 
wieder aufgegriffen (VERMAN, S. 107). 

Der aktuelle Stand der französischen Standardisierung wird durch das Gesetz 
von 1984 bestimmt. Hiernach wird die Struktur, wie sie seit 1941 herrscht, be-
stätigt. Änderungen wurden lediglich bei Bezeichnungen durchgeführt, so wur-
de z.B. der „Kommissar für die Normung" umbenannt in ,,Interministerieller 
Delegierter für die Normung", ohne daß an seinen Aufgaben und Kompetenzen 
wesentliche Veränderungen vorgenommen wurden. Einzige inhaltlich relevante 
Änderung ist die Reduktion der ministeriellen Verantwortung auf die des Indu-
strieministeriums, womit dem wirtschaftlichen und technologischen Fortschritt 
Rechnung getragen wurde. 

Durch das Gesetz vom 24. Mai 194167 wurde das französische Standardisie-
rungswesen sowohl im Hinblick auf den organisatorischen Aufbau und den 
Ablauf der Entwicklung und Entstehung von Standards strukturiert (s. 
Abbildung 16). So wurde den Ministerien für Industrie und für Landwirtschaft 
durch die Artikel 1-3 die Zuständigkeit für die Entwicklung allgemeiner Richt-
linien zur Etablierung von Standards, die Entwicklung von Arbeitsprogrammen, 
die Verkündung von Bestätigungen, die Bestimmung der Bedingungen für die 

67 Mit anderen mittlerweile allerdings veralteten Gesetzestexten abgedruckt in REilILEN, 
1974, 101-126. 
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Anwendungen von Standards sowie für die Kontrolle der anderen Standardisie-
rungsorganisationen zugesprochen. Durch Artikel 4 wurde ein „Kommissar für 
die Standardisierung" (,,Commissaire a la Normalisation") eingerichtet, dem die 
Minister für Industrie bzw. Landwirtschaft alle oder einige ihrer im Zusammen-
hang zur Standardisierung stehenden Aufgaben übertragen konnten. Neben an-
deren Aufgaben gehörten hierzu insbesondere die folgenden: 

entsenden 

Ministerien ... 
beschaffen Beratungs-

berät 
kornitee llndustrierninister 1 

Landwirtschaftsminister 

müssen delegiert 
berücksichtigen 

1 Kommissar für 1 kann bestäti l!en 
die Normung 1 

Konformitäts-
kontrolliert 1 kennzeichen 

NF 
bestätigt 
Konfonnität 

Norm 
bereitet vor 

1 

bringen an Büros für die veröffentlicht 

Normung 
bestimmt 

T 1.-n __ ,,_, __ • 1 die Regeln AFNOR 

unterstützt 

1 Produkte! Unternehmen 

Abbildung 16: Die Struktur der französischen Standardisierung gern. Ge-
setz und Dekret vom 24. Mai 1941 

1. Die Satzung AFNOR's bestätigen. 
2. Arbeitsprogramme erstellen und fortschreiben. 
3. Die Verfahren, die zu einem Standard führen, beaufsichtigen. 
4. Die Annahme oder Zurückweisung von Standardentwürfen zur Bestäti-

gung durch Erlaß. 
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5. Die Einführung der Standards im staatlichen Bereich. 
6. Das Schlichten zwischen an der Standardisierung Beteiligten. 
7. Die Aufsicht über die an der Standardisierung beteiligten Organisatio-

nen. 
8. Die Aufsicht AFNOR's bezüglich deren Wahrnehmung ihrer Aufgaben in 

internationalen Gremien. 

Den oben genannten Ministerien wurde ein Beratungskomitee zugeteilt, das ge-
nerelle Probleme im Bereich der Standardisierungsarbeit und andere ihm wich-
tige Fragen im Zusammenhang mit der Standardisierung dem Industrieminister 
mitteilte (Artikel 5). Hierdurch wurde gewährleistet, daß andere Ministerien an 
der Standardisierungsarbeit teilnahmen und auch eher geneigt waren, die Er-
gebnisse der Standardisierungsarbeit anzuwenden. Dem Beratungskomitee 
sollten 14 Mitglieder angehören, die sich wie folgt zusammensetzten: 

• je 2 Repräsentanten aus den Bereichen Handel und Industrie, Landwirt-
schaft, Versorgungsgüterindustrie, 

• sowie sieben Repräsentanten aus verschiedenen Ministerien (departe-
ments ministeriels), die ein besonderes Interesse an der Standardisierung 
haben. Dazu gehören die folgenden Ministerien: das Landwirtschafts-, 
das Kriegs-, das Seefahrts-, das Industrie-, das Wirtschafts- und Finanz-, 
das Luftfahrts- und das Kommunikationsministerium sowie 

• einem Mitglied, das sich aufgrund seiner Kenntnisse im Bereich Standar-
disierung auszeichnet. 

Die Zusammensetzung dieses Beratungsgremiums läßt deutlich erkennen, daß 
es sich um einen Ansatz mit starker industriepolitischer Orientierung handelte. 
Die eine Hälfte der Mitglieder des Gremiums kam aus staatlichen Ministerien 
und die andere Hälfte aus der Industrie. Die Teilnahme oder auch nur das Inter-
esse von Verbraucherverbänden, Gewerkschaften oder ähnlichen Organisatio-
nen wurde offensichtlich nicht in Erwägung gezogen. Der Prozeß der Standar-
derstellung erfolgte in den durch Artikel 7 eingerichteten Büros für die Nor-
mung (,,Bureaux de normalisation"), die für vorbereitende Arbeiten im Bereich 
der Etablierung von Normen in ihren spezifischen Branchen zuständig waren 
und sind. Die Aufgaben der Association Frarn;aise de Normalisation werden in 
Artikel 8, Satz 2 mit der Zusammenfassung und Koordination aller die Standar-
disierung betreffenden Arbeiten und Untersuchungen definiert. Nachfolgend 
werden diese allgemeinen Aufgaben näher beschrieben: 
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• Weitergabe der Direktiven der übergeordneten Ministerien bzw. des 
Kommissars für die Normung sowie die Überwachung deren Einhal-
tung. 

• AFNOR soll den ,,Bureaux de Normalisation" bei der Herstellung tech-
nischer Standards in ihrem Zuständigkeitsbereich Beistand leisten. 

• Verifizieren bzw. prüfen der von ihr durchgeführten Projekte. 
• Koordination der Aktivitäten von Organisationen, die sich in Frankreich 

mit der Standardisierung beschäftigen. 
• Repräsentation und Wahrnehmung in internationalen Standardisie-

rungsgremien. 
• Verbreitung und Veröffentlichung von Informationen über die Standar-

disierung an alle, die von der Standardisierung betroffen sind. 

Eine der wohl bedeutsamsten Regelungen dieses Gesetzes von 1941 waren die 
Konstrukte der Bestätigung von Standards (,,Homologation") und der Ver-
bindlicherklärung von Standards (,,Arrete"). 

Die Bestätigung eines Standards macht diese für die Beschaffung bzw. Aus-
schreibungen durch öffentliche Stellen obligatorisch. Öffentliche Stellen im 
Sinne dieses Gesetzes sind Ministerien, Verwaltungseinheiten bis hin zu sub-
ventionierten Unternehmen. Private Verträge bleiben von der Bestätigung unbe-
rührt und werden lediglich mittelbar beeinflußt. Dies kann sich allerdings än-
dern, wenn eine Norm aufgrund des Artikels 13 für „verbindlich" erklärt wird. 
Mit dieser Erklärung, die vom Kommissar für die Normung ausgesprochen 
werden konnte, wurde der Standard auch für private Verträge bindend. 

Durch die Möglichkeit, einen Standard zu bestätigen oder ihn für verbindlich zu 
erklären, kommt dem Vorgang der Zertifizierung - also der Prüfung und Bestä-
tigung der Konformität zu Standards sowie der Vergabe eines Konformitätszer-
tifikates - von Produkten oder Dienstleistungen in Frankreich eine große Be-
deutung zu. So geschieht die Vergabe des „Mark NF" aufgrund einer gesetzli-
chen Regelung, des „Droit d'usage NF", das AFNOR die Vergabe, die Prüfung 
und die Ausarbeitung der Vergabebedingungen überläßt. Welcher Bedeutung 
auch nach staatlicher Auffassung Standardisierung und Zertifizierung zukommt, 
wird durch die Möglichkeiten AFNORs, den Mißbrauch des Zertifikates zu 
ahnden, deutlich. So kann AFNOR bei Mißbrauch von einer einfachen Kosten-
erstattung bis hin zu einem Ausschluß des Mißbrauchenden von weiteren Zerti-
fikaten bzw. Zertifizierungsverfahren Gebrauch machen. 

Es läßt sich somit feststellen, daß auch AFNOR, ähnlich wie DIN und VDI, eine 
Strategie der vertikalen Integration verfolgen und versuchen, alle Funktionen 
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unter einem Dach zu organisieren. Auch die Gewichtung der einzelnen Funk-
tionen ist der der deutschen Pendants ähnlich; Unterschiede existieren lediglich 
in den übergeordneten Organisationsstrukturen wie z.B. der Gründung von 
Tochtergesellschaften zur Wahrnehmung spezifischer Funktionen.68 

3.2.1.3 Die überbetriebliche Standardisierung in Thailand 

Während sich die Strukturen in den Industrienationen wie der Bundesrepublik 
Deutschland oder in Frankreich in den letzten 100 Jahren entwickeln konnten, 
ist dies für Entwicklungs- oder Schwellenländer nicht der Fall. Mit der Unab-
hängigkeit von den Kolonialmächten war aber noch lange keine Unabhängig-
keit von den Standards erreicht, die die Kolonialmächte hinterließen (EL-
T A WIL, 1993, S. 41). Durch die im Rahmen der Entwicklungshilfe angeschaff-
ten Investitionsgüter, die aus unterschiedlichen Ländern kamen, entstand ein 
heterogener Bestand an Produktionsanlagen- und mitteln. Auf diesen Mißstand 
mußten die betroffenen Nationen reagieren. 

So existierten in den 60er Jahren in Thailand eine Reihe unterschiedlicher Or-
ganisationen, die sich mit der Erarbeitung oder Anwendung von Standards be-
schäftigten. Diese Organisationen waren überwiegend damit beschäftigt, Stan-
dards für den eigenen Bereich zu erarbeiten. So produzierte das „Gesundheits-
amt" Standards für Nahrungsmittel und Medikamente und das „Office for 
Commodity Standards" Standards für Exportgüter (SANGRUJI, 1979, S. 87). 

1968 reagierte Thailand mit der Verabschiedung des „Industrial Product Stan-
dards Act" (IPSA) und der damit verbundenen Gründung des Thai Industrial 
Standards Insitute (TISI) auf die sich immer bedeutender werdenden Koordina-
tionsprobleme. 69 Das TISI wurde durch Section 4 IPSA als Unterorganisation 
des Industrieministeriums eingerichtet und erhielt insbesondere die folgenden 
Kompetenzen bzw. Aufgaben: 

68 Diese Unterschiede sind aber wahrscheinlich rein steuerlich bedingt. Das DIN als gemein-
nütziger Verein darf keine Gewinne erwirtschaften, andererseits können durch den mono-
polisierten Verkauf von DIN-Normen Gewinne realisiert werden, die durch eine Auslage-
rung des Vertriebes in den Beuth Verlag GmbH den gemeinnützigen Status des DIN unbe-
rührt lassen.· 

69 Eine ausführlicher Darstellung der Standardisierung in den ASEAN-Staaten findet sich bei 
HESSER und INKLAAR 1992. 
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• Überprüfung von inländischen Produkten (gern. Section 16 IPSA) und 
Importprodukten (gern. Section 20 und 21 IPSA), deren Konformität 
durch unabhängige Prüfer bestätigt werden muß. 

• Überprüfung und Kontrolle der Produktion von Gütern, der Güter 
selber, die aufgrund eines Gesetzes zu einem Standard konform zu 
sein haben, und der Güter, die gemäß Section 20 IPSA produziert 
werden dürfen. 

• Überprüfung und Kontrolle der Produkte, die gern. Section 21 IPSA 
importiert werden dürfen. 

• Die Überwachung der Verwendung des „Standard mark" als Konfor-
mitätszeichen. 

Durch Section 7 IPSA wurde zusätzlich ein „Industrial Product Standards 
Council" eingerichtet, dessen Aufgabe es war, 

• Empfehlungen gegenüber dem Minister im Hinblick auf die Festle-
gung, Verbesserung und Aufuebung von Standards auszusprechen. 

• Den Gebrauch eines „standard marks" zu erlauben. 
• Die Produktion von Produkten zu erlauben, die aufgrund eines Geset-

zes Konformität zu Standards aufzuweisen hatten. 
• Den Import von Produkten, die aufgrund eines Gesetzes Konformität 

zu Standards aufzuweisen hatten, zu erlauben. 
• Qualifiziertes Personal für die Mitarbeit in Technischen Komitees 

auszuwählen und zur Verfügung zu stellen. 

Im Council wird durch Section 11 IPSA eine einfache Mehrheitsregel imple-
mentiert, die greift, wenn mindestens 1/3 der Mitglieder des Council anwesend 
sind. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Stan-
dards werden in Technischen Komitees erstellt, die ihre Vorschläge dem Coun-
cil zur Entscheidung vorzulegen haben (Section 13 IPSA). Für die Technischen 
Komitees gelten die gleichen Mehrheitsregeln wie für den Council. 

Ein Standard kann verbindlich gemacht werden, wenn die Sicherheit betroffen 
ist oder ohne diesen Standard die Allgemeinheit, die Industrie oder die Volks-
wirtschaft geschädigt werden können (Section 17 IPSA). Section 18 IPSA 
schrieb die Schritte zur Verbindlichkeit eines Standards vor: 

1. Ankündigung der beabsichtigten Verbindlicherklärung. 
2. TISI hat dem Council über die Resonanz der Ankündigung (z.B. Widersprü-

che etc.) zu informieren. 
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3. Das Council informiert TISI über Zeit und Ort, an dem eine Anhörung bzgl. 
der Widersprüche stattfinden soll. 

4. Das Council soll die Möglichkeit nutzen, im Rahmen der Anhörung die Mei-
nung möglichst vieler Interessierter einzuholen. 

5. Hat sich das Council entschieden, so erhalten sowohl TISI wie auch die In-
itiatoren des Widerspruches schriftlich von dieser Entscheidung Kenntnis. 

6. Es besteht ein Einspruchsrecht gegen die Entscheidung des Councils an den 
Minister. Die Entscheidung des Ministers ist endgültig. 

Die Finanzierung des TISI erfolgt naturgemäß ausschließlich aus Steuermitteln. 
Die sich aus dem Verkauf von Standards oder der Lizensierung des „Standards 
marks" ergebenden Erlöse gehen im Gegenzug allerdings auch in den Staats-
haushalt ein und verbleiben nicht zur weiteren Verwendung bei TISI. 

3.2.1.4 Die überbetriebliche Standardisierung in den Vereinigten Staaten 
von Amerika 

Die United States Pharmacopeial Convention, gegründet 1829, war die erste 
standardsetzende Organisation in den Vereinigten Staaten. Sie beschäftigte sich 
mit der Standardisierung von Medikamenten. Es folgten 1852 mit der American 
Society of Civil Engineers die erste wissenschaftlich-technische Organisation 
und 1855 mit dem American Iron and Steel Institute die erste Handelsorganisa-
tion, die sich mit Standardisierung beschäftigte. (GARCIA, 1992, S. 533) 

In der Folge gründete sich eine Vielzahl von Organisationen70, die sich darauf 
konzentrierten, Standards in der jeweils eigenen Branche zu entwickeln. Diese 
Organisationen beruhten somit auf einer Finanzierung durch den privaten Sek-
tor und ohne öffentliche Förderung. Der Staat hielt sich in den Vereinigten 
Staaten praktisch bis zum 1. Weltkrieg aus der Standardisierung heraus.71 Ähn-
lich wie in den anderen westlichen Industriestaaten führte der 1. Weltkrieg auch 
den USA vor Augen, was eine unzureichende Koordination der Standardisie-
rung für Folgen haben kann. Die Gründung eines „Commerical Economy 
Board" mit der Aufgabe, Arbeit, Kapital und Maschinenpark einfacher einset-
zen zu können, war die Folge. In der unmittelbaren Nachkriegszeit sollte die 
schrumpfende amerikanische Wirtschaft durch eine staatlich forcierte Standar-
disierung gestärkt werden (GARCIA 1992, S. 532). Diese beschränkte sich aller-

70 Nach einer Erfassung der standardsetzenden Organisationen in den Vereinigten Staaten von 
1991 beläuft sich die Anzahl auf über 750. (TOIB, 1991, S. v) 

71 Ausnahmen bildeten das „Office ofWeights and Measures" und des „Bureau of Standards" 
(GARCIA 1992, S. 532). 
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dings darauf, die privaten Standardisierungsorganisationen zu unterstützen, oh-
ne selber aktiv einzugreifen. 

Mit der Begründung, keine dominante Standardisierungsorganisation schaffen 
zu wollen, wurde das Nebeneinander einer Vielzahl von Organisationen regel-
recht gefördert. 

Deutlich wird das Dilemma der überbetrieblichen amerikanischen Standardisie-
rung dadurch, daß die Vielzahl der standardsetzenden Organisationen sich nicht 
nur gegenseitig Konkurrenz machte, sondern darüber hinaus auch sich wider-
sprechende Standards entwickelte. Dies führte zu der Erkenntnis, daß eine na-
tionale Koordination der Standardisierung dringend notwendig sei. Ansätze für 
eine koordinierende Organisation der amerikanischen Standardisierung gehen 
zurück bis zur Gründung des ,,American Engineering Standards Comrnittee" 
(AESC) 1918 (CARGILL 1989, S. 159). Neun Jahre später waren schon 365 na-
tionale Organisationen bei AESC akkreditiert. 

Neben der mangelnden Koordination mußten die Vereinigten Staaten ebenfalls 
feststellen, daß sie über kein Instrument verfügten, auf internationaler Ebene die 
eigenen Interessen zu bündeln und die internationale Standardisierungsarbeit in 
ihrem Sinne zu beeinflussen.72 Dies führte zu dem Wunsche einer einheitlichen 
nationalen Standardisierungspolitik und einer damit verbundenen Konzentration 
der Koordinierung in einer Organisation (GARCIA 1992, S. 534). Die AESC, die 
sich mittlerweile ,,American Standards Association" (ASA) nannte, schlug sich 
als koordinierende Stelle der amerikanischen Standardisierung mit dem Titel 
„United States of America Standards Institute" (USASI) vor. Nach Einwänden 
von Regierungsstellen, daß dies nur ein Versuch sei, die eigene Machtstellung 
auszudehnen bzw. zu stärken, und daß auch die amerikanische Wettbewerbsauf-
sicht gegen diesen Namen votierte, weil dieser den Status einer Regierungsbe-
hörde suggeriere, einigte man sich darauf, die Organisation ,,American National 
Standards Institute" (ANSI) zu nennen, das selber keine Standards produzieren 
sollte. 

72 So demonstriere der „Open System Interconnection Standard" den Einfluß japanischer und 
europäischer Interessen, während die amerikanischen Vorstellungen weniger berücksichtigt 
wurden. (MOLKA, 1992, S. 528) fehlende Koordination führte auch zu Unsicherheit bei der 
Zuständigkeit. So wird in den USA festgehalten, daß die europäischen standardsetzenden 
Organisationen Probleme damit haben, wer denn in den USA ihr jeweiliger Ansprechpart-
ner sei: ,,They [die Europäer] complain that one moment they are told the ANSI speaks for 
all the United States; but the next, the ASTM is knocking at their doors" (OTA, 1992, zi-
tiert nach GARCIA 1992, S. 536). 
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Mitglied bei ANSI können ausschließlich Organisationen werden, die sich mit 
der Entwicklung von Standards beschäftigen. ANSI dient als eine Art Akkredi-
tierungsstelle für die amerikanische Standardisierung und hat als einzige der 
Organisationen das Recht, ,,American National Standards" herauszugeben. Die 
Funktion der Koordinierung der amerikanischen Standardisierung kann durch 
ANSI dabei auf dreierlei Art und Weise wahrgenommen werden (CARLTON und 
KLAMER 1983, s. 449 und CARGILL 1989, s. 103ft): 

„Canvass"-Methode oder „Accredited Sponsor"-Methode 
Hier verwirklicht eine bestehende und bei ANSI akkreditierte Organisati-
on, daß ein Bedarf an einem bestimmten Standard besteht und gleichzei-
tig auch andere Organisationen von diesem Standard betroffen sind oder 
sein können. Diese Organisation sponsert den Standardisierungsprozeß 
dadurch, daß sie neben der organisatorischen auch die inhaltliche Arbeit 
leistet und finanziert. Nachdem ein Vorschlag für den Standard entwik-
kelt ist, initiiert und führt die „sponsoring" Organisation eine Umfrage 
bei betroffenen Organisationen durch. Diese werden über den Standardi-
sierungsprozeß und den Inhalt des Vorschlags informiert und zur Kom-
mentierung eingeladen. Dieses Verfahren kommt i.d.R. dann zum Zuge, 
wenn eine weitestgehend homogene Interessenlage über die Notwendig-
keit des Standards und seine Inhalte besteht. 

Das Ergebnis dieses Befragungsverfahrens kann dann von dem akkredi-
tierten Sponsor bei ANSI eingereicht werden, damit es als American Na-
tional Standard veröffentlicht werden kann. 

Methode der akkreditierten Organisation 

104 

Bei der Methode der akkreditierten Organisation besteht eine Organisati-
on, die von ANSI als standardsetzende Organisation akzeptiert werden 
möchte. Hierfür muß diese Organisation zum einen die fachliche Qualifi-
kation für eine Standardisierung in dem betreffenden Bereich nachweisen 
können und zum anderen die Bereitschaft zur Übernahme der Anforde-
rungen von ANSI an einen Standardisierungsprozeß zeigen. 

Handelt es sich bei der betreffenden Organisation z.B. um einen bran-
chenspezifischen Zusammenschluß von Unternehmen, so muß diese auch 
den Zutritt von branchenfremden Organisationen zulassen. 

Eine Stärke und zugleich eine Schwäche dieses Verfahrens ist, daß die 
Tendenz zu einer Festschreibung des Status quo besteht, da auf branchen-



spezifisches und damit in der Branche akzeptiertes Wissen zurückgegrif-
fen wird. 

Methode des akkreditierten Komitees 
Existiert mehr als eine Organisation oder auch gar keine, so initiiert ANSI 
die Gründung eines Standardisierungskomitees, das bei Existenz mehre-
rer Organisationen als Schiedsrichter fungieren soll. Dieses Komitee ist 
dann auch dafür zuständig, den Standard zu entwickeln und ihn über 
ANSI zu veröffentlichen. 

Die Entwicklung der Standards erfolgt dabei dergestalt, daß die zu stan-
dardisierenden Bereiche von ANSI öffentlich bekanntgemacht werden 
und gleichzeitig zu einer allgemeinen Mitarbeit in den Komitees und da-
zugehörenden Arbeitsgruppen aufgerufen wird. Im Rahmen dieses Ko-
mitees wird ein Vorschlag erarbeitet, der sowohl auf dem Konsensprinzip 
als auch auf einer Beteiligung aller interessierten Kreise beruht. Dieser 
Vorschlag wird dem Sekretariat zur Genehmigung eingereicht. Wenn alle 
formalen Anforderungen erfüllt sind, kann er letztlich als American Na-
tional Standard verabschiedet werden. 

Der Vorteil dieser Methode ist, daß die interessierten Kreise aus allen Be-
reichen und Branchen am akkreditierten Komitee teilnehmen bzw. teil-
nehmen können, so daß keine Gruppe eine Dominanz aufweist und den 
Standard mißbraucht. Doch hat dies auch wieder Nachteile, da die hete-
rogenen Interessen eine Konsensfindung erschweren oder zumindest ver-
zögern werden. 

Die Mitglieder ANSis wählen das Direktorium, das für die Organisation und die 
strategische Ausrichtung ANSis zuständig ist. Hierbei soll die Dominanz einer 
Interessengruppe vermieden bzw. verhindert werden. In den nachgeordneten 
Gremien - den Räten für die einzelnen Mitgliedsorganisationen - werden die 
jeweiligen Interessen der unterschiedlichen Interessengruppen gebündelt. 

Die eigentliche Koordination der Standardisierung erfolgt durch den ,,Rat für 
Standardisierung" (,,Executive Standards Council"). Dieser Rat koordiniert 
auch die Beteiligung der verschiedenen amerikanischen standardsetzenden Or-
ganisationen am internationalen Standardisierungsprozeß. Hierbei wird er durch 
acht „Standardisierungsgruppen" unterstützt, die den ,,Rat für Standardisierung" 
in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich im Hinblick auf das Management 
und die Koordination des Standardisierungsprozesses unterstützen. 
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Der „Ausschuß für die Prüfung von Standards" beaufsichtigt die Einhaltung des 
Konsensprinzips bei der Erstellung von Standards durch die Mitgliedsorganisa-
tionen, während sich der Einspruchsausschuß mit Vorwürfen gegen ANSI be-
schäftigt. Einen umfassenden Überblick über die amerikanischen Organisatio-
nen zu geben, die tatsächlich Standards produzieren, ist aufgrund der Vielzahl 
dieser Organisationen und Regierungsstellen unmöglich. 73 Es sollen statt dessen 
einige wichtige Organisationen kurz angesprochen werden. 

Direktorium 

Rat für Rat für 
Mitgliedsorganisationen Mitgliedsunternehmen 

Rat für 
Verbraucherinteressen 

Rat für 
Staatsinteressen 

Einspruchsausschuß Zertifizierungs- US nationales Rat für Ausschuß für die 
komitee Komitee für die IEC Standardisierung Prüfung der Standards 

Standardisierungs-
gruppen 

Abbildung 17: Organisationsstruktur des „American National Standards 
Institute" (Quelle: Cargill 1989, S. 165, Übersetzung durch 
den Verfasser) 

Der staatliche Teil der amerikanischen überbetrieblichen Standardisierung wird 
im ,,National Institute of Standards and Technology" (NIST) entwickelt. NIST 
wurde Anfang dieses Jahrhunderts durch den amerikanischen Kongreß ins Le-
ben gerufen und 1989 dem Handelsministerium zugeordnet. Bei NIST sind För-
derprogramme angesiedelt, die die Entwicklung von Risikotechnologien unter-
stützen und kleineren und mittleren Unternehmen den Zugang zu Informationen 
und Technologien erleichtern sollen, die die eigene Entwicklung von Testver-
fahren und Standards für Unternehmen umfassen und die die Produktion von 

73 Eine umfangreiche Zusammenstellung über amerikanische Standardisierungskomitees wird 
vorn NATIONAL STANDARDS SYSTEM NETWORK (NSSN, 1996) oder TOTII (1991) angebo-

ten. 
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Qualität durch einen entsprechenden Preis fördern sollen (NIST, 1996). Darüber 
hinaus ist NIST für die Standardisierung von Gewichts- und Maßeinheiten zu-
ständig. Zusätzlich gehört es zu den Aufgaben von NIST, Probleme, die Regie-
rungsbehörden aufgrund von inkompatiblen Computersystemen entstehen, zu 
lösen (MOLKA, 1992, S. 527). 

Zu den wichtigsten Organisationen, die in den Vereinigten Staaten Standards 
produzieren, gehören: 

• American Society for Mechnical Engineers (ASME) 
Ähnlich wie in Deutschland führte auch in den Vereinigten Staaten eine 
Vielzahl von Dampfkesselexplosionen74 zur Bildung einer Organisation mit 
dem Ziel, Standards zu schaffen, die die Sicherheit derartiger Kessel verbes-
sern sollten. (ASME 1996) 

• American Society for Testing and Materials (ASTM) 
Die ASTM ist eine gemeinnützige Organisation, die Standards, Test- und 
Zertifizierungsverfahren entwickelt sowie terminologische Arbeit leistet 
(ASTM 1996a). ASTM bestreitet ihre Tätigkeit zu etwa 85% aus dem Ver-
kauf von Veröffentlichungen und 15% aus Zuschüssen von der Regierung. 
(ASTM 1996b) 

• X3 
Diese Organisation, die im Rahmen der Methode des akkreditierten Komitees 
entstand, ist für den Bereich der Informationstechnologie zuständig. X3 ist 
offen für jeden, der an der Standardisierung im Bereich der Information-
stechnologie interessiert ist. 1996 waren über 900 Organisationen Mitglied 
bei X3. (X3 1995b) Die Mitgliedschaft kann dabei drei unterschiedliche 
Ausprägungen annehmen: 

- als ,Jiauptmitglied", das als Stellvertreter ein 
- ,,Alternativmitglied" benennen kann, und 
- als ,,Beobachtendes Mitglied". 

Das ,Jlauptmitglied" hat bei Abstimmungen eine ungewichtete Stimme und 
erhält alle Dokumente, während ein ,,Beobachtendes Mitglied" keine Stimme 
hat und nur einige der relevanten Dokumente erhält. Für eine positive Ent-
scheidung über den zur Abstimmung anstehende Standardisierungsentwurf 
müssen X3 zwei Bedingungen erfüllt sein: Zum einen muß die einfache 
Mehrheit der Stimmberechtigten zugunsten des Entwurfes stimmen und zum 

74 In den USA explodierten vor der Gründung der ASME und deren Standardisierungsbemü-
hungen ca. 1.400 Kessel pro Jahr. (GARCIA 1992, S. 532) 
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anderen müssen mehr als 2/3 der abgegebenen Stimmen (abzüglich der Ent-
haltungen) zugunsten des Entwurfes sein.75 Damit die Forderungen ANSI's 
erfüllt sind, müssen alle Anstrengungen unternommen werden, um Gegen-
stimmen zu vermeiden und die jeweiligen Gegenargumente zu entkräften und 
somit Konsens zu erreichen. (LEHR 1992, S. 551) 

Die Unzufriedenheit mit der überbetrieblichen Standardisierung in den Verei-
nigten Staaten76 hat in den letzten Jahren zur Entwicklung einer Standardisie-
rung außerhalb der traditionellen Strukturen geführt (WEISS und CARGILL, 1992, 
S. 559). Es entstehen sogenannte „Konsortien", in denen sich Unternehmen zu-
sammenschließen, um gemeinsam schnell und unbürokratisch die Standards zu 
entwickeln, die sie benötigen. Damit diese Konsortien tatsächlich so effizient 
arbeiten können, wie sie es wollen, müssen sie einerseits von der Forderung 
nach allgemeinem Zugang und andererseits von der Konsensregel abweichen. 
Insbesondere der beschränkte Zugang zu diesen Konsortien hat natürlich zu ei-
ner kritischen Betrachtungsweise durch die Wettbewerbsaufsicht geführt77 • Wie 
sich diese Konsortien entwickeln werden und ob sie nicht letztlich doch in die 
bestehenden Standardisierungsstrukturen integriert werden, ist zu diesem Zeit-
punkt nicht vorauszusagen. 

3.2.2 Standardisierung auf europäischer Ebene78 

Die europäischen Standardisierungsorganisationen müssen im Zusammenhang 
mit der Realisierung des Europäischen Binnenmarktes gesehen werden. Dieser 
soll den freien Verkehr von Waren, Dienstleistungen, Arbeit und Kapital ge-
währleisten. Hierzu ist insbesondere für den Austausch von Produkten die Ho-
mogenität der nationalen Standards eine notwendige Bedingung. Dürfen aus-

75 Warum X3 über diese Form der Mehrheitsregeln verfügt, die im Widerspruch zu den For-
derungen ANSis steht, ist auch dem Verfasser nicht bekannt. 

76 Ähnliches gilt allerdings auch für die Situation in anderen Ländern, wie die kritischen Äu-
ßerungen von Vertretern der Siemens AG und der IBM Deutschland gegenüber dem DIN 
deutlich machen KUNERTII, s. 19 und RICHfER s. 88f .. 

77 Vgl. hierzu ANTON und YAO, 1995. 
78 Neben der regionalen Standardisierung in Europa existiert eine Vielzahl von weiteren re-

gionalen Zusammenschlüssen nationaler Standardisierungsorganisationen mit dem Ziel, für 
die jeweilige Region einheitliche Standards zu entwickeln. So existiert z.B. in Mittelameri-
ka das „Instituto Centro American de Investigaci6n y Tecnologfa Industrial" mit den Mit-
gliedsländern Guatemala, EI Salvador, Honduras, Nicaragua und Costa Rica. Da aber die 
regionale europäische Standardisierung nicht nur für Europa, sondern auch für einen 
Großteil der anderen Kontinente der wichtigste regionale Zusammenschluß ist, konzentriert 
sich die vorliegende Arbeit auf die europäischen Standardisierungsorganisationen. 
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ländische Produkte nicht importiert werden, weil sie nach einem anderen als 
dem im Inland gültigen Standard erstellt wurden, so steht dies einem freien Wa-
renverkehr entgegen. Im sogenannten „Old Approach" entwickelte die Europäi-
sche Kommission sehr detaillierte, aber dafür mit einem langjährigen Entste-
hungsprozeß verbundene Richtlinien.79 Ursache für die langen Entstehungspro-
zesse war nach Ansicht der Europäischen Kommission die für die Beschlußfas-
sung im Rat notwendige Einstimmigkeit (EUROPÄISCHE KOMMISSION, 1985, Pkt. 
68, s. 19). 

Dieser hohe Grad an Detailliertheit bot wenig Raum für eine intensive europäi-
sche Standardisierung. Dies änderte sich Ende der 80er Jahre durch die Imple-
mentierung des ,,New Approach" durch die Europäische Kommission. Danach 
gibt die Kommission im Rahmen von Richtlinien allgemein gehaltene Rahmen-
forderungen vor, wie z.B. im Hinblick auf die Sicherheit, die dann durch die 
europäischen Standardisierungsorganisationen mit Hilfe von Europäischen 
Normen (EN) spezifiziert werden sollen. 

Da die Produktionsleistungen der beiden ursprünglichen europäischen Standar-
disierungsorganisationen CEN und CENELEC zu gering waren, als daß damit 
die für den Binnenmarkt notwendige Anzahl an einheitlichen europäischen 
Standards produziert werden könnte,80 wurde 1985 durch einen Vertrag zwi-
schen CEN und CENELEC einerseits und der Europäischen Kommission ande-
rerseits die Grundlage für eine finanzielle Unterstützung der europäischen Stan-
dardisierungsorganisationen gelegt. 

Im Rahmen des Grünbuchs wurde eine Struktur für die europäische Standardi-
sierung, wie sie der Abbildung 18 zu entnehmen ist, vorgeschlagen. Dabei soll 
die strategische Ausrichtung der europäischen Standardisierung durch den ,,Eu-
ropäischen Normungsrat" erfolgen, der sich aus Vertretern der verschiedenen 
Interessengruppen (Industrie, Verbraucher, kommerzielle Anwender, Gewerk-
schaften, EG-Kommission und EFTA-Sekretariat) zusammensetzen soll. Der 
Normungsrat soll auch die „Regeln der europäischen Normung erstellen". 

79 Vgl. SCHMITT VON SYDOW, S. 11. Beispiele sind die fast 80 Seiten lange „Richtlinie über 
vor dem Fahrersitz montierte Umsturzvorrichtungen mit zwei Pfosten für Schmalspurzug-
maschinen mit Luftbereifung" und die „Richtlinie zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über nahtlose Gasflaschen aus Stahl", der Erlaß dauerte fast 11 Jahre. 
Nur wenig zügiger konnte die „Richtlinie zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit-
gliedstaaten über nahtlose Gasflaschen aus unlegiertem Aluminium und Aluminiumlegie-
rungen" entwickelt werden. (BREULMANN, 1993, S. 23). 

80 So produzierte CEN von seiner Gründung 1961 bis 1982 nur 96 Europäische Normen und 
CENELEC von 1962 bis 1982 37 Europäische Normen und 303 harmonisierte Dokumente 
(EUROPÄISCHEN KOMMISSION 1990, S. 15) 
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Die Maßnahmen, wie sie durch den Normungsrat beschlossen werden, sollen 
von einem ,,Europäischen Normenausschuß" in die Tat umgesetzt werden. 

Industrie 

Konsumenten 

Anwender 

Gewerkschaften 

EG Kommission 

EFI'A 
Sekretariat 

Europäischer 
Normungsrat 

Übergeordnete Ausrichtung 
der Politik 

Europäischer 
Normenausschuß 

Ausführungsorgan 
Management 
Koordination 

CEN 

CENELEC 

ETSI 

Andere(?) 

Nationale 

Normen-

organisationen 

(DIN,BSI, 
AFNORetc.) 

Abbildung 18: Die geplante Struktur des europäischen Standardisierungs-
systems (Quelle: PELKMANS und EGAN, Abbildung 2 auf der 
Grundlage des GRÜNBUCH DER EG-KOMMISSION ZUR ENT-
WICKLUNG DER EUROPÄISCHEN NORMUNG, Anhang 2, s. 4) 

Die eigentliche Standardisierungsarbeit wird dann in den „Europäischen Nor-
mungsgremien" geleistet, die vom Normungsrat anerkannt sein müssen und die 
sich an die Vorgaben des Normungsrates und des Normenausschusses zu halten 
haben. 

Im folgenden werden die drei von der Europäischen Kommission bisher aner-
kannten europäischen Normenorganisationen sowohl im Hinblick auf ihre ge-
schichtliche Entwicklung als auch auf ihre Strukturen vorgestellt. 

3.2.2.1 Comite europeen de normalisation und Comite europeen de nor-
malisation electrotechnique 

Die Gemeinsame Europäische Normungsinstitution (CEN) mit Sitz in Brüssel 
setzt sich aus den nationalen Normenorganisationen der Mitglieder der Europäi-
schen Union sowie den Mitgliedern der Europäischen Freihandelszone (EFTA) 
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zusammen.81 Seit 1992 gibt es die Möglichkeit, den Status eines assoziierten 
Mitgliedes (ASB) anzunehmen, wie es für verschiedene Interessenvertretungen 
auch geschehen ist. CEN und das Europäische Komitee für elektrotechnische 
Normung (CENELEC) unterscheiden sich eigentlich nur durch die Zuständig-
keitsbereiche; der Standardisierungsprozeß ist nahezu identisch, der jeweilige 
Aufbau und die Mitgliederstruktur sind sehr ähnlich, so daß die beiden Organi-
sationen gemeinsam vorgestellt werden. 

CEN und CENELEC veröffentlichen drei verschiedene Arten von Dokumenten, 
die zu unterscheiden sind: 

• Europäische Normen (EN) müssen von den Mitgliedsländern in ihr jewei-
liges nationales Normenwerk aufgenommen werden. Ferner sind alle einer 
Europäischen Norm widersprechenden oder ihr entgegenstehenden natio-
nalen Normen zurückzuziehen. 

• Harmonisierungsdokumente (HD) sind weniger bindend als Europäische 
Normen, da sie zwar auf nationaler Ebene zu implementieren sind, aber die 
Möglichkeit eigener nationaler Normen weiterbesteht. 

• Europäische Vornormen (ENV) wurden als Instrument für dynamische 
Technikbereiche geschaffen. ENV sind für die Mitglieder von CEN bzw. 
CENELEC weniger verbindlich als EN oder HD, da sie nach ihrer Annah-
me lediglich bereitzustellen und bekanntzumachen sind. 

Bei Abstimmrnungen soll im Rahmen von CEN und CENELEC Einstimmigkeit 
erreicht werden. 82 Üblicherweise genügt bei Abstimmungen jedoch die einfache 
Mehrheit, um eine Entscheidung durchzusetzen. Von dieser Mehrheitsregel 
wird nur in den folgenden Fällen abgewichen: 

• bei der formellen Abstimmung über EN oder HD, 
• bei der formellen Abstimmung über ENV, 
• über den Beginn und die Aufhebung von Stillhalteverpflichtungen und 
• über die Annahme von B-Abweichungen83 (CEN 1994, 5.1.4). 

81 Eine Ausnahme bildet Liechtenstein, da dieses Land über keine eigene nationale Nor-
menorganisation verfügt (NICHOLAS und REPUSSARD, 1994, S. 29). 

82 „In all cases [ ... ] every effort shall be made to reach unanimity." (CEN 1994, 5.1.1) 
83 Im Rahmen der EN können zeitlich begrenzte „A-Abweichungen" und „B-Abweichungen" 

existieren, wobei in A-Abweichungen nationale Rechtsvorschriften berücksichtigt werden 
können und in B-Abweichungen technische Anforderungen. 
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Land Ge- Land Ge-
wicht wicht 

Deutschland 10 Schweden 5 
Frankreich 10 Schweiz 5 
Italien 10 Dänemark 3 
Vereinigtes König- 10 Finnland 3 
reich 
Spanien 8 Irland 3 
Belgien 5 Norwegen 3 
Griechenland 5 Österreich 3 
Niederlande 5 Luxemburg 2 
Portugal 5 Island 1 

Tabelle 4: Stimmengewichte der Mitgliedsländer der Gemeinsamen 
Europäischen Normungsinstitution für Abstimmungen über 
eine EN, ein HD, eine ENV, eine B-Abweichung oder eine 
Stillhalteverpflichtung 

Bei diesen Abstimmungen wird anstelle der einfachen Mehrheit als Regel eine 
qualifizierte Mehrheitsregel mit qualifiziertem Vetorecht verwendet. Jedes Mit-
gliedsland verfügt über ein bestimmtes Stimmgewicht, wie in Tabelle 4 angege-
ben. Die Anforderungen für die Annahme einer EN, eines HD, einer ENV, einer 
B-Abweichung oder einer Stillhalteverpflichtung sind die folgenden: 

1. Es müssen mehr ungewichtete JA-Stimmen als ungewichtete 
NEIN-Stimmen vorhanden sein. 

2. Es müssen mindestes 25 gewichtete JA-Stimmen abgegeben 
werden. 

3. Es dürfen höchstens 22 gewichtete NEIN-Stimmen vorhanden 
sein. 

4. Es dürfen höchstens drei Mitglieder dagegen stimmen. 

Ergibt sich im Rahmen der Auszählung, daß nicht alle der Bedingungen 1-4 er-
füllt werden, so wird die Auszählung im nächsten Schritt unter Zugrundelegung 
nur der Mitgliedsstaaten der Europäischen Union wiederholt. Werden dann alle 
vier Bedingungen erfüllt, so ist die Entscheidung positiv ausgefallen. 

Bis es zu einer formellen Abstimmung über eine Europäische Norm oder ein 
Harmonisiertes Dokument kommt, durchläuft der zur Abstimmung kommende 
Vorschlag eine Reihe von Stufen: 
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• V orschlagsphase, 
• Erarbeitungsphase, 
• Abstimmungsphase und 
• Umsetzungsphase. 

Nationale Mitglieder und Mandatserteilung 
europäische Organisationen (Europäische Kommission, EFf A) 

~ .------------,/ 

Unteraufträge 
ISO-IEC-ASB 

DIS -prEN 

Beschluß 
Technisches Büro 

Bezugsdokument 

Veröffentlichung zur Stellungnahme (6 Monate) 

Endgültiger Entwurf 

Förmliche Abstimmung 

EN/HD 

prEN 

Abbildung 19: Entstehungsprozeß einer Europäischen Norm oder eines 
Harmonisierten Dokumentes (Quelle: NICHOLAS und 
REPUSSARD, S. 43)84 

Der Weg von einem Vorschlag bis zur Umsetzung bzw. der förmlichen Ab-
stimmung ist in Abbildung 19 illustriert. Vorschläge für ein europäisches Stan-
dardisierungsprojekt können durch ,jedes „CEN/CENELEC-Fachgrernium, die 

84 DIS = Draft International Standard und prEN = proposed European Norm 
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Kommission der Europäischen Gemeinschaften oder das EFTA-Sekretariat, ei-
ne internationale Organisation oder eine europäische Wirtschafts-, Berufs-, 
Fach- oder Wissenschaftsorganisation[ ... ]" (CEN/CENELEC 1990, S. 25) erfol-
gen. Besteht für den Bereich, auf den der Vorschlag abzielt, ein Internationaler 
Standard, so soll kein Technisches Komitee aktiv werden; vielmehr soll im 
Rahmen eines Fragebogenverfahrens geklärt werden, ob Interesse an einer 
Harmonisierung des zur Diskussion stehenden Bereiches vorhanden ist und ob 
die Annahme des Bezugsdokumentes - z.B. eines Internationalen Standards -
möglich erscheint. Stellt der Vorschlag auf einen neuen Bereich ab, so kann 
nach Prüfung ein Technisches Komitee gegründet werden oder die Bearbeitung 
einem bestehenden Technischen Komitee übergeben werden. 

Die Standardisierung im Rahmen dieser Technischen Komitees erfolgt durch 
Sachverständige, deren Aufgabe es ist, einen ersten Entwurf zu formulieren. 
Dieser ist durch das Technische Komitee zu genehmigen und wird dann für 
sechs Monate in den Mitgliedsländern zur Stellungnahme ausgelegt. Die einge-
henden Kommentare werden vom Technischen Komitee in dem Maße eingear-
beitet, indem der daraus entstehende „endgültige Entwurf' den größtmöglichen 
Konsens darstellt. Über dieses Dokument wird dann formell nach dem oben ge-
schilderten Verfahren abgestimmt. 

3.2.2.2 European Telecommunications Standards Institute 

Bis zur Gründung des European Telecommunications Standards Institute (ET-
SI) oblag die Standardisierung im Telekommunikationsbereich der Kommission 
Fernmeldewesen im Rahmen der Europäischen Konferenz der Verwaltungen für 
Post- und Fernmeldewesen (Conference Europeen des administrations des Po-
stes et des Telecommunications CEPT). An diesem Standardisierungsprozeß 
konnten ausschließlich die nationalen Post- und Fernmeldeverwaltungen teil-
nehmen. Somit fiel die Standardisierung im Telekommunikationssektor für lan-
ge Zeit staatlichen Institutionen zu, da erst in jüngster Zeit diese staatlichen 
Monopole im Rahmen der Deregulierung privatisiert werden (sollen). Die Ver-
bindung aus langsamer Standardisierung und einer unbefriedigenden Beteili-
gung anderer interessierter Kreise, insbesondere aus dem Industriebereich, 
führten dazu, daß die Europäische Kommission die Gründung einer neuen Or-
ganisation anregte, die die Standardisierungsaufgaben übernehmen sollte. Dies 
führte 1988 zur Gründung von ETSI mit Sitz in Sophia-Antipolis, Frankreich. 
Gemäß Artikel 3 der Satzung von ETSI gehört zu den Aufgaben die Vorberei-
tung von Standards und der Standardisierung in den Bereichen: 
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• Telekommunikation, 
• Telekommunikation und Informationstechnologie sowie 
• Telekommunikation und die Übertragung von Ton- und Fernsehsignalen. 

Die Mitgliedschaft in ETSI ist im Gegensatz zu CEN oder CENELEC nicht auf 
die jeweiligen nationalen Normenorganisationen beschränkt, vielmehr können 
gemäß Artikel 6.1 Verwaltungsbehörden, nationale Normungsorganisationen, 
Netzwerkanbieter, Produzenten, Anwender, Dienstleistungsunternehmen, For-
schungseinrichtungen oder Beratungsgesellschaften die Mitgliedschaft erwer-
ben (KAMPMANN, S. 70). 

Auch die Standardisierungsarbeit innerhalb ETSI beruht auf Technischen Ko-
mitees, die sich auf einen gemeinsamen Normenentwurf einigen müssen. Zu-
sätzlich und damit im Gegensatz zu CEN oder CENELEC werden die Techni-
schen Komitees bei ETSI von sogenannten Projektteams unterstützt, die die 
Aufgabe haben, die vorhandenen technischen Lösungen objektiv darzustellen 
und dadurch den Mitgliedern der Technischen Komitees eine gemeinsame Basis 
zu verschaffen. Diese Struktur basiert auf einem Vorschlag im Grünbuch 1990 
(EUROPÄISCHE KOMMISSION 1990, S. 26) über neue Methoden für den Standar-
disierungsprozeß. 

Die von ETSI herausgegebenen ,,Europäischen Telekommunikationsstandards" 
(ETS) haben wie die Standards von CEN und CENELEC grundsätzlich einen 
rein freiwilligen Charakter. Sie können aber über den Umweg einer Common 
Technical Regulation verbindlich gemacht werden. Dies ist allerdings aus-
schließlich für den Endgerätebereich relevant. Hier übernimmt die Europäische 
Kommission einen Europäischen Telekommunikationsstandard oder formuliert 
auf dessen Grundlage eine Common Technical Regulation (HöLLER, S. 30 und 
41). 

3.2.3 Internationale Ebene85 

Auf internationaler Ebene ist eine Vielzahl von Organisationen mittel- oder 
unmittelbar mit Fragen und Problemen der Standardisierung beschäftigt. Die 
drei an dieser Stelle vorgestellten Organisationen - International Organization 
for Standardization (ISO), International Electrotechnical Cornrnittee (IEC) und 
International Telecommunication Union (ITU) - unterscheiden sich insofern 

85 Eine ausführlichere Darstellung der hier vorgestellten international tätigen Standardisie-
rungsorganisationen findet sich bei ADOLPH! und KLEINEMEYER, 1996. 
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von anderen, als daß sie ausschließlich Standardisierung betreiben (ISO und 
IEC) oder in einem der bedeutsamsten Zukunftsmärkte - der Telekommunikati-
on - die standardsetzende Organisation sind (ITU-T). Neben diesen Organisa-
tionen arbeiten z.B. die „Codex Alimentarius Commission" (CAC), ,,World 
Health Organization" (WHO) oder auch die „International Organization of Le-
gal Metrology" (OIML) im Bereich der Standardisierung, ohne allerdings das 
Schwergewicht auf Kompatibilitätsstandards zu legen, so daß eine ausführliche 
Darstellung an dieser Stelle verfehlt wäre. 

3.2.3.1 International Organization for Standardization86 

Die Geschichte der ISO beginnt 1926. Zu diesem Zeitpunkt wurden die ersten 
Versuche unternommen, eine internationale Organisation, die sich ausschließ-
lich mit Standardisierung beschäftigen sollte, zu gründen. Dies scheiterte aber 
daran, daß sich die nationalen Standardisierungsorganisationen nicht auf den 
Sitz dieser Organisation einigen konnten. Zu sehr war mit dem Sitz auch der 
Einfluß auf die innerhalb der Organisation zu erfolgende Standardisierungsar-
beit verknüpft, als daß es zu einer Einigung zwischen Großbritannien und den 
Vereinigten Staaten einerseits, die für London als Sitz eintraten, und der Wei-
marer Republik, Österreich und der Schweiz andererseits, die Genf vorzogen, 
gekommen wäre (WÖLCKER 1993). Bei der Abstimmung über den Sitz kam es 
zu einem Patt, indem 1/3 für London, 1/3 für die Schweiz votierten und genau 
1/3 der Stimmberechtigten sich enthielten (Heiberg, S. 3). 

Erst zwei Jahre später konnte dann während einer Konferenz in Prag die ,Jnter-
national Federation of National Standardizing Associations" (ISA) gegründet 
werden (HEIDELBERG, S. 136). Während des zweiten Weltkriegs mußte die ISA 
ihre Arbeit einstellen (KUERT, S. 285). Noch im Jahre 1944 gründeten die Alli-
ierten das „United Nations Standards Coordinating Committee" (UNSCC), das 
in der Nachkriegszeit in eine weltweit operierende Organisation überführt wer-
den sollte (KUERT, S. 286). Diese Organisation - die „International Organization 
for Standardization" oder „Organisation Internationale de Normalisation" -
wurde am 24. Oktober 1946 während einer Konferenz in London gegründet 
(UNSCC REPORT 0F CoNFERENCE, S. 20). Fünf Jahre später wurde der erste In-
ternational Standard veröffentlicht: ,,Standard reference temperature for indu-
strial length measurement". 

86 ISO ist nicht die Abkürzung für diese Organisation, die entweder IOS (International Orga-
nization for Standardization) oder OIN (Organisation Internationale de Normalisation) 
lauten müßte. ISO bezieht sich vielmehr auf das griechische Wort „iso", das „gleich" be-
deutet. (ISO 1994, S. 3) 
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Abbildung 20: Aufbauorganisation der ISO 

Heute sind 107 Staaten in der ISO vertreten. Davon sind 78 Staaten durch ihre 
nationalen Standardisierungsorganisationen Vollmitglieder, während 22 den 
Status von „Correspondent members" besitzen. Dabei handelt es sich häufig um 
wenig entwickelte Länder, die noch keine eigenständige Organisation für Stan-
dardisierung besitzen. ,,Correspondent members" nehmen nicht aktiv an der Ar-
beit in der ISO teil, können aber sowohl an der Hauptversammlung als auch in 
den Technischen Komitees als Beobachter teilnehmen (LINGNER, S. 3)87 • Die 
Mitglieder können bei jedem Standardisierungsvorhaben zwischen verschiede-
nen Stufen der Teilnahme wählen: 

87 Daten aus ISO Annual Report 1994. 
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• Das Mitglied erklärt sich bereit, das Sekretariat für das Standardisie-
rungsvorhaben zu stellen (es gibt nur jeweils ein Sekretariat pro Vor-
haben). 

• Das Mitglied möchte aktiv an der Standardisierungsarbeit teilnehmen 
(sog. P-Mitglieder). 

• Das Mitglied möchte über die Standardisierungsarbeit informiert 
werden 
(sog. O-Mitglieder). 

• Das Mitglied hat keinerlei Interesse an dem Standardisierungsvorha-
ben. 

Oberstes Organ der ISO ist die Hauptversammlung der Mitglieder, wobei nur 
anerkannte nationale Normenorganisationen Mitglieder der ISO werden kön-
nen. Die Hauptversammlung bestimmt insbesondere die mittlerweile 18 Mit-
glieder des Rates (EICHER, 1995, S. 9), der wiederum als Kontrollorgan für die 
allgemeine Verwaltung durch das Zentralsekretariat und für die Arbeit des 
Technical Management Boards zuständig ist. Die eigentliche Arbeit findet in 
den Technischen Komitees statt. Die Technischen Komitees unterteilen sich 
weiter in „Subcommittees" und „Working Groups". Zum organisatorischen 
Aufbau der ISO siehe Abbildung 20. 

Bis das Ergebnis einer Arbeitsgruppe allerdings als Internationaler Standard 
verabschiedet werden kann, müssen verschiedene Stufen durchlaufen werden (s. 
Abbildung 21): 88 

Vorschlags-Stadium: Hier wird darüber entschieden, ob ein neues Standardi-
sierungsvorhaben in die Wege geleitet werden soll. 
Dies kann sich sowohl auf die Entwicklung eines neu-
en Standards als auch auf die Entwicklung eines neuen 
Teils für einen existierenden Standard beziehen. Über 
die Entscheidung, ob dieses Vorhaben weiter verfolgt 
werden soll oder nicht, wird abgestimmt. Zur Annah-
me des Vorhabens muß eine einfache Mehrheit der P-
Mitglieder für die Annahme stimmen und sich minde-
stens fünf P-Mitglieder zur aktiven Mitarbeit bereit er-
klären. 

88 Die Struktur dieses Prozesses ist bei ISO und IEC identisch . Erstaunlich ist nur, daß es 
diese beiden Organisationen bis heute nicht geschafft haben, eine gemeinsame einheitliche 
Termiologie zu schaffen. 
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Vorbereitungs-Stadium: Hier wird ein „Working Draft" erstellt. Dies erfolgt 
durch eine Arbeitsgruppe, zu der der Projektleiter die 
teilnahmewilligen P-Mitglieder aufruft. Diese benen-
nen ihrerseits Experten zur Teilnahme an der Arbeits-
gruppe. Die Aufgaben dieser Gruppe sind im Prinzip 
erfüllt, wenn ein „W orking Draft" erstellt ist und als 
„First Committee Draft" zwischen den betroffenen 
Technischen Komitees und den Subkomitees zirkulie-
ren kann. 

Komitee-Stadium: Hier werden die Hinweise und Anregungen der Mit-
glieder eingeholt und, sofern nötig, in das Dokument 
eingearbeitet. Das sich hieraus ergebende „Committee 
Draft" wird so lange überarbeitet, bis ein Konsens89 

über die Inhalte entstanden ist, und die Entscheidung, 
es in die nächste Stufe - dann als ,,Draft International 
Standard" - zu bringen, getroffen werden kann. Der 
Konsens muß allerdings nur zwischen den P-
Mitgliedern erreicht werden. 

Untersuchungs-Stadium: Hier wird über den Übergang des ,,Draft International 
Standards" zu einem ,,Final Draft International Stan-
dard" abgestimmt. Stimmberechtigt sind alle nationa-
len Standardisierungsorganisationen, die Mitglied der 
ISO sind. Der Übergang wird vollzogen, wenn: 

Billigungs-Stadium: 

a) 2/3-der P-Mitglieder zugunsten des Entwurfs stim-
men und 

b) nicht mehr als¼ aller Stimmen sich gegen den Ent-
wurf aussprechen. 

Hier wird nun endgültig über die Annahme eines In-
ternationalen Standards entschieden. Es wird wieder 
gewählt, wobei die gleichen Mehrheitsforderungen ge-
stellt werden wie im Untersuchungs-Stadium. 

89 „consensus: General agreernent, characterized by the absence of sustained opposition to 
substantial issues by any irnportant part of the concemed interests and by a process that in-
volves seeking to take into account the views of all parties concemed and to reconcile any 
conflicting argurnents. NOTE - Consensus need not imply unanimity." (1S0/IEC, 1995, S. 
23). 
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Veröffentlichungs-Stadium: Die Veröffentlichung des Internationalen Stan-
dards schließt den Prozeß der Entstehung eines 
Internationalen Standards ab. 

Vorschlags-Stadium 

Abstimmung 

Vorbereitungs-Stadium 

Komitee-Stadium 

Untersuchungs-Stadium 

Abstimmung 

Billigungs-Stadium 

Abstimmung 

Veröffentlichungs-Stadium 

Abbildung 21: Der Entstehungsprozeß eines internationalen Standards -
die verschiedenen Stadien und Abstimmungsstufen bei der 
ISO 

Bei näherer Betrachtung der Stimmzettel fallen einige Besonderheiten auf, die 
hier Erwähnung finden sollen: 
• So sind NEIN-Stimmen grundsätzlich zu begründen. Da dies mit einem grö-

ßeren Aufwand und einem größeren fachlichen Wissen verbunden ist als eine 
nicht näher zu erläuternde JA-Stimme, steht zu erwarten, daß eher für denn 
gegen einen Vorschlag gestimmt wird. Hinzu kommt der psychologische Ef-
fekt, daß eine schriftlich fixierte Meinungsäußerung angreifbar macht. 

• Ein weiterer Punkt, der hier auffällt, ist die Tatsache, daß nur die letzten bei-
den Abstimmungen die Möglichkeit der Enthaltung anbieten. Insbesondere 
bei der Abstimmung über ein neues Standardisierungsprojekt können nur 
,,JA-" oder „NEIN-Stimmen" abgegeben werden. 
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• Sehr interessant ist auch die Formulierung der Frage 4 des Abstimmungsbo-
gens bezüglich eines neuen Standardisierungsprojektes. Hier heißt es: 

„ We are prepared to participate in the development of the 
project (even if voting against), i.e. to make an effective 
contribution at the preparatory stage, ... " 

Die Tatsache, daß diese Möglichkeit explizit genannt wird, spricht für ein 
nicht nur sporadisches Auftreten dieses Sachverhaltes. Wenn ein Mitglied 
sich gegen ein Standardisierungsvorhaben ausspricht, so ist es offensichtlich 
nicht daran interessiert, daß ein Standard zu dem angegebenen Themengebiet 
erstellt wird. Nimmt dieses Mitglied dann doch an einem zustandegekomme-
nen Standardisierungsprojekt bzw. den entsprechenden Arbeitsgruppen oder 
Technischen Komitees teil, so besteht die Gefahr oder zumindest der Ver-
dacht, daß es entweder den Prozeß der Standardisierung insbesondere auf der 
Komiteestufe behindern und verzögern wird oder durch die Beeinflussung er-
reichen will, daß das Ergebnis des Prozesses hinreichend aussagelos wird, so 
daß der Internationale Standard ohne Wirkung bleibt. 

3.2.3.2 International Electrotechnical Committee 

Obwohl älter als die ISO - die Wurzeln der IEC gehen bis 1904 zurück -, ist die 
IEC mit 47 Mitgliedern deutlich kleiner. Mitglied der IEC können nur ,,National 
Committees" werden, z.B. die Deutsche Elektrotechnische Kommission 
(DKE)9°, das „British Electrotechnical Committee" oder die „Union Technique 
de l'Electricite" aus Frankreich. Die Mitglieder werden unterteilt in A-, B- und 
C-Gruppen, was z.B. für die Höhe der Mitgliedsbeiträge von Bedeutung ist. 

IEC und ISO grenzen sich voneinander dadurch ab, daß die IEC für die Berei-
che des elektrischen und elektronischen Ingenieurwesens zuständig ist. 

,,Other subject areas are the responsibility of ISO." (ISO/IEC 1980, S. 2). 

Die IEC hat, wie in Abbildung 22 dargestellt, als oberstes Organ den ,,Rat", der 
durch die Präsidenten der Nationalen Komitees gebildet wird. Das durch den 
Rat bestellte ,,Aktionskomitee" besteht aus 12 Mitgliedern (vier aus jeder der 
Gruppen A, B und C) und hat als Aufgabe die Gewährleistung einer effizienten 

90 Dies ist eine gemeinsame Kommission des Vereins Deutscher Elektrotechniker und des 
DIN. 
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Standardisierungspolitik. Die Standardisierungsarbeit wird in den Technischen 
Komitees ausgeführt, die sich in die drei Gruppen: 

A: Terminologie, Graphische Symbole und Umwelttests, 
B: Elektronik und Telekommunikation und 
C: Sicherheit und Meßwesen 

unterteilt. 

ACEA 

ACEC 

ACET 

ACOS 

GruppeA 

Rat 

Aktionskomitee 

Technische Komitees 

GruppeB 

Abbildung 22: Organigramm der IEC 

Zentral-Büros 

GruppeC 

Die Sekretariate sowohl der Technischen Komitees als auch der Unterkomitees 
werden durch Privatpersonen geleitet, womit zwar technisches Know-How ga-
rantiert wird, allerdings nicht unbedingt entsprechende Kenntnisse über die 
formalen Standardisierungsprozesse vorhanden sind. 

3.2.3.3 International Telecommunication Union 

Die ,Jnternational Telegraph Union" wurde 1865 in Paris gegründet und 1932 
in ,Jnternational Telecommunciation Union" umbenannt. 1947 erhielt sie den 
Status einer ,,Specialized Agency" der Vereinten Nationen. Damit wurde sie als 
weltweit zuständig für folgende Bereiche etabliert: 

• die Entwicklung von Standards für Fernmeldeeinrichtungen, 
• die Koordination und Verteilung von Information bezüglich der Planung und 

Durchführung von Telekommunikationsdiensten und 
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• die Förderung und Unterstützung der Entwicklung der Telekommunikation 
und verwandter Dienste (MACPHERS0N, S. 12). 

1992 wurde die Struktur der ITU geändert. Sie ist in drei große Bereiche unter-
teilt (s. Abbildung 23), die kurz vorgestellt werden: 

• ,,Telecommunication Standardization Seetor" (ITU-T), vormals „Comite con-
sultatif international telegraphique et telephonique" (CCITT). Dieser Bereich 
ist für die Entwicklung weltweiter Standards im Bereich der Telekommuni-
kation mit Ausnahme des Radios zuständig.91 

• ,,Radiocommunication Seetor" (ITU-R), vormals CCIR. Durch diese Teilor-
ganisation werden heute die Radiofrequenzen verteilt.92 

• ,,Telecommunication Development Seetor" (ITU-D). Im Rahmen dieses Be-
reiches sollen technische Kooperationen angeboten, organisiert und koordi-
niert werden (ITU, 1994, S. 21). 

Von besonderer Bedeutung für die vorliegende Arbeit ist der Bereich ITU-T. 
Da der Telekommunikationsbereich einer der Wirtschaftszweige mit den höch-
sten Innovationsraten und größtem Wachstum ist, bedarf es besonderer Strate-
gien, um eine erfolgreiche Standardisierung zu gewährleisten. Um dies zu errei-
chen, hat die ITU-T die folgenden Strategien formuliert (ITU, 1994, S. 12): 

• Es soll ein marktorientierter Ansatz gewählt werden. 
• Es sollen qualitativ hochwertige Standards in kurzer Zeit erarbeitet werden. 
• Die wichtigsten Standardisierungsbereiche sollen zuerst bearbeitet werden. 
• Es soll ein ständiger Verbesserungsprozeß sowohl im Hinblick auf die Qua-

lität als auch auf die Geschwindigkeit vollzogen werden. 
• Nicht-staatliche interessierte Kreise sollen zur Teilnahme am Standardisie-

rungsprozeß ermutigt werden. 

Die Mitgliedschaft in der ITU und damit auch in der ITU-T ist auf die Nationen 
abgestellt. So werden diese vertreten durch Organisationen des „Post, Telegraph 
and Telephone" Bereiches. 

91 Darstellungen einiger durch die CCITT durchgeführte Standardisierungsverfahren, wie z.B. 
X.400 für Electronic mail, Faxstandards, Bildschirmtext finden sich bei SCHMIDT und 
WERLE, 1994, S. 434-443. 

92 Im Rahmen des CCIR fand die weltweite Auseinandersetzung über die Festlegung des 
Standards für hochauflösendes Fernsehen statt. 
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Abbildung 23: Struktur der ITU und Aufbau des „Telecommunication 
Standardizaton Seetors" 

3.3 Zusammenfassung 

In den vorangegangenen Abschnitten wurden in unterschiedlicher Ausführlich-
keit die Strukturen einiger nationaler Organisationen der Standardisierung vor-
gestellt. Diese Strukturen entziehen sich einer individuellen Bewertung, da sie 
im Zusammenhang ihrer Entwicklung und ihres gesamten Umfeldes gesehen 
werden müssen. Die betrachteten Strukturen einer überbetrieblichen Standardi-
sierung im besonderen und die Gesellschaften, in denen sie sich bewegen, im 
allgemeinen können als ein Netzwerk von sozialen Normen verstanden werden, 
wobei Gesetze als kodifizierte soziale Normen interpretiert werden können. 
(ADAMS 1991, 1994 und 1996) 

Auch wenn sich die vorliegende Arbeit auf die besonderen Probleme von Kom-
patibilitätsstandards beschränken will, so bedeutet dies nicht, daß Kenntnisse 
über standardsetzende Organisationen im allgemeinen überflüssig sind, deren 
Herkunft in einer vielfaltreduzierenden Standardisierung liegt. Im Gegenteil 
führt deren Strategie, die einmal gewachsenen Strukturen auch auf Industrien 
anzuwenden, in denen Kompatibilität eine erhebliche oder womöglich entschei-
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dende Rolle spielt, zu der Notwendigkeit, sich auch mit diesen Organisationen 
intensiv zu beschäftigen. 

Auffällig ist, daß einheitliche ablauforganisatorische Strukturen, wie z.B. die 
Konsensregel oder die Befragung der Öffentlichkeit, existieren, die auf alle Ar-
ten von Standards angewendet werden. Aus diesem Grund ist auch keine Tren-
nung von Organisationen oder Teileinheiten möglich, die sich mit Kompatibili-
tätsstandards auf der einen Seite und anderen Standards auf der anderen Seite 
beschäftigen. 

V 

D 
I 

Standards X 
erstellen 
Standards X 
verbreiten 
Standards 
implemen-
tieren 
Hilfsfunk- X 
tionen 

Tabelle 5: 
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Die verschiedenen Organisationen der Standardisierung im 
Überblick 

Wichtig ist, das Spektrum zu erkennen, in dem sich standardsetzende Organisa-
tionen bewegen können. Dies reicht von einer rein staatlich verordneten Stan-
dardisierung wie in Thailand bis hin zu einer Struktur, in der eine Vielzahl von 
Organisationen Standards produziert und in der es eine private Organisation 
gibt, die sich nahezu ausschließlich mit der Koordination der Standardisierung 
beschäftigt wie in den Vereinigten Staaten von Amerika. 

93 Ohne allerdings Beratungs- oder Ausbildungsfunktionen zu übernehmen. (GARCIA 1992, S. 
536) 

94 Die Koordination erfolgt in der gemeinsam vom DIN und dem VDE unterhaltenen Deut-
schen Kommission für Elektrotechnik (DKE). 
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In der Tabelle 5 wird ein Überblick gegeben, welche der Funktionen eines 
Standardisierungswesens von den dargestellten Organisationen realisiert wer-
den. Festzuhalten bleibt, daß die Vielzahl der nationalen Standardisierungsor-
ganisationen, wie das DIN, AFNOR oder TISI, die Tendenz aufweist, vertikal 
zu integrieren, d.h. alle Funktionen selber oder durch Tochtergesellschaften 
auszufüllen. Die Ausnahme bildet ANSI, das selber keine Standards erstellt. 
Supranationale Standardisierungsorganisationen konzentrieren sich demgegen-
über auf die Erstellung und Verbreitung von Standards sowie auf die Bereit-
stellung der Hilfsfunktionen. Die Implementierung der Standards gehört nicht 
zu den Funktionen, die diese Organisationen wahrnehmen. Dies liegt daran, daß 
z.B. europäische oder internationale Standards in die jeweiligen nationalen 
Standardbestände aufgenommen werden (müssen) und somit eher den Charakter 
eines nationalen Komiteestandards erhalten. Die nationalen Standardisierungs-
organisationen können diese Standards dann auf eigene Rechnung verkaufen. 
Insofern bestehen seitens der nationalen Standardisierungsorganisationen keine 
Anreize, den von ihnen unterhaltenen supranationalen Organisationen auch die 
Implementierungsfunktion zu übertragen. 
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4 Unterschiedliche Institutionen der Standardisierung 

Standardisierung kann durch unterschiedliche Mechanismen erreicht werden. 
Standards können durch den Wettbewerb, ein Komitee oder eine Hierarchie ent-
stehen. In der Realität beobachten wir ein Nebeneinander aller drei möglichen 
Ausgestaltungen, ohne daß erkenntlich wäre, warum diese existieren. Wie 
schon im einleitenden Kapitel angesprochen, hat sich die ökonomische Ausein-
andersetzung auf Standards konzentriert; die Betrachtung der standardisieren-
den Mechanismen blieb - von wenigen Ausnahmen abgesehen - im Hinter-
grund. In diesem Kapitel sollen die qualitativen Eigenschaften der verschiede-
nen Mechanismen der Standardisierung näher beleuchtet werden. Hierfür wer-
den anhand zweier Beiträge die wesentlichen Komponenten einer Beurteilung 
dieser Mechanismen herausgearbeitet. Diese Komponenten werden daraufhin 
isoliert für die drei Mechanismen betrachtet. 

Im Rahmen der ersten Komponente wird die Fähigkeit des Mechanismus, Ko-
ordination der Beteiligten zu erreichen bzw. einen Standard durchzusetzen, un-
tersucht. 

Der zweite Aspekt konzentriert sich auf den zeitlichen Rahmen, in dem die ein-
zelnen Mechanismen eine Standardisierung erreichen. Es werden ausschließlich 
Erklärungen für die Dauer des Standardisierungsprozesses in den jeweiligen 
Institutionen gegeben, wobei keine Aussagen über die Vorteile oder Nachteile 
einer schnellen Standardisierung gemacht werden können. 

Die dritte Eigenschaft bezieht sich auf Probleme der Kosten und der Finanzie-
rung einer nationalen Standardisierung und beruht auf den Erkenntnissen des 
Abschnittes 2.1.1 ,,Standards und öffentliche Güter". Danach weisen Standards 
die Charakteristika öffentlicher Güter insbesondere im Hinblick auf die Nicht-
Rivalität im Konsum auf. Die Nicht-Ausschließbarkeit, also die Möglichkeit 
jemanden, der nicht am Standardisierungsprozeß teilgenommen und die damit 
in Zusammenhang stehenden Kosten aufgewendet hat, hängt von den gewerbli-
chen Schutzrechten ab95 • Gerade für Standards, die von nationalen Standardisie-
rungsorganisationen produziert werden, sind die Möglichkeiten, Trittbrettfahrer 
von der Verwendung der Standards auszuschließen, sehr gering, da der freie, 
wenn auch nicht kostenlose Zugang zu den Standards zu den Grundprinzipien 
dieser Organisationen gehört. 

95 Vgl. hierzu ausführlicher den Abschnitt 5.3 „Standards und gewerbliche Schutzrechte". 
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Der letzte Aspekt wendet sich der Frage zu, ob und wie die Mechanismen eine 
Standardisierung mit der jeweils wünschenswerten Technologie erreichen. Hier 
steht also nicht die Frage im Vordergrund, ob überhaupt Standardisierung er-
reicht wird oder werden soll, sondern, ob die richtige Technologie zum Stan-
dard wird. 

4.1 Überblick über qualitative Ansätze 

Zu den ersten Arbeiten, die sich intensiver mit dem Vergleich unterschiedlicher 
Mechanismen zur Erzeugung eines Standards auseinandersetzten, gehört der 
Beitrag von ROSEN, SCHNAARS und SHANI (ROSEN, SCHNAARS und SHANI 1988, 
S. 129-139). Hier werden Vor- und Nachteile der einzelnen Mechanismen be-
schrieben. Zusätzlich zu der auch in der vorliegenden Arbeit unternommenen 
Aufteilung in Komitees, Wettbewerb und Hierarchien unterscheiden ROSEN, 
SCHNAARS und SHANI die Standardisierung durch ein dominantes Unternehmen 
oder durch den Wettbewerb in Verbindung mit einer vollständigen Konkur-
renz.96 Die Ergebnisse dieses Beitrages sind in Tabelle 6 zusammengefaßt. 

In ähnlicher Form hat sich GRINDLEY 1993 mit den jeweiligen Vor- und Nach-
teilen einer Standardisierung über den Wettbewerb und über ein Komitee aus-
einandergesetzt. Die Einschätzungen GRINDLEYs sind in Tabelle 7 wiedergege-
ben. 

Sowohl ROSEN, SCHNAARS und SHANI als auch GRINDLEY beschränken sich auf 
eine Auflistung vermeintlicher Stärken oder Schwächen der zur Auswahl ste-
henden Alternativen. Diese Bewertungen der standardsetzenden Mechanismen 
lassen sich sowohl bei ROSEN, SCHNAARS und SHANI als auch bei GRINDLEY auf 
einige wenige Faktoren zurückführen: 

• Koordination 
Ein wichtiges Kriterium für die Beurteilung standardset-
zender Mechanismen ist ihre Fähigkeit, die Aktivitäten der 
Beteiligten zu koordinieren. In der Terminologie von 
ROSEN, SCHNAARS und SHANI handelt es sich um die 
Durchsetzbarkeit eines Standards. 

96 Zwar setzte man sich auch schon vorher mit den verschiedenen Institutionen der Standardi-
sierung auseinander, doch lag der Schwerpunkt auf dem gesellschaftlichen Wert der Stan-
dards oder auf der Standardisierung von Maßeinheiten, unabhängig von den Produktions-
mechanismen (vgl. z.B. TASSEY 1982, LUNDGREEN 1986). 
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Institution 
Hierarchie 

Vorteile Nachteile 
• Entscheidungen fallen auf- • Schlechte Berücksichtigung der 

grund objektiver Kriterien Marktbedürfnisse 
• Entscheidungen basieren auf • 

dem Wohl d. ganzen Nation 
Geringe Flexibilität im Hinblick 
auf Veränderungen 

• Entscheidungen können 
durchgesetzt werden 

• Politischer Einfluß auf Ent-
scheidungsprozesse 

• Wenige verwaiste Konsu- • Langwierige Entscheidungspro-
menten zesse 

Koalitionen • Berücksichtigung der 
Marktbedürfnisse 

• Langwierige Entscheidungspro-
zesse, anfällig für die Interessen 
von Kleingruppen 

Freier 
Markt 

Marktfüh-
rer 

• Bleibt eigener Entscheidung 
treu 

• Definiert Bedingungen für 
zukünftige Kooperationen 

• Wenige verwaiste Konsu-
menten 

• Größte Berücksichtigung 
der Marktbedürfnisse 

• Bevorzugt Standards auf 
höchstem technischen Ni-
veau 

• Beste Möglichkeiten für 
neue Anbieter 

• Größte Flexibilität im Hin-
blick auf Veränderungen 

• Schnelle Verbreitung des 
gewählten Standards 

• Wenige verwaiste Konsu-
menten 

• Entscheidungen sind schwer 
durchzusetzen 

• Standards sind allgemein ge-
halten 

• Erfolg eines Standards kann 
eher durch Marketingstrategien 
als durch überlegene Technolo-
gie begründet sein 

• Viele verwaiste Konsumenten 
• Langsamer Prozeß 

• Wahl des Standards kann auf 
Zweckmäßigkeit oder Kosten 
als auf Überlegenheit beruhen 

• Marktführer kann versuchen, 
den Standard vor Gebrauch 
durch Konkurrenten zu schützen 

Tabelle 6: Vor- und Nachteile der unterschiedlichen standardsetzenden 
Mechanismen (Quelle: ROSEN, SCHNAARS und SHANI, s. 134, 
Übersetzung durch den Verfasser) 

• Zeit 
Eng mit dem Argument der Koordination ist der zeitliche 
Aspekt verbunden. Beim Faktor Zeit ist allerdings unter-
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stellt, daß eine Koordination auf jeden Fall erfolgen wird, 
lediglich der hierfür benötigte Zeitraum ist unsicher. 

• Kosten 
Alle Standardisierungsmechanismen verursachen Kosten, 
die in unterschiedlicher Fonn auftreten können. Dies reicht 
von Reisekosten bei einer Komiteestandardisierung bis hin 
zu den Kosten, die durch „verwaiste" Anwender entstehen. 

• Technologische Effizienz 
Ist der Erfolg eines technologisch überlegenen Standards 
gewährleistet? Oder besteht die Möglichkeit, daß „die 
Technologie mit dem höchsten Effizienzpotential[ .. ] wieder 
vom Markt verdrängt werden [kann]"? (ENGLMANN, S. 180) 

Wettbewerb Komitee 
Argumente zugunsten + klare Entscheidung - schwierige Überein-
der Standardisierung + schnell kunft 
über den Wettbewerbs + kommerzielle Ziele - langsam 

stehen im Vorder- - Tendenz zu techni-
grund sehen Kriterien 

+ marktnah - marktfern 
+ offener Prozeß - verdecktes Lobbying 
+ Produkt steht im Vor- - externe Politik 

dergrund - ein Design 
+ Vielfalt im Design - lokal oder regional 
+ weltweiter Prozeß 

Argumente zugunsten - Standardschlachten + geordneter Prozeß 
der Standardisierung - mehrfache Entwick- + eine einzige Techno-
über ein Komitee lungskosten logie 

- fragmentierte Stan- + einheitlicher Standard 
dards + Entschädigung für 

- einige Konsumenten Verlierer 
stranden + technische Überle-

- auf veraltete Techno- genheit setzt sich 
logie festgelegt durch 

Tabelle 7: Argumente für und gegen eine Standardisierung über den Wett-
bewerb bzw. durch ein Standardisierungskomitee (Quelle: 
GRINDLEY, 1993, S. 64, Übersetzung durch den Verfasser) 
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Die jeweilige Einschätzung dieser Bewertungen kann dabei subjektiven Cha-
rakter haben, wie z.B. die Einschätzung der Standardisierungsgeschwindigkeit 
des Wettbewerbs illustriert. Während ROSEN, SCHNAARS und SHANI diesen als 
langsam bezeichnen, hält GRINDLEY ihn für schnell. Diese Diskrepanz ist ver-
mutlich darauf zurückzuführen, daß GRINDLEY sich auf die Verfügbarkeit einer 
Technologie am Markt bezieht, während ROSEN, SCHNAARS und SHANI die Zeit 
zugrunde legen, die vergeht, bis eine Technologie eine umfassende Verbreitung 
gefunden hat. 

Weiterhin ist offensichtlich, daß Behauptungen von ROSEN, SCHNAARS und 
SHANI, der Staat treffe seine Entscheidungen aufgrund objektiver Kriterien oder 
zum Wohle der Allgemeinheit, einer Wunschvorstellung über staatliches Han-
deln entspringen, aber nicht auf den tatsächlichen Gegebenheiten beruhen. 
Wenn der Staat seine Entscheidungen aufgrund objektiver Kriterien treffe, ist es 
verwunderlich, wenn folglich politische Einflüsse auf den Entscheidungsprozeß 
als nachteilig gesehen werden. Ähnlich wie ROSEN, SCHNAARS und SHANI wird 
der staatliche Standardisierungsprozeß auch von GREENSTEIN (1992, S. 545) als 
langsam und politisch beeinflußt bezeichnet, wobei noch nicht einmal sicher 
sei, daß der richtige Standard gewählt werde. 

Entsprechend kann der Verfasser nicht der Bewertung des Wettbewerbs als ei-
nem Prozeß zustimmen, der zur Technologie auf dem höchsten technischen Ni-
veau tendiert und die besten Möglichkeiten für neue Anbieter offenhält.97 Ob 
der Wettbewerb tatsächlich auch die größte Flexibilität im Hinblick auf tech-
nologische Veränderungen aufweist, ist im Zusammenhang mit Netzwer-
keffekten, standardspezifischen Investitionen und den daraus entstehenden in-
stallierten Beständen zumindest kritisch zu sehen. 

Die folgenden Abschnitte werden einige der genannten Kriterien oder Eigen-
schaften sowie einige Kritikpunkte näher beleuchten. 

4.1.1 Die Koordination der Standardisierung 

Bei Technologien mit signifikanten Netzwerkeffekten spielt, wie im zweiten 
Kapitel dargestellt, die Größe des Netzwerkes eine erhebliche Rolle. Dies kann 
z.B. in dem Fall zu einem Problem werden, wenn eine neue Technologie ver-
sucht, eine alte Technologie zu verdrängen. Dann kann eine Situation vorliegen, 

97 Zu diesem Punkt sei auf die ausführliche Diskussion der marktzutrittshemmenden Wirkung 
von Standards in Kapitel 5 verwiesen. 
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in der alle Anwender einen Wechsel zur neuen Technologie wünschen, es aber 
zu keinem Wechsel kommt, weil dieser Wechsel aufgrund der großen Zahl der 
Betroffenen und der damit verbundenen Informationsproblemen nicht möglich 
ist. FARRELL und SALONER (1987) illustrieren die Koordinationsprobleme an-
hand zweier Beispiele. Das erste Beispiel beschreibt allgemein die Probleme 
einer Koordination: 

,,In movies of the old West, cowboys who camped for the night where 
there were no trees to which to tie their horses would often tie the 
horses to one another. Even though the horses as a group were free to 
go wherever they wanted, they would not go far - whereas a single 
horse left free ovemight would. Tue horses' difficulty in coordinating 
just where they would move at any instant prevented them from 
moving effectively." 

FARRELL und SALONER 1987, S. 10 

Das zweite Beispiel hingegen nimmt Bezug auf einen Wechsel von einer Tech-
nologie zur anderen, bei dem keiner der Anwender als erster wechseln möchte, 
weil er befürchtet, daß niemand oder nur sehr wenige ebenfalls diesen Wechsel 
vollziehen. In diesem Fall hat er zwar eine neue Technologie erworben, damit 
ist allerdings kein großes Netzwerk verbunden: 

,,Penguins gather on the edges of ice floes, each trying to jostle the 
others first, because although all are hungry for fish, each fears there 
may be a predator lurking nearby." 

FARRELL und SALONER 1987, S. 13f 

Bezogen auf Industrien mit Netzwerkeffekten und installierten Beständen, be-
deutet dies, daß die Anwender zwar einen alten Standard verlassen wollen, dies 
aber aufgrund der fehlenden Koordinationsmöglichkeiten nicht realisieren kön-
nen. Diejenigen, die prinzipiell bereit sind zu wechseln, oder, sofern sie nicht 
dem installierten Bestand des alten Standards angehören, jene mit einer Präfe-
renz für die neue Technologie entscheiden sich gegen diese Technologie, weil 
sie befürchten, daß sie die einzigen sein werden, die diesen Wechsel vollziehen. 

4.1.1.1 Koordination durch einen hierarchischen Standardsetzer 

Die Koordination der Aktivitäten der Anwender und der Produzenten durch ei-
nen hierarchischen Standardsetzer kann durch eine verbindliche Standardisie-
rung vergleichsweise einfach erfolgen. Dem Staat steht dabei eine Reihe von 
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Instrumenten zur Verfügung, die im fünften Kapitel im Abschnitt über die Ver-
bindlichkeit von Standards ausführlicher dargestellt und diskutiert wird. 

Ein Beispiel für ein entsprechendes Koordinationsproblem war der Wechsel von 
bleihaltigem Automobilkraftstoff zu bleifreiem Benzin. Die Tankstellen rüste-
ten nicht um, weil keine Fahrzeuge produziert und verkauft wurden, die Auto-
fahrer kauften keine Autos, die mit bleifreiem Benzin fuhren, weil keine Tank-
stellen dieses anboten und die Automobilindustrie stellte keine entsprechenden 
Automobile her, weil diese nicht nachgefragt wurden. Erst die verbindliche 
Festschreibung eines Teils des Standards führte zu einem koordinierten Schritt 
aller drei Gruppen zu einem neuen Standard. Der gleiche Mechanismus scheint 
der Grund für die andauernde Erfolglosigkeit von alternativen Kraftstoffen zu 
sein. 

In der spieltheoretischen Darstellung98 der Tabelle 8 würde also der hierarchi-
sche Standardsetzer z.B. die Strategie, Standard A zu wählen, verbindlich ma-
chen, so daß das Nashgleichgewicht { Standard A, Standard A} realisiert wird. 
Es gibt in diesem Fall keine andere Möglichkeit, als sich für den Standard A zu 
entscheiden. Der den Beteiligten zur Verfügung stehende Strategieraum wird so 
weit eingeschränkt, daß es keine Alternative zu einem koordinierten Verhalten 
gibt. Dabei ist lediglich unterstellt, daß X und Y positiv sind. Die Frage, ob die 
Auszahlungen bei einem Standard A oder einem Standard B größer sind, spielt 
bei der Beurteilung der Fähigkeit, Koordination zu erreichen, keine Rolle. Die-
ser Frage wird im Abschnitt über die Superiorität der Technologien nachgegan-
gen. 

Alle anderen Individu-
en 

StandardA Standard B 
Standard X 0 

Individuum A X 0 
A Standard 0 y 

B 0 y 

Tabelle 8: Die Auswahl eines Nashgleichgewichts durch einen hierarchi-
schen Standardsetzer 

98 Eine kurze Einführung in die in dieser Arbeit verwendeten spieltheoretischen Konzepte 
findet sich im Anhang A. l. 
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Ein weiterer Standard, der für ein koordiniertes Verhalten in Deutschland sorgt 
und der verbindlich vorgeschrieben ist, ist das Rechtsfahrgebot der Straßenver-
kehrsordnung. Wie weiter oben schon angesprochen, wurde eine Änderung der 
Fahrseiten in Österreich durch den Anschluß 1938 und in Schweden durch eine 
Volksabstimmung und anschließende verbindliche Festlegung eingeführt. 
(KINDLEBERGER 1983, S. 389) 

4.1.1.2 Koordination durch ein Standardisierungskomitee 

Die Fähigkeit eines Standardisierungskomitees, einen Wechsel von einem Stan-
dard zu einem anderen durchzusetzen, hängt im wesentlichen von der allgemei-
nen Anerkennung dieser Organisation durch die betroffenen Organisationen 
und Individuen ab. Produziert ein Komitee einen Komiteestandard, so wird er 
sich dann weit verbreiten, wenn das Standardisierungskomitee schon vorher 
Reputation als erfolgreiche standardsetzende Organisation aufbauen konnte. 
Dies ist sicherlich ein Vorteil in nationalen Strukturen, wenn es eine einzige 
große Organisation gibt, die die nationale Standardisierung dominiert. 

Wird eine Technologie von einem Standardisierungskomitee als Komiteestan-
dard angenommen, so hebt dieser Vorgang diese Technologie über Konkur-
renztechnologien heraus. Dies wiederum erhöht die Wahrscheinlichkeit, daß 
viele Anwender z.B. auf das Urteil der standardsetzenden Organisation vertrau-
en und daß sie diese Technologie erwerben. Damit wird die Entscheidung für 
die eine Technologie quasi zu einer „selbsterfüllenden Prophezeiung". Dieser 
Effekt geht verloren, wenn mehrere Standardisierungskomitees existieren, die 
unterschiedliche Technologien als Komiteestandards wählen. Die Bemerkung 
VON ROSEN, SCHNAARS und SHANI, ein Komiteestandard sei schwer durchzuset-
zen, ist geprägt von den Strukturen in den Vereinigten Staaten, wie sie im drit-
ten Kapitel kurz angesprochen wurden. Aufgrund der Vielzahl unterschiedlicher 
Organisationen verfügt keine dieser Organisation über eine hinreichende Fo-
kussierungskraft. 

Neben diesen Wirkungen eines Standardisierungskomitees bietet es insbesonde-
re für die Produzenten die Möglichkeit, sich über die Positionen der Konkur-
renten zu informieren und eventuell zu einem gemeinsamen Vorgehen zu kom-
men. Ein solches Verhalten würde dann z.B. dazu führen, daß nur eine Tech-
nologie angeboten wird, weil alle Wettbewerber sich im Rahmen eines Komi-
tees auf eine Technologie geeinigt haben und diese zum Komiteestandard wird. 
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Alle anderen Individuen 
Standard A Standard B 

Standard X 0 
Individuum A X 0 

A Standard 0 y 

B 0 y 

Tabelle 9: Die Auswahl eines Nashgleichgewichts durch ein Standardisie-
rungskomitee 

In der Terminologie der Spieltheorie steht den Beteiligten im Rahmen des Stan-
dardisierungskomitees die Möglichkeit der Kommunikation zur Verfügung, die 
bei einer homogenen Interessenlage hinreichend ist, um eine erfolgreiche Koor-
dination zu gewährleisten. 

4.1.1.3 Koordination durch den Wettbewerb 

Für ein koordiniertes Verhalten der Beteiligten kann der Wettbewerb sicherlich 
am wenigsten sorgen. Den Beteiligten fehlt bei einer Standardisierung ein Ori-
entierungspunkt, um das eigene Verhalten zu koordinieren. Da beide Strategien 
zur Verfügung stehen, eine Kommunikation nicht möglich ist und es keine Re-
gel gibt, nach der eine Differenzierung der Standards vorgenommen werden 
kann, müssen die Beteiligten zu gemischten Strategien greifen. Damit kann es 
immer wieder zu Situationen kommen, in denen keine Koordination erreicht 
wird. 

Alle anderen Individuen 
Standard A Standard B 

Standard X 0 
Individuum A X 0 

A Standard 0 y 
B 0 y 

Tabelle 10: Die Koordination durch den Wettbewerb 

Erst wenn es durch Zufälle ein Standard zu einer Dominanz gebracht hat, kann 
es zu einem koordinierten Verhalten kommen, in dem die Anwender sich für 
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den dominierenden Standard entscheiden. Dieser Effekt wird im Abschnitt „Ge-
schwindigkeit der Wettbewerbsstandardisierung" deutlicher werden. 

4.1.2 Die Geschwindigkeit des Standardisierungsprozesses 

Eine der wichtigsten Entscheidungskriterien für die Beurteilung bzw. Bewer-
tung eines standardsetzenden Mechanismus ist die Zeit, die zwischen der sich 
offenbarenden Notwendigkeit eines Standards und dessen erfolgreichen Durch-
setzung vergeht. Die Geschwindigkeit ist damit weniger auf die Produktion ei-
nes Komitee- oder Hierarchiestandards bezogen als vielmehr auf seine erfolg-
reiche Verbreitung und allgemeine Anwendung. 

Welcher Mechanismus der drei untersuchten Mechanismen tatsächlich der 
schnellste und welcher der langsamste ist, läßt sich nicht pauschal bestimmen. 
Im Gegensatz zu GRINDLEY, für den der Wettbewerb sehr schnell einen Stan-
dard festlegt und das Standardisierungskomitee nur sehr langsam ist, und 
ROSEN, SCHNAARS und SHANI, für die alle drei Mechanismen langsam sind, 
steht der Verfasser auf dem Standpunkt, daß die Geschwindigkeit, mit der stan-
dardisiert wird, von der fallspezifischen Intensität der im folgenden näher dar-
gestellten Aspekte abhängt. 

Grundsätzlich kann festgehalten werden, daß der Grad der Heterogenität der 
individuellen Wünsche der Nutzer des Standards einen erheblichen Einfluß auf 
die Geschwindigkeit des Standardisierungsprozesses besitzt. Handelt es sich 
z.B. um ein reines Koordinationsproblem, das bedeutet, das Schwergewicht der 
Interessen beruht auf der Existenz irgendeines Standards, ohne daß die Nutzer 
einen bestimmten Standard bevorzugen, so werden wohl Komitee und Hierar-
chie vergleichsweise schneller in der Lage sein, die notwendige Koordination 
zu erzeugen als der Wettbewerb. (FARRELL 1996, S. 5t) 

4.1.2.1 Geschwindigkeit einer Hierarchiestandardisierung 

Die Geschwindigkeit, mit der eine Hierarchie einen Standard produziert, wird 
VON ROSEN, SCHNAARS und SHANI als langsam eingeschätzt. Die Dauer einer 
Standardisierung durch eine Hierarchie hängt im wesentlichen von den Infor-
mationen ab, die dieser Hierarchie zur Verfügung stehen, und der Ebene, auf 
der die Standardisierung durchgesetzt werden soll. Eine gesetzliche Festlegung 
eines Standards wird i.d.R. deutlich mehr Zeit in Anspruch nehmen als die 
Festlegung in einer Verordnung. Noch wesentlich schneller kann eine Einfluß-
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nahme auf die technologische Entwicklung durch die Bezugnahme auf den 
Standard in öffentlichen Ausschreibungen und Projekten erreicht werden. 

Die tatsächliche Dauer des Entstehungsprozesses eines Hierarchiestandards ist 
schwer abzuschätzen und in ein Verhältnis zu anderen Mechanismen zu brin-
gen. So ist von großer Bedeutung, auf welcher Ebene der Legislative ein Stan-
dard erlassen, auf welcher Ebene der Exekutive ein Standard durchgesetzt oder 
auf welcher Ebene der Judikative ein Kompatibilitätsstandard herangezogen 
wird. Generell läßt sich sagen, daß je höher die Ebene angesiedelt ist, desto 
strenger werden die Mehrheitsanforderungen und damit auch die Dauer des 
Prozesses sein. So kann es aus Gründen der Schnelligkeit sinnvoll sein, einen 
Hierarchiestandard nicht als Gesetz, sondern als Verordnung oder Anweisung 
zu erlassen, um ein zeitaufwendiges Gesetzgebungsverfahren zu vermeiden. 

4.1.2.2 Geschwindigkeit einer Komiteestandardisierung 

Sowohl ROSEN, SCHNAARS und SHANI als auch GRINDLEY stufen die Komitee-
standardisierung als langsam ein. Dabei hängt die Geschwindigkeit des Stan-
dardisierungsprozesses im Komitee im wesentlichen vom Grad der Heterogeni-
tät der Interessen und von den Abstimmungsregeln ab.99 

4.1.2.2.1 Heterogenität der Interessen 

Sind die Interessen der beteiligten Gruppen homogen (wie in Tabelle 11 darge-
stellt) und stellt sich somit lediglich die Frage danach, auf welchen Standard 
man sich einigt, so dürfte diese Einigung in kürzester Zeit erfolgen. 

Dabei stellt v(l) die Auszahlung für ein Unternehmen dar, wenn sich beide auf 
eine gemeinsame Technologie einigen. Die Auszahlungen v(a) und v(b) bezie-
hen sich auf die Marktanteile, die die Unternehmen erreichen können, wobei 
angenommen wird, daß a + b = 1 ist. Die Kosten, die dem Unternehmen A 
(bzw. Unternehmen B) entstehen, wenn sich die beiden nicht auf die jeweils 
präferierte Technologie A (bzw. B) einigen, werden als ex (bzw. ß) bezeichnet. 

Sind die Interessen bedingt heterogen, d.h., die Unternehmen sind grundsätzlich 
daran interessiert, daß überhaupt ein Standard gewählt wird, weil für sie Inkom-

99 Siehe auch FARRELL: ,,Delays are increasing in v[ested interests]. When v[ested interests 
are] approaching zero (no vested interests), so do delays". (FARRELL 1996, S. 10) 
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patibilität die ungünstigste Konstellation darstellt, so entsteht ein Verhand-
lungs- und möglicherweise Drohspiel, bei dem ex ante nicht zu sagen ist, auf 
welchen Standard sich die Unternehmen einigen werden. Es gilt: v(l) > v(l) - a 
> v(a) bzw. v(l) > v(l) - ß > v(b). Die Möglichkeit, im Rahmen des Standardi-
sierungskomitees Seitenzahlungen auszutauschen, verbessert die Chance eines 
gemeinsamen und damit einheitlichen Standards. 

Unternehmen B 
Technologie A Technologie B 

Unternehmen Technologie A v(l) v(b) 
A 

Tabelle 11: 

v(l) v(a) 
Technologie B v(b) v(l) 

v(a) v(l) 

Standardisierungskomitee als reines Koordinationsproblem 
mit a., ß = 0 

Sind die Interessen der beteiligten Gruppen hingegen sehr heterogen, d.h., die 
Auszahlungen stehen in folgendem Verhältnis zueinander: v(l) > v(a) > v(l) -
a. bzw. v(l) > v(b) > v(l) - ß, dann steht zu erwarten, daß keine Lösung, d.h. 
kein Kompromiß gefunden wird. Das Beharren auf der eigenen Technologie 
wird somit zu einer dominanten Strategie. (s. BESEN und FARRELL, S. 122f) 

Unternehmen B 
Technologie A Technologie B 

Unternehmen Technologie A v(l) - ß v(b) 
A 

Tabelle 12: 

v(l) t v(a) 1 

Technologie B 1 v(b) - ß + v(l) 
v(a) - a. v(l) - a. 

Standardisierungskomitee als bedingtes Konfliktproblem 
mit a., ß > 0 

Zu unterscheiden sind nun Situationen, in denen die beteiligten Gruppen die 
Möglichkeit besitzen, sich auf Seitenzahlungen zu einigen, oder in denen Sei-
tenzahlungen nicht möglich sind. Gilt letzteres, so gibt es keinen Grund anzu-
nehmen, daß man sich auf einen gemeinsamen Standard einigen wird, so daß 
ein Aufrechterhalten des Standardisierungskomitees Ressourcen verschwenden 
würde. 

138 



Unternehmen B 
Technologie A Technologie B 

Unternehmen Technolo- v{l) - ß v(b) 
A gieA v(l) t v(a) t 

Technolo- 1 v(b) - ß 1 v(l) 
gie B v(a) - a v(l) - a 

Tabelle 13: Standardisierungskomitee als strenges Konfliktproblem mit a, 
ß>O 

Ein Problem entsteht allerdings dadurch, daß die beteiligten Gruppen erst durch 
den Verhandlungsprozeß lernen, ob sie es z.B. mit einem starken oder schwa-
chen Verhandlungspartner zu tun haben, d.h., sie bilden Erwartungen über ver-
steckte Eigenschaften des Partners bzw. Gegners. Macht die eine Gruppe ein 
Angebot, so kann die andere dieses Angebot annehmen oder ablehnen. Eine 
Ablehnung führt dazu, daß die erste Gruppe ihre Erwartungen über die Eigen-
schaft der gegnerischen Gruppe revidiert. Einen analogen Prozeß vollzieht die 
andere Gruppe, sofern ihre Angebote abgelehnt werden. Beide Gruppen revidie-
ren also ihre Erwartungen so lange, bis eine der beiden Gruppen überzeugt ist, 
daß die andere Gruppe tatsächlich ein starker Verhandlungspartner ist und ent-
weder deren Angebot annimmt oder das eigene unter der Annahme eines star-
ken Gegners formuliert und damit der Verhandlungsprozeß ein Ende findet. Die 
Dauer der Standardisierung in dieser Situation wird demnach durch den Lern-
prozeß der beteiligten Gruppen determiniert. '00 

4. l .2.2.2Abstimmungsprozeduren 

Der Standardisierungsprozeß in Komitees ist geprägt von Abstimmungen, wo-
bei jede Abstimmung Zeit kostet. Dies bezieht sich sowohl auf die Abstimmung 
zur Verabschiedung eines Komiteestandards als auch auf die Abstimmungen 
und das Konsensbildungsverfahren während der Entstehung des Standards. 

Je mehr Abstimmungen im Rahmen des Standardisierungsverfahrens vorgese-
hen werden, um so länger wird dieses Verfahren dauern. Neben der Anzahl der 
Abstimmungen spielen die Abstimmungsregeln bzw. die implementierten 
Mehrheitsregeln eine entscheidende Rolle bei einer Änderung bzw. Erhöhung 
der Geschwindigkeit der Komiteestandardisierung. Verschiedene Organisatio-

100 Einen vergleichbaren Verhandlungsverlauf zwischen bilateralen Monopolisten über den 
Preis eines Gutes modellieren CHA TIERJEE und SAMUELSON ( 1987 und 1988). 
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nen haben zum Teil sehr unterschiedliche Mehrheitsregeln festgelegt. Diese rei-
chen von 

• der Forderung nach einem Konsensentscheid (z.B. DIN) über 
• qualifizierte Mehrheiten mit integrierten qualifizierten Vetorechten (z.B. 

CEN u. CENELEC vgl. Abschnitt 11.B.2.a) und über 
• einfache qualifizierte Mehrheitsregeln (z.B. eine 2/3 Mehrheitsregel bei 

x3101) 

• bis hin zu einfachen Mehrheitsregeln. 

Neben einer Reduktion der Anzahl an Abstimmungen muß bei einer Reform der 
Komiteestandardisierung mit dem Ziel einer Beschleunigung vor allem auch 
darauf geachtet werden, daß die Abstimmungsregeln auf den unterschiedlichen 
Entwicklungsstufen der Standards untereinander konsistent bleiben. Wie weiter 
oben gezeigt wurde, existieren gemeinhin mehrere Entwicklungsstufen, auf de-
nen verhandelt und abgestimmt wird. Beispielsweise kann versucht werden, den 
Entwicklungsprozeß dadurch zu beschleunigen, daß ein anderes Abstimmungs-
verfahren eingeführt wird. Dabei macht es wenig Sinn, z.B. im Rahmen der 
Schlußabstimmung vom Konsensprinzip abzuweichen und eine Mehrheitsregel 
einzuführen, wenn dies nicht in allen anderen Ebenen vorher ebenfalls durchge-
setzt wird, da ansonsten dort die Verhandlungen mehr Zeit in Anspruch nehmen 
werden. 

Standardisierungskomitees erheben häufig den Anspruch, alle beteiligten Kreise 
am Standardisierungsprozeß zu beteiligen, ohne dabei allerdings zu berücksich-
tigen, daß die Geschwindigkeit, mit der in einer großen Gruppe ein Konsens zu 
erreichen ist, mit der Anzahl der Beteiligten abnimmt. Die Koordinationsmög-
lichkeiten in einer Gruppe nehmen bekanntlich mit der Anzahl der Gruppenmit-
glieder ab (ÜLSON, 1992, S. 45). Insofern bestimmt neben den Abstimmungs-
prozeduren und der Heterogenität der Interessen auch die Anzahl der am Stan-
dardisierungskomitee teilnehmenden Individuen und Organisationen die Ge-
schwindigkeit des Standardisierungsprozesses. 

101 X3 ist eine Standardisierungsorganisation in den USA, die im Bereich der Information-
stechnologie mit der Entwicklung und Verbreitung von Standards tätig ist (X3, 1995). 
Die von X3 verwendete Mehrheitsregel fordert zum einen eine einfache Mehrheit der 
Stimmberechtigten und zum anderen eine 2/3-Mehrheit der anwesenden Stimmberech-
tigten abzüglich der Enthaltungen (X3, 1996). 
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4.1.2.3 Geschwindigkeit einer Wettbewerbsstandardisierung 

Während ROSEN, SCHNAARS und SHANI die Standardisierung durch den Wett-
bewerb als langsam bezeichnen, stuft GRINDLEY ihn als schnell ein. Zieht man 
hingegen seine Bemerkung hinzu, der Wettbewerb führe zu Standardschlachten, 
so wird deutlich, daß auch GRINDLEY bewußt ist, daß ein Unterschied zu ma-
chen ist zwischen der Verfügbarkeit einer Technologie und ihrer allgemeinen 
und verbreiteten Anwendung. 

Bei der Standardisierung durch den Wettbewerb der Technologien, wie er am 
anschaulichsten durch das Modell von ARTHUR (ARTHUR 1989)102 beschrieben 
werden kann, hängt die Geschwindigkeit des Standardisierungsprozesses einer-
seits in erheblichem Maße von der Lage der absorbierenden Grenzen103 und an-
dererseits von der Reihenfolge, in der die Anwender ihre Kaufentscheidung 
realisieren, ab (s. Abbildung 24). 

Wie weiter oben im Abschnitt über „Standards als natürliche Monopole" des 
zweiten Kapitels angesprochen, können Netzwerkeffekte die Wirkung einer po-
sitiven Rückkopplung haben und dazu führen, daß von mehreren gleichzeitig 
miteinander in Konkurrenz tretenden Standards nur einer im Wettbewerb ver-
bleibt. 

Die Auszahlungsstruktur dieser Situation ist hier nochmals in Tabelle 14 wie-
dergegeben. Die Variablen haben bei ARTHUR die folgenden Bedeutungen: 
• A und B sind die zur Verfügung stehenden Technologien. 
• Rund S sind Bevölkerungsgruppen. 
• ai ist die netzwerkunabhängige Auszahlung für ein Individuum der Gruppe i 

mit i = R,S, wenn die Technologie A gewählt wird. 
• bi ist die netzwerkunabhängige Auszahlung für ein Individuum der Gruppe i 

mit i = R,S, wenn die Technologie B gewählt wird. 
• a und ß geben in diesem Modell die Intensität des Netzwerkeffekts wieder. 
• n; ist die Anzahl der Individuen aus der Gruppe i mit i = R,S, die sich bisher 

schon für eine der beiden Technologie entschieden haben. 

102 Eine formale Darstellung dieses Modells findet sich bei LENTZ ( 1993, S. 178ff) und 
ARTIIUR, ERMOLIEV und KANIOVSKI (1986), während eine anschauliche Einführung von 
ARrnUR (ARlHUR 1990) gegeben wird. Der Diffusionsprozeß von Standards mittels po-
sitiver Rückkopplungen wird ferner von DAVID und FORA Y (1993), AGLIARDI und 
BEBBINGTON (1994), AGLIARDI (1995) oder DALLE (1995) modelliert. 

103 Eine absorbierende Grenze ist dadurch charakterisiert, daß ab dieser die Kaufentschei-
dungen unabhängig von den individuellen Präferenzen nur noch zugunsten der dominie-
renden Technologie getroffen werden. 
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Differenz der 

Anwenderzahl (nA - ne) 

Absorbierende Grenz 

für Technologie A 

Beide Bevölkerungsgruppen 

entscheiden sich für Technologie A 

Summe der Anwender 
fW----'-Y--......... ---...,.,..,,<-r-------

Absorbierende Grenze 

für Technologie B 
Beide Bevölkerungsgruppen 

entscheiden sich für Technologie B 

der Technologien A bzw. 

Abbildung 24: Möglicher Entwicklungspfad der Marktanteile zweier Tech-
nologien bei positiven Rückkopplungen mit absorbierenden 
Grenzen (in unmittelbarer Anlehnung an ARTHUR 1987, S. 15) 

Technologie 

A B 

R aR + anR bR + anR 

Nutzergruppe 

s as + ßns bs + ßns 

Tabelle 14: Die Auszahlungen für die Bevölkerungsgruppen in Abhängig-
keit ihrer Technologiewahl (Quelle: ARTHUR 1989, S. 118) 

In diesem Fall wird der Pfad der Marktanteile, wie in Abbildung 24 dargestellt, 
zufällig schwanken, um dann ab dem Moment, in dem die absorbierende Grenze 
erreicht ist, nicht mehr zurückkehren zu können. Die absorbierenden Grenzen 
können dabei wie folgt beschrieben werden: 

bs -as 

absorbierende Grenze für Technologie A: a und 
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bR -aR 

absorbierende Grenze für Technologie B: ß 

Wie unschwer zu erkennen ist, ist die absorbierende Grenze um so eher erreicht, 
• je größer der jeweilige Netzwerkeffekt ist, 
• je größer die netzwerkunabhängige Auszahlung durch die eigentlich nicht-

präferierte Technologie und 
• je kleiner die netzwerkabhängige Auszahlung durch die präferierte Techno-

logie ist. 

Da angenommen werden kann, daß sich ein ,Jock-in" und damit eine Standardi-
sierung durch den Wettbewerb um so schneller einstellt, je dichter die absorbie-
renden Grenzen an der Ausgangskonstellation liegen, kann konstatiert werden, 
daß die Geschwindigkeit, mit der der Wettbewerb eine Standardisierung reali-
siert, von den folgenden Parametern abhängt: 

1. Das Verhältnis der netzwerkunabhängigen Auszahlungen der jeweiligen 
Technologien für diejenigen, die diese Technologie nicht präferieren. 

2. Die Intensität der jeweiligen Netzwerkeffekte. 
3. Die Sequenz der Kaufentscheidungen. 

4.1.3 Die Superioritäts-Komponente 

Die Frage nach der Superiorität der Standards insbesondere in dynamischer 
Sicht ist einer der meistdiskutierten Aspekte der Standardisierung. Welcher der 
drei Mechanismen ist am ehesten in der Lage, einer überlegenen Technologie 
zum Erfolg zu verhelfen? Diese Frage gilt nicht nur für einen Wettbewerb, bei 
dem zwei oder mehr Technologien zu einem (fast) identischen Zeitpunkt in 
Konkurrenz zueinander treten, sondern genauso für einen Wettbewerb zwischen 
einer veralteten, aber verbreiteten Technologie und einer neuen, allerdings bis-
her kaum angewandten Technologie. 

4.1.3.1 Hierarchien als Blinde Riesen 

„the question naturally arises as to why the government cannot obtain 
the necessary expertise, either by hiring experts or by thoroughly in-
vestigating the candidate technologies. In some cases this is indeed 
possible (weights and measures are a trivial example). In others, how-
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ever, an asymrnetry of information between the Govemment agency 
and vendors is unavoidable: the technicians who are working on de-
veloping the product and who are intimately familiar with its idiosyn-
chracies will inevitably know more about its performance character-
istics than an outsider can fathom." 

SALONER 1990, S. 148 

ROSEN, SCHNAARS und SHANI behaupten, daß bei einer Hierarchiestandardisie-
rung objektive Kriterien herangezogen würden und das Wohl der Nation im 
Vordergrund stünde. Dies entspricht allerdings nicht den tatsächlichen Gege-
benheiten. Die hier relevanten Probleme, die im Zusammenhang mit Hierarchie-
standards auftreten können, fallen in zwei Kategorien: Zum einen handelt es 
sich um Informationsprobleme und zum anderen um Anreizprobleme. 

Informationsprobleme bereiten dem hierarchischen Standardsetzer sowohl die 
Entwickler neuer Technologien als auch die Anwender derselben. In bezug auf 
die Entwickler neuer Technologien verfügen Hierarchien - wie im einleitenden 
Zitat dargestellt - nicht über den technischen Sachverstand, Technologien im 
Hinblick auf deren Kosten, Nutzen oder Entwicklungspotential zu beurteilen. 
Weiterhin ist eine solche Beurteilung bei vielen technologischen Innovationen 
gerade zu Beginn der Entwicklung nicht nur schwierig, sondern unmöglich. 
Wird hingegen die Strategie verfolgt, verschiedene Technologien über einen 
längeren Zeitraum zu testen, um somit weitere Informationen über ihre Eigen-
schaften zu gewinnen, so entsteht für jede dieser Technologien eine installierte 
Basis. 104 

Aber auch auf der Anwenderseite stehen hierarchische Standardsetzer vor In-
formationsproblemen. So besitzt die Hierarchie i.d.R. keine Informationen über 
die Präferenzen der Anwender im Hinblick auf die zur Auswahl stehenden 
Technologien. 

104 Ein solches Vorgehen wird von CHOI modelliert, der zwischen einer Ex-ante- und einer 
Ex-post-Standardisierung unterscheidet. Bei der Ex-post-Standardisierung werden zwei 
Technologien erst getestet und dann wird entschieden, welche als Standard gewählt wer-
den soll, während bei der Ex-ante-Standardisierung auf diese Untersuchung verzichtet 
wird und sofort eine Standardisierungsentscheidung getroffen wird. Die Vorteile einer 
Ex-ante-Standardisierung sind die Netzwerkeffekte für beide betrachteten Perioden sowie 
die Tatsache, daß später keine Wechselkosten aufgewendet werden müssen. Der Vorteil 
der Ex-post-Standardisierung ist die verbesserte Informationslage. In seinem Modell 
wählen die Anwender zu häufig eine Ex-post-Standardisierung, d.h., sie entscheiden zu 
häufig bei einer unzureichenden Informationslage. (CHOI 1996) 
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Wird zu einem bestimmten Zeitpunkt eine Entscheidung zugunsten einer Tech-
nologie und zuungunsten aller anderen Technologien getroffen, so müssen die 
installierten Basen der anderen Technologien für ihre Umstellungskosten, d.h. 
für ihre versunkenen Kosten kompensiert werden. Je länger also mit der Ent-
scheidung gewartet wird, um so größer sind die versunkenen Kosten einmal im 
Hinblick auf die absolute Anwenderzahl und zum zweiten im Hinblick auf die 
Kosten pro Anwender. Eine frühe Entscheidung zugunsten einer Technologie 
und der häufig damit verbundenen öffentlichen Förderung kann bei falscher 
Entscheidung zu einem „weißen Elefanten" wie auch zu einer Vielzahl verär-
gerter Anwender führen. 

Neben diesen Informationsproblemen kann nicht ausgeschlossen werden, daß 
auch in Fällen, in denen hinreichende Informationen vorliegen, Entscheidungen 
getroffen werden, die nicht das Wohl der Nation zum Ziel haben. So neigen z.B. 
die Entscheidungsträger in öffentlichen Behörden i.d.R. dazu, möglichst viele 
Entscheidungen zu treffen, da sich hierüber ihre Existenzberechtigung definiert. 
Es besteht der Verdacht, daß zu viele Entscheidungen zu früh getroffen werden. 
Aber auch der von ROSEN, SCHNAARS und SHANI angesprochene politische Ein-
fluß auf die Standardisierung kann zu einer Entscheidung zugunsten einer un-
terlegenen Technologie führen. 105 

4.1.3.2 Pfadabhängigkeiten und superiore Wettbewerbsstandards 

Eine viel diskutierte Frage ist die nach der Fähigkeit des Wettbewerbs, einem 
technologisch überlegenen Standard zum Erfolg zu verhelfen. Dieser Punkt 
wird von ROSEN, SCHNAARS und SHANI und auch von GRINDLEY aufgegriffen. 
Sie stellen fest, daß der Erfolg einer Technologie auf Marketinganstrengungen 
beruhen kann, wobei ROSEN, SCHNAARS und SHANI gleichzeitig die Meinung 
vertreten, daß der Wettbewerb einen Standard auf dem höchsten technischen 
Niveau favorisiere. Somit widersprechen sich die Einschätzungen der Fähigkeit, 
der überlegenen Technologie zum Erfolg zu verhelfen. 

In einer Vielzahl von Beiträgen wird hervorgehoben, daß die Existenz von 
Netzwerkeffekten zu einer ineffizienten Lock-in-Situation führen kann, in der 
entweder bei gleichzeitigem Wettbewerb eine überlegene Technologie nicht 
notwendigerweise Erfolg hat (vgl. hierzu die oben vorgestellten Modelle von 

105 Ein Beispiel für eine solche politische Einflußnahme auf einen Standardisierungsprozeß 
ist die Forderung der amerikanischen Regierung, den Standard für hochauflösendes Fern-
sehen zu wählen, der die meisten Arbeitsplätze in den Vereinigten Staaten schafft bzw. 
sichert. (LEE, S. 8) 
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ARTHUR) oder in der sich bei zeitlich versetztem Markteintritt eine neue und 
überlegene Technologie im Wettbewerb nicht durchsetzen kann. 

Diesen Wettbewerb zwischen einer alten, schon verbreiteten Technologie und 
einer innovativen Technologie modellieren FARRELL und SALONER (1986a). Sie 
gehen von einem stets wachsenden Markt aus, auf dem neue Anwender mit der 
Rate n(t) ~ 0 erscheinen. Es wird dabei angenommen, daß das Erscheinen dieser 
neuen Anwender stetigen Charakter besitzt. Die Größe des Netzwerkes N(t) er-

gibt sich aus dem bisherigen Wachstum: N(t) = t n(t')dt'. Der Nutzen eines An-

wenders ergibt sich dabei aus der Größe des Netzwerkes zum Zeitpunkt des 
Kaufs und der weiteren Entwicklung dieses Netzwerkes. Wählt ein neuer An-
wender die alte Technologie und kann sich diese gegen die Innovation behaup-
ten, so erhält dieser Anwender eine Auszahlung von: 

U(T) = J u(N(t))e-,<•-T>dt, wobei r den Abzinsungsfaktor der Anwender wieder-
T 

gibt. Entscheidet sich ein neuer Anwender für die neue Technologie und setzt 
sich diese gegen die bestehende durch, so erhält dieser neue Anwender eine 
Auszahlung von: 

V(T) = J v[N(t)- N('f'l')]e-r(t-T)dt für T ~ T*. 
T 

Zur Illustration verwenden FARRELL und SALONER ein lineares Beispiel, in dem 
sich die Auszahlungsfunktionen aus einer netzwerkunabhängigen und einer 
netzwerkabhängigen Komponente zusammensetzen. Nach Einsetzen und Aus-
rechnen lassen sich Parameterbereiche ermitteln, in denen der Erfolg der Inno-
vation zwar einziges Gleichgewicht, nicht aber gesellschaftlich optimal ist. 106 Es 
sind allerdings auch Konstellationen möglich, in denen es gesellschaftlich wün-
schenswert ist, daß sich die Innovation durchsetzt, in denen dies aber kein 
Gleichgewicht darstellt. 107 

In Abbildung 25 ist der Fall einer erfolglosen Innovation dargestellt. Die Ein-
führung der Innovation zum Zeitpunkt T* scheitert daran, daß die schon existie-
rende Technologie über einen zu großen installierten Bestand verfügt. Dieser 
Bestand generiert Netzwerkeffekte, die nicht durch die technologische Überle-
genheit der neuen Technologie kompensiert werden können, so verbleibt der 

106 Das gesellschaftliche Optimum wird von FARRELL und SAL0NER (1986a, S. 946) als 
Summe der abdiskontierten Auszahlungen definiert. 

107 Auf eine detailliertere Darstellung sei hier verzichtet. Eine ausführlichere Darstellung 
findet sich u.a. bei PFEIFFER, S. 69-76, 1989. 
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alte Standard. Dargestellt sind die Entwicklungspfade der alten und der neuen 
Technologie. Das Netzwerk der alten Technologie wächst auch nach Einfüh-
rung der neuen Technologie zu T* weiter. 

Nutzen 

T* 

Möglicher Entwicklungspfad der 

neuen Techn~logie ,. 

alten Technologie 

Tatsächlicher Entwicklungspfad 
der neuen Technologie 

Zeit 

Abbildung 25: Eine technisch überlegene Innovation kann sich nicht 
durchsetzen (in Anlehnung an Farren und Saloner 1986a, s. 
945) 

Da jeder Anwender nach T* sich für die alte Technologie entscheidet, wird das 
Wachstum des Netzwerkes des alten Standards nicht beeinträchtigt, während 
sich für die neue Technologie gar kein Netzwerk bilden kann. Die Auszahlung 
der neuen Technologie verharrt auf dem Niveau, den die netzwerkunabhängige 
Komponente erzeugt. Der potentielle Entwicklungspfad der neuen Technologie 
macht hingegen deutlich, daß ein Wechsel von der alten zur neuen Technologie 
sehr wohl wünschenswert gewesen wäre. Häufig zitierte Beispiele für derartige 
Konstellationen sind die Schreibmaschinentastaturen QWERTY und Dvorak 
Simplified Keyboard, die Videocassettenrecorder-Systeme VHS und Beta 2000 
oder die Auseinandersetzung zwischen den Computer-Betriebssystemen 
DOS/WINDOWS/WIN 95 von Microsoft und dem ursprünglich von IBM und 
Microsoft gemeinsam entwickelten OS/2-Betriebssystem. 

Abbildung 26 hingegen illustriert eine Situation, in der eine neue Technologie 
zwar z.B. eine höhere netzwerkunabhängige Auszahlung erzeugt als die alte 
Technologie, diese Auszahlung aber nicht so groß ist, daß sie die Verluste aus 
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einem einzigen nicht realisierten Netzwerk, das aus allen Anwendern bestünde, 
kompensieren kann. 

Nutzen Möglicher Entwicklungspfad 

der alten Technologie 
, 

. , 
!~, · · Entwicklungspfad der 
\ • '· neuen Technologie . . 

................... ) .. ,, 

T* 

Tatsächlicher Entwicklungspfad 

der alten Technologie 

Zeit 

Abbildung 26: Eine Innovation setzt sich durch, obwohl sie nicht gesell-
schaftlich wünschenswert ist (in Anlehnung an Farren und 
Saloner 1986a, S. 945) 

Der Befürchtung etlicher Autoren (z.B. ARTHUR, DAVID, FARRELL, KATZ, 
SAL0NER, SHAPIR0), es könne sich eine ineffiziente Technologie bzw. ein inef-
fizienter Standard durchsetzen bzw. behaupten, widersprechen LIEB0WITZ und 
MARG0LIS (LIEB0WITZ und MARG0LIS 1995a, 1995b, 1995c). Sie führen an-
stelle dessen eine Unterscheidung der Pfadabhängigkeit unter besonderer Be-
rücksichtigung der Informationslage zum Zeitpunkt der Standardisierung ein 
(LIEB0WITZ und MARG0LIS 1995d): 

Pfadabhängigkeit erster Ordnung 
Eine Pfadabhängigkeit der ersten Ordnung führt zwar dazu, daß sich für eine 
Technologie entschieden wird, die auch ohne Kosten nicht wieder verlassen 
werden kann, die aber optimal ist. In diesem Fall führen also Netzwerkeffekte 
bzw. positive Rückkopplungseffekte und damit die Standardisierung durch den 
Wettbewerb zu einem wünschenswerten Ergebnis. 
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Fallbeispiel 4: Leichtwasser- versus Schwerwasserreaktoren 
Als ein Beispiel für das Versagen des hierarchischen Standardsetzers wird häu-
fig der Wettbewerb kommerziell genutzter Kernenergietechnologie angeführt 
(Vgl. z.B. DAVID und RüTHWELL 1993). Grundsätzlich lassen sich drei Typen 
von Kernkraftreaktoren unterscheiden: Leicht- und Schwerwasser- sowie die 
Graphitreaktoren. Unterscheidungsmerkmale sind die verschiedenen Stoffe, die 
zur Wärmeübertragung und zur Steuerung der Kernreaktion verwendet werden. 

Internationale und nationale Dominanz (zur Entwicklung in Deutschland s. 
KECK 1980) hat mittlerweile die Leichtwassertechnologie mit etwa 77% der Ge-
samtzahl an Kernreaktoren und mehr als 83% der Leistung erreicht. Wird aus-
schließlich die kommerzielle Nutzung betrachtet, so verfügt die Leichtwasser-
technologie über einen Marktanteil von über 98%. Auf der Grundlage einer 
Untersuchung von CowAN (1990) wird die Hypothese vertreten, die Leichtwas-
sertechnologie sei sowohl einem Schwerwasserreaktor wie auch einem durch 
Graphit gekühlten Reaktor sicherheitstechnisch (S. 546) und betriebswirt-
schaftlich (S. 557) unterlegen. 

Eine entscheidende Komponente für den Erfolg der Leichtwasserreaktoren 
dürfte die Implementierung eines derartigen Reaktors auf der „USS Nautilus", 
dem ersten atomgetriebenen U-Boot, gewesen sein. Hier hat sich die US Navy 
für einen Leichtwasserreaktor der Firma Westinghouse entschieden, da dieser 
von der Konstruktion her sehr kompakt gebaut wurde und dies ein entscheiden-
des Kriterium für den U-Boot-Bau war und ist. Hier wurden Informationen über 
die Technologie per se und auch über ihre Kostenstruktur gesammelt, die dieser 
Technologie einen kaum noch aufzuholenden Vorsprung gegenüber den ande-
ren konkurrierenden Technologien verschaffte (ARTHUR, 1989, S. 126). Diese 
Vorteile fanden ihren Niederschlag in 

• Lernkurveneffekten bei der Konstruktion, dem Bau und dem Betrieb von Re-
aktoren (vgl. JOSKOW und ROZANSKI 1989), 

• Lerneffekten über die Kostenstruktur von Kernreaktoren (COWAN S. 551) 
und 

• Netzwerkeffekten aufgrund von Know-how-Netzwerken. Diese beziehen sich 
auf das Wissen der Techniker um bestimmte technische Verfahrensabläufe, 
Störfallverhalten und Sicherheitsanforderungen, die nur für gleiche Techno-
logien zwischen den Technikern ausgetauscht werden können (COWAN S. 
552). 
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Pfadabhängigkeit zweiter Ordnung 
Bei einer Pfadabhängigkeit der zweiten Ordnung ist zum Entscheidungsmoment 
keine vollständige Information über die zur Verfügung stehenden Technologien 
bzw. Standards vorhanden. Später könne sehr wohl deutlich werden, daß eine 
Entscheidung zugunsten einer anderen Technologie höhere Wohlfahrtswirkun-
gen gehabt hätte, nur waren diese Informationen zum Entscheidungszeitpunkt 
nicht verfügbar. Auch die Ergebnisse einer derartigen unvollständigen Informa-
tion seien nicht ineffizient. 

Pfadabhängigkeit dritter Ordnung 
Als Pfadabhängigkeit der dritten Ordnung bezeichnen LIEBOWITZ und 
MARGOLIS Situationen, in denen ganz bewußt eine nicht optimale Technologie 
als Standard gewählt wird. Entscheidendes Kriterium für diese Situation ist, daß 
diese Informationen über die Unterlegenheit der gewählten Technologie zum 
Entscheidungszeitpunkt vorhanden und bekannt waren. 

Das Argument von LIEBOWITZ und MARGOLIS läßt sich darauf reduzieren, daß 
eine Entscheidung für oder wider eine Technologie oder einen Standard dann 
effizient ist, wenn die Entscheidung zugunsten der Technologie fällt, die den 
größten Erwartungswert besitzt. Eine Ineffizienz liegt also nur dann vor, wenn 
eine Technologie gewählt würde, die einen geringeren Erwartungswert besitzt 
als eine zur Verfügung stehende Alternative.108 

4.1.3.3 Superiorität von Komiteestandards 

Ein häufig geäußerter Vorwurf, der der verbandlichen Standardisierung ge-
macht wird, bezieht sich auf die Dominanz der Vertreter der Industrie und hier 
insbesondere auf ein Übergewicht an Technikern. Diese würden tendenziell den 
technologisch fortgeschrittensten Standard wählen, ohne betriebs- oder volks-
wirtschaftliche Aspekte in ihre Überlegungen einzubeziehen. Diese Position 
wird u.a. auch von GRINDLEY vertreten, wonach technische Kriterien eine zu 
große Rolle in Standardisierungsgremien spielen. Andererseits sei es ein Vorteil 
des Komitees, daß sich die technisch überlegene Technologie durchsetze. Wi-

108 Die Diskussion über die Relevanz von Netzwerkeffekten und ihre Verbindung zu Netz-
werkexternalitäten ist noch nicht abgeschlossen. (vgl. hierzu die Beiträge von REGIBEAU 

1995, LIEBOWITZ und MARGOLIS 1995a und GANDAL 1995a) So schließen LIEBOWITZ 

und MARGOLIS (1995d, S. 46) mit der Bemerkung: 
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dersprüchlich sind auch die Aussagen über die Marktnähe, die von ROSEN, 
SCHNAARS und SHANI als vorhanden postuliert wird, während GRINDLEY diese 
verneint. 

Der entscheidende Vorteil, über den Standardisierungskomitees im Vergleich 
zum Wettbewerb und zur Hierarchie als standardsetzende Mechanismen verfü-
gen, ist die Konzentration an Informationen über die zur Disposition stehenden 
Technologien. Die sich beteiligenden Unternehmen bzw. Innovatoren sind die-
jenigen, die am meisten Informationen über ihre Technologien besitzen. Somit 
besteht im Standardisierungskomitee zumindest die Möglichkeit, eine technolo-
gisch überlegene Technologie vor der Benutzung durch die Konsumenten zu 
identifizieren. 

Problematisch ist allerdings die Frage, ob und in welcher Form die Innovatoren 
die relevanten Informationen den anderen Komiteemitgliedern zur Verfügung 
stellen. Es kann unterschiedliche Interessen der Unternehmen geben, die ihre 
Technologie zum Komiteestandard machen wollen. Andererseits können unter-
schiedliche Interessen zwischen den einzelnen Interessengruppen existieren, 
wenn z.B. eine Technologie für die Unternehmen größere Gewinne verspricht, 
z.B. weil sie über gewerbliche Schutzrechte abgesichert ist, während eine ande-
re Technologie weitestgehend offen ist und ein erheblicher Wettbewerb droht. 
Dieser wird aber von den Interessenvertretern der Anwender, Nutzer oder Kon-
sumenten vorgezogen, weil mit dem intensiveren Wettbewerb niedrigere Preise 
verbunden sind. 

Wird dann ein Umfeld geschaffen, in dem diese Interessengruppen Verhand-
lungslösungen im Sinne von COASE (1960) erzielen können, so ist zu erwarten, 
daß sie sich auf die gesellschaftlich wünschenswerte Technologie einigen wer-
den, die die höchste Summe an Auszahlungen erzeugt. 

Kann ein entsprechendes Umfeld nicht erreicht werden oder ist eine Verhand-
lungslösung im Sinne von COASE nicht möglich, z.B., weil signifikante Trans-
aktionskosten existieren, so besteht für die Unternehmen ein Anreiz, den ande-
ren beteiligten Interessengruppen nur die Informationen zu geben, die zu einer 
Entscheidung für eine die Gewinne der Unternehmen maximierenden Techno-
logie führen. In den Verhandlungen zwischen den beteiligten Unternehmen ha-
ben diese einen Anreiz, die Höhe der von ihnen getätigten Investitionen in ihre 
Technologie und die damit verbundenen Wechselkosten zu übertreiben. Es wird 
also dann nicht die Technologie zum Komiteestandard, die effizient ist, sondern 
die Technologie, die den beteiligten Unternehmen die höchsten Gewinne ver-
spricht und deren Innovator über das meiste Verhandlungsgeschick verfügt. 
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4.1.4 Die Kostenkomponente 

Dieser Aspekt beschreibt Kostenkomponenten, die mit den jeweiligen Mecha-
nismen einhergehen. Sowohl für GRINDLEY als auch für ROSEN, SCHNAARS und 
SHANI ist die wichtigste Kostenkomponente die Zahl der Konsumenten, die sich 
für ein schon bald schrumpfendes Netzwerk entschieden haben und damit zu 
technologischen „Waisen" werden. Doch treten im Zusammenhang mit den ver-
schiedenen Mechanismen der Standardisierung auch eine Reihe weiterer Kosten 
auf, wie sie weder von GRINDLEY noch von ROSEN, SCHNAARS und SHANI be-
rücksichtigt werden. 

4.1.4.1 Kosten der hierarchischen Standardisierung 

Mit der Adoption eines Standards sind Investitionen verbunden, die monetärer 
(z.B. Geräte und Maschinen) sein, aber auch nicht monetären Charakter besit-
zen können. Hierzu zählen z.B. das Erlernen einer bestimmten (Computer-) 
Sprache, das Erlernen der Benutzung einer bestimmten Maschine oder das Um-
stellen der Ablauf- oder Aufbauorganisation eines Unternehmens, einer Behör-
de oder eines Vereins im Hinblick auf den bestehenden Standard. Diese Inve-
stitionen werden ganz oder zum Teil obsolet, wenn ein anderer Standard im-
plementiert wird. Sie stellen dann versunkene Kosten dar, wenn sie nicht von 
einer Investition (einem Standard) zu einer anderen Investition (einem anderen 
Standard) transferiert werden können. 

Da mit der Existenz von versunkenen Kosten eine einfachere Identifikation und 
Organisation der Betroffenen verbunden ist (s. v. WEIZSÄCKER, 1984b, S. 137f), 
können die Nutzer eines bestehenden Standards kostengünstiger auf die politi-
sche Entscheidung der Standardsetzung Einfluß nehmen als die potentiellen 
Nutzer eines neuen Standards. Dies gilt insbesondere dann, wenn diese potenti-
ellen Nutzer u.U. noch gar nicht geboren sind, so daß ihre Interessen keinerlei 
nennenswerte Berücksichtigung im gesellschaftlichen Entscheidungsprozeß 
finden. Aufgrund dieser Konstellation muß mit einer systematischen Verschie-
bung bei der Beeinflussung staatlicher Entscheidungen im Hinblick auf Stan-
dards bzw. Standardisierung zugunsten des Status quo gerechnet werden. 

Durch die Vielzahl der Möglichkeiten einer Einflußnahme auf den politischen 
Entscheidungsprozeß, üblicherweise als Lobbying bezeichnet, werden Ressour-
cen aufgewendet, um diesen Prozeß und damit die Entscheidung im eigenen 
Sinne zu beeinflussen. Diese Ressourcen sind insofern unproduktiv, als daß sie 
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keine Werte schaffen, sondern lediglich versucht wird, ,,in einem Turnier erster 
zu werden". 

Eine weitere Kostenkomponente entsteht durch den eigentlichen Standardisie-
rungsprozeß in der Hierarchie. Im Ergebnis neigen Hierarchien dazu, mehr zu 
regulieren und zu standardisieren als notwendig. Abgesehen von den unmittel-
baren Folgen für die Betroffenen kostet ein umfangreicherer Standard mehr Zeit 
in der Erstellung und verursacht damit höhere Produktionskosten. 

Zu den Kosten einer Hierarchiestandardisierung sind ebenfalls die Auswirkun-
gen auf den technologischen Fortschritt zu zählen. Dadurch, daß bestimmte 
technologische Lösungen zu verbindlichen Standards werden, sind Innovatio-
nen, die diese Standards verdrängen können, ausgeschlossen. Dies war z.B. in 
der Bundesrepublik Deutschland lange Zeit bei Standards im Postbereich der 
Fall. (PAUSCH 1981) 

4.1.4.2 Kosten der Komiteestandardisierung 

Die Kosten, die durch ein Standardisierungskomitee entstehen, sind vergleichs-
weise einfach zu ermitteln. Sie setzen sich aus den folgenden Komponenten zu-
sammen: 

• den i.d.R. kalkulatorischen109 Personalkosten für die Mitarbeit im Standardi-
sierungskomitee, 

• den Reisekosten, die insbesondere bei der internationalen und regionalen 
Standardisierung eine Rolle spielen 110, 

• den Kosten für Vervielfältigung und Verteilung der Entwürfe, Vorschläge 
etc. sowie 

• den gesamten Kosten der nationalen Standardisierungsorganisation für die 
Erfüllung der Hilfsfunktionen, wie z.B. die Organisation und die Koordinati-
on der Standardisierungsarbeit. 

Nach einer Schätzung des DIN belaufen sich die Kosten der Komiteestandardi-
sierung auf DEM 4,4 Mrd. Diese Zahl bezieht sich allerdings nur auf die Stan-

109 Diese Kosten sind kalkulatorisch, da die Personalkosten in den beteiligten Unternehmen 
anfallen und dem Komitee nicht in Rechnung gestellt werden. 

110 Um diese Kosten zu reduzieren, bilden sich in vielen Ländern sogenannte Spiegelkomi-
tees, die mittelbar an der internationalen Standardisierung teilnehmen. Die Komiteemit-
glieder reisen nicht mehr selber zum Treffen des internationalen Komitees sondern nur 
der Vorsitzende des Spiegelkomitees (ADOLPHI 1996a, S. 8). 
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dardisierung im Rahmen des DIN, andere Standardisierungskomitees in 
Deutschland bleiben bei der Kostenschätzung unberücksichtigt. Von den DEM 
4,4 Mrd. entfallen auf 
• die hauptamtliche Mitarbeit DEM 0,2 Mrd., 
• die ehrenamtliche Mitarbeit DEM 2,2 Mrd. und 
• das Auswerten von Normen in den Unternehmen DEM 2,0 Mrd.111 

Im Zusammenhang mit den Kosten der Komiteestandardisierung soll an dieser 
Stelle auch auf deren Finanzierung eingegangen werden. Diese kann auf ver-
schiedene Art und Weise erfolgen. Als Finanzierungsquellen kommen für Stan-
dardisierungskomitees eine Reihe von Möglichkeiten in Frage: 

• Mitgliederbeiträge, 
• Spenden, 
• Verkauf von allgemeinen Publikationen, 
• Verkauf von Standards, 
• Beratung, 
• Spenden oder 
• staatliche Förderungen. 

In vielen Ländern hat man sich dazu entschieden, die Normung als weitestge-
hend sich selbsttragende Institution einzurichten, der lediglich eine geringe 
staatliche Förderung zukommen soll. 

Die Tatsache, daß sich die standardsetzenden Organisationen selber finanzieren 
müssen, führt zu anderen Problemen. So stellt sich einerseits die Frage, wer für 
die Kosten aufkommen soll, und zum anderen, auf welche Art und Weise ein 
Trittbrettfahren verhindert werden kann. Die Struktur, die die meisten standard-
setzenden Organisationen gewählt haben, sich nämlich aus dem Verkauf der 
Komiteestandards zu finanzieren, wirft ein weiteres Problem auf. In einer frei-
willigen Standardisierung sind die Mitarbeiter von Unternehmen die eigentli-
chen Schöpfer der Komiteestandards und nicht die standardsetzende Organisa-
tion. Trotzdem wollen diese die Komiteestandards verkaufen. Für dieses Ver-
halten bedarf es allerdings einer rechtlichen Begründung. So kann der Verkauf 
der Standards, d.h. die Verwertung der Ergebnisse des Standardisierungsprozes-
ses, auf einer der folgenden vier Sichtweisen beruhen (WEISS und SPRING, 1992, 
s. 12): 

111 Im Rahmen dieser Schätzung wird ein Nutzen der Standardisierung von ca. DEM 30 Mrd. 
angegeben, was bei Kosten von DEM 4,4 Mrd. einem Return of Investment von 680% 
entspricht (DIN 1996). Auf der Grundlage dieser Zahlen besteht im Bereich der Standar-
disierung für die deutschen Unternehmen ein nahezu unausschöpfliches Potential. Das 
Berechnungsverfahren ist leider auch dem Verfasser nicht bekannt. 
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• Die Mitarbeit in Standardisierungskomitees entspricht einer Arbeit-
nehmertätigkeit, so daß die Verwertungsrechte dem übergeordneten 
Standardisierungskomitee zufallen. 

• Komitee und übergeordnetes Standardisierungskomitee werden als 
Partner betrachtet, die gemeinsam über die Verwertungsrechte verfü-
gen. 

• Der Standard wird als eigenständige Zusammenstellung durch das 
übergeordnete Standardisierungskomitee angesehen, d.h., die Ver-
wertungsrechte liegen bei der übergeordneten Organisation. 

• Die Mitarbeiter des technischen Komitees sind zwar die Schöpfer, 
doch übertragen sie ihre Rechte an die übergeordnete Standardisie-
rungsorganisation. So äußert sich auch Peter BONNER von der ,,British 
Standards Institution" (BONNER, 1994, S. 13): ,,We talk about pro-
tecting the copyright as though we owned it; we do not. Tue TCs are 
the creators."112 

Das DIN handhabt diese Problematik mittlerweile dergestalt, daß die Mitglieder 
eines Technischen Komitees schriftlich einer Übertragung der Verwertungs-
rechte aus dem von ihnen zu produzierenden Standard auf das DIN zustimmen 
(müssen). 113 

Bei einer Finanzierung über den Verkauf von Standards entsteht das Problem, 
daß verschiedene Unternehmen diesen Standard in sehr unterschiedlicher Art 
und Weise nutzen werden. So fällt die Nutzung durch ein kleines Unternehmen 
sehr viel geringer aus als durch ein Großunternehmen, obwohl beide das gleiche 
für den Standard bezahlen müssen. Es müßte also nach einer Finanzierungs-
struktur gesucht werden, die in der Lage ist, die Nutzung eines Standards zu 
erfassen. Um dies zu erreichen, ist es sinnvoll, die Phasen des disaggregierten 
Standardisierungsprozesses zu betrachten. Hier müssen alle Unternehmen, für 
die die Norm einen Nutzen bringt, diese in ihren Produktionsprozeß integrieren 
und i.d.R. die Konformität ihrer Produkte zur nationalen Norm bestätigen. 
Schafft man nun die Konformitätsstrukturen dergestalt, daß auch erfaßt wird, 

112 TC ist das Technische Komitee (Technical Committee). 
113 Problematisch ist die Tatsache, daß die Industrie nicht nur an der Produktion des Stan-

dards beteiligt ist, sondern diese Produktion weitestgehend selber durch die Bereitschaft, 
Mitarbeiter für die Standardisierungsarbeit abzustellen, finanziert. Das Standardisie-
rungskomitee läßt also die Industrie die Produktion des Gutes „Standard" bezahlen, um 
dieses Gut im nächsten Schritt derselben Industrie zu verkaufen. 
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wie oft die Konformität eines Produktes zu einer Norm bestätigt wird, d.h., wie 
groß die standardkonforme Produktionsmenge ist, so kann eine verursacherge-
rechte Zuordnung der Finanzierungskosten der Normung erfolgen. Dies bedeu-
tet, daß eine mengenabhängige Konformitätsgebühr zu erheben wäre, die ver-
wendet wird, um sowohl die Erstellung als auch die Verbreitung der Norm zu 
fördern und die Bereitstellung der Hilfsfunktionen zu gewährleisten. 

Die heute übliche Praxis, über den Verkauf der Norm die Kosten auf die Unter-
nehmen zu verteilen, hat den Nachteil, daß Unternehmen, die einen großen 
Vorteil (z.B. in Form großer Produktionsmengen) aus der Norm schöpfen, ge-
nauso zu ihrer Finanzierung beitragen wie Unternehmen, die nur einen geringen 
Vorteil (z.B. in Form kleiner Produktionsmengen) realisieren können. 

Die Einnahmen, die durch eine mengenabhängige Konformitätsgebühr einge-
nommen werden können, müssen dann verwendet werden, um die Erstellung 
der Normen und deren Verbreitung sowie die Bereitstellung der Hilfsfunktionen 
zu gewährleisten. 

Durch welchen Mechanismus soll nun aber die Finanzierung der Erstellung von 
Normen gewährleistet werden?114 

1. Die Kosten der Erstellung von Normen werden voll durch die nationale Nor-
mungsorganisation erstattet, die hierfür die Einnahmen aus der Konformitäts-
gebühr verwendet. In diesem Finanzierungsmodell treten allerdings mehrere 
Probleme zutage. Für die beteiligten Unternehmen besteht ein Anreiz, ihre 
Kosten höher anzugeben, als sie tatsächlich aufgetreten sind, un die Gefahr, 
daß Unternehmen nur aufgrund dieser finanziellen Entschädigung am Nor-
menerstellungsprozeß teilnehmen, um somit ihre Umsatzzahlen zu verbes-
sern. Zusätzlich haben die beteiligten Unternehmen in diesem Fall kein An-

114 Hier scheinen neben Effizienzgesichtspunkten auch andere Faktoren eine Rolle zu spie-
len. Sollen z.B. alle interessierten Kreise am Normenerstellungsprozeß teilnehmen, so 
müßte eine kostenlose Teilnahmemöglichkeit mit einer Kompensation für alle Kosten ge-
schaffen werden. Die Qualität der Norm wird voraussichtlich bei einer Beteiligung aller 
eher sinken, da der kleinste gemeinsame Nenner, auf den man sich einigen kann, bei vie-
len kleiner ist als bei wenigen. Insofern kann die Frage der Kosten bzw. Finanzierung 
auch als eine Frage der optimalen Anzahl der am Standardisierungskomitee beteiligten 
Unternehmen interpretiert werden. Nehmen wenige am Normenerstellungsprozeß teil, so 
bewirkt eine erweiterte Teilnahme eine bessere Norm. Sind hingegen schon viele am Pro-
zeß beteiligt, führen weitere Teilnehmer zu einer Verschlechterung der Qualität. Zweige-
genläufige Faktoren sind hierfür ursächlich. Zum einen vergrößern sich durch mehr Teil-
nehmer das fachliche Know-how und der Input, zum anderen wachsen allerdings bei 
mehr Teilnehmern auch die Koordinierungskosten. 
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reiz, Kosten zu sparen, da sie diese vollständig auf die nationale Normungs-
organisation überwälzen können. 

2. Jedes Unternehmen könnte einen pauschalen Kostenzuschuß erhalten, wo-
durch die Unternehmen zu einem sorgfältigen Umgang mit den Kosten ange-
halten werden könnten. Hierüber wird ebenfalls dem Problem einer zu hohen 
Angabe der Kosten entgegengewirkt. Doch entsteht hier ein neues Problem, 
da nun ein Anreiz für die Unternehmen besteht, an so vielen Standarderstel-
lungsvorhaben teilzunehmen wie möglich und so wenig Aufwand wie mög-
lich zu betreiben, um somit den Kostenzuschuß zu erhalten und diesen als 
betriebsfremden Erlös zu realisieren. Somit wird zwar die Teilnahme sehr 
breit gefächert sein, doch dadurch wird der Standarderstellungsprozeß nicht 
unbedingt wirkungsvoller werden. 

Die Unternehmen, die am Standarderstellungsprozeß teilnehmen, zahlen keine 
oder eine reduzierte Konformitätsgebühr. Hierüber kann offensichtlich erreicht 
werden, daß die beteiligten Unternehmen weder ihre tatsächlichen Kosten zu 
hoch angeben noch ihre effektiven Kosten in die Höhe treiben. Mit diesem In-
strument allein kann allerdings nicht verhindert werden, daß viele Unternehmen 
versuchen werden, sich die Vorteile der (nahezu) kostenlosen Nutzung der Ko-
rniteestandards zu verschaffen. Dem kann dadurch entgegengewirkt werden, 
daß vor der Teilnahme am Standarderstellungsprozeß ein hinreichend großer 
Mitgliedsbeitrag zu entrichten ist. Damit wird erreicht, daß nur diejenigen am 
Standarderstellungsprozeß teilnehmen, die tatsächlich einen Nutzen aus dem 
Korniteestandard haben und die deshalb auch bereit sind, entsprechende Inve-
stitionen zu tätigen. 

4.1.4.3 Kosten der Wettbewerbsstandardisierung 

Einer der größten Nachteile einer Standardisierung durch den Wettbewerb ist 
die Existenz von „Schlachten" zwischen den konkurrierenden Technologien. 
Die beteiligten Unternehmen versuchen, ihre Technologie am Markt zu etablie-
ren, indem sie z.B. erheblichen Marketingaufwand115 oder eine sehr aggressive 
Preispolitik betreiben. Hierüber sollen in möglichst kurzer Zeit installierte Be-
stände aufgebaut werden, um somit die zukünftigen Chancen der Technologien 
zu verbessern. Da aber langfristig nur ein Netzwerk u.U. mit wenigen überle-
benden Nischennetzwerken existieren kann, produzieren diese Schlachten eine 

115 Erinnert sei an Microsofts Kauf der gesamten Auflage der Times zur Unterstützung des 
WIN 95 Betriebssystems. 
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Vielzahl von „ärgerlichen technologischen Waisen", die sich für eine Techno-
logie bzw. ein Netzwerk entschieden haben, das die Schlacht nicht gewonnen 
hat. Diese Waisen müssen also auf ein weiteres Wachstum ihres Netzwerkes 
verzichten. Diese Gruppen stehen vor der Wahl, ihre getätigten Investitionen 
abzuschreiben und in die siegreiche Technologie neu zu investieren, ihre getä-
tigten Investitionen zu konvertieren, sofern dies technisch machbar ist, oder auf 
einen Wechsel der Technologie zu verzichten und sich mit dem vorhandenen 
kleinen und langfristig schrumpfenden Netzwerk zufriedenzugeben. 

Im Zusammenhang mit einer Standardisierung über den Wettbewerb treten nach 
GRINDLEY weitere Kosten in Form von mehrfachen Forschungs- und Entwick-
lungskosten auf. 

4.2 Zusammenfassung 

In diesem vierten Kapitel konnten zwar Kriterien herausgearbeitet werden, an-
hand derer die Mechanismen der Standardisierung miteinander verglichen wer-
den können, doch erscheint ein quantitativer Ansatz nicht realisierbar, wenn 
nicht einmal Einigkeit über die qualitativen Eigenschaften der betrachteten Me-
chanismen besteht. Die Aussage von ROSEN, SCHNAARS und SHANI, der Wett-
bewerb verfüge z.B. über die größte Flexibilität, wird nicht durch die Arbeiten 
von ARTHUR oder FARRELL und SALONER bestätigt. Im Gegenteil, diese Autoren 
sehen insbesondere bei einer Wettbewerbsstandardisierung die Gefahr einer Ex-
zeßträgheit, d.h. eines Verharrens in einem obsoleten Standard bzw. einer ob-
soleten Technologie. Auch der Einschätzung von ROSEN, SCHNAARS und SHANI, 
der Wettbewerb favorisiere den Standard auf dem höchsten technologischen 
Niveau, kann der Verfasser nicht zustimmen. Das von diesen Autoren selber 
vorgebrachte Argument, der Erfolg einer Technologie könne stärker durch 
Marketinganstrengungen bedingt sein als durch technologische Überlegenheit, 
widerlegt ihre erste Einschätzung. 

Als wichtige Eigenschaften wurden die Koordinationsfähigkeit des Mechanis-
mus, die Dauer, bis Standardisierung erreicht wird, die entstehenden Kosten 
und die Fähigkeit, eine überlegene Technologie auszuwählen, erkannt. 

• Die bessere Koordination der Beteiligten bzw. die bessere Durchsetzbarkeit 
eines Standards wird von ROSEN, SCHNAARS und SHANI der Hierarchie zuge-
sprochen, während ein Komiteestandard nur sehr schwach durchsetzbar sei. 
Dies ist insofern richtig, als daß bei einer verbindlichen Standardisierung 
keine Alternative bleibt. Trotzdem kann auch eine Komiteestandardisierung 
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über Durchsetzungsvermögen im Hinblick auf einen Standard verfügen, 
wenn eine Technologie eben dadurch, daß sie als Komiteestandard ange-
nommen wurde, zu einem Fokussierungspunkt wird. Die Intensität, mit der 
dieses geschieht, hängt in erheblichem Maße von der Bedeutung und Akzep-
tanz des Standardisierungskomitees ab. 

• Den Vorstellungen, daß eine Komiteestandardisierung besonders langsam 
sei, mußte hier widersprochen werden. Es gibt keinerlei Hinweise darauf, daß 
eine Hierarchie oder der Wettbewerb in der Lage ist, schneller als ein Komi-
tee eine Standardisierung zu erreichen. Insofern stimmt die Auffassung des 
Verfassers mit den Einschätzungen von ROSEN, SCHNAARS und SHANI über-
ein: Alle drei Mechanismen benötigen viel Zeit, um Standardisierung zu rea-
lisieren. 

• Ein außerordentlich wichtiger Aspekt sind die Kosten einer Standardisierung. 
Ein Vergleich der Mechanismen ist für den Kostenaspekt nahezu unmöglich, 
da sehr exakt berechenbare Kosten entstehen, wie z.B. bei der Komiteestan-
dardisierung in Form von Reisekosten. Einen nicht berechenbaren Charakter 
besitzen hingegen Kosten einer Wettbewerbsstandardisierung, wie sie z.B. in 
Form einer Doppel- und Mehrfachforschung und im Aufbau von mehreren 
installierten Beständen auftreten können. Im Hinblick auf installierte Bestän-
de verursacht sicherlich der Wettbewerb die größten Kosten. 

• Der vierte Aspekt, der bei einer Beurteilung der standardsetzenden Mecha-
nismen eine Rolle spielt, ist die Fähigkeit, den Erfolg einer superioren Tech-
nologie zu gewährleisten. Leider bietet keiner der Mechanismen hierfür eine 
Gewähr. Jeder birgt die Gefahr einer nicht optimalen Entscheidung in sich. 
Während bei einer Wettbewerbsstandardisierung Zufälle oder Marketingan-
strengungen den Erfolg bestimmen, können bei einer Komiteestandardisie-
rung Kenntnisse über die Standardisierungsprozesse oder über Lobbying zu 
einer Verzerrung des Ergebnisses führen. Der hierarchische Standardsetzer 
steht zum einen vor großen Informationsproblemen, die kaum zu lösen sind, 
und zum anderen vor dem Anreizproblem, daß die Entscheidungsträger des 
hierarchischen Standardsetzers andere Interessen haben, als einen Standard 
zum Wohle der Nation zu wählen. 

Im weiteren Verlauf dieser Arbeit sind insbesondere die Aspekte der Ge-
schwindigkeit sowie der Koordinationsfähigkeit und Durchsetzbarkeit von Be-
deutung. Im folgenden fünften Kapitel wird die Durchsetzbarkeit von Standards 
und der zunehmende Rekurs von Hierarchien auf Komiteestandards näher be-
leuchtet. Die Koordination von Unternehmen in Standardisierungskomitees ist 
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aus Sicht des Abschnittes ,,Die Koordination der Standardisierung" etwas Posi-
tives. Diese Einschätzung kann sich allerdings ändern, wenn die Unternehmen 
nicht nur technische Absprachen vornehmen, sondern auch Preis- oder Men-
genabsprachen. In diesem Fall ist z.B. mit einem Eingreifen einer Wettbewerb-
saufsicht in die Komiteestandardisierung zu rechnen. Die Geschwindigkeit ei-
ner Standardisierung, unabhängig vom Standardisierungsmechanismus, hängt 
u.a. auch vom Verhalten des Innovators ab. Weiterhin müssen die Anreize, de-
nen sich ein Innovator gegenüber sieht, nicht unbedingt dazu führen, daß er eine 
weite Verbreitung seiner Innovation anstrebt. Diese Anreize und die Durchsetz-
barkeit von Standards werden durch den rechtlichen Rahmen bestimmt, der 
Thema des folgenden Kapitels ist. 
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5 Die rechtliche Dimension der Standardisierung 

In den folgenden drei Abschnitten werden drei Berührungspunkte zwischen den 
verschiedenen Formen des Standardisierungsprozesses und dem rechtlichen 
Rahmen angesprochen. 116 Auch wenn diese drei Bereiche - Verbindlichkeit von 
Standards, Wettbewerbswirkungen und gewerbliche Schutzrechte - komple-
mentäre Eigenschaften aufweisen, sollen sie getrennt dargestellt und diskutiert 
werden. Vorrangiges Ziel ist dabei, einen Eindruck über den aktuellen Stand der 
Diskussion zu geben und die unterschiedlichen Meinungen aufzuzeigen, die in 
diesem Zusammenhang geäußert werden. Es kann schon jetzt darauf hingewie-
sen werden, daß sich bisher in keinem der drei Bereiche eine herrschende Mei-
nung hat herausbilden können. Die Behandlung der angesprochenen Probleme 
hat erst in jüngster Zeit Eingang in die ökonomische Literatur gefunden, wobei 
hier Probleme der Schützbarkeit von Kompatibilitätsstandards im Vordergrund 
stehen. Die Probleme, insbesondere die Verbindung aus Wettbewerbsrecht, 
Schutzrechten und Kompatibilitätsstandards, standen im Mittelpunkt einer 
dreitägigen Anhörung bei der ,,Federal Trade Commission" Ende November 
und Anfang Dezember 1995. Eine darüber hinausgehende Beschäftigung mit 
dem Problem der Verbindlichkeit von Standards fand in einer Diskussion An-
fang November 1996 bei der ,,Federal Communications Commission" im Hin-
blick auf die anstehende Standardisierung des amerikanischen Standards für 
hochauflösendes Fernsehen statt. 

Der erste Abschnitt diskutiert die Frage der rechtlichen oder faktischen Ver-
bindlichkeit von Standards. Diese folgt aus dem allgemeinen Wunsch nach ei-
ner Standardisierung aufgrund von Netzwerkeffekten (Abschnitt 2.3.2.2 ,,Stan-
dards in Industrien mit Netzwerkeffekten) sowie der Tatsache, daß Komitee-
standards von der Judikative zur Rechtsprechung herangezogen werden. Dabei 
soll deutlich gemacht werden, daß es sich bei der Verbindlichkeit von Standards 
nicht um eine 0-1-Entscheidung handelt. Vielmehr soll gezeigt werden, daß ab-
gestufte Formen der Verbindlichkeit nicht nur möglich sind, sondern von ihnen 
auch in der Realität ständig Gebrauch gemacht wird. Im zweiten Abschnitt wird 
der Zusammenhang zwischen Standardisierungsprozessen und dem Wettbe-
werbsrecht hergestellt. Eine wettbewerbsrechtliche Betrachtung von Standardi-

116 Darüber hinaus existieren natürlich noch weitere Schnittstellen zwischen Standards und 
Recht. So wird beispielsweise in internationalen Verträgen im Zusammenhang mit der 
Welthandelsorganisation die Aufhebung von Standards als technische Handelshemmnisse 
gefordert, wenn diese protektionistischen Zwecken dienen; oder Unternehmen können 
Komiteestandards als Mittel der Umkehrung der Beweislast in Produkthaftungsfällen her-
anziehen; oder standardsetzende Organisationen werden für fehlerhafte Komiteestandards 
in Regreß genommen. (WORLD WIDE LEGAL INFORMATION ASSOCIATION 1996) 
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sierungskomitees wird aufgrund der Tatsache notwendig, daß Standards mit ih-
ren steigenden Skalenerträgen auf der Nachfragerseite die Tendenz zur Mono-
polisierung haben (s. Abschnitt 2.1.3.1 „Standards als natürliche Monopole") 
und somit die Gefahr besteht, daß Unternehmen sich zu Standardisierungskar-
tellen zusammenfinden, um gemeinsam einen Wettbewerbsstandard zu setzen 
und damit Konkurrenten den Marktzutritt unmöglich zu machen. Die Zugangs-
möglichkeiten zu diesen Kartellen sind dabei eine der entscheidenden Frage-
stellungen. Darüber hinaus stellt die Möglichkeit einer Übertragung einer do-
minanten Position in einem Primärmarkt auf einen komplementären Sekundär-
markt (s. Abschnitt 2.3.1.4 „Kombinierbarkeit von Komplementärprodukten 
durch Standards") einen weiteren Problemkreis dar, der im Rahmen des Wett-
bewerbsrechts zu diskutieren ist. Der letzte angesprochene Aspekt ist die Frage 
der Verteilung von Eigentumsrechten an Innovationen. Hier treffen zwei kon-
träre Argumente aufeinander. So führt eine sehr strikte Auslegung der gewerbli-
chen Schutzrechte (Urheberrecht, Patentrecht etc.) zu den Anreizen, die Inno-
vationen überhaupt erst lohnenswert machen. Diesem Argument steht aber auf 
der anderen Seite gegenüber, daß eine Innovation nur dann ihren gesellschaftli-
chen Nutzen entfalten kann, wenn sie eine weite Verbreitung findet. Dieser 
Dualismus wird durch Netzwerkeffekte zusätzlich verstärkt, und es entsteht der 
Eindruck, daß die existierenden Schutzrechte, insbesondere in Verbindung mit 
Komplementärmärkten, nicht nur zu einer unzureichenden Verbreitung der ei-
gentlichen Innovation führen, sondern durch eine Übertragung des Monopols 
auf Komplementärmärkte auch auf diesen die Innovationstätigkeit gemindert 
werden kann. 

Die Standpunkte, die die jeweils konträren Seiten beziehen, gründen dabei häu-
fig weniger auf quantifizierbaren ökonomischen Argumenten als vielmehr der 
rein subjektiven Einschätzung, ob in Märkten mit Kompatibilitätsstandards die 
Auswirkungen eines Marktversagens größer sind oder die Auswirkungen eines 
Staatsversagens. 

5.1 De-facto- und De-jure-Verbindlichkeit von Standards 

Regierungen bzw. staatliche Verwaltungsbehörden nehmen in unterschiedli-
chem Ausmaß Einfluß auf den Standardisierungsprozeß. Dieser kann sich auf 
die Erstellung, Verbreitung oder Implementierung von Standards sowie auf die 
Hilfsfunktionen erstrecken. Das Engagement des jeweiligen Staates in den ver-
schiedenen Funktionen muß nicht notwendigerweise gleich aussehen. So reicht 
das Spektrum von der vollständigen Übernahme einer Funktion bis hin zu einer 
völligen Abwesenheit staatlichen Einflusses auf diese Funktion. 
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5.1.1 Formen einer staatlichen Beeinflussung von Standardisie-
rungsprozessen 

Als Extrema einer staatlichen Standardisierungspolitik existieren zum einen die 
vollständige Abwesenheit des Staates vom Standardisierungsprozeß, also das 
,,freie Spiel der Kräfte", und zum anderen die unmittelbare gesetzliche Standar-
disierung. Zwischen diesen beiden Extremfällen stehen dem Staat eine Vielzahl 
von abgestuften Einflußmöglichkeiten auf den Standardisierungsprozeß zur 
Verfügung, deren regulierender oder verpflichtender Charakter sehr unter-
schiedlich sein kann. Diese Stufen werden nun kurz charakterisiert. 117 

Verbindliche staatliche Standardisierung 
Hier werden alle Funktionen vom Staat wahrgenommen, wobei die Stan-
dards durch staatliche Stellen für verbindlich erklärt werden. Ein Abwei-
chen von diesen Standards ist somit nicht möglich; es handelt sich um 
,,MUSS"-Standards. Ein Beispiel für solche Standards ist die Einführung 
des Rechtsfahrgebots in Österreich durch den ,,Anschluß". (KINDLE-

BERGER S. 389) 

Staatliche Durchführung der freiwilligen Standardisierung 
Auch hier werden alle Funktionen vom Staat wahrgenommen. Doch un-
terscheidet sich diese staatlich durchgeführte Standardisierung von der 
„verbindlichen staatlichen Standardisierung" dadurch, daß im Rahmen 
der freiwilligen Standardisierung ausschließlich „KANN"-Standards ent-
wickelt werden. Die Standardisierung kann dabei von einer unmittelbar 
der Regierung untergeordneten Behörde oder durch eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts durchgeführt werden.118 Die Standardisierung m 
Thailand ist ein Beispiel für die erstgenannte Struktur. 

Staatliche Übertragung der Standardisierung 
Hier werden bestimmte Funktionen, die ursprünglich vom Staat ausge-
führt wurden, auf andere Organisationen übertragen. Als Beispiel für eine 

117 Die Monopolkommission unterscheidet in ihrem Hauptgutachten 1990/1991 lediglich 
vier Formen der Beeinflussung des Standardisierungsprozesses durch den Staat: die 
Übernahme von Komiteestandards in Gesetze, die Mitarbeit in Standardisierungskomi-
tees, die Regulierung des Standardisierungsprozesses und die Beeinflussung durch das 
Beschaffungswesen öffentlicher Stellen. (MONOPOLKOMMISSION 1991, s. 343) 

118 Ein solches Verfahren könnte z.B. für die Oktanwerte von Benzin so aussehen, daß der 
Staat einige Werte vorgibt, die von Tankstellen verwendet werden können. Die Konsu-
menten entscheiden dann, ob sie die Informationen, die in diesen Werten stecken, ver-
wenden wollen. (POSNER 1986, S. 349) 
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solche Übertragung kann die Organisation der Überwachung sicher-
heitstechnisch relevanter Anlagen in der Bundesrepublik Deutschland 
dienen, die durch die Technischen Überwachungsvereine ausgeübt wird .. 

Staatliche Aufsicht der Standardisierung 
Der Staat kann die Standardisierungsarbeit den beteiligten Kreisen, d.h. 
den Unternehmen, Anwendern u.a. überlassen, sich dabei aber die Mög-
lichkeit einer staatlichen Kontrolle offenhalten. Diese Kontrolle kann sich 
generell sowohl auf die Inhalte der Standards als auch auf den Standardi-
sierungsprozeß erstrecken. Ein Beispiel für die staatliche Kontrolle insbe-
sondere des Standardisierungsprozesses ist Frankreich. 

Staatliche Beteiligung am Standardisierungsprozeß 
Der Staat kann Einfluß auf die Standardisierung allein dadurch nehmen, 
daß er sich an diesem Prozeß aktiv beteiligt. Die Bundesrepublik 
Deutschland hat sich das Recht, am nationalen Standardisierungsprozeß 
des DIN teilzunehmen, durch den V ertrag von 197 5 gesichert, in dem es 
in§ 2 heißt: 

„(1) Das DIN räumt der Bundesregierung im Rahmen ihrer 
fachlichen Zuständigkeiten auf Antrag Sitz in den Len-
kungsgremien der Normenausschüsse ein. 

(2) Das DIN verpflichtet sich, die jeweils in Betracht kom-
menden behördlichen Stellen bei der Durchführung der 
Normungsarbeit zu beteiligen." 

Über den reinen Beteiligungscharakter geht dann der § 4 Abs. 1 hinaus, 
der der Bundesregierung Einfluß auf die Priorität der Bearbeitung von 
Normungsanträgen einräumt: 

,,Das DIN verpflichtet sich, Anträge der Bundesregierung auf 
Durchführung von Normungsarbeiten, für die von der Bun-
desregierung ein öffentliches Interesse geltend gemacht wird, 
bevorzugt zu bearbeiten." 

Staatliche Rahmensetzung 
Die Problematik von sich schnell wandelnden Technologien macht expli-
zite staatliche Regelungen zunehmend schwierig. Hierbei spielt sowohl 
die Zeit des Gesetzgebungsverfahrens als auch die Tendenz zu einer 
Überregulierung und fehlendes technisches Wissen eine Rolle. Aus die-
sem Grunde kann es als sinnvoll erachtet werden, nur allgemein gehaltene 



Vorgaben zu formulieren, die dann durch Standardisierungsorganisatio-
nen unter Rückgriff auf das technische Wissen ihrer Mitglieder ausgefüllt 
werden können. Dies geschieht z.B. auf europäischer Ebene durch den 
,,New Approach". Hier werden eben nur allgemeine Anforderungen z.B. 
an die Sicherheit von Produkten gestellt, die auf unterschiedliche Arten 
erfüllt werden können, wobei die Konformität zu Europäischen Normen 
als hinreichend erachtet wird, um die Erfüllung der Anforderungen aus 
EG-Richtlinien anzunehmen. (HAHN, 1995, S. 16) 

Staatliche Ergebnisnutzung 
In vielen Staaten werden die Ergebnisse der Komiteestandardisierung als 
Referenz durch die Rechtsprechung herangezogen, womit ein impliziter 
Einfluß auch auf die Inhalte genommen wird. Dieses Verfahren wird auch 
auf der europäischen Ebene angewandt. Wie im Abschnitt über die euro-
päische Standardisierung ausgeführt, verwendet die europäische Kom-
mission Standards der drei anerkannten Standardisierungsorganisationen, 
um in den Anhängen der Richtlinien auf diese zu verweisen. 

Diese Komiteestandards können dann z.B. bei Gewährleistungsfragen 
oder auch bei Produkthaftungsfällen als Maßstab für eine Vertragserfül-
lung, ein sorgfältiges Verhalten, eine sorgfältige Produktion oder ein 
sorgfältiges Produkt dienen und somit die Beweisführung des Produzen-
ten des Produktes insbesondere bei einer Gefährdungshaftung vereinfa-
chen. 

Dieses Verfahren wird schon seit geraumer Zeit auf andere Standards als 
Kompatibilitätsstandards angewendet. So rekurrierten beispielsweise 
schon im Preußischen Allgemeinen Landrecht die zivilrechtlichen An-
sprüche gegen Bauunternehmer auf die anerkannten Regeln der Bau-
kunst: 

,,Baumeister, die bey einem Baue oder einer Reparatur oder 
bey der Auswahl der Materialien dazu wider die allgemein an-
erkannten Regeln der Baukunst dergestalt gehandelt haben, 
daß daraus eine Gefahr für die Einwohner oder das Publikum 
entsteht, sollen den Fehler auf eigene Kosten zu verbessern 
angehalten werden." 

(Gefunden bei WOLFENSBERGER, s. 25) 
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Im § 202 Strafgesetzbuch für den Preußischen Staat wurden Produkthaf-
tungsfragen ebenfalls unter Bezugnahme auf die allgemein anerkannten 
Regeln der Baukunst festgelegt: 

,,Baumeister und Bauhandwerker, welche bei der Ausführung 
eines Baues wider die allgemein anerkannten Regeln der Bau-
kunst dergestalt gehandelt haben, daß hieraus für andere Ge-
fahr entsteht, sollen mit Geldbuße von 50 bis zu 300 Thalern 
oder mit Gefängnis von 6 Wochen bis zu 6 Monaten bestraft 
werden." 

(Gefunden bei WOLFENSBERGER, S. 26) 

Im Bereich der Kompatibilitätsstandards ist die Standardisierungsent-
scheidung der Technologie für HDTV durch die ,,Federal Communica-
tions Commission" (FCC) in den Vereinigten Staaten ein aktuelles Bei-
spiel für die Nutzung von Komiteestandards durch staatliche Behörden. 

Staatliches Beschaffungswesen 
Der Staat kann die Anwendung sowohl eines Komiteestandards als auch 
eines Wettbewerbsstandards in erheblichem Maße dadurch beeinflussen, 
daß staatliche Stellen nur noch Produkte oder Dienstleistungen beschaf-
fen dürfen, die explizit vorgegebenen Standards oder aber Standards, die 
von explizit vorgegebenen Organisationen erstellt wurden, entsprechen. 
Dieses Verfahren einer nachträglichen Unterstützung von Standards oder 
standardsetzenden Organisationen ist weit verbreitet und findet in 
Deutschland für z.B. DIN-Normen oder VDI-Richtlinien oder in Frank-
reich für ,,Normes Fran~aise" Anwendung. 

,,Freies Spiel der Kräfte" 
Ein freies Spiel der Kräfte ist natürlich auf internationaler Ebene zu be-
obachten, da es hier keine übergeordnete Autorität gibt. Den einzelnen 
Staaten bleiben i.d.R. wenig Einflußmöglichkeiten bei einer internatio-
nalen Standardisierung, wenn diese z.B. durch Privatorganisationen wie 
bei ETSI vorgenommen wird. Es konkurrieren dann die jeweiligen natio-
nalen Interessen und Technologien. Dieser Wettbewerb führt allerdings 
auch gelegentlich zu unbefriedigenden Situationen, in denen keine Stan-
dardisierung erreicht wird. Das Fehlen einer einflußreichen Autorität 
kann z.B. fehlende Standardisierung bei Steckdosen und Steckern (s. S. 



4), bei Spurweiten von Eisenbahnen oder bei der Technologie für Farb-
fernsehen119 erklären. 

Die zusammenhänge zwischen den verschiedenen Formen eines Eingriffs des 
Staates in den Standardisierungsprozeß veranschaulicht Abbildung 27 .120 

Die Verbindlichkeit von Komiteestandards kann sich z.B. aus einer Integration 
von Komiteestandards in rechtlich verbindliche Dokumente, wie z.B. Gesetze, 
Verordnungen oder Vorschriften, aber auch durch privatrechtliche Verträge er-
geben. Weiterhin besteht die Möglichkeit, daß die Fokussierungsfunktion der 
standardsetzenden Organisation zu einer faktischen Verbindlichkeit führt. 121 Die 
Fokussierungsfunktion eines Komitees hängt dabei von seiner Standardisie-
rungskraft, also seiner Macht, den Wettbewerbsprozeß entscheidend zugunsten 
des Komiteestandards zu beeinflussen, ab. Die Fokussierungsfunktion bezieht 
sich darauf, daß bei einer großen Menge möglicher Standards es im vorhinein 
keinen „singulären" Fokussierungspunkt gibt. Dadurch, daß ein Standardisie-
rungskomitee eine der vielen Möglichkeiten auswählt, existiert ein Kriterium, 
nach dem es tatsächlich nur noch einen Fokussierungspunkt - nämlich den Ko-
miteestandard - gibt. 

119 Etwa 95% der drei existierenden Technologien für Farbfernsehen - NTSC, P AL, SECAM 
- sind identisch. Die verbleibenden 5% führen dazu, daß die Systeme inkompatibel sind 
und für eine Überbrückung Konverter geschaffen werden müssen. (LEE 1996, S. 7) 

120 Die Komplexität der Zusammenhänge und Abstufungen von Verbindlichkeit und Frei-
willigkeit in Verbindung mit einer nicht eindeutigen Terminologie ist wohl auch die Ur-
sache für die falsche Darstellung der Verbindlichkeit Europäischer Normen durch die 
Monopolkommission. Dort heißt es: 

,.Die von den europäischen Normenorganisationen erstellten Normen EN (Eu-
ropäische Normen) und ENV (Europäische Vornormen) unterscheiden sich im 
wesentlichen durch den Grad der Verpflichtung, den die Mitglieder gegenüber 
diesen Dokumenten eingehen. Eine EN ist mit der Verpflichtung verbunden, 
auf nationaler Ebene in einen de jure-Standard umgewandelt zu werden. Ihr 
wird in der Regel durch einen Rechtsakt der Status einer national verbindlichen 
Norm erteilt, und jede ihr entgegenstehende Norm muß zurückgezogen wer-
den." (MONOP0LK0MMISSION 1991, S. 352, Hervorhebung im Original). 

Die Formulierung, daß eine EN durch „einen Rechtsakt den Status einer national ver-
bindlichen Norm" erhält, ist mindestens mißverständlich. Die Mitglieder von 
CEN/CENELEC sind tatsächlich verpflichtet, die EN in ihr jeweiliges nationales Nor-
menwerk aufzunehmen, womit allerdings über die Verbindlichkeit einer Norm noch 
nichts ausgesagt ist. 

121 Ein Fokussierungspunkt ist etwas, das aus einer Viel- oder Mehrzahl an Alternativen her-
ausfällt und von unabhängigen Individuen als „herausragend" identifiziert werden kann. 
Die Idee des Focal Points geht auf SCHELLING (SCHELLING 1960) zurück. 

167 



°' 00 Hierarchie 

T 
1 

1 
1 1 
1 1 
1 ~-

Staatliche 
Beschaffungspolitik 

Aufsicht, Beteiligung oder 
Übertragung 

Wettbewerbsstandard Komiteestandards 

1 1 
1 1 
1 1 ..... ..... 

Nutzt Ergebnisse des 1 1 Entwickelt 
Komitees 

1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
~ 

Hierarchiestandards 

Wettbewerbs-
gleichgewicht 

Übernahme 
in Komitee-
standards 

Fokussierungs-
funktion des 

Komitees 

Rechtsbegründete 
Verbindlichkeit 

'-----.. ~ ............. ... ....... ........... , 

de facto 
Verbindlichkeit 

Integration in 
Privatverträge 

allg. Gesellschafts- arbeitsrechtl. 
Privatverträge zugehörigkeit Weisungsrecht 

kombinierte de facto und de 
jure Verbindlichkeit 

implizit 

dynamisch 

vollständige 
Übernahme 

statisch 

de jure Verbindlichkeit 

Abbildung 27: Die Verbindlichkeit von Standards und die Möglichkeiten, aus Komiteestandards Hierarchiestan-

dards zu machen 



Die rechtsbegründete Verbindlichkeit von Standards kann mittels unterschiedli-
cher Verfahren erreicht werden. Zum einen können Standards freiwillig von den 
Vertragsparteien in einen Privatvertrag übernommen werden. Die Komiteestan-
dards werden dann Bestandteil des Vertrages und somit im Rahmen des Vertra-
ges bindend. Dies gilt unter anderem für Arbeitsverträge, die dem Vorgesetzten 
das Recht geben, die Einhaltung von Werknormen anzuordnen. Diese werden 
somit für den Arbeitnehmer bindend. 

Zum anderen kann die Genehmigung, ein Güte-, Qualitäts- oder Prüfzeichen 
anzubringen, von der dieses Zeichen vergebenden Unternehmung oder Organi-
sation an die Einhaltung von Komiteestandards geknüpft sein. Beispiele für ent-
sprechende Zeichen in Deutschland sind die RAL-Gütezeichengemeinschaften, 
das VDE-, das DIN- oder das GS-Prüfzeichen (Geprüfte Sicherheit). 

Neben diesen auf Privatverträgen beruhenden Möglichkeiten einer rechtsbe-
gründeten Verbindlichkeit existiert die Option der direkten Einbindung von 
Komiteestandards bzw. der Übernahme von Komiteestandards in Hierarchie-
standards. Ein häufig verwendetes Mittel hierzu ist die Verweisung, die sowohl 
implizit durch Generalklausel auf „den Stand der Technik", wie z.B. im Immis-
sionsschutzgesetz§§ 5, 14, 17, 22,41 oder 48 (vgl. hierzu auch RENGELING, S. 
17ff), auf den „Stand von Wissenschaft und Technik" wie im Atomgesetz im § 
7 (2) Nr. 3 oder auf die „allgemein anerkannten Regeln der Technik", wie im 
Wasserhaushaltsgesetz§ 7a als auch explizit durch eine identifizierende Benen-
nung eines Komiteestandards in einem Gesetz, einer Verordnung oder einer 
Vorschrift erfolgen kann. Diese Benennung kann sich auf einen ganz konkreten 
Komiteestandard beziehen, der durch Datum etc. eindeutig bestimmt ist (stati-
sche Verweisung), oder die Benennung verzichtet auf diese eindeutige Bestim-
mung und referenziert damit auf den jeweils aktuellen Komiteestandard (dyna-
mische Verweisung). 122 Ferner kann ein Komiteestandard vollständig in ein Ge-
setzeswerk übernommen werden, wie z.B. bei der französischen Form des „ar-
rete". 

Wettbewerbsstandards erlangen eine de facto Verbindlichkeit darüber, daß sie 
das Ergebnis des Wettbewerbsprozesses darstellen und sich eine Abweichung 
von diesem zumindest temporären Gleichgewicht i.d.R. nicht auszahlt. Bei-
spiele hierfür sind der hinlänglich bekannte IBM-Standard für Personal Com-
puter und für Papierformate der Reihe: DIN A. 

122 Die dynamische Verweisung wird allerdings zumindest in der Bundesrepublik Deutsch-
land nicht mehr angewendet, da dadurch einer privatrechtlichen Organisation faktische 
Gesetzgebungskompetenz eingeräumt wird und dies nicht mit den Prinzipien eines demo-
kratischen Rechtsstaates vereinbar ist. (Vgl. KYPKE, 1982, S. 107f.) 
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Fallbeispiel 5: Hochauflösendes Fernsehen als verbindlicher Standard123 

Eines der offensichtlichsten Beispiele für einen unmittelbaren Eingriff einer 
Hierarchie in den Standardisierungsprozeß, indem sie einen Standard für ver-
bindlich erklärt, ist die Richtlinie der Europäischen Kommission über die zu 
verwendenden Standards bei einer Satellitenübertragung. Hier machte die Euro-
päische Kommission die Standards, die im Rahmen des EUREKA 95 Projektes 
entwickelt wurden, für Satellitenübertragungen in Europa verbindlich. In dieser 
Richtlinie der Kommission heißt es dabei wie folgt: 

„Gemäß dieser Richtlinie darf für jede nicht vollständig digitale 
Übertragung eines Fernsehdienstes im HDTV-Format nur die 
HD-MAC-Norm verwendet werden und für jede Übertragung im 
Format 16:9 nur die D2-MAC-Norm. Die letztere muß bei jedem 
anderen Dienst, der nach dem 1. Januar 1995 aufgenommen 
wird, verwendet werden. Diese Dienste dürfen auch simultan in 
PAL, SECAM oder D2-MAC übertragen werden. Diese Richtli-
nie gilt bis zum 31. Dezember 1998; die Bestimmungen dieser 
Richtlinie werden ergänzt durch kommerzielle Maßnahmen auf 
der Basis einer von den Beteiligten unterzeichneten gemeinsa-
men Absichtserklärung zur Koordinierung der Aktivitäten der 
Unterzeichner und, wo dies angebracht ist, durch flankierende 
Maßnahmen im Hinblick auf die Schaffung eines europäischen 
Marktes für die D2-MAC, 16:9- und HD-MAC-Norm." 

Europäische Kommission, 1992 

Da bei einer Umstellung von der bisherigen Technologie zu den neuen Stan-
dards die bestehende Infrastruktur bei 
• Produzenten von Programmen, d.h. den Produktionsstudios, als auch bei 
• Übertragungseinheiten sowie bei den 
• Sendern 
zum Großteil obsolet würde und somit zum Teil erhebliche Aufwendungen nach 
sich zöge, erklärte sich die Europäische Kommission im Gegenzug bereit, ins-
besondere die Kosten der Fernsehsender, die häufig gleichzeitig als Produzen-
ten fungieren, für einen Zeitraum von fünf Jahren mit bis zu 200 Mio ECU pro 
Jahr zu unterstützen. 

123 Es handelt sich hier um eine Mischung aus der Beteiligung und Finanzierung des Stan-
dardisierungsprozesses durch den Staat und eine anschließende Übernahme des Standards 
als „verbindlicher Standard". 
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Insbesondere anhand der Papierformate kann deutlich gemacht werden, wie die 
Festlegung der Kantenlängen bzw. des Verhältnisses der Kantenlängen von Pa-
pier über das Format von Schreibmaschinen, Briefumschlägen bis hin zu Ak-
tenordnern, Aktenschränken und Büromöbeln im allgemeinen massiven Einfluß 
auf vielleicht nicht offensichtlich betroffene Bereiche ausgeübt hat. 

In vielen Situationen bietet es sich für das standardsetzende Komitee an, auf der 
Grundlage einer im Markt erfolgreichen Technologie einen Standard zu verab-
schieden. Dies birgt allerdings Gefahren in sich, da in aller Regel die erfolgrei-
che Technologie durch gewerbliche Schutzrechte vor der Verwendung durch 
andere Unternehmen geschützt ist. Eine Technologie bzw. ein Standard, der als 
Fokussierungspunkt dienen soll, muß sich von allen Technologien oder Stan-
dards eindeutig abheben.124 

Um diese Problematik geschützten Wissens zu lösen, haben viele Standardisie-
rungskomitees Mechanismen geschaffen, die dafür sorgen sollen, daß nur dann 
entsprechende Technologien in Komiteestandards integriert werden, wenn die 
Eigentümer der gewerblichen Schutzrechte auf Lizenzen entweder verzichten 
oder aber Lizenzen zu „vernünftigen" (,,reasonable") Bedingungen und nicht 
diskriminatorisch vergeben. 125 

Entscheidend für den Erfolg eines Fokussierungsmechanismus ist, daß das Kri-
terium, anhand dessen dieser Mechanismus bestimmt wird, nicht auf individu-
ellen Einschätzungen und Erfahrungen beruht, sondern daß es objektiv auch 
von anderen, möglichst allen Beteiligten angewandt werden kann. Für Stan-
dards bedeutet dies, daß die Adoption einer Technologie durch ein Standadisie-
rungskomitee nur dann fokussierend wirken kann, wenn es als einziges in dem 
relevanten Bereich Standardisierung betreibt oder aber so groß und akzeptiert 
ist, daß es alle anderen Standardisierungskomitees dominiert. 

124 In seinem Buch über „Strategy of Conflict" illustriert SCHELLING (1960) die Idee des Fo-
kussierungspunktes (,,focal points") anhand zweier Agenten, die lediglich über gemein-
sames Wissen dahingehend verfügen, daß sie sich in einer bestimmten Stadt an einem be-
stimmten Tag treffen sollen, ohne daß sie vorher über den Ort und die Tageszeit kommu-
nizieren können. 

125 Zur Bedeutung und Problematik der gewerblichen Schutzrechte und Lizenzen ausführli-
cher im Abschnitt „Gewerbliche Schutzrechte und Standards". 
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Fallbeispiel 6: Papierformat DIN A 4 

Im Bereich der Papierformate existierten Ende des letzten Jahrhunderts sowohl 
in Deutschland als auch in anderen Staaten eine ganze Reihe unterschiedlichster 
und nicht aufeinander abgestimmter Papierformate. So arbeitete die preußische 
Verwaltung mit einem Format ,,Folio", die Geschäftswelt mit „Quart" sowie 
einer Vielzahl von weiteren Formaten für spezielle Anwendungen wie Kartei-
karten, Postkarten (je eine für den Versand im Inland und ins Ausland), Zeich-
nungen, Fotos usw. 

Erste Versuche, sich auf ein durchgängiges Papierformat zu einigen, scheiterten 
an den von allen zu tragenden Umstellungskosten. So bezeichneten die preußi-
schen Behörden die ersten Entwürfe als unannehmbar, weil sie breiter als die 
von den Behörden verwendeten Folio-Formate waren und somit die Aktenord-
ner und Aktenschränke obsolet gemacht hätten. Erst der durch den ersten Welt-
krieg ausgelöste Druck einer stärker kooperierenden Wirtschaft führte dazu, daß 
man sich auf eine Papierformat-Reihe einigte, die bestimmten vorher definierten 
Kriterien genügen sollte: 

• Die Seitenlängen sollten sich auf den Zentimeter als Längenmaß beziehen. 
• Die Formate sollten geometrisch ähnlich sein. 
• Die Formate sollten durch Halbierung bzw. Verdoppelung auseinander 

herleitbar sein. 
• Die Formate sollten über ein identisches Verhältnis von Höhe zu Seite ver-

fügen. 

So wurden Vorschläge für ein einheitliches Papierformat sowohl von Einzelper-
sonen, aber auch von Normen-Ausschüssen gemacht, die allerdings erneut am 
Einspruch der Behörden scheiterten. 1918 entwickelte der ,,Normenausschuß 
für das Graphische Gewerbe" einen Vorschlag auf der Grundlage der obenge-
nannten Anforderungen und mit Abmessungen, der einen Ausgleich zwischen 
den beteiligten Gruppen schuf. So wurden die Abmessungen als Kompromiß 
zwischen den schmaleren Formaten der Behörden und den Formaten der Ge-
schäftswelt und der Normen für Zeichnungen gewählt. Alle beteiligten Gruppen 
konnten sich diesem Vorschlag anschließen, so daß 1918 als die Geburtsstunde 
der DIN 476 angesehen werden kann, in der mit dem Format DIN A 4 die wohl 
bekannteste DIN enthalten ist. 

(WIITHÖFf, 1995) 
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Nur dann stellt die Adoption einer Technologie durch diese Organisation ein 
objektives Kriterium dar, um diese Technologie von allen anderen zu unter-
scheiden. Existieren neben diesem einen Standardisierungskomitee weitere, die 
in dem relevanten Bereich zuständig sind oder sich zuständig fühlen, wie z.B. in 
den USA mit einer Vielzahl von großen und mittleren standardsetzenden Orga-
nisationen, so verliert die Adoption einer Technologie durch das Standardisie-
rungskomitee deutlich an Fokussierungskraft. 

5.1.2 Sinn und Unsinn verbindlicher Standards 

Die Tatsache, daß sich staatliche Stellen entweder unmittelbar in den Standardi-
sierungsprozeß einschalten oder aber Komiteestandards nutzen, um diese durch 
Verweis quasi-verbindlich oder durch Übernahme vollständig verbindlich zu 
machen, führt zu einer auch Ende 1996 noch kontrovers geführten Diskussion. 
Während in der Bundesrepublik Deutschland die Diskussion besonderes 
Schwergewicht auf die Frage der Legitimität der Verweistechnik legt126, spielt 
dieser Aspekt in den Vereinigten Staaten keine große Rolle. 

In den Vereinigten Staaten wird vielmehr die Frage der Verbindlichkeit unter 
Effizienzgesichtspunkten diskutiert, ob und in welcher Form der Staat Stan-
dards als verbindlich erklären soll. Diese Fragestellung rückte in den USA 
durch die anstehende Entscheidung bezüglich des Standards für digitales hoch-
auflösendes Fernsehen wieder in den Vordergrund (vgl. Fallbeispiel 7). So 
führte die für die Standardisierung des Fernsehens zuständige amerikanische 
Behörde ,,Federal Communications Commission" Anfang November 1996 eine 
Befragung von Experten durch. Dort prallten zwei gegensätzliche Standpunkte 
aufeinander. Zum einen diejenigen, die grundsätzlich eine Wettbewerbsstandar-
disierung einer Hierarchiestandardisierung vorziehen, und zum anderen diejeni-
gen, die unter bestimmten Bedingungen einer Hierarchiestandardisierung den 
Vorzug geben. Die bedeutendsten Argumente gegen eine Hierarchiestandardi-
sierung sind: 
1. Die Entwicklung verbindlicher Standards über eine Hierarchie ist zu langsam 

sowohl im Hinblick auf die erste Standardisierung als auch auf spätere Ände-
rungen des Standards. 

2. Hierarchien besitzen weder Informationen über die Produzenten noch über 
die Konsumenten. 

3. Verbindliche Standards behindern die Innovationstätigkeit. 

126 Eine umfangreiche Darstellung findet sich z.B. bei STUURMAN 1995. 
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Die wichtigsten Argumente, die für eine Hierarchiestandardisierung sprechen, 
sind: 
1. Verbindliche Standards lösen Koordinations- und Startprobleme. 
2. Verbindliche Standards reduzieren Unsicherheit und minimieren Wechsel-

kosten. 
3. Verbindliche Standards fördern die Innovationstätigkeit. 

Das erste Argument gegen eine verbindliche Standardisierung ist die niedrige 
Geschwindigkeit, mit der staatliche Stellen Standards erarbeiten. Dies gelte so-
wohl für die Festsetzung des „ersten" Standards als auch für jede später als 
notwendig erachtete Änderung. (SELWYN 1996, S. 26) Dies ist sicherlich rich-
tig, doch muß der langsame hierarchische Standardisierungsprozeß mit der Ge-
schwindigkeit der anderen Alternativen verglichen werden. So hat die Wettbe-
werbsstandardisierung zwar den Vorteil, daß im Gegensatz zur Hierarchiestan-
dardisierung sofort eine Vielzahl von Technologien verfügbar sind, doch kann 
in diesem Stadium sicherlich noch nicht von einer Standardisierung gesprochen 
werden. Um zu einer Standardisierung zu gelangen, benötigt auch der Wettbe-
werb Zeit. So dauerte es etwa vier Jahre, bis zu erkennen war, daß sich VHS 
gegen Betamax durchsetzen würde127• Von der Markteinführung der Com-
pactDisc 1983 bis hin zur Dominanz z.B. in Großbritannien, d.h. mehr verkaufte 
CDs als LPs, dauerte es auch etwa sechs Jahre. (GRINDLEY 1995, S. 104) Auch 
eine Standardisierung über ein Komitee dauert mehrere Jahre128• Andere Berei-
che sind auch nach einhundert Jahren noch nicht standardisiert, obwohl weitest-
gehend Einigkeit über die Vorteile eines einheitlichen Standards z.B. bei Steck-
dosen oder Spurweiten bei Eisenbahnen herrscht. Es läßt sich keine pauschale 
Aussage über das Verhältnis der Zeiträume machen, die Hierarchien, Komitees 
oder der Wettbewerb zur Standardisierung benötigen. 

Akzeptiert man, daß der Standardisierungsprozeß über Hierarchien länger dau-
ert als über den Wettbewerb, so bleibt festzuhalten, daß dem langsamen Stan-
dardisierungsprozeß durch eine Hierarchie immer auch die Eindeutigkeit eines 
spät gesetzten Standards entgegensteht. Dies bedeutet, daß sich Wettbewerbs-
standardisierung mit hohen Geschwindigkeiten, aber hoher Unsicherheit auf 
Seiten aller Beteiligten, und Hierarchiestandardisierung mit einer geringen Ge-
schwindigkeit, aber auch geringer Unsicherheit, gegenüberstehen. Standardisie-

127 Wobei Betamax noch 1984 z.B. in Großbritannien einen Marktanteil von etwa 20% hatte. 
(GRINDLEY 1995, S. 88) 

128 Die durchschnittliche Entwicklungsdauer eines „International Standards" der ISO wurde 
1990 mit fast sechs Jahren und 1994 noch immer mit über fünf Jahren angegeben. (ISO 
1994a, S. 11) Auch die IEC berichtet von Entwicklungszeiträumen von etwa sieben Jah-
ren. (IEC 1991) 
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rung über den Wettbewerb bedeutet, daß während der Standardisierungsphase 
mehrere Technologien nebeneinander um die Gunst der Konsumenten buhlen. 
Da sich in Industrien mit signifikanten Netzwerkeffekten aber nur eine Tech-
nologie (in Ausnahmefällen einige wenige Technologien) halten kann, stagnie-
ren oder schrumpfen die Netzwerke der Technologien, die sich nicht durchset-
zen können. Jedes dieser Netzwerke besteht aus Anwendern, die damit rechne-
ten, daß sich die von ihnen gewählte Technologie halten würde. Diese Konsu-
menten haben nicht falsch entschieden, sie mußten nur eine Entscheidung unter 
Unsicherheit treffen und haben letztlich eine Wahl getroffen, die sie im Nach-
hinein bedauern. 

Ein weiteres Argument, das gegen eine staatliche Standardisierung spricht, ist 
die Informationslage des Staates. Diesem stehen insbesondere zu Beginn eines 
Standardisierungsprozesses i.d.R. wenige oder gar keine Informationen zur Ver-
fügung (DAVID 1987). Dies betrifft sowohl die Daten der Hersteller von Pro-
dukten oder Dienstleistungen, die zu standardisieren sind, als auch die Daten 
über die Wünsche, Präferenzen oder Zahlungsbereitschaft der Konsumenten. 
Dieses Manko versucht der Staat dadurch zu umgehen, daß er die Ergebnisse 
der Komiteestandardisierung in der Legislative verwendet, um darüber zumin-
dest das technische Wissen der Produzenten zu nutzen. Dies ist insofern kritisch 
zu bewerten, da das Wissen um eine mögliche Übernahme des Komiteestan-
dards durch eine Hierarchie das Verhalten der Beteiligten und damit auch den 
Standard in erheblichem Maße beeinflußt oder beeinflussen kann. 

Im Hinblick auf den ATSC-Standard argumentiert OWEN (OWEN, 1996), daß es 
nicht nötig sei, diesen Standard für verbindlich zu erklären, weil er sich durch-
setzt, wenn er „gut" sei und nicht durchsetzt, wenn er „schlecht" sei. Ein Ein-
greifen des Staates sei also entweder nicht notwendig, weil sich ein „guter" 
Standard auf jeden Fall durchsetze, oder der Eingriff sei falsch, weil er nur dann 
Sinn mache, wenn sich ein Standard ohne diesen Eingriff nicht durchsetzen 
könnte, es sich somit um einen „schlechten" Standard handele. OWEN tritt also 
für einen rein marktorientierten Ansatz ein, bei dem der Wettbewerb und damit 
die Konsumenten darüber entscheiden sollen, welcher Standard sich letztlich 
durchsetzt. Dieses ist aus heutiger Sicht - ex post - sogar richtig. Dadurch, daß 
der ATSC-Standard durch eine große Allianz aller beteiligten Unternehmen und 
Forschungsinstitute zustande kam, haben alle Beteiligten ein homogenes Inter-
esse am Erfolg dieser Technologie(n). Somit ist nicht damit zu rechnen, daß es 
noch zu einem Wettbewerb um den Markt durch andere Technologien kommt. 
Vielmehr kann davon ausgegangen werden, daß ein Wettbewerb im Markt statt-
finden wird und somit das Entstehen von „technologischen Waisen" und Wech-
selkosten vermieden wird. 
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Fallbeispiel 7: Nutzung eines Komiteestandards für HDTV durch eine 
staatliche Behörde129 

Nach der Initiative der Japaner 1986 und der Antwort der Europäer entschieden 
sich die Vereinigten Staaten in Form der ,,Federal Communications Commissi-
on" dafür, eine Ausschreibung für das amerikanische ,,Advanced Television" 
(ATV) zu initiieren. Anfänglich wurden 23 Vorschläge für das zukünftige ame-
rikanische Fernsehen gemacht. 1990 entschied sich die FCC dann zugunsten 
eines sogenannten „simulcast" Systems, d.h., neben dem Signal für die techno-
logisch fortschrittlichere Technologie wird simultan ein Signal für die veraltete 
Technologie (NTSC) emittiert, um somit den installierten Bestand an NTSC 
Geräten nicht obsolet zu machen. 

Noch im gleichen Jahr wurde von der General Instrument Corporation ein rein 
digitales System vorgeschlagen, woraufhin drei der vier verbliebenen Konkur-
renten diesem technologischen Fortschritt folgten. Nur der japanische Konkur-
rent NHK blieb bei seinem rein analogen System. In der Folgezeit wurden die 
fünf Systeme bis Ende 1992 von Prüflaboren getestet. 1993 schied das analoge 
System aufgrund einer deutlichen Überlegenheit der digitalen Systeme aus. Den 
verbliebenen vier digitalen HDTV-Technologien wurde attestiert, daß bei allen 
noch Überarbeitungen notwendig seien. Das „Advanced Television Systems 
Committee" (ATSC) schlug den Unternehmen daraufhin zwei Möglichkeiten 
vor: 
1. Jeder verbessert seine Technologie, und die beste Technologie wird in einem 

zweiten ebenfalls wieder kostspieligen Prüfverfahren ermittelt, oder 
2. die Unternehmen formen ein Joint Venture und nehmen für jede der notwen-

digen Komponenten die jeweils beste und müssen lediglich die Schnittstellen 
anpassen. 

Die Unternehmen entschieden sich für den letzten Vorschlag und formten die 
,,Digital HDTV Grand Alliance". Die hier zusammengestellte bzw. entwickelte 
Technologie wurde mit dem Abschlußbericht als ,,A TSC Standard" der FCC zur 
verbindlichen Übernahme empfohlen. 

Andererseits muß überlegt werden, wie sich die Unternehmen verhalten hätten, 
wenn nicht die Drohung existiert hätte, den letztlich von ihnen entwickelten und 
gewählten Standard mit einer juristischen Verbindlichkeit auszustatten. Daß 

129 Die Darstellung beruht auf dem Abschlußbericht des von der FCC eingerichteten „Advi-
sory Committees" vom 28. November 1995. Das Beispiel steht am Beginn dieses Kapi-
tels, da sich etliche der unten folgenden Ausführungen auf diesen aktuellen Fall beziehen. 
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sich die Unternehmen möglicherweise nur deshalb zusammengeschlossen ha-
ben, um ihr jeweiliges Risiko zu minimieren, bleibt von OWEN unberücksich-
tigt. Eine drohende juristische Verbindlichkeit kann aber offensichtlich erhebli-
chen Einfluß auf das strategische Verhalten der involvierten Unternehmen ha-
ben. Dieser Einfluß kann so weit gehen, daß die Unternehmen einen Wettbe-
werb im Markt einem Wettbewerb um einen Markt vorziehen und somit der 
Aufbau vieler installierter Bestände unterbleibt, die am Ende des Standardisie-
rungsprozesses über den Wettbewerb zum großen Teil als „ärgerliche technolo-
gische Waisen" auf eine erfolglose Technologie gesetzt haben. In diesem Fall 
kann also eine drohende Verbindlichkeit hilfreich sein, um ein koordiniertes 
Verhalten der Produzenten zu erreichen. 

Im Falle des ATSC-Standards scheint auch die Notwendigkeit einer staatlichen 
Intervention aufgrund mangelnder Koordinierungsmöglichkeiten durch die An-
wender nicht unmittelbar gegeben zu sein. Dadurch, daß eine große Allianz ge-
bildet wurde und alle einen Teil ihrer Technologie zur Verfügung stellten und 
einen anderen größeren Teil firmenintern neu entwickeln bzw. anpassen muß-
ten, entstanden weitestgehend homogene Interessen. In diesem Fall kann eine 
unverbindliche Empfehlung des A TSC-Standards seitens staatlicher Stellen als 
Fokussierungspunkt dienen und damit ausreichen, um die Annahme des Stan-
dards zu initiieren. Sind derartige homogene Interessen allerdings nicht mehr 
gegeben, so kann nicht ausgeschlossen werden, daß die Unternehmen es vorzie-
hen, eine Entscheidung über den Wettbewerb zu suchen und damit das Neben-
einander unterschiedlicher Technologien und die Entstehung technologischer 
Waisen in Kauf zu nehmen. 

Das wohl wichtigste Argument gegen eine Politik der verbindlichen Standards 
ist die Tendenz zu einer vehementen Behinderung des technischen Fortschritts. 
Besonders deutlich drückte dies OWEN in der oben erwähnten Befragung der 
FCC aus: 

,,1 guess I can summarize my view within the context of the recent 
dialogue by saying that if the [Federal Communications] Commission 
were responsible for setting mandatory standards for computer oper-
ating systems we would all still be using CPM. For those of you who 
aren' t as old as I am, that was the predecessor of DOS." 

(OWEN, 1996, S. 40) 

Diesem Argument der Beschränkung der Innovationstätigkeit durch eine hierar-
chische Standardisierung, wird vom Verfasser nicht ohne weiteres zugestimmt. 
Wie weiter oben angesprochen, führt jede Standardisierung zu einer Reduktion 
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der Möglichkeiten und somit auch zu einer Beschränkung der Innovationen. 
Neue Produkte oder Dienstleistungen müssen sowohl bei einer de facto wie 
auch bei einer de jure Verbindlichkeit Kompatibilität zu dem existierenden 
Standard aufweisen, womit also die Innovationsmöglichkeiten für kompatible 
Lösungen eingeschränkt sind. Andererseits stellt dieser Standard eine Plattform 
dar, auf der Folgeinnovationen, z.B. Komplementärgüter, aufbauen können. 130 

Ist diese Plattform vergleichsweise groß, d.h., existiert nur ein Standard, so 
bietet diese das Fundament für eine Konzentration der Ressourcen, um eine 
größere Produkt- oder Technologietiefe zu erreichen. Dies ist eben bei der Exi-
stenz vieler kleiner Plattformen nicht möglich. 

Anwendung 

Darstellung 

Kommunikation 

Transport 

Vermittlung 

Sicherung 

Übertragung 

Abbildung 28: Die sieben Schichten des ISO-Schichtenmodells (Quelle: 
Santifaller, S. 10) 

Die Auffassung, daß eine verbindliche Standardisierung von „technologischen 
Plattformen" notwendig sei, führte BLANKART und KNIEPS (1992a und 1992b) 
zu ihrem Konzept der „offenen Regulierung". Dieses Konzept läßt sich am 
leichtesten durch das OSI-Schichtenmodell der ISO illustrieren (Abbildung 28). 
In diesem Modell werden verschiedene aufeinander aufbauende technologische 
oder funktionale Schichten im Hinblick auf die Übertragung von Daten defi-

130 So macht ein großer installierter Bestand an DOS/Windows Betriebssystemen für die 
Entwickler von Anwendungsprogrammen eine Reihe von Softwareprodukten überhaupt 
erst lohnenswert. Da die Herstellung von Software mit sehr hohen Aufwendungen in der 
Entwicklung und sehr niedrigen Grenzkosten der Produktion verbunden ist, benötigen die 
Softwarehersteller also große Absatzmengen. (UNITED STATES COURT 0F APPEALS 

DISTRIC OF C0LUMBIA, S. 5) Die Existenz vieler gleich kleiner Betriebssytemnetzwerke 
führt dann dazu, daß diese Mengen gar nicht erreicht werden können, so daß die Herstel-
lung dieser Software unterbleibt. 
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niert. BLANKART und KNIEPS schlagen nun vor, daß die unteren Schichten, d.h., 
Schichten, die z.B. die Vermittlung, Sicherung oder Übertragung von Daten 
betreffen, durch einen hierarchischen Standardsetzer festgelegt werden sollten, 
während die Standardisierung der oberen Schichten, wie z.B. Anwendungs- und 
Darstellungsschichten, dem Wettbewerb vorbehalten bleiben sollten. 

BLANKART und KNIEPS (1993) ermitteln eine optimale Trennschicht zwischen 
einem hierarchischen Standardsetzer und dem Wettbewerb, indem sie eine 
Nachfragefunktion nach Standardisierung und eine Grenzkostenfunktion der 
Standardisierung definieren. Somit sollen Hierarchiestandards bis zu der 
Schicht gesetzt werden, bei der sich die Kurve der Nachfrage nach Standards 
und die Kurve der Grenzkosten der Standards schneiden. Ab dieser Schicht soll 
dann der Wettbewerb den Standard setzen. In der Abbildung 29 wären die Stan-
dards der ersten drei Schichten durch eine Hierarchie zu setzen, ab der vierten 
Schicht sollen die Standards dann durch den Wettbewerb gesetzt werden. 

Geld 
Grenzkosten 

N achfragefunktion 

Schicht Schicht Schicht 

III 

Schicht 

IV 
Schichten 

I II 

Abbildung 29: Hierarchische und wettbewerbliche Standardisierung im 
Konzept der offenen Regulierung (Quelle: BLANKART und 
KNIEPS, 1993b) 
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Über die Umsetzbarkeit dieses Konzeptes der „offenen Regulierung" läßt sich 
sicherlich streiten. Die Realisation der „offenen Regulierung" wird durch zwei 
Probleme eingeschränkt. Zum einen existiert - nach dem Kenntnisstand des 
Verfassers - bisher noch kein Verfahren zur Berechnung der Grenzkosten einer 
Standardisierung, die sich aus einer zunehmenden Komplexität des Standards 
ergeben. Zum anderen bewegt sich dieses Konzept in einer statischen Welt, so 
daß z.B. die Wirkungen einer verbindlichen Standardisierung in den unteren 
Schichten auf die Innovationstätigkeit unberücksichtigt bleiben. 

Dem Problem der statischen Dimension ihres Konzeptes begegnen BLANKART 
und KNIEPS damit, daß der Wettbewerb bekanntermaßen als „Suchmechanis-
mus" dient und somit eine Verbindlichkeit von Standards diesen Suchmecha-
nismus in Teilen einschränkt oder behindert, doch könne davon ausgegangen 
werden, daß in einer dynamischen Welt die Trennschicht zwischen Verbind-
lichkeit und Freiwilligkeit weiter ,Jinks" als in einer statischen Welt liege. 
(BLANKART und KNIEPS 1992c, S. 9) 

Wie aus der Darstellung der Diskussion um eine verbindliche Standardisierung 
ersichtlich wurde, gibt es keine einfache Antwort auf dieses komplexe Problem. 
Sowohl die Argumentation für eine verbindliche Standardisierung als auch ge-
gen diese sind angreifbar. Die Standpunkte unterscheiden sich letztlich weniger 
darin, Argumente und Gegenargumente zu akzeptieren, als durch eine unter-
schiedliche subjektive Bewertung der einzelnen Effekte einer verbindlichen 
Standardisierung insbesondere auf die technologische Entwicklung. Somit ist 
offensichtlich keine pauschale Lösung möglich, wohl aber eine Einzelfallent-
scheidung denkbar, bei der im Sinne BLANKARTS und KNIEPS eine hierarchische 
Standardisierung oder Verbindlicherklärung von Komiteestandards für ver-
schiedene Ebenen der zur Standardisierung anstehenden Technologie erwogen 
wird. Auch wenn der konkreten Umsetzung oder Berechnung ihres Konzeptes 
einige grundsätzliche Probleme entgegenstehen, so kann dem prinzipiellen 
Verlauf der Kurven kaum widersprochen werden. Der Wunsch nach Vielfalt 
wird tatsächlich größer werden, je höher die betrachtete Schicht liegt und vice 
versa, so daß das Konzept einer verbindlichen Standardisierung nicht per se 
verworfen werden sollte. 

5.2 Standardisierung und Wettbewerbsrecht 

Standards können den Wettbewerb in erheblichem Maße behindern und ihn 
gleichzeitig in gleichem Maße auch fördern, unabhängig davon, ob der Standard 
durch den Wettbewerb, ein Komitee oder eine Hierarchie gesetzt wird. Dort wo 
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ein Standard einen positiven Effekt auf den Wettbewerb hat, wird der Standard 
und damit auch der Standardisierungsprozeß als unproblematisch angesehen. 

Das Ergebnis einer Wettbewerbsstandardisierung kann je nach Intensität der 
Netzwerkeffekte zu einer gegebenenfalls vollständigen Dominanz einer Tech-
nologie, also zu einem technologischen Monopol, führen131 • Dadurch rücken 
Strategien von Unternehmen, die sie im Rahmen der Wettbewerbsstandardisie-
rung wählen, in den Blickpunkt der Monopolaufsicht. Aber auch Standardisie-
rungskomitees oder Rationalisierungs- bzw. Normenkartelle, wie sie im deut-
schen Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen genannt werden, werden in 
zunehmendem Maße stärker auf ihre wettbewerbsbeschränkenden Wirkungen 
hin untersucht. Beide Aspekte sollen im folgenden näher diskutiert werden.132 

5.2.1 Strategisches Verhalten bei Wettbewerbsstandardisierung 

In Industrien, in denen Netzwerkeffekte wichtig sind, besteht, wie oben gezeigt, 
die Tendenz zu einer Reduktion auf nur eine Technologie. Hat der Eigentümer 
dieser Technologie den Zugang zu dieser für andere Unternehmen geöffnet, so 
steht wohl kein Eingreifen einer Monopolaufsicht zu befürchten. Hält der Ei-
gentümer der Technologie den Zugang allerdings geschlossen, so daß er in die-
sem technischen Monopol als Monopolist agieren kann, so ist ein Eingreifen 
staatlicher Aufsichtsbehörden nicht auszuschließen. Ähnlich wie bei der Dis-
kussion um die Verbindlichkeit von Standards stehen sich auch bei der Beur-
teilung der Wettbewerbswirkungen unternehmerischen Handelns zwei konträre 
Lager gegenüber. Während die einen sich ein Eingreifen des Staates in den 
Standardisierungsprozeß in bestimmten Situationen vorstellen können, lehnen 
die anderen dies kategorisch ab. 

Bei der Beurteilung des Verhaltens von Unternehmen im Standardisierungspro-
zeß werden drei unterschiedliche Fragekomplexe angeschnitten: 

131 Vgl. Abschnitt 2.1.3.1 „Standards als natürliche Monopole". 
132 Weltweit existiert leider kein einheitliches oder standardisiertes Wettbewerbsrecht. In 

dieser Arbeit wird sowohl auf das amerikanische als auch auf das deutsche Wettbewerbs-
recht Bezug genommen. Das amerikanische Wettbewerbsrecht ist insofern von Bedeu-
tung, weil einige der bekanntesten und wichtigsten Auseinandersetzungen über wettbe-
werbsfeindliches Verhalten im Zusammenhang mit Standards und der Standardisierung in 
den Vereinigten Staaten stattgefunden haben. Eine der Besonderheiten des amerikani-
schen Rechts liegt z.B. in der „Section 2" des Sherman Acts von 1890, der „monopoliza-
tion and conspiracies and attempts to monopolize" verbietet. Ausführlicher z.B. bei 
POSNER 1976, s. 23-35 und TuRNER 1976. 
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1. Hat sich die dominierende Technologie aufgrund wettbewerbsfeindlichen133 

Verhaltens durchgesetzt? 
2. Erhält die dominierende Technologie ihr Monopol durch wettbewerbsfeindli-

ches Verhalten? 
3. Kann und darf das technologische Monopol auf Märkte für Komplementär-

güter ausgedehnt werden? 

Hat sich die dominierende Technologie aufgrund wettbewerbsfeindlichen 
Verhaltens durchgesetzt? 
Diese erste Fragestellung ist dabei vergleichsweise unbedeutend. Aus wettbe-
werbsrechtlicher Sicht ist zu fragen, ob das Unternehmen, dem die erfolgreiche 
Technologie gehört, im Rahmen des Standardisierungsprozesses gegen Gesetze 
verstoßen hat. Dies ist insbesondere in den Vereinigten Staaten eine problemati-
sche Angelegenheit, da dort eben auch schon Monopolisierungsversuche als 
Verstoß gegen den Sherman Act gewertet werden (können). Bei Industrien, die 
zu Gleichgewichten mit nur einer verbleibenden Technologie neigen, sind die 
Probleme für das erfolgreiche Unternehmen offensichtlich. 134 

Natürlich versuchen alle Unternehmen, ihre jeweiligen Technologien zu fördern 
und zu unterstützen, damit sie sich als Wettbewerbsstandard durchsetzen. Der 
Erfolg kann von der besseren Technologie, einer besseren Preisstrategie, einer 
besseren Marketingstrategie oder einfach von Zufällen abhängen. Hat sich z.B. 
tatsächlich die bessere Technologie durchgesetzt, so wäre es kontraproduktiv, 
den erfolgreichen Innovator dafür zu bestrafen, daß er eine überlegene Tech-
nologie entwickelt und im Wettbewerb gegen andere durchgesetzt hat. 

Aus diesem Grund finden wettbewerbsrechtliche Untersuchungen von Wettbe-
werbsstandardisierungen, in denen mehrere Technologien zum gleichen Zeit-
punkt auf den Markt kommen, kaum statt. 135 

133 Die Positivdefinition eines wettbewerbsfeindlichen Verhaltens ist kaum möglich; als ge-
nerell nicht wettbewerbsfeindlich werden hingegen die folgenden Verhaltensweisen von 
Unternehmen bewertet: eine höhere Ausbringungsmenge, Innovationen, verbesserte Pro-
duktqualität, Marktdurchdringung, erfolgreiche Forschung und Entwicklung, kostenredu-
zierende Innovationen u.a. (US DEPARTMENT OF JusTICE ANTITRUST DNISION, 1995). 

134 Ähnlich äußert sich auch ARR.ow: ,,But notice that most of the steps in the dynamic proc-
ess leading to monopoly or imperfect competition are steps in which the growth of the 
monopoly arises by offering a cheaper or superior product. [ ... ], the process is entirely 
natural in the market." (ARRow, 1995) 

135 Es wird auch immer wieder betont, daß die „Antitrust Division" nicht der Meinung sei, 
daß die Monopolstellung Microsofts auf der Betriebssystemebene durch wettbewerbs-
feindliches Verhalten entstanden sei. Vielmehr sei es ein für Microsoft glücklicher Um-
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Erhält die dominierende Technologie ihr Monopol durch wettbewerbs-
feindliches Verhalten? 
Deutlich mehr Beachtung hat dagegen das Verhalten von Unternehmen gefun-
den, die sich in einer gesicherten Position befinden und im Besitz der Techno-
logie eines Wettbewerbsstandards waren oder sind. Diese Unternehmen werden 
nun alles versuchen, um die Dominanz ihres Standards zu verteidigen. Ein sol-
ches Verhalten wird z.B. von der ,,Antitrust Division" des „US Department of 
Justice" mit kritischen Augen verfolgt. (SHAPIRO 1996, S. 15) 

Zur Verteidigung ihrer Position stehen den etablierten Unternehmen eine Reihe 
von Strategien zur Verfügung, wie z.B. ,,räuberische Preissetzung"136, Produkt-
vorankündigungen137, Verunsicherung der potentiellen Kunden im Hinblick auf 
Kompatibilitätseigenschaften des Konkurrenten zum existierenden Wettbe-
werbsstandard, die Betonung von Schwierigkeiten bei der Umstellung auf die 
neue Technologie, das Zurückhalten von technischen Informationen, die not-
wendig sind, um Kompatibilität herstellen zu können, ein häufiger Wechsel von 
Schnittstellen bis hin zur Androhung und Einreichung von Klagen wegen des 
Verstoßes gegen gewerbliche Schutzrechte138 . (SHAPIRO 1996, S. 2f) 

Ein Großteil dieser Strategien ist allerdings nicht per se wettbewerbsfeindlich. 
So können Produktvorankündigungen dazu dienen, die Anbieter von Komple-
mentärprodukten über das eigene neue Produkt zu informieren, damit diese 
dann kompatible Komplementärgüter entwickeln und anbieten können. Sie 
können auch die Konsumenten darüber informieren, daß ein neues Produkt auf 
den Markt kommt, und sie somit davon abhalten, in eine veraltete Technologie 
zu investieren. (US DEPARTMENT OF JUSTICE ANTITRUST DIVISION, 1995) Ob 
beispielsweise eine Produktvorankündigung wettbewerbsfeindlich ist oder war, 
kann bestenfalls in einer Einzelfalluntersuchung ermittelt werden. (SHAPIRO 
1996, s. 10) 

In der Auseinandersetzung United States v. Microsoft entschied z.B. das zu-
ständige Gericht, daß Microsoft eine Reihe von Praktiken nicht mehr anwenden 

stand gewesen, daß sich IBM für DOS entschied, als IBM in den PC-Markt einstieg. (US 
COURT OF APPEALS DISTRICT OF COLUMBIA, 1995) 

136 Dieser Begriff geht auf F!SHER, McGowAN und GREENW00D, in der Übersetzung durch 
CARL CHRISTIAN VON WEIZSÄCKER, 1985, S. 24 zurück. 

137 Siehe auch M0N0POLK0MMISSJ0N, 1991, S. 341. 
138 „Cornpanies that oppose standards often seek to protect their bottorn line with phalanxes 

of lawyers. In rny judgrnent, they sornetirnes find it cheaper to litigate than to irnprove 
their products." DAVIS m, 1993, S. 20. 
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dürfe, da diese den Marktzutritt und Markterfolg konkurrierender Betriebssy-
stemanbieter unfair behindern würden. Hierzu zählen: 
• die langfristige Bindung von OEM-Produzenten an Microsoft Software, 
• die Lizenzabkommen auf der Basis der verkauften Prozessoren (,,Per Proces-

sor License"), 
• die Festlegung von Mindestmengen (,,Minimum Commitments") oder auch 
• die Vergabe von Testversionen an ausgewählte Entwickler von Anwen-

dungsprogrammen (,,non-disclosure agreement"). (UNITED STATES COURT 0F 
APPEALS DISTRICT 0F C0LUMBIA, 1995a.) 

Microsoft wird vorgeworfen, daß all diese Maßnahmen nur ergriffen wurden, 
um den Vertragspartnern das Wechseln von einem Betriebssystem zu einem an-
deren zu erschweren, und somit einen Versuch darstellen, konkurrierenden Be-
triebssystemen den Marktzutritt unmöglich zu machen. 

Kann und darf das technologische Monopol auf Märkte für Komplemen-
tärgüter ausgedehnt werden? 
Besonders problematisch ist die wettbewerbsrechtliche Bewertung des Verhal-
tens von Unternehmen im Standardisierungsprozeß, wenn diese versuchen, auf 
der Grundlage einer geschützten und dominierenden Technologie nachgelagerte 
Märkte für Komplementärgüter ebenfalls zu dominieren. 

Bisher hat sich noch keine herrschende Meinung bezüglich der Beurteilung die-
ser Übertragung eines Monopols auf Komplementärgütermärkte herausgebildet. 
So wird z.B. durch BAXTER die Meinung vertreten, daß auch Monopolgewinne, 
die durch eine Übertragung auf einem Komplementärgütermarkt entstehen, zu 
den Gewinnen gehören, die dem Monopolisten aufgrund seiner technologischen 
Innovation zustehen und die benötigt werden, um ihm entsprechende Anreize 
für sein innovatives Verhalten zu geben. (FTC 1995c, S. 20) 

Es wird aber auch die gegenteilige Position vertreten, wie sie hier zusammenge-
faßt wird: 

„In their view, although it might be argued that monopoly profits 
earned in a primary market reward the dominant firm for its innova-
tion and legitimate business success, there is no basis for allowing it 
to reap monopoly profits in complementary markets as well." 

(FTC, 1996) 

Je nachdem, welcher dieser Auffassungen man zustimmt, folgen natürlich un-
terschiedliche Einschätzungen des Verhaltens von Unternehmen und damit ver-
bundene Vorstellungen über regulierende Eingriffe des Staates. 
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Hält man das Abschöpfen von Monopolgewinnen auch in Komplementärgüter-
märkten für legitim, so besteht wenig Anlaß für regulierende Maßnahmen. Steht 
man hingegen auf dem Standpunkt, daß die Monopolgewinne auf dem Primär-
gütermarkt ausreichen (müssen), um Anreize für Innovationen zu geben, so ist 
z.B. der Versuch, auch auf Komplementärmärkten eine dominante Position an-
zustreben, sehr kritisch zu betrachten. 139 

Das momentan wohl am meisten diskutierte Beispiel ist die Verbindung des 
Betriebssystems von Microsoft DOS/Windows und seit 1995 auch WIN95 mit 
komplementären Anwendungsprogrammen, wie sie z.B. im Office-Paket ge-
bündelt sind. Microsoft hat sich im Betriebssystemmarkt für Personal Computer 
eine dominante Position erarbeitet und versucht, diese bisher recht erfolgreich 
auf Anwendungsprogramme zu übertragen, indem der grundsätzliche Zugang 
zwar gewährleistet ist, Veränderungen der Schnittstellen aber nur ausgewählten 
Anwendungsprogrammherstellern in Form von Testversionen zur Verfügung 
gestellt wurden (,,independent software vendors"). (US COURT 0F APPEALS 
DISTRICT0FC0LUMBIA, 1995b)140 

5.2.2 Standardisierungskomitees und Wettbewerbsrecht 

Aber auch die Organisation der Standardisierung im Rahmen von Komitees hat 
wettbewerbsrechtliche Implikationen. So nehmen an diesen Standardisierungs-
komitees fast ausschließlich Unternehmen teil, die sich über die technischen 
Aspekte eines Produkts oder Verfahrens einigen wollen und sollen. Zwar betei-
ligen sich an dieser Form des Standardisierungsprozesses auch andere Gruppen, 
doch fehlt diesen Gruppen meist das technische Wissen, um das Verhalten der 
Unternehmensvertreter kontrollieren zu können. Der Verdacht liegt also nahe, 
daß zum einen nicht ausschließlich über technische Eigenschaften der Produkte 
verhandelt wird, sondern gegebenenfalls auch über Preise oder Mengen, und 
zum anderen die technischen Spezifikationen derart gewählt werden, daß sie 
Unternehmen, die nicht am Standardisierungskomitee teilnehmen, benachteili-
gen. 

139 Dies war wohl auch das Motiv für die ablehnende Haltung der „Antitrust Division" ge-
genüber dem beabsichtigten Kauf der Intuit Inc. durch Microsoft. Intuit ist der Anbieter 
des sehr erfolgreichen „Quicken" Programms. Durch diese vertikale Integration wollte 
Microsoft seine Dominanz im Anwendungsprogrammarkt weiter ausbauen. (Vgl. 
REBACK, CREIGHTON, Kn..LAM und NAIBANSON, 1995) 

140 Dieses Verfahren wurde Microsoft Anfang 1995 durch den UNITED STATES COURT OF 
APPEALS DISTRICTOFCOLUMBIA verboten. (s. oben) 
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In der Bundesrepublik Deutschland wird der Bereich der Kartelle durch das Ge-
setz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) geregelt und durch das Bun-
deskartellamt beaufsichtigt und überwacht. Durch § 1 GWB werden „Beschlüs-
se von Vereinigungen von Unternehmen [ .. ] unwirksam, soweit sie geeignet 
sind, die Erzeugung oder die Marktverhältnisse für den Verkehr mit Waren oder 
gewerblichen Leistungen durch Beschränkungen des Wettbewerbs zu beeinflus-
sen". Im § 5 GWB werden Normen- und Typenkartelle sowie Rationalisie-
rungskartelle explizit vom Kartellverbot des § 1 GWB ausgenommen; sie be-
dürfen allerdings der Anmeldung bei der Kartellbehörde, wobei dieser eine 
Stellungnahme eines Rationalisierungsverbandes beizufügen ist. Als Rationali-
sierungsverband gelten nach§ 5 GWB Organisationen und „Verbände, zu deren 
satzungsgemäßen Aufgabe es gehört, Normungs- und Typungsvorhaben durch-
zuführen oder zu prüfen und dabei die Lieferanten und Abnehmer, die durch die 
Vorhaben betroffen werden, in angemessener Weise zu beteiligen." Aus dieser 
Formulierung ist zu schließen, daß nicht mit der Möglichkeit gerechnet wird, 
daß Unternehmen den Standardisierungsprozeß auch im Rahmen eines Ratio-
nalisierungsverbandes zu wettbewerbsbehindernden Aktionen nutzen können 
oder daß der Rationalisierungsverband selber wettbewerbsbehindernd tätig 
wird 141 • 

Nach KlECKER (1994, S. 223f.) erstrecken sich Normen- und Typenkartelle z.B. 
auf Festlegungen bezüglich der 

• Leistung eines Aggregates, 
• Festigkeitswerte eines Teils, 
• Qualität des Vormaterials, 
• Haltbarkeit, 
• Sicherheitsstandards oder 
• Farbe. 

Ausgenommen werden danach Gütezeichen, auch wenn diese auf einer Quali-
tätsnorm basieren, Rechtsnormen (womit nicht Gesetze gemeint sind, sondern 
genormte Verträge, wie z.B. die jeweiligen Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen), Dienstleistungsnormen und Verständigungsnormen, die ,,Begriffe, Be-
zeichnungen und Zeichen" (KlECKER, 1994, S. 224) festlegen.1 42 In der Termi-

141 Diese Einschätzung von Rationalisierungsverbänden im allgemeinen und dem Deutschen 
Institut für Normung ist insofern verwunderlich, als daß das DIN einen jährlichen Umsatz 
von ca. 160 Mio DEM hat und über „Veröffentlichungen und sonstige Erlöse" 105 Mio 
DEM einnimmt (DIN 1996, S. 42). Jede andere standardsetzende Organisation stellt so-
mit für das DIN einen potentiellen Konkurrenten dar. 

142 Die von KlECKER an dieser Stelle verwendete Terminologie deutet darauf hin, daß die 
Klassifikation von Standards, wie sie vom DIN vertreten wird, auch bei der Auslegung 
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nologie der vorliegenden Arbeit ist der § 5 GWB anzuwenden auf Normungs-
und Typisierungsverfahren, die die Realisation produktionsseitiger Skalenerträ-
ge sowie die Reduktion von Transaktionskosten im Hinblick auf die Suchkosten 
der Konsumenten zum Ziel haben. 

Nicht unter die Freistellung des § 5 GWB fallen danach Normungs- und Typi-
sierungsverfahren, die die Realisation produktionsseitiger Skalenerträge auf der 
Grundlage von Kompatibilitätsstandards, die Senkung von Transaktionskosten 
über Qualitätsstandards und die Reduktion externer Effekte über Umweltstan-
dards zum Ziel haben. 

Im folgenden sollen einige Möglichkeiten aufgezeigt werden, wie Unternehmen 
bzw. Standardisierungskomitees den Wettbewerb zu ihren Gunsten beeinflussen 
können. Wie gezeigt werden wird, können auch die durch § 5 GWB erlaubten 
Normungs- und Typisierungsvorhaben durchaus als Instrument zur Behinde-
rung des Wettbewerbs bzw. der Konkurrenten mißbraucht werden. 

Qualitätsstandards als Marktzutrittsschranke 
Ist das Einhalten des Qualitätsstandards notwendige Voraussetzung für den 
Marktzutritt, sei es über eine rechtliche oder eine faktische Verbindlichkeit, und 
wird dieser Qualitätsstandard durch Unternehmen gesetzt, die diesen Standard 
schon erfüllen, so besteht die Tendenz, daß die Anforderungen eines von diesen 
Unternehmen formulierten Qualitätsstandards über den gesellschaftlichen wün-
schenswerten Anforderungen liegen (LELAND 1979). 

Umweltstandards 
Hier ist entscheidend, ob die Unternehmen, die am Standardisierungsprozeß 
teilnehmen, Schädiger oder Geschädigter sind. Sind sie Schädiger, so gibt es für 
sie keinen Grund, einen alle externen Kosten internalisierenden Umweltstan-
dard zu wählen, vielmehr werden sie einen Standard bevorzugen, bei dem sie 
ein Maximum an Kosten auf andere abwälzen können. Sind die Teilnehmer am 
Standardisierungsprozeß die Geschädigten, so werden sie tendenziell den Um-
weltstandard zu hoch ansetzen und damit eine, vom gesellschaftlichen Stand-
punkt aus gesehen, zu geringe Menge der schädigenden Tätigkeit festschreiben. 

Durch Standards die Kosten der Konkurrenten erhöhen 
Damit die Festlegung von technischen Standards durch Standardisierungsko-
mitees keine Wettbewerbswirkungen haben kann, müssen sehr restriktive Be-

des § 5 GWB eine Rolle spielt. Zur kritischen Diskussion der Klassifikation des DIN vgl. 
den Abschnitt 1.3.3.1 „Kriterien und Klassifikation nach DIN". 
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dingungen herrschen. Eine dieser Bedingungen sind homogene Kostenstruktu-
ren der Produzenten. Nur dann bleiben die jeweiligen Grenz- und Durch-
schnittskosten durch den Standardisierungsprozeß unverändert. Sind die Ko-
stenstrukturen hingegen heterogen, so kann die Teilnahme am Standardisie-
rungsprozeß und die Beeinflussung desselben dazu genutzt werden, die Kosten 
der Konkurrenten relativ stärker anzuheben als die eigenen (SALOP und 
SCHEFFMAN, 1983, S. 267). 

Darüber hinaus können durch die im Rahmen des Komitees erzielte Kompatibi-
lität der Produkte die Grenzkostenkurven derart verschoben werden, daß dar-
über geringere Mengen produziert und zu höheren Preisen verkauft werden. Es 
existieren Konstellationen, in denen die gewinnsteigernden Effekte größer sind 
als die durch die Kostensteigerungen wirksam werdenden gewinnsenkenden 
Effekte. Somit kann das Erlangen von Kompatibilität im Rahmen eines Komi-
tees eine implizite Kartellbildung zur Mengenreduktion zu Lasten der Konsu-
menten verwendet werden (KATZ und SHAPIRO, 1985b, S. 432ft). 

Konkurrenten von Informationen abschneiden 
Für viele Unternehmen ist neben der Beeinflussung des Standardisierungspro-
zesses die Beschaffung von Informationen ein Argument für ihre Teilnahme. 
Die Informationen werden um so wichtiger, je größer die Standardisierungs-
macht des Standardisierungskomitees ist, d.h., je größer der Einfluß des Komi-
teestandards auf den Rest der Branche oder Industrie ist. Schließen sich also 
einige wenige, aber wichtige Unternehmen zusammen, so daß allgemein erwar-
tet werden kann, daß der Komiteestandard, auf den sie sich einigen werden, ei-
nen Fokussierungseffekt erzeugen wird, so können diese Unternehmen ihre 
Konkurrenten deutlich dadurch schwächen, daß sie keinen Zutritt zum Komitee 
zulassen. 

Für SCHMALENSEE z.B. ist dieses Verhalten per se nicht wettbewerbsfeindlich. 
Vielmehr könne der Ausschluß von Konkurrenten von dem Standardisierungs-
komitee dazu führen, daß es zu einem Wettbewerb außerhalb des Komitees 
komme. Das oder die ausgeschlossenen Unternehmen würden also eigene 
Technologien entwickeln, um mit dem entstehenden Komiteestandard zu kon-
kurrieren. (SCHMALENSEE, 1995, S. 4) Diese Möglichkeit eines wettbewerbsför-
dernden Ausschlusses von Unternehmen aus einem Standardisierungskomitee 
kann zwar nicht ausgeschlossen werden, doch ist es verwunderlich, daß sich die 
Unternehmen, die sich schon im Standardisierungskomitee zusammengeschlos-
sen haben, diesen Wettbewerb durch den Ausschluß überhaupt erst schaffen 
sollten. Eher stünde zu erwarten, daß sie den Zutritt zulassen, um den Wettbe-
werb zu verhindern. Sie werden dies nur dann nicht tun, wenn sie überzeugt 
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sind, daß sich ihr eigener Komiteestandard durchsetzt, selbst wenn die ausge-
schlossenen Unternehmen eine eigene Konkurrenztechnologie entwickeln soll-
ten. Beruht der Ausschluß auf einer korrekten Einschätzung der Gegebenheiten, 
so ist nicht mit einer Konkurrenztechnologie zu rechnen, und der Ausschluß 
dient damit ausschließlich der Beschränkung des Wettbewerbs im Markt des 
Komiteestandards. Die Unternehmen werden den Zutritt aber nur dann zulassen, 
wenn sie die Konkurrenz bzw. eine Konkurrenztechnologie fürchten und somit 
ein Wettbewerb von Technologien tatsächlich zu erwarten wäre. Da die Unter-
nehmen aber keinen Zutritt zulassen, kann eben daraus geschlossen werden, daß 
der Ausschluß wettbewerbsbehindernd ist. 

Verwendung geschützten Wissens in Standards 
Der Problematik der Integration geschützten Wissens in Standards begegnen 
Standardisierungsorganisationen damit, daß sie von den am Standardisierungs-
prozeß beteiligten Unternehmen und Individuen eine Offenlegung der Patente 
und Urheberrechte verlangen, die den Gegenstand des Standardisierungsprozes-
ses betreffen. Sollen geschützte Technologien oder geschütztes Wissen Eingang 
in einen Komiteestandard finden, so ist dafür in vielen Fällen eine Voraberklä-
rung des Schutzrechtsinhabers über die Bereitschaft, Lizenzen zu akzeptablen 
Bedingungen (,,reasonable terms") zu vergeben, Voraussetzung. Problematisch 
an diesem Verfahren ist natürlich, daß nicht gewährleistet ist, daß die Unter-
nehmen ihre Schutzrechte vor dem Standardisierungsverfahren tatsächlich of-
fenlegen. Sie können z.B. warten, bis der Komiteestandard beschlossen ist und 
schon eine breite Anwendung in der Wirtschaft gefunden hat. In diesem Fall 
haben die Konkurrenten üblicherweise schon erhebliche Investitionen in diesen 
Standard getätigt. Offenbart nun das Unternehmen, daß Teile dieses Standards 
geschütztes Wissen darstellen, so kann es die weitere Verwendung des Stan-
dards an die Zahlung von Lizenzgebühren knüpfen und sich darüber die Inve-
stitionen der Konkurrenten bzw. die damit verbundenen ökonomischen Renten 
aneignen. 143 

Auch das Konsensprinzip, auf dem viele standardsetzende Institutionen beru-
hen, kann als Mechanismus zur Verhinderung einer nicht akzeptablen Inkorpo-
ration geschützten Wissens in Komiteestandards interpretiert werden. Danach 
kann ein Unternehmen, das sich am Standardisierungsprozeß beteiligt, die An-
nahme eines Komiteestandards so lange verhindern, bis entweder der Schutz-

143 Ein entsprechendes Verhalten der Dell Computer Corporation veranlaßte die Federal Tra-
de Commission zum Eingriff. Ein Vertreter Dells hatte in einem Standardisierungskomi-
tee (Video Electronic Standards Association VESA) über den VL-Bus angegeben, Dell 
verfüge über keine relevanten Patente. Später machte Dell dann doch Patente geltend und 
forderte von den Unternehmen Lizenzgebühren (s. SHAPIRO, 1996, S. 14). 
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rechtsinhaber Lizenzen zu akzeptablen Bedingungen vergibt oder aber ein Ko-
miteestandard ohne Verwendung dieses Wissens entwickelt wird. Somit kann 
das Konsensprinzip dazu beitragen, daß die Diffusion von Wissen kostengün-
stiger und breiter erfolgt, als bei einer „freien" Lizensierung durch das Mono-
polunternehmen. Doch hat diese Prozedur, über einen Konsens eine Entschei-
dung zu finden, einen entscheidenden Nachteil, sie kostet Zeit. In Branchen, in 
denen die Produktlebenszyklen nicht einmal mehr vier oder fünf Jahre betragen, 
ist ein Standardisierungsprozeß, der mindestens genauso lange dauert, sinnlos. 
Der Komiteestandard ist fertig, wenn er nicht mehr gebraucht wird. Dies ist ei-
ner der Gründe für die Implementierung eines neuen Standardisierungsverfah-
rens, die sogenannte Entwicklungsbegleitende Normung, die schon während der 
Produktentwicklungsphase einsetzt. Hierüber soll der Standardisierungsprozeß 
beschleunigt werden, eine Änderung der Abstimmungsprozeduren ist aber zu-
mindest in Deutschland nicht angedacht (vgl. EICHENER und VOELZKOW, 1993, 
s. 764-768). 

5.3 Gewerbliche Schutzrechte und Standards 

,Jf you find the conflicting court decisions and inconsistent legal 
rules confusing, take heart - you're not alone. The courts and lawyers 
are confused as well" 

G. GERVAISEDAVIS III, 1993, S. 19. 

In den folgenden Abschnitten wird der Stand der Diskussion über die rechtliche 
Ausgestaltung der Standardisierung dargestellt. Vorab wird darauf hingewiesen, 
daß sich bisher auch hier noch keine herrschende Meinung - weder im rechtli-
chen noch im ökonomischen Bereich - herausgebildet hat. 

Ausschlaggebend für die Konfusion sind zwei jeweils ambivalente Parameter 
der technologischen Entwicklung, zum einen die Gewährung von gewerblichen 
Schutzrechten selber. Diese Schutzrechte haben ambivalente Wirkungen, da sie 
ein Monopol gewähren, das nur geduldet wird, weil es einen Anreiz für die Pro-
duktion neuen Wissens darstellt. Da aber der Wert der meisten neugewonnenen 
Erkenntnisse oder Technologien insbesondere durch eine große Verbreitung 
entsteht, muß und wird hier ein Ausgleich zwischen der Produktion und der 
Verbreitung neuen Wissens geschaffen. Dieser Ausgleich wird durch entspre-
chende Regelungen in Gesetzen erreicht, wie sie im zweiten Abschnitt kurz 
vorgestellt werden. 
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Ein zweiter ambivalenter Parameter sind die Standards, die sowohl wettbe-
werbsfördernd als auch wettbewerbsbehindernd wirken können. Während bei 
einer Veränderung der Schutzrechte die Wirkungsrichtung eindeutig zu sein 
scheint - eine Ausdehnung des Schutzes führt zu mehr Innovationen -, ist eine 
solche Aussage für Standards nicht möglich. Im dritten Abschnitt wird aller-
dings dahingehend argumentiert, daß der Einfluß von Standards auf die Innova-
tionstätigkeit und die Effizienz größer wird. Hierfür ist nicht zuletzt die zuneh-
mende Bedeutung der Information als Produktionsfaktor und die damit einher-
gehende Bedeutung der Informationsverarbeitung von ausschlaggebender Be-
deutung. 

Davon berührt sind ebenfalls Aspekte wie das Verschmelzen von Idee und Aus-
druck, einem Konzept, das für das Urheberrecht von großer Bedeutung ist, als 
auch die zunehmende wirtschaftliche Bedeutung von Schnittstellen und die Ent-
stehung von Industrien mit einem erheblichen Potential an Netzwerkeffekten. 
Diese Tendenzen führen dazu, daß es zu den im Eingangszitat beschriebenen 
Unsicherheiten über eine adäquate Rechtsetzung und Rechtsprechung kommt. 

Um diesen Herausforderungen, vor denen die herkömmliche Betrachtung und 
Bewertung des Schutzes geistigen Eigentums steht, zu begegnen, werden ab-
schließend zwei mögliche Reformen vorgestellt bzw. entwickelt. Zum einen 
eine Änderung der Lizenzpolitik und zum anderen eine Veränderung der 
Grundlage zur Bestimmung der maximalen Schutzrechtslaufzeit. 

5.3.1 Der Dualismus zwischen der Produktion und der Verbreitung 
von Innovationen und Standards 

,,lt is good that authors should be remunerated; and the least excep-
tional way of remunerating them is by a monopoly. Yet monopoly is 
evil. For the sake of good we must submit the evil; but evil ought not 
last a day longer than is necessary for the purpose of securing the 
good." 

MACCAULAY 144, 1866 

Wie dies einleitende Zitat deutlich macht, existiert ein Dualismus zwischen der 
Produktion und der Verbreitung von Wissen im allgemeinen und technischen 

144 British House of Commons, 1866, gefunden bei ROBERT H. KOHN (FfC 1995a). 
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Inventionen oder Standards im besonderen. 145 Traditionelle Ansätze über die 
Gestaltung von Eigentumsrechten im Hinblick auf Innovationen, Information 
und Wissen, also im Hinblick auf geistiges Eigentum, stellen insbesondere dar-
auf ab, Anreize für die Erzeugung neuer Informationen und neuen Wissens zu 
geben. Innovationen als technische Manifestion neuen Wissens werden dabei 
nur dann in hinreichendem Maße produziert, wenn die bei der Entwicklung und 
Produktion entstehenden Kosten von den Innovatoren wieder erwirtschaftet 
werden können. Dies läßt sich z.B. dadurch erreichen, daß dem Innovator ein 
Monopol gewährt wird, das er für einen bestimmten, festgelegten Zeitraum aus-
beuten kann. 

Gesellschaftliche 
Grenzkosten und 
Grenznutzen 

Gesellschaftliche Grenzkosten der 
Monopolgewährung == Kosten aus 
zu geringer Verbreitung 

Gesellschaftlicher Grenznutzen der 
onopolgewährung == Nutzen aus 

zusätzlichen Innovationen 

t* Laufzeit des 
Schutzrechtes 

Abbildung 30: Optimale Laufzeit t* des Schutzrechtes geistigen Eigentums 
(Quelle: COOTER und ULEN 1986, S. 137) 

Sind die Bedingungen für eine hinreichend innovative Gesellschaft erfüllt, so 
stehen diese künstlich geschaffenen Marktzutrittsbarrieren dem allgemeinen 
Wunsch nach Verbreitung dieses neuen Wissens entgegen. Insofern wird ver-
sucht, durch eine zeitlich begrenzte Vergabe der Monopolrechte einen Kom-
promiß zwischen der Produktion und der Verbreitung neuen Wissens zu finden. 

145 Auch wenn die historischen Ursprünge für Patent- und Urheberrecht ihr Ziel nicht in ei-
ner Verbreitung von Wissen und der Entwicklung neuen Wissens, sondern in der Akqui-
sition 'ausländischen' Wissens hatten (vgl. DAVID, 1993 oder KAUFER, 1989 S. 6), so 
können die Wirkungen auf die Produktion und die Diffusion neuen Wissens nicht be-
stritten werden (s. auch WEISS und SPRING, 1992, S. 3). 
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In der einfachsten Variante läßt sich die optimale Laufzeit des Schutzrechts t* 
im Rahmen einer Marginalanalyse bestimmen. Dabei werden dem gesellschaft-
lichen Grenznutzen des Schutzrechtes die damit verbundenen gesellschaftlichen 
Grenzkosten gegenübergestellt (s. Abbildung 30). 

Die gesellschaftlichen Grenzkosten entstehen dadurch, daß der erfolgreiche In-
novator das ihm durch das Schutzrecht gewährte Monopol ausnutzen und somit 
die Produktionsmenge klein halten wird. Da der gesellschaftliche Wert dieser 
Innovation aber gerade auch in seiner Anwendung liegt, diese aber wegen des 
Monopols nur teilweise erfolgt, entgehen der Gesellschaft mögliche Wohl-
fahrtssteigerungen. Erst nach Ablauf der Schutzfrist kann das (ehemals) neue 
Wissen uneingeschränkt genutzt werden. 

Der gesellschaftliche Grenznutzen ergibt sich aus einer regeren Innovationstä-
tigkeit, wenn dem erfolgreichen Innovator die Ausbeutung seiner Innovation 
garantiert wird. Je umfangreicher die gewährten Schutzrechte sind, um so grö-
ßer ist der Anreiz, neues Wissen zu produzieren, und um so mehr Wissen wird 
letztlich auch erzeugt. Auf diesen Überlegungen zur optimalen Laufzeit bauen 
die heutigen Gesetze zum Schutz geistigen Eigentums auf. 

In den folgenden Abschnitten wird gezeigt werden, daß dieses traditionelle Ver-
fahren zur Bestimmung der Laufzeit eines Schutzrechtes oder zur Bestimmung 
der Ausdehnung dieses Schutzrechtes nicht in der Lage ist, die besonderen Er-
fordernisse von Kompatibilitätsstandards zu berücksichtigen, so daß ohne eine 
Veränderung oder Anpassung dieser Schutzrechte an die Belange von Kompati-
bilitätsstandards negative Effekte auf die Produktion und Diffusion dieser Stan-
dards erwartet werden müssen. 

5.3.2 Überblick über die rechtlichen Grundlagen 

,,Most troublesome is the protection of the input command words 
(such as Move, Copy, Print) and the court's rejection of the defen-
dant's argument that these familiar components of a screen display 
should be considered as unprotectable, de facto standard." 

STANLEY M. BESEN und LEO J. RASKIND 1991, s. 18 

Manche Standards können eigentumsrechtlich geschützt werden, für andere 
Standards existiert wiederum keinerlei Möglichkeit, Konkurrenten von der 
Verwendung des Standards auszuschließen. Nach GABEL (GABEL, 1993, S. 12) 
soll ein Standard dann geschützt werden, wenn seine Entwicklung mit Investi-
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tionen verbunden ist. Dies ist bei technischen Standards unbestrittenerweise der 
Fall. Auf den Schutz solle verzichtet werden, wenn der Standard lediglich eine 
Vereinbarung darstelle, wie z.B. bei der Standardisierung von Abmessungen. 

Zum Schutz dieser Investitionen und dem sich hieraus entwickelnden Wissen 
kann eine Reihe von Gesetzen herangezogen werden. Doch nicht jedes Gesetz 
kann als Rechtsgrundlage für den Schutz eines jeden Standards dienen. Im fol-
genden werden die für diese Untersuchung wichtigsten gesetzlichen Grundla-
gen - wie das Patentrecht, das Gebrauchsmusterrecht oder das Urheberrecht -
für den Schutz geistigen Eigentums sowie die gesetzlichen Schutzmöglichkeiten 
von Geschäftsgeheimnissen kurz charakterisiert. 

Patentrecht 
Auf das Patentrecht kann rekurriert werden, wenn aus dem neuen Wissen eine 
Erfindung resultiert. Eine Erfindung muß gern. § 1 Abs. 1 des deutschen Patent-
gesetzes (PatG) die folgenden Eigenschaften aufweisen, um Patentfähigkeit zu 
erlangen: 
• Die Erfindung muß neu sein. 146 

• Die Erfindung muß auf einer erfinderischen Tätigkeit beruhen. 
• Die Erfindung muß gewerblich anwendbar sein. 

Der hier offensichtlich zentrale Begriff der Erfindung ist allerdings im Gesetz 
nicht näher spezifiziert. Der Bundesgerichtshof hat die patentrechtlichen Anfor-
derungen an eine Erfindung wie folgt definiert: Eine Erfindung ist danach eine 

"Lehre zum planmäßigen Handeln unter Einsatz beherrschbarer Na-
turkräfte - außerhalb der menschlichen Verstandestätigkeit - zur un-
mittelbaren Herbeiführung eines kausal übersehbaren Erfolges"147 • 

Der Rekurs auf Naturkräfte beschränkt die Anwendbarkeit des Patentrechtes 
somit unmittelbar auf technische Innovationen. 

Die Vergabe eines Patentes wird in verschiedenen Staaten unterschiedlich ge-
handhabt. Während bei einigen der Zeitpunkt der Erfindung den Ausschlag gibt, 
wird in anderen Staaten der Zeitpunkt des Patentantrages zugrunde gelegt 
(KAUFER, S. 11). Den unterschiedlichen Ausgestaltungen des Patentrechtes ist 
aber gemein, daß dieses Recht für einen begrenzten Zeitraum vergeben wird. In 
einigen Staaten wird das Patent nur gegen eine i.d.R. ansteigende Gebühr er-
neuert, um für den Erfinder wertlose Erfindungen aus dem Patentpool zu entfer-

146 Eine Erfindung ist dann neu, wenn sie nicht dem „Stand der Technik" entspricht. 
147 BGH vom 27.3.1969, X ZB 15/76. 
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nen (KAUFER, S. 13) bzw. die steigenden Kosten einer zu geringen Diffusion zu 
internalisieren (KOHN, S. 21). 

Gebrauchsmuster 
Das Gebrauchsmusterrecht stellt wie das Patentrecht auf technische Innovatio-
nen ab und wird häufig auch als das ,,kleine Patent" oder „petty patent" be-
zeichnet (KAUFER, S. 12). Über das Gebrauchsmuster ist wesentlich schneller 
ein Schutz zu erlangen, der allerdings eine Höchstdauer von zehn Jahren (drei 
Jahre Laufzeit mit maximal dreimaliger Verlängerungsmöglichkeit um einmal 
weitere drei und danach zweimal zwei Jahre(§ 23 Gebrauchsmustergesetz)) hat. 
Der wesentliche Unterschied zum Patentrecht liegt darin, daß die Eintragung 
des Gebrauchsmusters ohne weitere Prüfung und damit im Gegensatz zum Pa-
tentrecht vollzogen wird. Es wird damit zu einem deutlich schneller realisierba-
ren Schutz. 

Urheberrecht 
,,Because of the uncritical and automatic nature of copyright protec-
tion, there is a substantial risk of overcompensation if copyright pro-
tection is extended to interface standards." 

Robert H. KOHN, (FfC, 1995a, S. 21) 

Das Urheberrecht konzentriert sich auf den Schutz des Ausdrucks schöpferi-
scher Leistungen, den sogenannten Werken, die in Wort, Bild oder Ton vorlie-
gen. So wird dem Schöpfer eines Werkes ein Schutzrecht für die Dauer von 70 
Jahren nach dem Tode gewährt. Durch das ,,Zweite Gesetz zur Änderung des 
Urheberrechtsgesetzes" vom 9. Juni 1993 wurde die Forderung nach einem 
Schutz von Computerprogrammen, wie sie in der europäischen Richtlinie 
91/250 erhoben wurde, auch in deutsches Recht umgesetzt. Seitdem können 
Computerprogramme über § 69 des Urheberrechtsgesetzes geschützt werden. 

Das Urheberrecht versucht zwischen dem ,,Ausdruck" und der ,Jdee" zu unter-
scheiden. So ist grundsätzlich nur der Ausdruck einer Idee schützbar, nicht aber 
die Idee selber148 • Dieses Vorgehen ist so lange unproblematisch, wie eine Idee 
durch mehr als eine Möglichkeit ausgedrückt werden kann. Dies ist sicherlich 
für eine Vielzahl von Schöpfungen - insbesondere in den Bereichen, die ur-
sprünglich Ziel des Urheberrechtes waren wie die Literatur und Musik - der 
Fall. 

148 So kann zwar die literarische Idee einer Geschichte über einen alles Unmögliche aus-
schließenden Detektiv nicht geschützt werden, wohl aber der individuelle Ausdruck die-
ser Idee durch Sir Arthur Conan Doyle's Sherlock Holmes. 
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Im Urheberrecht kann weiterhin zwischen den persönlichkeitsgebundenen und 
den nicht persönlichkeitsgebundenen Rechten unterschieden werden. Erstere 
beziehen sich z.B. auf das Recht der Namensnennung oder auf das Recht auf 
Unveränderlichkeit des Werkes. Letzere beziehen sich auf die kommerzielle 
Nutzung der Werke; diese Rechte werden deshalb auch als Verwertungsrechte 
bezeichnet. Während es z.B. keine Möglichkeit gibt, das Recht auf Namensnen-
nung zu veräußern, steht es einem Schöpfer frei, die Verwertungsrechte an sei-
nem Werk zu veräußern. 

Betriebsgeheimnisse und das Gesetz gegen unlauteren Wettbewerb 
Neben diesen direkt den Standard schützenden Gesetzen existiert ferner die 
Möglichkeit, Informationen über den Standard als Betriebs- oder Geschäfts-
oder Betriebsgeheimnisse im Sinne der §§ 17 und 18 des Gesetzes gegen un-
lauteren Wettbewerb (UWG) zu klassifizieren und damit einem Zugang durch 
die Allgemeinheit zu entziehen. In§ 20 des UWG wird sowohl der Verrat von 
Geschäftsgeheimnissen als auch das Anstiften zum Geheimnisverrat unter Stra-
fe gestellt. Als Geschäftsgeheimnisse sind dabei nicht nur ausschließlich im 
Betrieb erzeugte Informationen zu verstehen, sondern auch solche, die im Prin-
zip zwar allgemein verfügbar sind, deren Ermittlung und Sammlung allerdings 
mit Kosten verbunden sind (TAEGER, 1991, S. 6-8).149 

5.3.3 Herausforderungen der gewerblichen Schutzrechte 

In den folgenden vier Abschnitten werden die wichtigsten Tendenzen, die zu 
einer geänderten Beurteilung der gewerblichen Schutzrechte führen (können), 
kurz dargestellt. 

5.3.3.1 Verschmelzen von Idee und Ausdruck 

In Bereichen, in denen Kompatibilitätsstandards eine Rolle spielen, muß zwi-
schen einer ex ante und einer ex post Unterscheidung von Ausdruck und Idee 
differenziert werden. Vor einer Standardisierung in eine Technologie gibt es 
eine Vielzahl von Möglichkeiten und Ideen, das Problem, das dann durch die 
Technologie gelöst wird, zu lösen. Somit kann der Wettbewerb zwischen den 
Ideen ungehindert erfolgen. Es findet aber häufig eine ex post Verschmelzung 

149 Eine Darstellung unterschiedlicher Ausgestaltungen des Schutzes von Geschäfts- oder 
Betriebsgeheimnissen findet sich bei LUKES, VIEWEG und HAUCK. 
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von Ausdruck und Idee statt, d.h., es gibt nur noch eine Möglichkeit, eine Idee 
bzw. ein Problemlösungsverfahren auszudrücken. 

Diese Problematik ist insbesondere im Bereich der Computer-Software von her-
ausragender Bedeutung. Schon seit geraumer Zeit wird über die Schutzfähigkeit 
von Software im Rahmen des Urheberrechtes diskutiert (z.B. HABERSTUMPF 
1988 oder KRABER 1988). Üblicherweise wird als Rechtsgrundlage, wie jetzt 
auch in Deutschland, das Urheberrecht herangezogen150• Hat sich aber ein Soft-
wareprogramm - dies gilt in besonderem Maße für Betriebssystemsoftware - als 
Industriestandard etabliert, so müssen spätere Innovatoren Kompatibilität zu 
diesem Standard herstellen können, da sie andernfalls keinen Zugang zum in-
stallierten Bestand des Industriestandards haben (WARREN-BOULTON, BASEMAN 
und WOROCH, 1994). Damit ist die z.B. von HABERSTUMPF (HABERSTUMPF 
1988, S. 34) formulierte Annahme, daß 

„es [ .. ] folglich ohne weiteres möglich [ist], dieselbe Aufgabe mit 
denselben Ergebnissen (Verarbeitungswirkungen) durch verschiede-
ne, jeweils selbständig geschützte Programme zu lösen, weil in aller 
Regel viele Lösungswege und damit verschiedene Beschreibungen 
von Lösungswegen offenstehen." 

nicht mehr uneingeschränkt gültig. In diesen Fällen bedeutet die Vergabe eines 
Schutzrechtes nicht nur die Festschreibung der bestehenden Technologie, son-
dern sie schränkt auch die Möglichkeiten von zukünftigen Innovatoren ein, da 
sie, um abwärtskompatible, aber technologisch verbesserte Produkte produzie-
ren zu können, Zugang zu der Schnittstelle der bestehenden Technologie benö-
tigen. Da aber auch Schnittstellen durch das deutsche Urheberrecht geschützt 
werden (RAUBENHETh1ER, 1994, S. 70), wird damit nicht nur eine Marktzutritts-
schranke für ein einziges Produkt, sondern für eine Abfolge von Produkten ge-
schaffen. 

5.3.3.2 Wachsende Bedeutung von Schnittstellen 

Damit zwei Produkte kompatibel werden, müssen sie über abgestimmte Schnitt-
stellen verfügen, über die sie miteinander verbunden werden und Informationen 

150 Eine der wenigen Ausnahmen ist Belgien, wo ein eigenes Gesetz zum Schutz von Soft-
ware erlassen wurde (vgl. W ACHTER, 1995, S. 133-142), ohne daß dort allerdings von der 
Möglichkeit einer computerprogrammgerechten Regelung Gebrauch gemacht wurde. 
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austauschen können. Kompatibilitätsstandards definieren diese Schnittstellen. 151 

Um den Begriff der Schnittstelle allerdings adäquat beschreiben zu können, 
muß der Begriff des Systems näher erläutert werden. Im Rahmen dieser Arbeit 
soll ein System als etwas von Menschen Geschaffenes verstanden werden, das 
bestimmte definierte Aufgaben wahrnehmen soll, wie z.B. das Verarbeiten von 
elektrischen Impulsen mit einer sich anschließenden Ausgabe von elektrischen 
Impulsen. Wenn immer dieses System mit seiner Umgebung interagiert, so ge-
schieht dies über eine Schnittstelle zu dieser Umgebung (s. Abbildung 31). 

Schnittstellen 

Interaktion 

System I System II 

Umgebung 

Abbildung 31: Schnittstellen zwischen zwei Systemen und zwischen Sy-
stemen und ihrer Umgebung 

Ein System kann dabei als Singulärsystem existieren, d.h., es kommuniziert 
nicht mit anderen Systemen, sondern ausschließlich mit seiner Umgebung oder 
aber als Verbundsystem, das sowohl mit seiner Umgebung als auch mit minde-
stens einem anderen System über Schnittstellen kommuniziert (Beispiele hierfür 
finden sich in Abbildung 33). 

Ein Schutzrecht, wie z.B. ein Patent oder Urheberrecht, kann sich entweder auf 
das System allein, auf eine oder mehrere Schnittstellen oder aber auf die Summe 
beider, d.h. sowohl auf das System wie auch auf die Schnittstellen beziehen. 
Gerade im Bereich der Kompatibilitätsstandards muß zwischen dem System und 
der Schnittstelle differenziert werden. 

151 Dieser Zusammenhang wird auch von der Monopolkommission in ihrem Hauptgutachten 
1990/1991 bezogen. (MONOPOLKOMMISSION 1991, s. 334) 
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Fallbeispiel 8: ,,War of the words" 

Zu welchen absonderlichen Urteilen eine enge Auslegung des Urheberrechts 
führen kann, mögen die folgenden Beispiele aus den Vereinigten Staaten illu-
strieren. 
Lotus vs. Borland 
Lotus konnte ein Gericht davon überzeugen, daß die Verwendung der Befehls-
struktur von Lotus durch Borland einschließlich der Befehle ,,Print", ,,Quit" und 
,,File" ein Verstoß gegen das Urheberrecht sei. Ebenso wurde Lotus das Urhe-
berrecht an der Verwendung des,,@" als Beginn für eine Formel zugesprochen. 
Immerhin stufte das Gericht den Aufbau der Tabelle in Spalten und Zeilen und 
die damit verbundene Durchnumerierung und Durchbuchstabierung als nicht 
urheberrechtlich schützbar ein. 152 

Apple vs. Microsoft 
Apple beanspruchte für sich das Urheberrecht an sich überschneidenden Fen-
stern und die Verwendung von Symbolen anstelle von Befehlen. Apple konnte 
sich allerdings nicht vor Gericht durchsetzen. 
Autoskill vs. NESS 
In dieser Auseinandersetzung zweier Lernprogramme für leseschwache Kinder 
versuchte Autoskill, sich die Struktur seines Programmes schützen zu lassen. 
Diese bestand in der Abfolge von „Test des Schülers", ,,Analyse der Testergeb-
nisse", ,,Vermitteln von Wissen" und „Erneuter Test". Das Gericht befand, daß 
diese Struktur mittels Urheberrecht schützbar sei. Das Gericht entschied eben-
falls, daß die Verwendung der Zahlen „l, 2, 3" für die Auswahl einer Antwort 
aus mehreren Alternativen und das damit verbundene Drücken der Tasten einer 
Tastatur unter das Urheberrecht fällt. Dies bedeutete das wirtschaftliche Ende 
für den zweiten Anbieter. 
Computermax vs. UCR 
Hier setzten sich zwei Anbieter von Anwendungsprogrammen (für Adressen, 
Namen und Sachnummern) auseinander. Das Gericht entschied, daß die Daten-
struktur des Konkurrenten der des Klägers gleicht und somit ein Verstoß gegen 
das Urheberrecht vorliegt. Das Problem war nur, daß beide auf der gleichen 
Hardware aufsetzten, die eine ganz bestimmte Datenstruktur erforderte.153 

152 Das eigentlich Erstaunliche hieran ist, daß Lotus tatsächlich auch diese „Eigenschaften" 
schützen lassen wollte. 

153 In den Vereinigten Staaten wurden die Gerichte in den letzten Jahren von Softwareprodu-
zenten mit einer Vielzahl von Prozessen über Urheberrechtsverletzungen durch andere 
Softwarehersteller konfrontiert. Im folgenden werden einige der zum Teil ungewöhnli-
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Die Bedeutung von Schnittstellen wird zusätzlich durch eine Veränderung der 
Innovationsstruktur in wichtigen Branchen verstärkt. Danach verlieren Innova-
tionen den Charakter des bisher „Ungedachten" und reduzieren sich auf die 
• Neukombination existierender Systeme [Abbildung 32 (a)], 
• Verwendung aller existierenden Systeme eines Metasystems unter Hinzufü-

gung eines neuen Systems [Abbildung 32 (b)], 
• Verbesserung eines der existierenden Systeme unter Beibehaltung des Me-

tasystems [Abbildung 32 (c)] oder die 
• vollständige Neuschaffung aller Komponenten [Abbildung 32 (d)]. 

i i 
AD AB 

Ausgangssystem: 

AB 
CD 

1 
i 

AB 
+ 
KL 

CB 

Neukombination 

CDE 

Hinzufügende 

FD 

Partielle 

MN 
Innovation 

oder ergänzende oder ersetzende 
Innovation Innovation 

(a) (b) (c) (d) 

Abbildung 32: Innovationsarten 154 

chen Urteile aufgelistet. Auch wenn etliche der Urteile von höheren Instanzen aufgehoben 
wurden, so ist die große Unsicherheit nicht zu übersehen, die sowohl bei Gerichten und 
Anwälten als auch bei Ökonomen herrscht. Nach amerikanischem Recht muß bei einem 
Verstoß gegen das Urheberrecht nachgewiesen werden, daß ein Programm direkt kopiert 
wurde oder daß der Beklagte Zugang zu dem Programm hatte und das Konkurrenzpro-
dukt „wesentliche Ähnlichkeiten" (,,substantially similar") aufweist (DAVIS III, 1993, S. 
22). Die Fälle sind sämtlich DA vrs III, 1993 entnommen. 

154 Abbildung nach FORAY (1994, S. 128). Ähnlich auch JORDE und TEECE, 1991, S. 78: ,,In 
short, much innovation today is likely to require lateral and horizontal linkages as weil as 
vertical ones."; JORDE und TEECE beziehen sich in ihrer Argumentation zwar auf die kar-
tellrechtliche Problematik von Unternehmenszusammenschlüssen, doch sind die Ursa-
chen für ihre Argumentation - die veränderten Innovationsstrukturen - dieselben. So baut 
z.B. die Vielzahl der Innovationen in der Informationstechnologie auf bestehenden Tech-
nologien auf. (V ARNEY 1995) 
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Jede dieser Innovationsarten ist auf die Kompatibilität der Systemkomponenten 
angewiesen.155 So müssen bei einer vollständigen Neukombination von System-
komponenten alle Schnittstellen einheitlich definiert sein. Bei einer hinzufü-
genden Innovation muß mindestens die Schnittstelle zwischen der alten und der 
neuen Systemkomponente eindeutig definiert sein, und bei einer partiellen In-
novation müssen alle Schnittstellen zu der erneuerten Komponente erhalten 
bleiben. Um also Innovationen, wie die in Abbildung 32 (a) - (c) dargestellten, 
im Rahmen eines innovativen Wettbewerbs stattfinden zu lassen, muß der Zu-
gang zu den Schnittstellen allen potentiellen Innovatoren offenstehen. Somit 
gewinnt im Liebte dieser neuen Tendenzen von Innovationen die Diffusion von 
Schnittstelleninformationen zusätzliche Bedeutung. 

Als erstes werden nun Schutzrechte für ein Singulärsystem betrachtet, wie es in 
Abbildung 33 beispielhaft dargestellt ist. Dabei kann es sich z.B. um eine Ma-
schine handeln, die nach den individuellen Wünschen eines Kunden gefertigt 
wurde. Diese Maschine interagiert ausschließlich mit den Mitarbeitern des Un-
ternehmens. Die Konstruktion und Produktion dieser spezifischen Maschine 
führe zu neuem Wissen, das über eines der angesprochenen Gesetze geschützt 
werden kann. Die Vergabe dieses Schutzrechts an das entwickelnde Maschi-
nenbauunternehmen gibt diesem die Verfügungsrechte über die technische 
Fortentwicklung der Maschine bzw. der dieser Maschine innewohnenden tech-
nischen Lösungen. Der Anwender der Maschine darf dann keine Fortentwick-
lung durchführen, da er auf einer geschützten Technologie aufbauen müßte. 
Diese Konstellation ist durch die Existenz zweier Parteien, die sich noch dazu 
kostenlos identifizieren lassen, und sehr geringe Transaktionskosten geprägt. 
Damit kann durch die Vergabe des Schutzrechts an eines der beiden Unterneh-
men die Grundlage für eine Vertragslösung im Sinne COASE's gelegt werden 
(COASE, 1960). Um eine effiziente Verhandlungslösung zu gewährleisten, be-
darf es nach COASE klar definierter Eigentumsrechte sowie der Abwesenheit 
von Transaktionskosten. Beide Bedingungen sind bei Singulärsystemen und der 
Vergabe von Schutzrechten für geistiges Eigentum am Singulärsystem erfüllt, 
so daß kein Bedarf für Veränderungen vorhanden ist. Die Vergabe des Eigen-
tumsrechts hat ausschließlich eine verteilungspolitische Wirkung. 156 

155 Modeme Großsysteme sind gar nicht mehr möglich, wenn keine Kompatibilität mehr 
gewährleistet ist; somit stellen Kompatibilitätsstandards die Voraussetzung für solche 
Großsysteme dar. (FLECK, 1995, S. 43) 

156 Prinzipiell ist es denkbar, daß Singulärsysteme existieren, die bis auf ihre Umgebung 
identisch sind. Je mehr Personen oder Organisationen dieses Singulärsystem nutzen, um so 
größer werden die Transaktionskosten, wenn über die optimale Vergabe des Schutzrechts 
verhandelt wird. Insofern kann für derartige Systeme die Vergabe an den Produzenten als 
effizient erachtet werden, da sonst die Nutzer der Singulärsysteme zuerst alle anderen Nut-
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Diese Situation ändert sich allerdings, wenn nicht mehr Singulärsysteme, son-
dern Verbundsysteme betrachtet werden. Dann ist es sinnvoll und notwendig, 
die folgenden Fälle zu unterscheiden: 

Fall 1: Schutzrecht nur für das System I 
Wird das Schutzrecht ausschließlich für das System I vergeben, so können sich 
andere Produzenten Zugang zu diesem System über Schnittstellen verschaffen, 
die entweder schon vorhanden, aber eben nicht geschützt sind, oder aber neu 
geschaffen werden. Es besteht zu jedem Zeitpunkt die Möglichkeit, für ein 
Konkurrenzunternehmen ein System 18 zu entwickeln und auf den Markt zu 
bringen. Hat System I es geschafft, sich als dominante Technologie zu etablie-
ren, so ist zwar nicht gewährleistet, daß ein neues und technologisch überlege-
nes System sich durchsetzt, es hat aber die reelle Chance auf einen Wettbewerb. 

Fall 2: Schutzrecht nur für die Schnittstelle(n) 
Solange keine Netzwerkeffekte oder andere Tendenzen zu natürlichen Mono-
polen relevant sind, ist die Vergabe eines Schutzrechts ausschließlich an der 
Schnittstelle wenig dramatisch. Sollte der Schutzrechtsinhaber entweder gar 
nicht oder zu hoch lizenzieren, müßten die Betreiber der beiden zu verbinden-
den Systeme lediglich einen neuen Kommunikationspfad mit zwei Schnittstel-
len jeweils für System I und System II entwickeln. Hat sich jedoch die Schnitt-
stelle als „Industriestandard" durchgesetzt, oder existiert keine technische 
Möglichkeit, den durch die geschützte Schnittstelle geschaffenen Kommunika-
tionspfad zu umgehen, so bietet die geschützte Schnittstelle die Möglichkeit, 
sowohl von den Anbietern oder Nutzern des Systems I wie auch des Systems II 
die ökonomischen Renten - zumindest teilweise - abzuschöpfen. 

Diese Tatsache kann innovationshindernde Auswirkungen auf beide durch die 
Schnittstelle verbundene Systeme haben, da die getätigten Investitionen nur zu 
einem Teil durch den Innovator vereinnahmt werden können und zum anderen 
Teil dem Inhaber der Schnittstelle zufließen. 

Fall 3: Schutzrecht sowohl für das System als auch für die Schnittstelle(n) 
Betrachten wir nun den Fall, in dem sowohl das System als auch die sich daraus 
ergebenden Schnittstellen von den Schutzrechten erfaßt werden. Ein Unterneh-
men habe also das System I entwickelt und dieses sowie die Schnittstellen 
schützen lassen. In einer derartigen Situation hätte das Unternehmen die Mög-
lichkeit, das Schnittstellenmonopol als Marktzutrittsschranke auf Märkten für 
komplementäre Systeme zu etablieren. Somit besteht die Gefahr einer nicht ge-

zer, insbesondere denjenigen, dem das Recht zugesprochen wurde, identifizieren müßten, 
um dann in Verhandlungen mit ihm und den anderen einzutreten. 
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rechtfertigten Ausdehnung der juristisch gewährten Marktzutrittsbarrieren für 
das System I auf andere Systeme (z.B. System 11), die über Schnittstellen mit 
System I verbunden sind. 157 

(a) (b) 

an 

a b1 

d Cu 

g 

f 
d1 

en 

Netzwerk I Netzwerk I Netzwerk II 

Abbildung 33: Beispielhafte Darstellung eines Singulärsystems (a) und ei-
nes Verbundsystems (b )158 

Handelt es sich bei diesen zwei Systemen um komplementäre Güter, d.h., beide 
Güter erzeugen zusammen einen höheren Nutzen als die Summe der einzelnen 
Güter, so kann ein gewährtes Monopol von System I auf System II dadurch 
übertragen werden, daß der Zugang zu den Schnittstellen nicht geöffnet wird 
und somit quasi ,,künstlich" Inkompatibilität erzeugt wird. Die Anwender sind 
dann nicht nur beim Kauf des Systems I gezwungen, beim Monopolisten zu 
kaufen, sondern auch beim Kauf von System II, da die Konkurrenten keine 
Kompatibilität zu System I erzeugen dürfen. 

Gerade im Zusammenhang mit Computerprogrammen gibt es eine heftig ge-
führte Diskussion um die Schützbarkeit von Schnittstellen. So verwehrte die 
,,Lotus Development Corporation" als Entwickler des Referenzprogramms der 
Tabellenkalkulation für den PC ,,Lotus 1-2-3" der ,,Borland International, Inc." 
den Zugang zur Schnittstelle des Programms. Borland wollte in seinem Konkur-
renzprodukt „Quattro" einen Importfilter für ,,Lotus 1-2-3"-Tabellen integrie-

157 Vgl. die Diskussion im vorangegangenen Abschnitt. 
158 Die Abbildung lehnt sich unmittelbar an ECONOMIDES und WHITE 1994a, S. 653 bzw. 

1994b, S. 3 an. 
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ren, um seinen Käufern die Möglichkeit zu geben, auch ,,Lotus 1-2-3"-Tabellen 
lesen und bearbeiten zu können 159• 

5.3.3.3 Netzwerkeffekte und die Laufzeit der gewerblichen Schutzrechte 

,,[ ... ] patents expire after 17 years, a period that made sense when sci-
entific knowledge doubled every 100 years, instead of today's dou-
bling every three years, if not every three months. Copyrights con-
versely, last for the life of the author plus 50 years [ ... ]. Considering 
the degree of obsolescence of most software and hardware, this is also 
too long." 

G. Gervaise DAVIS III, 1993, S. 21 

Der weiter oben beschriebene traditionelle Ansatz zur Bestimmung der optima-
len Schutzrechtslaufzeit wird durch die Eigenschaften, wie sie Kompatibilitäts-
standards aufweisen, herausgefordert. So verändern sich die gesellschaftlichen 
Grenzkosten bzw. der gesellschaftliche Grenznutzen eines Standards, wenn 
Netzwerkeffekte eine Rolle spielen. Während bisher die Produktion von neuem 
Wissen im Vordergrund dieser Schutzrechte stand, spielt nun weniger die Inno-
vation die herausragende Rolle, sondern die Diffusion des Wissens (FARRELL, 
1989). Treten keine Netzwerkeffekte auf und spielt somit auch ein installierter 
Bestand keine Rolle, so ergibt sich - nach traditionellem Ansatz - die optimale 
Schutzrechtslaufzeit bei tA (s. Abbildung 34). Hier entsprechen die gesellschaft-
lichen Grenzkosten aus einer geringen Diffusion der Innovation(en) dem gesell-
schaftlichen Grenznutzen aus zusätzlichen Investitionen. 

Existiert hingegen schon eine installierte Basis, die u.U. ein massives Interesse 
daran hat, daß ihre Investitionen in den alten Standard nicht obsolet werden, so 
reduziert sich allgemein damit der Grenznutzen von Innovationen. Die Anzahl 
derer, die diese Innovation nutzen können, ist entweder dadurch gering, daß ei-
nige Anwender keine Wechselkosten aufwenden wollen und damit auf die Nut-
zung dieser Innovation verzichten oder daß durch einen Wechsel Wechselko-
sten entstehen, die sowohl für die Individuen wie auch für die Gesellschaft 
verloren sind. Die Grenznutzenkurve verschiebt sich somit in westlicher Rich-
tung. Somit führt die Berücksichtigung der Grenznutzenseite unter Einbezie-

159 Daß die Anwender von Tabellenkalkulationsprogrammen viel Wert auf die Kompatibili-
tät ihres Programms zu „Lotus 1-2-3" legen, belegt GANDAL (1994 , S. 160-170 und 
1995, s. 599-608). 
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hung von Netzwerkeffekten zu einer Verkürzung der optimalen Schutzrechts-
laufzeit für Kompatibilitätsstandards. 

Gesellschaftlicher Grenznutzen 
Gesellschaft!. der Monopolgewährung= Nut-

Nutzen und zen aus zusätzlichen Innovatio-
gesellschaftl. nen ... 

Gesellschaftliche Grenzkosten der 
Monopolgewährung = Kosten aus 

zu geringer Verbreitung ... 

Kosten 

\ ... bei Abw senheit einer . k 
. 11 . . ... mit Netzwer e ekten 
msta 1erten as1s 

... bei Existenz einer 

installierten Basis ... ohne Netzwerkeffekte 

Laufzeit der 
Schutzrechte 

Abbildung 34: Unterschiedliche optimale Laufzeiten des Schutzrechtes gei-
stigen Eigentums im konventionellen Ansatz und bei Anwe-
senheit von Netzwerkeffekten 

Während also der gesellschaftliche Grenznutzen sinkt, steigen die gesellschaft-
lichen Grenzkosten der Diffusion eines Standards, wenn Netzwerkeffekte eine 
Rolle spielen. Für jede Laufzeit sind die Kosten mit Netzwerkeffekten größer 
als die Kosten ohne Netzwerkeffekte. Bleibt der gesellschaftliche Grenznutzen 
konstant, so reduziert sich die optimale Schutzrechtslaufzeit von tA auf t8 • Dies 
ergibt sich aus der Eigenschaft von Netzwerken, da ihr Nutzen für die Anwen-
der positiv mit der Anzahl der Netzwerkanwender verknüpft ist, d.h., die An-
wender ziehen immer ein größeres Netzwerk vor. 160 Findet eine Innovation also 

160 Besonderheiten negativer Netzwerkeffekte, wie sie z.B. bei Impfstoffen auftreten, wenn 
sich durch eine große Verbreitung zunehmend resistente Krankheitserreger entwickeln, 
sollen hier keine Berücksichtigung finden, da sie wohl eher eine Ausnahme denn eine 
Regel darstellen. Eine Untersuchung über die Auswirkungen von negativen Netzwer-
keffekten auf die Produktwahl findet sich bei RövER ( 1996, S. 14-32). 
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keine große Verbreitung, weil der Monopolist die Preise hochhält, so entsteht 
ein zu kleines Netzwerk. Mengenrestriktionen sind zwar aus der Monopoltheo-
rie hinreichend bekannt, doch in Verbindung mit Netzwerkeffekten entsteht 
nicht nur ein totes Dreieck durch die Käufer, deren Zahlungsbereitschaft zwi-
schen dem Monopolpreis und den Grenzkosten liegt und die deshalb nicht kau-
fen. Ein weiteres totes Dreieck entsteht auch durch diejenigen, die den Kauf 
zwar realisieren, die aber nicht in den Genuß eines großen Netzwerks kommen. 

In der Summe verkürzt sich somit die gesellschaftlich optimale Schutzfrist für 
Schnittstellen- oder Kompatibilitätsstandards von tA bis t0 . Damit sind dann die 
Auswirkungen sowohl auf die Grenznutzen- wie auch auf die Grenzkostenseite 
berücksichtigt. 

5.3.3.4 Diskrepanz zwischen Wertschöpfer und Wertabschöpfer 

Bisher wurde argumentiert, daß die existierenden Schutzrechte in ihrem Um-
fang und ihrer Laufzeit eingeschränkt werden müssen, wenn Kompatibilitätsef-
fekte und Verbundsysteme und damit Schnittstellen eine Rolle spielen. Im nun 
folgenden Abschnitt soll die Frage diskutiert werden, ob die traditionelle Ver-
gabepraxis von Schutzrechten an die Innovatoren bei Existenz von Netzwer-
keffekten überhaupt zu Recht erfolgt. 
Der Wert eines Systems, das durch Kompatibilitätsstandards und Netzwer-
keffekte geprägt ist, setzt sich üblicherweise aus einer netzwerkunabhängigen 
und einer netzwerkabhängigen Komponente zusammen. So setzt sich beispiels-
weise der Wert des Netzwerkes I in Abbildung 33 (a) aus der Qualität des 
Netzwerkknotens und der Anzahl der Verbindungen zum Knoten zusammen. In 
der Terminologie dieser Arbeit stellt das Netzwerk I ein Singulärsystem dar, das 
ausschließlich mit seiner Umgebung, den Netzwerkteilnehmern a-g, interagiert. 
Während die Qualität des Netzwerkknotens in den Entscheidungsbereich des 
Innovators fällt, basiert die Größe des Netzwerks auf den individuellen Ent-
scheidungen der Anwender. Der Wert eines Netzwerks wird somit um so stärker 
durch die Anwender generiert und weniger durch den technologischen Innova-
tor, je größer die netzwerkabhängige Nutzenkomponente im Vergleich zur 
netzwerkunabhängigen Nutzenkomponente ist. 161 

161 Ähnlich ist auch die Position der „Federal Trade Commission". Diese hat in der Ausein-
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andersetzung mit Dell Computer sich wie folgt geäußert: 
,,If a company misrepresents its patent rights to a standard-setting organization, 
thereby leading the organization to adopt a particular standard that may infringe 
on the company's patent rights, the company's later efforts to take advantage of 



Werden diesem Innovator auch Schutzrechte für die Schnittstellen seines Netz-
werks zu anderen Netzwerken zugesprochen, so wird ihm damit die Möglich-
keit geboten, von anderen Netzwerkbetreibern Gebühren für den Netzwerkzu-
gang zu fordern (s. Abbildung 33 (b)). Das entsprechende Unternehmen eignet 
sich damit ökonomische Renten an, die nicht von ihm, sondern von den An-
wendern geschaffen wurden. Möglicherweise kann es sogar Renten, die im 
Netzwerk II durch den Netzwerkbetreiber oder die Netzwerkanwender erzeugt 
wurden, abschöpfen. 

Auch das Argument, der Innovator müsse das Schutzrecht erhalten, weil er in 
die Entwicklung des neuen Wissens investiert habe, ist für eine Vielzahl von 
Systemen nicht uneingeschränkt haltbar. Die Nutzer dieser Systeme wenden 
zum Teil erhebliche Ressourcen auf, um die Anwendung des Systems zu erler-
nen, es u.U. im Hinblick auf individuelle Wünsche zu ergänzen, oder sie inve-
stieren in ein entsprechendes System. Diese Investitionen stellen für die An-
wender Wechselkosten dergestalt dar, daß sie verlorengehen, wenn von einem 
System auf ein anderes inkompatibles System gewechselt wird. Mit diesen 
Wechselkosten wird also ein Wechsel teurer und somit die Bindung an den In-
novator größer, die dieser dann ausnutzen kann und wird. Für Computerpro-
gramme können diese Investitionen z.B. in Form des Erlernens von Short-Keys, 
des Schreibens von Makros oder des Erlernens der allgemeinen Befehlsstruktur 
auftreten. 

5.3.4 Reformansätze 

Die Unzufriedenheit über die bestehenden rechtlichen Vorgaben führt zu viel 
Unsicherheit und auch zu einigen wenigen Reformvorschlägen. Ein Eingreifen 
in die unternehmerische Lizenzierungspolitik, wie sie an verschiedenen Stellen 
vorgeschlagen wird, soll im folgenden kurz dargestellt und diskutiert werden. 
Im Anschluß hieran wird vom Verfasser eine Änderung der Bezugsgröße für 
gewerbliche Schutzrechte vorgeschlagen. 

market power resulting from the standard, rather than from some inherent value 
of the patent, constitute a violation of Section 5." 

(zitiert nach MOORE, SMTrn und JENSEN, 1996, Hervorhebung durch den Verfasser) 
Dies ist der Fall, in dem Dell im Rahmen einer Komiteestandardisierung angegeben hatte, 
daß der Komiteestandard keine Patente der Dell berührte. Später offenbarte Dell dann, 
daß doch Patente berührt seien und Dell nun die Zahlung von Lizenzen erwarte. 
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5.3.4.1 Reformierte Lizenzierungspolitik 

Ein Ansatz, die in den vorangegangenen Abschnitten beschriebenen Probleme 
zu lösen, bezieht sich auf regulative Eingriffe in die Lizenzierungspolitik der 
Unternehmen. Dabei wird gefordert, daß ein Unternehmen, das im Besitz ge-
werblicher Schutzrechte für eine wichtige Schnittstellentechnologie ist, Lizen-
zen für diese Technologie vergeben muß. Die vorgeschlagenen Lizenzgebühren 
reichen von ,,keine Lizenzgebühren" bis hin zu einer „vernünftigen und nicht 
diskriminierenden" Lizenzierungspolitik. 

So sollte z.B. der amerikanische HDTV-Standard auch unter der Maßgabe der 
Lizenzierungspolitik der beteiligten Unternehmen ausgewählt werden. Dabei 
sollten die Unternehmen erklären, daß sie diese Lizenz 

„without compensation to applicants desiring to use the license for the 
purpose of implementing the standard or to applicants under reason-
able terms and conditions that are demonstrably free of any unfair 
discrimination" BECK 1995, S. 1 und S. 3 

vergeben werden. Das dort vorgeschlagene Verfahren bezieht ANSI in den Pro-
zeß ein, indem das lizenzgebende Unternehmen die Lizenzbedingungen bei 
ANSI einreichen und gleichzeitig die Anzahl unabhängiger Lizenznehmer an-
geben muß, die diese Bedingungen akzeptiert haben und der Auffassung sind, 
die Bedingungen seien „free of any unfair discrimination" (BECK 1995, S. 3). 

Die Notwendigkeit, an den bestehenden Strukturen des gewerblichen Rechts-
schutzes für Technologien mit signifikanten Netzwerkeffekten etwas zu ändern, 
wird noch deutlicher, wenn sie in Verbindung mit der angedachten Verbind-
lichkeit des amerikanischen HDTV-Standards gesehen wird. Sollte die dort ge-
wählte Technologie nicht frei verfügbar sein, so hätte die Verbindlichkeit der 
Technologie für digitales hochauflösendes Fernsehen einen sehr hohen Vertei-
lungscharakter, da jeder, der in diesem Bereich tätig sein will, gezwungen wäre, 
die Lizenzen zu den Monopollizenzgebühren zu erwerben, ohne daß er eine 
(auch nur theoretische) Möglichkeit zur Umgehung dieser geschützten Tech-
nologie hat. 

Nach Auffassung des Verfassers ist eine erzwungene Lizenzierung mit oder oh-
ne Verbindlichkeit der Technologie problematisch, weil es ex post die ex ante 
Anreizstrukturen verändert und somit lediglich ex ante Unsicherheit schafft. 
Innovatoren wissen somit nicht mehr, ob sie nach einem Erfolg ihrer Innovation 
das ihnen durch die gewerblichen Schutzrechte zugesprochene Monopol auch 
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tatsächlich nutzen können oder ob es zu einer erzwungenen Lizenzierung 
kommt. 

Die Implementierung einer solchen erzwungenen Lizenzierung in vielen Stan-
dardisierungskomitees ist dagegen durchaus sinnvoll, da der Wert eines Komi-
teestandards nur zu einem Teil von der Technologie, die von den gewerblichen 
Schutzrechten betroffen ist, abhängt und zum anderen Teil von der Verbreitung 
der Technologie, die im wesentlichen von den Unternehmen im Standardisie-
rungskomitee bestimmt wird. (MOORE, SMITH und JENSEN 1996, S. 3) 

Noch radikaler als von der Federal Trade Commission angestrebt, war der Ver-
such von ETSI, einen Verzicht auf Lizenzgebühren von Unternehmen, deren 
Technologie Eingang in einen Komiteestandard gefunden hat, durchzusetzen. 
Dieses Verfahren wurde allerdings von amerikanischer Seite heftig kritisiert, 
weil man der Meinung war, daß sich europäische Unternehmen so lediglich ei-
nen günstigen Weg zu amerikanischen Technologien verschaffen wollten. 
Letztlich mußte ETSI dieses Verfahren zurücknehmen und sich auf die Klausel 
,,vernünftige Bedingungen" zurückziehen. (BRANSCOMB und KAHIN, 1996, S. 
18) 

5.3.4.2 Geänderte Bemessungsgrundlage der Laufzeit gewerblicher Schutz-
rechte 

,,So in a Schumpeterian sense where really what' s important to com-
petition is new products and new innovations, standard setting is an 
early, upfront step that's necessary to kick off a new round of compe-
tition." 

TEECE (FTC 1995c, S. 33) 

Nachdem in den vorangegangenen Abschnitten die Diskussion einer Reform der 
Schutzrechte geistigen Eigentums auf der Grundlage der bisher bestehenden 
Bemessungsgrundlagen, der Laufzeit und des Umfangs erfolgte, soll in diesem 
Abschnitt ein neues Konzept, d.h. eine neuartige Bemessungsgrundlage für die 
Laufzeit des Schutzrechtes entwickelt und diskutiert werden. In den meisten 
betroffenen Branchen bedeutet ein Schutzrecht, das 10, 16 oder 18 Jahre 
läuft162, den Schutz des geistigen Eigentums für die gesamte Lebensdauer der 
zugrunde liegenden Technologie. Ein Schutzrecht auf den 486-Mikroprozessor 

162 Noch deutlicher wird die Problematik, wenn die Laufzeit des Urheberrechts von ca. 70 
Jahren betrachtet wird. 
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oder den 586-Prozessor von Intel, das länger als vier oder sechs Jahre läuft, ist 
überflüssig, da die technologische Entwicklung in vier bis sechs Jahren den 
Schutz des 586- oder 686-Mikroprozessors erfordert und ein 486-
Mikroprozessor nicht mehr zu verkaufen ist. 

Bei Gütern, die keinen Netzwerkeffekten unterliegen, sind die Produktlebens-
zyklen der einzelnen Produkte eindeutig voneinander abgegrenzt (s. Abbildung 
35 (a)). So hat eine erfolgreiche Produkteinführung zu t() bestenfalls über Re-

putationseffekte Auswirkungen auf den Erfolg der Produkteinführung zu t3. 
Auch bei Netzwerkgütern kann diese Struktur auftreten, und zwar dann, wenn 
neue Produkte zu den vorangegangenen nicht kompatibel sind, d.h. keine Ab-
wärtskompatibilität vorhanden ist. Kann ein Unternehmen allerdings Kompati-
bilität zu dem Vorgängerprodukt erzeugen, so kann es unmittelbar auf dem in-
stallierten Bestand dieses Produktes aufsetzen. Die Wachstumsraten verlaufen 
zwar genauso wie bei Gütern, bei denen keine Netzwerkeffekte eine Rolle 
spielen, d.h., auf die Einführungsphase folgen Wachstums-, Reife- und Sätti-
gungsphase, doch schließt sich an die Sättigungsphase unmittelbar die Einfüh-
rungsphase des abwärtskompatiblen Folgeproduktes an. Die Sättigungsphase 
des Vorgängerproduktes ist daraufhin i.d.R. wesentlich stärker ausgeprägt, da 
zunehmend auf das Folgeprodukt zugegriffen bzw. auf dessen Erfolg gewartet 
wird und somit ein Kannibalismuseffekt zwischen dem alten und dem neuen 
Produkt auftritt. 

Um die gleichen wettbewerbs- und damit effizienzfördernden Effekte wie bei 
„normalen" Gütern zu erreichen, muß also zu den jeweiligen Zeitpunkten t1 bis 
t3 der Marktzutritt für potentielle Konkurrenten möglich sein. Andernfalls hat 
das Unternehmen, das über die Eigentumsrechte an der Schnittstelle zum Vor-
gängerprodukt verfügt, einen Wettbewerbsvorteil163 auch für jedes Folgepro-
dukt. Während in Abbildung 35 (a) im Hinblick auf den installierten Bestand zu 
jedem Zeitpunkt t1 - t3 von einem „umstrittenen Markt" gesprochen werden 
kann, zu dem (potentielle) Konkurrenten gleichen Marktzutritt haben, ist ein 
Markt wie in Abbildung 35 (b) allein aufgrund der installierten Basis geschlos-

163 Dieses Unternehmen verfügt nicht nur über einen installierten Bestand, sondern hat wei-
terhin einen zeitlichen Vorsprung, da es die Schnittstellen des Folgeproduktes kennt und 
bei kurzen Lebenszyklen und hoher Innovationsrate mehrere Generationen im voraus pla-
nen und entwickeln kann, während dies für die Konkurrenten nicht möglich ist. Zusätz-
lich hat dieses Unternehmen den Vorteil, sich weder in der Konstruktion und Entwick-
lung noch in der Produktion umstellen zu müssen, während alle anderen Unternehmen die 
von ihnen getätigten Investitionen abschreiben können und, sofern sie im Markt verblei-
ben wollen, neu - diesmal in der Technologie des Vorgängerproduktes - aufbringen müs-
sen. 
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sen, da diese eine versunkene Investition für das entsprechende Unternehmen 
darstellen und andere Unternehmen diese Investitionen erst noch aufwenden 
müßten und somit vom Marktzutritt abgeschreckt werden. Dieser Markt ist aus-
schließlich zum Zeitpunkt to für Konkurrenten geöffnet. 

(a) 

Bestand 
Installierter1 

~IEJT~-· 
Installierter 

Bestand 

to 

to 

t1 Zeit 

(b) 

Zeit 

Abbildung 35: Wachstum des installierten Bestandes bei Gütern ohne 
Netzwerkeffekte bzw. mit Netzwerkeffekten, aber ohne Ab-
wärtskompatibilität und bei Gütern mit Netzwerkeffekten 
und Abwärtskompatibilität 

Ist es also technisch möglich, den installierten Bestand eines Produktes durch 
Abwärtskompatibilität für ein Folgeprodukt zu nutzen, so wird durch die Ver-
knüpfung der aufeinander aufbauenden Produkte mit den zeitlich ausgerichteten 
Schutzrechten geistigen Eigentums das Ziel der letzteren, innovationsfördernd 
zu wirken, verfehlt. Das entscheidende Kriterium für die Wirksamkeit dieser 
Schutzrechte ist dann nicht mehr die Zeit, sondern der installierte Bestand. So-
mit ist zu erwarten, daß eine Verknüpfung von geistigen Schutzrechten und dem 
jeweils relevanten installierten Bestand wettbewerbsfördernder ist als bei Be-
rücksichtigung ausschließlich der zeitlichen Komponente. 

Praktisch läßt sich dieses Konzept dadurch umsetzen, daß Schutzrechte ihre 
Wirkung verlieren, wenn von dem Schutzrechtsinhaber ein neues Produkt ein-
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geführt wird. In diesem Fall hat dieses Unternehmen zwar weiterhin einen zeit-
lichen Vorteil im Bereich der Forschung und Entwicklung, doch kann es dann 
andere Unternehmen nicht mehr von der installierten Basis des Vorgängerpro-
duktes ausschließen. In der Einführungsphase wird das Unternehmen also wei-
terhin Monopolgewinne realisieren, doch werden diese durch den steten 
Marktzutritt und die damit steigende Konkurrenz reduziert und nähern sich den 
Gewinnen bei vollständiger Konkurrenz an. 

Damit sollte also ein Schutzrecht spätestens in dem Augenblick seine Wirkung 
verlieren, da vom Schutzrechtsinhaber oder einer sich in seinem Besitz befindli-
chen Unternehmung ein neues Produkt - oder im Softwarebereich z.B. ein Up-
date - auf den Markt gebracht wird, das zu dem bereits im Markt befindlichen 
Produkt abwärtskompatibel ist. 164 Somit ist gewährleistet, daß die Konkurrenten 
die Chance erhalten, wieder in den Markt oder den Wettbewerb einzutreten. 

Ein Problem ergibt sich dadurch, daß Anreize für den Marktführer geschaffen 
werden, Produktinnovationen zu verzögern. Doch würde dies z.B. in der Soft-
warebranche der im Moment stattfindenden frühzeitigen Produktauslieferung 
entgegenwirken165 und somit nicht notwendigerweise wohlfahrtsmindernd wir-
ken. Aufgrund der Netzwerkeffekte und der in Verbindung mit Wechselkosten 
entstehenden installierten Bestände bestehen in allen entsprechenden Branchen 
Anreize zu einem frühzeitigen Eintritt in die Produkteinführungsphase, so daß 
die Wohlfahrtswirkungen einer entsprechenden Regelung der Schutzrechte da-
von abhängen, ob sie die negativen Auswirkungen auf die Produkteinführung 
kompensieren und wohlfahrtssteigernd wirken oder überkompensieren und da-
mit u.U. Wohlfahrtsverluste aus zu lange hinausgezögerten Produkteinführun-
gen entstehen. 

164 Ein definierendes Merkmal für ein neues Produkt bzw. ein neues Programm könnte z.B. 
eine veränderte Bedieneroberfläche oder die futegration neuer Möglichkeiten für den 
Anwender sein. 

165 Vgl. FARRELL, U.A., 1995 S. 9, Fußnote 11, wonach der Druck, möglichst frühzeitig mit 
'irgendeinem' Produkt am Markt zu sein, dazu führt, daß die Produkte zunehmend weni-
ger ausgereift sind und erst beim Benutzer ihre Fehler zu Tage treten und dann in späteren 
Versionen diese Fehler (Bugs) vermieden werden. Damit soll einem konkurrierenden 
Unternehmen, das evtl. ein schon ausgereiftes Produkt eingeführt hat, der Aufbau eines 
installierten Bestandes erschwert werden. Entsprechendes berichtet FORA Y über die 
pharmazeutische fudustrie (FORAY, 1994, S. 124). Im gleichen Zusammenhang ist die so-
genannte „Vaporware" zu sehen, also eine Produktankündigung für ein Produkt, das ent-
weder nie oder nur mit unverhältnismäßiger Verzögerung auf den Markt kommt. 
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5.4 Zusammenfassung 

Der rechtliche Rahmen der Standardisierung setzt sich offensichtlich aus mehre-
ren Komponenten zusammen, die oftmals einen komplementären oder sich ver-
stärkenden Charakter aufweisen. Die Ausgestaltung dieser Komponenten ist 
überwiegend durch Industrien geprägt, in denen Netzwerkeffekte keine Rolle 
spielten. Die zugrunde liegenden Strukturen und Gesetze gehen häufig bis ins 
19. Jahrhundert zurück. 

Das Ergebnis dieser Entwicklung kann als das Resultat eines Suchprozesses 
interpretiert werden, bei dem sich 

• ein starker und langer Schutz von geistigem Eigentum, 
• eine (überwiegend) freiwillige Standardisierung, 
• eine kartellrechtliche Ignoranz von Standardisierungskomitees und 
• eine Nichtbeachtung von Effekten auf Komplementärmärkte 

als optimale Kombination ergeben hat. 

Die Industrien, die diese Entwicklung geprägt haben, verlieren allerdings in zu-
nehmendem Maße an Bedeutung. Sie werden durch hochgradig interdependente 
Industrien abgelöst (vgl. Fallbeispiel 9), in denen Großsysteme und Verbundsy-
steme und damit das fehlerfreie Zusammenspiel von einzelnen Komponenten 
oder Teilsystemen erheblich an Bedeutung gewonnen haben. Diese Interdepen-
denz hat dabei erheblichen Einfluß auf die Ausprägung von Innovationen. Es 
stehen nicht mehr vollständige und unabhängige Innovationen im Vordergrund, 
sondern vielmehr ergänzende oder Komponenten ersetzende Innovationen. Die-
se basieren in erheblichem Maße auf bestehenden Technologien und bilden in 
Kombination mit anderen bestehenden Komponenten ein neues überlegenes 
Großsystem. 

Diese neue Struktur einer technologischen Umgebung kann ein Argument dafür 
sein, die Angemessenheit des „traditionellen" rechtlichen Rahmens für diese 
neue Umgebung in Frage zu stellen und nach einem neuen und eventuell besse-
ren Rahmen zu suchen. Wie in den vorangegangenen Abschnitten aufgezeigt 
wurde, herrscht große Unsicherheit darüber, ob überhaupt von diesem traditio-
nellen Rahmen Abstand genommen werden soll. Besondere Probleme entstehen 
wahrscheinlich allein dadurch, daß es einen Status quo gibt, von dem abzuwei-
chen besser begründet werden muß, als in ihm zu verharren. Nach Auffassung 
des Verfassers bieten die Strukturen der heutigen technologischen Innovationen 
hinreichend Grund, diesen Schritt zu wagen. 
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Fallbeispiel 9: Die Digitale Versatile Disc DVD166 

Für das angestrebte Zusammenwachsen einer Vielzahl von Medien - Computer, 
Internet, Video, Kino, TV und Musik - sind eine Vielzahl von gemeinsamen 
Standards notwendig. Einer dieser Standards muß sich auf ein geeignetes Spei-
chermedium beziehen. Die herkömmlichen CDs und CD-ROMs sind von ihrem 
Speichervolumen mit 700 Megabyte zu klein, um z.B. zweistündige Spielfilme 
in digitaler und hochauflösender Qualität zu speichern. Deshalb haben sich eine 
Reihe von führenden Unternehmen zusammengeschlossen, um eine gemeinsa-
me Technologie zu entwickeln, die den Anforderungen einer multimedialen Ge-
sellschaft genügen kann. Zu diesen Unternehmen gehören u.a. Panasonic, Sony, 
Philips, Grundig, Toshiba. Das Ergebnis der gemeinsamen Entwicklung ist die 
Digital Versatile Disc (DVD), die zum einen eine 7-12fache Speicherkapazität 
zur herkömmlichen CD oder CD-ROM besitzt (SONY 1996) und darüber hinaus 
ab der zweiten Generation auch noch beliebig häufig löschbar und bespielbar 
sein soll. 

Obwohl eine Reihe von technischen Daten sich von der CD bzw. CD-ROM 
unterscheidet (andere Wellenlänge des Lasers, zweiseitig, höhere Kapazität), 
wurde doch keine unabhängige Innovation geschaffen, sondern ein Speicher-
medium entwickelt, das Kompatibilität zu bestehenden Medien aufweist. Dies 
bezieht sich insbesondere auf die Interoperabilität mit den bestehenden Bestän-
den an CDs und CD-ROMs. Nach Meinung der beteiligten Unternehmen wäre 
wohl der Versuch, ein komplett neues System schaffen zu wollen, zum Schei-
tern verurteilt, da man nicht erwartet, daß die Konsumenten z.B. ihre Musik-
sammlung ein weiteres Mal konvertieren: erst von Vinyl zu CD und dann von 
CD zu DVD. 

Dies erklärt das Verhalten der Unternehmen, eine abwärtskompatible Techno-
logie zu entwickeln, die den installierten Bestand an CDs und CD-ROMs nicht 
obsolet macht und somit schon auf einen installierten Bestand an „Software" 
zurückgreifen kann. Innovationen erfolgen überwiegend durch die Verbesse-
rung von Komponenten, ohne damit das Gesamtsystem in Frage zu stellen. 

Doch auch der Erfolg der angestrebten multimedialen Gesellschaft beruht in 
entscheidendem Maße auf der einfachen und problemlosen Kombinierbarkeit 
einer Vielzahl von Komponenten zu einem Großsystem. Dabei spielen Kompa-
tibilitätsstandards und Schnittstellen eine immer größer werdende Rolle. 

166 Die Darstellung basiert auf DOEBERL 1996. 
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Revolutionierende Innovationen werden dadurch immer seltener werden, da sie 
sich in das Großsystem integrieren müssen. 

Eine weiterhin wachsende Bedeutung wird Ergänzungs- oder Ersetzungsinno-
vationen zukommen, für die ein adäquater rechtlicher Rahmen vorhanden sein 
muß. Der traditionelle rechtliche Rahmen ist hierzu nicht in der Lage, so daß 
Reformen unumgänglich sind. Somit stellt sich natürlich unmittelbar die Frage 
nach dem Ausmaß solcher Reformen. Aufgrund der komplementären Verknüp-
fungen zwischen den relevanten rechtlichen Regelungen erscheint es sinnvoll, 
nicht ein Gesetz losgelöst von den anderen zu reformieren oder verändern, son-
dern alle, die den rechtlichen Rahmen der Standardisierung determinieren. 

Zu den Reformen sollten gehören 

• eine merkliche Verkürzung der Laufzeit der gewerblichen Schutzrechte 
oder eine entsprechende Änderung der Berechnungsgrundlage der Lauf-
zeit, 

• eine stärkere Verbindlichkeit von Komiteestandards, 
• der unbeschränkte Zugang zu einer Schnittstelle, wenn es sich um ein 

komplementäres Produkt handelt; der Zugang sollte beschränkt werden 
können, wenn es sich um ein substitutives Produkt handelt (BRANSCOMB 

und KAHIN, 1995, S. 19), und 
• die kartellrechtliche Bewertung von Standardisierungskartellen sollte ver-

schärft werden. 

Ein großes Problem ergibt sich aus der gleichzeitigen Existenz unterschiedli-
cher Arten von Standards. Der traditionelle Rahmen fördert die Entwicklung 
und Verbreitung von Standards, die produktionsseitige steigende Skalenerträge 
bewirken, behindert aber gleichzeitig die Entwicklung und Verbreitung von 
Standards, die zu konsumseitigen steigenden Skalenerträgen führen. Auf der 
anderen Seite ist zu erwarten, daß ein reformierter rechtlicher Rahmen, der 
Standards mit dem Ziel steigender Skalenerträge im Konsum fördert, Standards 
mit dem Ziel steigender Skalenerträge in der Produktion behindert. Entweder 
muß also zwischen diesen beiden Fällen abgewogen werden, wenn nur ein 
rechtlicher Rahmen existieren soll, oder es müssen mehrere Rahmen geschaffen 
werden, die jeweils eine optimale Förderung der Standards, für die sie konzi-
piert sind, erreichen. In diesem letzten Fall muß eine Möglichkeit geschaffen 
werden zu erkennen, um was für eine Art von Standard es sich im Einzelfall 
handelt. Da Standards i.d.R. nicht als reine Formen eines Kompatibilitäts- oder 
vielfaltreduzierenden Standards auftreten, sind kontroverse Einschätzungen 
vorprogrammiert. 

215 



Das Ziel einer Reform ist es dabei nicht, erfolgreiche Innovatoren dadurch zu 
bestrafen, daß sie ihre Entwicklungskosten nicht verdienen können, sondern 
dafür zu sorgen, daß potentielle Wettbewerber die Chance zu einem Marktzu-
tritt erhalten. 
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6 Vergleichende Analyse der Standardisierungsmechanismen 

Wie im vierten Kapitel gezeigt wurde, sind die Aussagen über die Fähigkeit der 
verschiedenen Mechanismen, Koordination zu erreichen, die Geschwindigkeit 
der Standardisierung und die Chance, einer überlegenen Technologie zum Er-
folg zu verhelfen, nicht eindeutig. Während die Frage der Überlegenheit von 
Technologien - zumindest für eine Wettbewerbsstandardisierung167 - bereits an 
anderer Stelle analysiert wurde und die Frage der Geschwindigkeit von Stan-
dardisierungsprozessen eine stärker empirisch ausgerichtete Arbeit verlangt, 
soll in diesem Kapitel die Frage der Koordinationsfähigkeit von Standardisie-
rungsmechanismen im Vordergrund stehen. Hierfür werden im ersten Abschnitt 
die bedeutendsten formalen Erläuterungen, wie sie in der Literatur vorhanden 
sind, dargestellt. 

Mit Hilfe der Ausführungen des fünften Kapitels können diese formalen Dar-
stellungen der Koordinationsfähigkeit anhand ihrer impliziten oder expliziten 
Annahmen über den rechtlichen Rahmen, in dem sich jeweils die Standardisie-
rung vollzieht, charakterisiert werden. Das erste dargestellte Modell von 
FARRELL und SALONER (1986b) geht von einer freiwilligen Standardisierung, 
freiem Komiteezutritt und einer einfachen Mehrheitsregel aus. In ihren implizi-
ten Annahmen unterstellen GOERKE und HOLLER (1995), deren Modellstruktur 
unmittelbar auf der von FARRELL und SALONER aufbaut, eine verbindliche Stan-
dardisierung, innerhalb derer sie verschiedene Mehrheitsregeln und ihre Aus-
wirkungen auf die Ergebnisse des Standardisierungsprozesses untersuchen. 

Das diesen Abschnitt abschließende Modell von FARRELL und SALONER (1988) 
erweitert die Fragestellung um die explizite Modellierung des Standardisie-
rungskomitees und um einen Vergleich von Wettbewerb, Komitee und einer 
Mischung aus Wettbewerb und Komitee. Der rechtliche Rahmen, in dem sich 
dieses Modell bewegt, ist von einem prinzipiell freien Komiteezutritt, einer 
freiwilligen Standardisierung, der Irrelevanz von gewerblichen Schutzrechten 
sowie einer Konsensregel geprägt. 

Die Autoren dieser drei Modelle übersehen allerdings, daß unterschiedliche 
rechtliche Rahmenbedingungen zu einem veränderten Verhalten der am Stan-
dardisierungsprozeß Beteiligten führt. Darüber hinaus wird in diesen Modellen 
die Entscheidung in einem Standardisierungskomitee durch die Konsumenten 
oder Anwender getroffen. Dies ist ein Zustand, wie er in der Realität nur sehr 

167 Siehe hierzu die Literaturangaben in der Einleitung im Bereich „Theoretische Untersu-
chung von Standards". 
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selten anzutreffen ist. Vielmehr sind es die Produzenten, die die Arbeit in Stan-
dardisierungskomitees dominieren. Aus diesen Gründen wird im zweiten Ab-
schnitt dieses Kapitels ein eigenes Modell zur Analyse der Koordinationsfähig-
keit der verschiedenen Mechanismen entwickelt. 

Diese Modellierung beschränkt sich darauf, zwischen einer Standardisierung 
durch ein Komitee und den Wettbewerb zu unterscheiden und die Hierarchie 
nicht weiter zu berücksichtigen. Dies geschieht, weil die Hierarchie vor einem 
Informations- und einem Anreizproblem steht, wie es im vierten Kapitel ange-
sprochen wurde. Bestünden diese Probleme nicht, so wäre eine Koordination 
durch eine Hierarchie den anderen zumindest nicht unterlegen. Aufgrund dieser 
kaum zu lösenden Probleme wird im zweiten Abschnitt dieses Kapitels auf die 
weitere Berücksichtigung der Hierarchie als standardsetzender Mechanismus 
verzichtet. Die Hierarchie spielt allerdings insofern eine Rolle, als sie den 
rechtlichen Rahmen, in dem sich der Wettbewerb und das Komitee bewegen, 
bestimmen und ändern kann. 

6.1 Standardisierung durch die Anwender 

Die Modelle von FARRELL und SALONER (1986b) bzw. GOERKE und HOLLER 
(1995) werden ausführlich dargestellt, weil die Modellstrukturen die Grundlage 
für die eigene Modellierung im zweiten Abschnitt dieses Kapitels bilden. Dabei 
beruht die erste formale Darstellung von FARRELL und SALONER auf einem sehr 
einfachen spieltheoretischen Fundament. 168 Auf diesem Modell, das lediglich 
die Kooperation im Wettbewerb modelliert, bauen GOERKE und HOLLER auf, 
wenn sie Mehrheitsregeln in Standardisierungskomitees untersuchen. Diese 
beiden Autoren schließen mit der Bemerkung, daß keine eindeutigen Aussagen 
über das Verhältnis einer Standardisierung durch ein Komitee und durch den 
Wettbewerb erfolgen können. Durch eine modifizierte Darstellung des Modells 
von GOERKE und HOLLER, können allerdings Parameterbereiche identifiziert 
werden, für die doch Aussagen hinsichtlich der Über- bzw. Unterlegenheit der 
betrachteten Mechanismen möglich sind. 

Der explizite Vergleich von Komitee und Wettbewerb hinsichtlich ihrer Fähig-
keit, Koordination der Beteiligten zu erreichen, wird von FARRELL und 
SALONER (1988) gemacht. Auch dieses Modell beruht auf der Struktur ihres 
Modells von 1986. 

168 Es sei an dieser Stelle nochmals auf die Einführung in verwendete spieltheoretische Kon-
zepte im Anhang verwiesen. 
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6.1.1 Standardisierung oder Vielfalt - Das Modell von FARREU 
und SALONER 1986169 

Als Ausgangspunkt der Modellformulierungen, wie sie in der vorliegenden Ar-
beit Verwendung finden, kann das folgende Modell von FARRELL und SALONER 
angesehen werden. Sie untersuchen den Zusammenhang zwischen Vielfalt und 
Standardisierung, wenn Netzwerkeffekte eine Rolle spielen. 

Die Anwender bestehen aus zwei Gruppen, die unterschiedliche Präferenzen 
hinsichtlich der Entscheidung für eine von zwei zur Verfügung stehenden 
Technologien A und B besitzen. Die Gruppe, die die Technologie A präferiert, 
hat einen Anteil an der Anwender-Population von a, die andere Gruppe von b, 
wobei a + b = 1 ist. 

Der Netzwerkeffekt wird durch eine Funktion v = v(x), wobei x für den Anteil 
derer, die die entsprechende Technologie nutzen, steht. Entscheidet sich ein In-
dividuum für die nicht von ihm präferierte Technologie, so bringt das für ihn 
einen Nutzenverlust in Höhe von ex (ß) mit sich, wenn er zu der Gruppe gehört, 
die die Technologie A (B) vorzieht. 

B-Liebhaber 

WähltA Wählt B (q) 

A-Liebhaber Wählt A v(l), v(l)-ß v(a), v(b) 

WähltB v(a)-u, v(b)-ß v(l)-u, v(l) 

Tabelle 15: Auszahlungen für die Nutzergruppen in Abhängigkeit von der 
Technologiewahl 

Entscheiden sich alle für eine Technologie, so erhalten alle den vollen Netzwer-
keffekt von v(l). Die Gruppe, deren nicht präferierte Technologie gewählt wur-
de, hat neben dem Netzwerkeffekt noch den Nutzenverlust zu tragen. Die Aus-
zahlungen, wie sie sich für die Gruppen in diesem Spiel ergeben, sind in Tabelle 
15 dargestellt: 

169 Dieser Abschnitt gibt die wichtigsten Aspekte des Modells von FARRELL und SALONER 
von 1986 wieder. 
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Während in Tabelle 15 die Auszahlungen auf der Grundlage der Entscheidun-
gen der jeweiligen Gruppe darstellt, sollen in Tabelle 16 die Auszahlungen, wie 
sie sich für die einzelnen Individuen ergeben, aufgezeigt werden. Tabelle 16 
gibt die Auszahlungen für einen B-Liebhaber i in Abhängigkeit der Technolo-
giewahl aller anderen B-Liebhaber ohne Individuum i wieder, wenn sich die A-
Liebhaber für die Technologie A entscheiden. 

B-Liebhaber_i 

WähltA Wählt B (q) 

B-Liebhaberi Wählt A v(l)-ß, v(l)-ß v(a)-ß, v(b) 

Wählt B 0, v(l)-ß v(b), v(b) 

Tabelle 16: Auszahlungen für ein Individuum der B-Liebhaber in Abhän-
gigkeit von der Technologiewahl der anderen B-Liebhaber 

Je nach Parameterkonstellation können sich bis zu drei Gleichgewichte ergeben, 
entweder Standardisierung in eine der Technologien A bzw.Boder Vielfalt mit 
bzw. Inkompatibilität zwischen Technologie A und B. Die gemeinsame Wohl-
fahrt bei Inkompatibilität beläuft sich auf: 

W1 = a v(a) + b v(b). 

Wird hingegen Technologie A als Standard gewählt, so erhalten beide Gruppen 
zusammen eine Auszahlung von: 
W A = a v(l) + b { v(l) - ß} = v(l) - b ß und 

bei Standardisierung in B beträgt die Auszahlung: 
WB= a {v(l) - a} + b v(l) = v(l) - a a. 

Unterstellt man, daß einer der beiden Standards der anderen aus gesellschaftli-
cher Sicht überlegen ist - z.B. Technologie Ader Technologie B - und somit 
aa > bß, so lassen sich die folgenden Behauptungen aufstellen: 

Behauptung 1: Standardisierung ist nur effizient, wenn der Nutzen aus der 
Standardisierung in die überlegene Technologie größer als der 
Nutzen aus Inkompatibilität ist: 
v(l) - b ß ~ a v(a) + b v(b). 
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Behauptung 2: Standardisierung in Technologie A ist nur dann ein Gleichge-
wicht, wenn die Nutzer mit einer Präferenz für B einen Anreiz 
haben, sich entgegen ihrer eigentlichen Präferenz zu entschei-
den: 
v(l)-ß~O. 

Behauptung 3: Standardisief!Jng in Technologie Bist analog dazu nur dann ein 
Gleichgewicht, wenn gilt: 
v(l)-cx~O. 

Behauptung 4: Inkompatibilität ist dann ein Gleichgewicht, wenn keiner in den 
jeweiligen Gruppen einen Anreiz hat, von der eigentlich präfe-
rierten Technologie zu der nicht-präferierten Technologie zu 
wechseln, weil jenes ein deutlich größeres Netzwerk bietet, 
bzw. der Netzwerkeffekt deutlich größer ist: 
v(a) - ß ~ v(b) und v(b) - a ~ v(a). 

Behauptung 5: Wenn Inkompatibilität optimal ist, ist sie auch ein Gleichge-
wicht. Inkompatibilität ist dann optimal, wenn 
a v(a) + b v(b) ~ v(l) - b ß bzw. 

ß > v(l) - av(a) (b) . 
- b - v 1st, 

da Inkompatibilität gemäß Behauptung 4 dann ein Gleichge-
wicht ist, wenn ß ~ v(a) - v(b) erfüllt ist. Um sicherzustellen, 
daß die Optimalitätsbedingung erfüllt ist, wenn die Gleichge-

. h b d" rf"ll · ß ( ) < v(l) - av(a) · D" w1c ts e mgung e u t 1st: mu v a - b sem. 1es 

ist wiederum immer erfüllt, da definitionsgemäß v(I) ~ v(a) ist. 

Behauptung 6: Wenn Standardisierung in eine der beiden Technologien einzi-
ges Gleichgewicht ist, so ist es auch effizient. Damit auch die 
Nutzer mit der Präferenz für Technologie B einen Anreiz ha-
ben, anstelle von Technologie B die Technologie A zu wählen, 
muß gelten: 
v(a) - ß ~ v(b). 
Die Nutzer mit der Präferenz für Technologie A ziehen diese 
sowieso der Technologie B vor: 
v(a) ~ v(a) - ex. 
Wenn also keiner einen Anreiz besitzt, vom Gleichgewicht ab-
zuweichen, so ist dieses auch effizient. 
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Behauptung 7: Auch wenn die Standardisierung in Technologie A ein Gleich-
gewicht darstellt, so muß es nicht effizient sein. 

Da die Bedingungen für die Gültigkeit der Behauptungen 2, 3 und 4 zur glei-
chen Zeit erfüllt sein können, muß mit der Existenz dreier potentieller Gleich-
gewichte gerechnet werden, von denen aber nur eines optimal sein kann. Es 
stellt sich somit unmittelbar die Frage nach Mechanismen zur Auswahl des 
richtigen Gleichgewichtes oder zur Eliminierung von nicht wünschenswerten 
Gleichgewichten. 

6.1.2 Standardisierung durch ein Komitee - Der Beitrag von 
GOERKE und HOLLER 

Unmittelbar auf dem soeben vorgestellten Modell von FARRELL und SALONER 
aufbauend, haben GOERKE und HOLLER (GOERKE und HOLLER 1995) untersucht, 
welchen Einfluß ein Abstimmungsmechanismus auf die Existenz der Gleichge-
wichte besitzt. Dies ist darauf zurückzuführen, daß bei Farren und Saloner indi-
viduelle Rationalität die Gleichgewichte konstituierte, während bei Goerke und 
Holler zusätzlich noch kollektive Rationalität gefordert wird. 

Die Abstimmung über Standards soll danach in einem Standardisierungskomi-
tee stattfinden für das explizit die folgenden zusätzlichen Annahmen gemacht 
werden: 

• Jede Anwendergruppe (a bzw. b) stimmt geschlossen ab. Sofern die 
Abstimmung über Vertreter der Gruppen erfolgt, maximieren diese 
den Nutzen derjenigen Anwendergruppe, die sie vertreten. 

• Es sind grundsätzlich keinerlei Seitenzahlungen zwischen den Bevöl-
kerungsgruppen oder deren Vertretern möglich. 

• Das Abstimmungsspiel ist ein einmaliges Spiel. 

Des weiteren wird eine implizite Annahme über die Auswirkungen einer Ab-
stimmung innerhalb dieses Komitees gemacht: 

• Das Abstimmungsergebnis ist für alle Bevölkerungsgruppen und In-
dividuen bindend. 

Wie auch von Blankart (BLANKART 1995, S. 181) angemerkt, ist Standardisi-
erng häufig nicht verbindlich. Gerade in den westlichen Industrienationen ist 
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die Anwendung eines Komiteestandards in erster Linie freiwillig. Das von Go-
erke und Holler entwickelte Modell kann damit eher als Annäherung an die 
Standardisierung in Entwicklungsländern, in denen Standards der verschieden-
sten Bereiche durch Gesetze oder Verordnungen verbindlich werden, oder nur 
für eingeschränkte Bereiche in Industrieländern, wie z.B. Umwelt- oder Sicher-
heitsstandards, dienen. Nur handelt es sich bei diesen Standards nicht um Kom-
patibilitätsstandards und somit auch nicht um Standards, bei denen Netzwer-
keffekte von größerer Bedeutung sind. 

Das Abstimmungsspiel kann durch die Mehrheitsregel d sowie die Stimmge-
wichtung a für die Anwendergruppe A und b für die Anwendergruppe B cha-
rakterisiert werden: g = (d; a, b). 

A bzw. B ist dann eine Gewinnerkoalition, wenn a ~ d bzw. b ~ d ist, d.h. 
eine Gruppe über so viele Stimmen verfügt, daß sie den von ihr präferierten 
Standard im Komitee durchsetzen kann. Es lassen sich nun drei verschiedene 
Abstimmungsspiele in Abhängigkeit von d unterscheiden: 

1. a ~ d, d.h., die Anwendergruppe A kann die Technologie A zum ver-
bindlichen Standard machen, 

2. b ~ d d.h., die Anwendergruppe B kann die Technologie B zum ver-
bindlichen Standard machen oder 

3. a < d und b < d, d.h., keine Anwendergruppe kann allein bestimmen. 
Nur die große Koalition kann einen Standard beschließen. 

Zu 1: a ~ d 

Damit ist das Gleichgewicht bestimmt: es wird Technologie A zum Stan-
dard gewählt. Im Hinblick auf die Effizienzbetrachtung müssen im fol-
genden zwei Fälle unterschieden werden: 

• Die Anwender der Gruppe B ziehen Standard A der Vielfalt vor: 
v(l) - ß ~ v(b). Dann erzeugt die Entscheidung für die Technologie A 
als Standard auch ein gesellschaftlich wünschenswertes Ergebnis. 

• Die Anwender der Gruppe B ziehen Vielfalt der Technologie A vor: 
v(l) - ß < v(b). Der Standard A ist aber nur effizient, wenn: 
v(l) - bß ~ av(a) + bv(b) ist. 

ZU 2: b ~ d 
In diesem Fall ist garantiert, daß das Gleichgewicht mit der Technologie 
B als Standard nicht das gesellschaftlich wünschenswerte Ergebnis dar-
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stellt, denn ein Standard A wäre annahmegemäß immer besser als ein 
Standard B. Wird ein Standard B allerdings mit der Alternative der Viel-
falt verglichen, so ergeben sich erneut zwei Fälle: 
Die Anwender der Gruppe A ziehen Standard B der Vielfalt vor 
v(l) - a ~ v(a). 
Die Anwender der Gruppe A ziehen Vielfalt dem Standard B vor: 
v(l) - a < v(a). Der Standard B erzeugt dann eine höhere Wohlfahrt als 
die Vielfalt, wenn v(l) - aa ~ av(a) + bv(b) ist. 

zu 3: a < d und b < d 
In dieser Konstellation ist nach Goerke und Holler (Goerke und Holler, S. 
343) ein Standard nur über eine einstimmige Entscheidung möglich, was 
einem d = 1 entspricht. 170 Hier sind nun im weiteren vier Fälle zu unter-
scheiden: 

3a) v(l) - ß ~ v(b) und v(l) - a < v(a) 
Da für die Anwender der Gruppe A die Entscheidung für ihre präferierte 
Technologie dominant ist, ist für diesen Parameterbereich die Entschei-
dung zugunsten des Standards A für die Gruppe B die beste Antwort. 

3b) v(l) - ß ~ v(b) und v(l) - a ~ v(a) 
Hier ist es beiden Gruppen wichtig, daß überhaupt ein Standard erreicht 
wird, da die dadurch entstehenden Netzwerkeffekte die Gruppe, die für 
ihren nicht präferierten Standard gestimmt hat, für die daraus entstehen-
den Verluste kompensieren. Es kann allerdings keine sicheren Aussagen 
darüber gemacht werden, welcher der beiden Standards gewählt werden 
wird. Goerke und Holler schlagen eine asymmetrische Nash-Lösung mit 
den Auszahlungen bei Inkompatibilität als Drohpunkte vor. 

3c) v(l) - ß < v(b) und v(l) - a < v(a) 
Hier ziehen beide Gruppen die Vielfalt einem potentiellen Standard vor, 
d.h., die Verluste aufgrund der Entscheidung zugunsten der nicht präfe-
rierten Technologie können durch die Netzwerkeffekte nicht kompensiert 
werden. 

170 GOERKE und HOLLER verwenden hierfür den Begriff des Konsenses. Dieser wird aber 
gerade von Standardisierungskomitees nicht im Sinne einer Einstimmigkeit, sondern im 
Sinne einer Abwesenheit von Widerspruch interpretiert. Die Abwesenheit von Wider-
spruch durch eine der beiden Anwendergruppen ist aber nicht hinreichend, um die Mehr-
heitsregel von d durch die JA-Stimmen der anderen Gruppe zu erfüllen. Vielmehr müssen 
beide Anwendergruppen mit JA stimmen. 
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3d) v(l) - ~ < v(b) und v(l) - Cl ~ v(a) 
Die Anwender der Gruppe A ziehen einen Standard B der Vielfalt vor, 
die Anwender der Gruppe B allerdings die Vielfalt dem Standard A, so 
daß für sie die Wahl von B eine dominante Strategie darstellt. Es ergibt 
sich also ein Standard B, der besser ist als Vielfalt, aber nicht so gut wie 
ein Standard A. 

Weiterhin untersuchen Goerke und Holler, welche Mehrheitsregel eine optimale 
Lösung am ehesten gewährleisten kann. Hierfür müssen die folgenden drei Fälle 
unterschieden werden: 

• W1>WA>WB 
Das gesellschaftlich wünschenswerte Ergebnis ist die Vielfalt. Somit darf in 

diesem Fall die Mehrheitsregel d weder kleiner a noch kleiner b sein, da sonst 
die Gewinnerkoalition die von ihr präferierte Technologie zum Standard 
macht. 

• WA>WB>W1 
Standardisierung in eine der beiden Technologien ist der Vielfalt vorzuzie-
hen. Wünschenswert wäre annahmegemäß eine Standardisierung in A. Die 
Mehrheitsregel kann eines der beiden Standardisierungsgleichgewichte da-
durch erreichen, daß die Mehrheitsregel d niedriger als a oder b gesetzt wird. 
Dieses Vorgehen birgt allerdings die Gefahr, daß u.U. zwar eine Ineffizienz 
beseitigt wird, indem eine Entscheidung zugunsten der Technologie mit der 
größeren Anwendergruppe ermöglicht wird, aber andererseits eine neue Inef-
fizienz entsteht. Diese ergibt sich aus der Möglichkeit einer starken Gruppe, 
den präferierten Standard durchzusetzen, auch wenn die Verluste für die un-
terlegene Gruppe außerordentlich hoch sind. 

• WA>W1>WB 
Auch hier ist Standardisierung in A das wünschenswerte Ergebnis. Vielfalt 
wird allerdings der Standardisierung in B vorgezogen. Eine niedrig ange-
setzte Mehrheitsregel schafft hier die Möglichkeit, den gewünschten effizi-
enten Standard A durchzusetzen, schafft aber gleichzeitig die Gefahr, daß der 
schlimmste Fall - Standardisierung in B - realisiert wird. Ein großes d impli-
ziert hingegen, die mittlere Konstellation der Inkompatibilität. 

Abschließend stellen GOERKE und HOLLER fest, daß Aussagen über die Ver-
schärfung der Mehrheitsregel nicht möglich sind, da die sich hieraus ergeben-
den Wohlfahrtseffekte von den technischen Eigenschaften der beiden Techno-
logien A und B abhängen (GOERKE und HOLLER, S. 348). 

225 



6.1.3 Standardisierung durch Wettbewerb, Komitee und Hierarchie 

Betrachten wir nun im folgenden Modell, welche der drei zur Verfügung ste-
henden Standardisierungsinstitutionen am besten abschneidet, wenn vollständi-
ge Informationen über die Technologien A und B sowie über die Präferenzen 
und die Adoptionsverluste der Bevölkerungsgruppen bei einer Entscheidung 
zuungunsten der jeweils präferierten Technologie (also a bzw. ß) vorliegen. 

Die Konsumenten oder Nutzer der Technologien zeigen im Hinblick auf ihre 
Präferenzen wieder zwei Ausprägungen. Ein Bevölkerungsteil mit einem Anteil 
von „a" an der Gesamtbevölkerung (bzw. b) ziehe wieder die Technologie A 
(bzw. B) vor und erleide bei der Wahl eines Standards Beinen Präferenzverlust 
a (bzw. ß). 

Die Auszahlungsstruktur ist in Tabelle 17 festgehalten. Es können sich hier drei 
grundsätzliche Situationen ergeben: 

• Die Wahl ihrer präferierten Technologie ist für beide Anwendergruppen 
eine dominante Strategie. 

• Ddie Wahl ihrer präferierten Technologie ist für genau eine der beiden 
Anwendergruppen eine dominante Strategie. 

• Es gibt für keine der beiden Anwendergruppen eine dominante Strategie. 

B-Liebhaber 

WähltA WähltB 

WähltA v(l), v(l)-ß v(a), v(b) 
A-Liebhaber 

WähltB v(a)-a, v(b)-ß v(l)-a, v(l) 

Tabelle 17: Auszahlungen für die Nutzergruppen in Abhängigkeit von 
der Technologie- und Standardwahl 

Für die weitere Betrachtung sollen die im Modell angenommenen Eigenschaf-
ten der drei Standardisierungsinstitutionen charakterisiert werden: 

Der Markt sei gekennzeichnet durch ein einmaliges Spiel, das ohne die Mög-
lichkeit einer Kommunikation zwischen oder innerhalb der beiden Gruppen 
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stattfindet. Die beiden Technologien werden jeweils durch vollständige Wett-
bewerber angeboten, so daß hierüber keine zusätzlichen strategischen Überle-
gungen einfließen. 

Das Komitee zeichnet sich dadurch aus, daß die Entscheidung auf einem Kon-
sens oder auf Einstimmigkeit beruht. Vorerst wird nicht angenommen, daß Sei-
tenzahlungen durch die Mitgliedschaft innerhalb eines Komitees möglich wer-
den. Die Teilnahme an einem Komitee ist nicht kostenlos, sondern verursacht 
individuell fixe Kosten in Höhe von k. Die Anwender kommen nur einmal in 
dieser Zusammensetzung in einem Standardisierungskomitee zusammen, so daß 
von einem einmaligen Spiel gesprechen werden kann. 

Der staatliche Standardsetzer legt den Standard verbindlich für alle Anwender 
fest. Eine Abweichung vom Standard ist nur bei einem Verzicht auf die An-
wendung der entsprechenden Technologie möglich. Die Gruppe, deren präfe-
rierte Technologie nicht zum Standard gemacht wird, wird durch den hierarchi-
schen Standardsetzer nicht kompensiert. 

Es soll noch einmal betont werden, daß die Parameter allen beteiligten Personen 
oder Institutionen bekannt sind, es handelt sich um ein Spiel mit vollständiger 
Information. 

Fall A: Es gibt dominante Strategien für die jeweils präferierten Technolo-
gien. 

In diesem Fall gelten folgende Ungleichungen 
v(l) ~ v(a) - a und v(a) ~ v(l) - a sowie 
v(l) ~ v(b) - ß und v(b) ~ v(l) - ß. 

Wird der Wettbewerb als Standardisierungsmechanismus herangezogen, 
so existiert offensichtlich nur ein Gleichgewicht, in dem Inkompatibilität 
herrscht und die gesellschaftliche Wohlfahrt sich als: W1 = a v(a) + b 
v(b) ergibt. 

Behauptung: Es gibt dominante Gleichgewichte. die nicht effizient sind. 

Die gesellschaftliche Wohlfahrt bei einer Standardisierung in Technolo-
gie A ergibt sich als: W A = v(l) - bß. 
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Inkompatibilität ist dann vorteilhaft, wenn folgende Bedingung erfüllt 
ist: 

v(l) - av(a) - bv(b) 
v(l) - bß :5: a v(a) + b v(b) bzw. ß ~ b • 

Die Gleichgewichtsbedingung fordert v(b) ~ v(l) - ß {:::> ß ~ v(l) - v(b). 
v(l) - av(a) - bv(b) 

Ist nun v(l) - v(b) :5: b , so wird die Gleichgewichts-

bedingung zwar erfüllt, nicht aber die Effizienzbedingung. 
v(l) - av(a) - bv(b) 

v(l) - v(b) :5: b vereinfacht sich zu v(l) ~ v(a), wo-

mit die obige Behauptung gestützt wird; es gibt dominante Gleichge-
wichte, in denen Inkompatibilität zwar dominant ist, nicht aber das effi-
ziente Ergebnis darstellt. 

Abbildung 36 gibt den Sachverhalt graphisch wieder. Wie zu erkennen 
ist, existieren Kombinationen von „ß„ und von „v(b)", bei denen eine 
Standardisierung in die Technologie A gesellschaftlich wünschenswert 
ist, aber Inkompatibilität für die beteiligten Anwender ein dominantes 
Gleichgewicht darstellt (schraffierter Bereich in Abbildung 36). 

Definitionsgrenze, da v(l).:: v(b) Vb und V v(•) 

v(l) - ~ v(a) 
b b 

v(l) v(l) _ ~ v(a) v(b) 
b b 

Abbildung 36: Unzureichende Standardisierung als Gleichgewichte in 
dominanten Strategien 
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Wird als Standardisierungsmechanismus der Wettbewerb herangezogen, 
so stellt sich als Ergebnis aufgrund der Dominanz der Strategie, die präfe-
rierte Technologie zu wählen, Inkompatibilität ein. Dies muß - wie oben 
gezeigt - nicht immer die beste Lösung darstellen. Ursache hierfür ist die 
Extemalität des Netzwerkeffektes, den die Anwendergruppe mit der Prä-
ferenz für Technologie A durch ein großes Netzwerk erhielte. Gesell-
schaftlich ist dieser Effekt [V(l)-v(a)] so groß, daß damit die verbliebe-
nen Verluste der Anwendergruppe mit der Präferenz für Technologie B 
bei einer Entscheidung zuungunsten ihrer präferierten Technologie kom-
pensiert werden könnten. 

Wird anstelle des Wettbewerbs nun ein Komitee mit einer Konsensent-
scheidung zur Standardisierung herangezogen, so kommt kein Ergebnis 
zustande. Existiert die Möglichkeit eines Wettbewerbes außerhalb des 
Komitees, so ergibt sich erneut das Gleichgewicht in dominanten Strate-
gien. Ist hingegen ein Wettbewerb außerhalb des Komitees nicht zugelas-
sen, so können die Auswirkungen nur untersucht werden, wenn weitere 
Annahmen, z.B. bezüglich der Zeitpräferenzen oder der Verhandlungs-
macht der beiden Gruppen, gemacht werden. Dies soll an dieser Stelle 
nicht geschehen. 

v(l) - ~ v( a) 
b b 

v(l) 

Inkompatibilität 
wäre effizient 

Definitionsgrenze, da v(l) :2: v(b) v'b und v' v(·) 

v(l) v(l) _ ~ v(a) v(b) 
b b 

Abbildung 37: Exzeß-Standardisierung bei einer Mehrheitsregel a > d 
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Das Umfeld des Komitees wird dahingehend verändert, daß die Mehr-
heitsregel keine Einstimmigkeit mehr verlangt, sondern eine einfache 
oder qualifizierte Mehrheit zur Durchsetzung des Standards genügt, und 
daß Mechanismen existieren, die das Ergebnis des Komitees auch durch-
setzen (z.B. Gesetze o.ä.). Wird eine Mehrheitsregel d gewählt und ist a > 
b und a > d, so kann die Anwendergruppe mit der Vorliebe für die Tech-
nologie A ihre Präferenz durchsetzen. Das Gleichgewicht ist dann ein 
Standard A unabhängig vom Ausmaß des Wohlfahrtsverlustes für die B-
Liebhaber. Es kann dadurch zwar eine fehlende Standardisierung vermie-
den werden; dafür wird aber eine Exzeß-Standardisierung, wie durch 
Abbildung 37 illustriert, erzeugt (schraffierter Bereich). 

Noch schlimmer-sieht das Ergebnis aus, wenn zwar bß :5 aex, aber b > a 
ist. Dann ist wie oben angenommen zwar die Technologie A die - auf die 
Gesellschaft bezogen - bessere Technologie, als Standard wird aber die 
Technologie B implementiert, obwohl dies das schlechteste aller mögli-
chen Ergebnisse darstellt. 

Als letzte Möglichkeit verbleibt die hierarchische Standardsetzung, die 
sofern sie die Maximierung der gesellschaftlichen Wohlfahrt anstrebt, 
dies auch realisieren kann, da keinerlei Informations- oder Implementie-
rungsprobleme bestehen. Damit wird keine Effizienz im Sinne Paretos er-
zielt, da Ausgleichszahlungen explizit ausgeschlossen sind. Die Ent-
scheidung des hierarchischen Standardsetzers ist aber durch das Kaldor-
Hicks-Kriterium zu rechtfertigen. 

Fazit: Die Standardisierung über einen hierarchischen Standardsetzer er-
zeugt die größte gesellschaftliche Wohlfahrt; eine Aussage über die Über-
oder Unterlegenheit von Komitee und Wettbewerb ist nicht möglich, da 
beide Mechanismen jeweils ineffiziente Bereiche erzeugen: 
WHierarchie ~ WKomitee :5~ Wwettbewerb• 

Fall B: Es existiert eine dominante Strategie für eine der beiden Technolo-
gien. 
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v(l) ~ v(a) - ex und v(a) ~ v(l) - ex sowie 
v(l) ~ v(b) - ß und v(b) :5 v(l) - ß. 

In diesem Fall wissen die B-Liebhaber, daß die A-Liebhaber sich zugun-
sten der Technologie A entscheiden werden, unabhängig von der Ent-



scheidung der B-Liebhaber. Da diese aber einen allgemeinen Standard A 
der Inkompatibilität vorziehen v(b) $ v( 1) - ~. ist die Entscheidung für 
die Technologie A ihre beste Antwort. Als einziges Gleichgewicht ergibt 
sich ein Standard in Technologie A, das dann auch effizient ist. 

Betrachten wir die Auswirkungen eines Komitees auf die Gleichgewichte. 
Sei a ~ d, so werden die A-Liebhaber die Technologie Aals Standard im-
plementieren. Dieses Ergebnis entspricht dem des Wettbewerbes. Ist hin-
gegen b ~ d, so wird die Technologie B als Standard etabliert und somit 
wieder ein suboptimaler Standard eingerichtet. Wird hingegen ein Kon-
sens der beiden Gruppen gefordert, so ist nicht zu erkennen, warum die 
A-Liebhaber irgendwann für die Technologie B stimmen sollten, so daß 
vermutlich Technologie A als Standard das Ergebnis des Verhandlungs-
prozesses darstellt. 171 

v(l) - ~ v(a) 
b b 

v(l) 

Standardisierung in 
A ist einziges Gleich-
gewicht und effizient 

Definitionsgrenze, da v(l) ~ v(b) Vb und V v( •) 

v(l) ~- ~v(a) v(b) 
b b 

Abbildung 38: Standardisierung ist einziges Gleichgewicht und das effizi-
ente Ergebnis des Standardisierungsprozesses 

Überläßt man dem Staat die Entscheidung, so wird dieser beim Versuch, 
die gesellschaftliche Wohlfahrt zu maximieren, ebenfalls die Technologie 
A zum Standard machen. 

171 Hierbei sind allerdings implizite Annahmen über das Verhalten in Verhandlungen und die 
Zeitpräferenz vorgenommen worden. 
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Fazit: Für die hier zugrundegelegte Auszahlungsstruktur ist der Standar-
disierungsmechanismus irrelevant, d.h., jeder der drei traditionellen Me-
chanismen führt zu dem wohlfahrtsoptimalen Standard: 
WHierarchie = WKomitee = Wwettbewerb· 

Die Ergebnisse verändern sich allerdings, wenn die Entscheidung zugun-
sten der präferierten Technologie nicht mehr die dominante Strategie der 
A-Liebhaber, sondern die der B-Liebhaber darstellt: 

v(l) ~ v(a) - ex und v(a) $; v(l) - ex sowie 
v(l) ~ v(b) - ß und v(b) ~ v(l) - ß. 

Dann setzt sich im Wettbewerb die Technologie B als Standard durch. 
Dabei handelt es sich nicht um das optimale Ergebnis, da per definitio-
nem ein Standard auf der Grundlage der Technologie A eine höhere 
Wohlfahrt generiert als die Technologie B. Wird der Standard durch ein 
Komitee gesetzt und ist b ~ d oder b < d und a < d, so ergibt sich das glei-
che Resultat wie durch den Wettbewerb. Nur im Fall, daß a ~ d ist, setzt 
sich bei einer Standardisierung durch das Komitee die überlegene Tech-
nologie durch. 

Fazit: Für die hier zugrundegelegte Auszahlungsstruktur ist die hierarchi-
sche den anderen vorzuziehen. Das Komitee hat gegenüber dem Wettbe-
werb den Vorteil für alle a ~ d, die optimale Technologie als Standard 
implementieren zu können. Der Wettbewerb ergibt ausschließlich Tech-
nologie B als Standard. 

WHierarchie ~ WKomitee ~ Wwettbewerb· 

Fall C: Es existiert für keine der beiden Technologien eine dominante Stra-
tegie 
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v(l) ~ v(a) - ex und v(a) ~ v(l) - ex sowie 
v(l) ~ v(b) - ß und v(b) ~ v(l) - ß. 

In diesem Fall ziehen beide Gruppen zwar ihren Standard der Inkompati-
bilität vor, diese aber auch einem Standard auf der Grundlage der nicht 
präferierten Technologie. Für diesen Bereich existieren zwei Nash-



Gleichgewichte in reinen Strategien: Standardisierung in Technologie A 
und Standardisierung in Technologie B. 

B-Liebhaber 
(1-a) a 

WähltA Wählt B (q) 

A-Liebhaber WähltA v(l), v(l)-ß v(a), v(b) 
p 

(l-p) WähltB v(a)-a, v(b)-ß v(l)-a, v(l) 

Tabelle 18: Auszahlungen für die Nutzergruppen in Abhängigkeit 
von der Technologie- und Standardwahl 

Wenn die Standardisierung über den Wettbewerb erfolgen soll, so gibt es 
keine Möglichkeit der Kommunikation, es können also keinerlei Abspra-
chen zwischen den beiden Anwendergruppen getroffen werden. Wohl 
aber sei angenommen, daß die Anwender innerhalb der jeweiligen An-
wendergruppe kommunizieren und sich auf eine Strategie einigen kön-
nen. Dann ergibt sich ein weiteres Nash-Gleichgewicht in gemischten 
Strategien, wobei p (bzw. q) die Wahrscheinlichkeit darstellt, mit der die 
A-Liebhaber (bzw. B-Liebhaber) ihre präferierte Technologie A (bzw. B) 
wählen und entsprechend (l - p) (bzw. [1 - q]) die Wahrscheinlichkeit 
darstellt, mit der sie ihre nicht präferierte Technologie wählen. 

Die jeweiligen Wahrscheinlichkeiten sind so zu wählen, daß die andere 
Anwendergruppe gerade indifferent zwischen den beiden zur Verfügung 
stehenden Strategien ist: 

Wählen die B-Liebhaber also mit q die Technologie B und mit (1 - q) die 
Technologie A, dann sind die B-Liebhaber zwischen den beiden Tech-
nologien indifferent, wenn gilt: 
qv(a) + (1- q)v(l) = q[v(l)- a] + (1- q)[v(a)- a]. 
Löst man dies nach q auf, so ergibt sich: 
q* = [v(a) - v(l) - a] I [2v(a) - 2v(l)]. 

Analog hierzu ergibt sich die Wahrscheinlichkeit p für die A-Liebhaber 
als: 
p* = [v(b) -. v(l) - ß] / [2v(b) - v(l)]. 
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Der Wert des Spiels für die A-Liebhaber VA, also das, was sich die Spie-
ler als Erwartungswert sichern können, ergibt sich als 
VA= p(l- q)v(l) + pqv(a) + (1- p)(l - q)[v(a) - a] + (1- p)q[v(l) - a] 

. .. v(a) - v(l) - a 
oder nach dem Emsetzen und Auflosen: VA = 2 + v(l). 

v(b) - v(l) - ß 
Für die B-Liebhaber ergibt sich Vs = 2 + v(l). 

Betrachtet werden soll nun die gesellschaftliche Wohlfahrt Wweubewerb als 
Summe der beiden Spielwerte gewichtet mit dem jeweiligen Bevölke-
rungsanteil. Dann ergibt sich: 

v(l) + av(a) + bv(b) aa + bß 
Wweubewerb = a VA+ b Va = 2 - 2 · 

Das Ergebnis der Abstimmung im Komitee hängt natürlich wieder von 
der Mehrheitsregel d ab. Ist a ~ d; so wird Technologie A zum Standard 
und W Standardisierung in A = v( 1) - bß; ist b ~ d, dann wird Technologie B zum 
Standard und W Standardisierung in a = v( 1) - aa. Was aber passiert, wenn d > a 
und d > b sind? Es erscheint durchaus plausibel anzunehmen, daß die 
beiden Gruppen so häufig abstimmen, bis sie zum ersten Mal eine ge-
meinsame Entscheidung getroffen haben, bis beide Gruppen für A oder 
für B stimmen. Die Auszahlungsmatrix verändert sich nun allerdings wie 
in 

B-Liebhaber 
(1 - q) q 

WähltA WähltB 

WähltA v(l), v(l)-ß 0,0 
A-Liebhaber p 

WähltB 0,0 v(l)-cx, v(l) 
(1 - p) 

Tabelle 19: Auszahlungen für die Nutzergruppen in Abhängigkeit 
von der Technologie- und Standardwahl 

Die gemischten Strategien der Anwendergruppen müssen den folgenden 
Bedingungen genügen: 
(1 - q) v(l) + q0 = (1 - q)0 + q [v(l) - ex] und 
p [v(l) - ß] + (1 - p)0 = p0 + (1 - p) v(l). 



Hieraus ergeben sich die Nash-Gleichgewichtsstrategien: 

v(l) v(l) 
q* = 2v(l) - a. und p* = 2v(l) - ß · 

Es wird also mit der Wahrscheinlichkeit p (bzw. (1-q)) die Abstimmung 
zugunsten der Technologie A und mit (bzw. (1-p)) q zugunsten der Tech-
nologie B ausfallen. Damit ist die Wohlfahrt bei 
WstandardisierunginA/B = P (1- q) [v(l)- bß] + (1 - p) q [v(l)- aa.] 

(4v(1)2 - 2av(l)- 3ßv(l) + ßv(l)v(a)-a.ß-a.v8l)v(a)) 
WS,andardisierunginA/B = v(l) (2v(l)- a.)(2v(l)-ß) · 

Sofern d < a gewählt wird, führt eine Standardisierung über ein Komitee 
zu einer größeren Wohlfahrt als der Wettbewerb: 

W Wettbewerb s; W Standardisierung in A 

Dies ergibt sich aus: 

v(l) + av(a) + bv(b) aa. + bß 
<=> 2 - 2 s; v(l) - bß 

<=> bß- aa. s; v(l) - av(a) - bv(b) 
<=> av(a) + bv(b) - aa. s; v(l) - bß. 

Da bekannt ist, daß v(l) 2:'. av(a) + bv(b) und bß s; aa., ist die rechte Seite 
der Ungleichung größer und damit die obige Behauptung bestätigt. 

Ist hingegen d < b, so daß sich Technologie B durchsetzt, ist die Wohl-
fahrt einer Standardisierung im Komitee nur dann größer als beim Wett-
bewerb, wenn gilt: 

W Wettbewerb s; W Standardisierung in B 

v(l) + av(a) + bv(b) aa. + bß 
<=> 2 - 2 s; v(l) - aa. 

<=> av(a) + bv(b) - bß s; v(l) - aa. 
<=> aa. - bß s; v(l) - av(a) - bv(b) 

v(l) - v(b) + ß <=> a s; -------
a. + ß + v(a) - v(b) 
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A < v(l) - av(a) + av(b) - v(b) - aex 
~ t-'- 1 . a-

Ob bei einer Mehrheitsregel d < a und d < b das Komitee oder der Wett-
bewerb das bessere Ergebnis erzeugt, ist nicht zu klären, da dies z.B. vom 
Verhältnis zwischen ex bzw. ß und v(l) abhängt. 

Standardisierung im Komitee wäre dann dem Wettbewerb überlegen, 
wenn folgender Ausdruck positiv ist, also 

( 4v(1)2 - 2av(l)- 3ßv(l) + ßv(l)v(a)- aß- av8l)v(a)) 
v(l)----------------

(2v(l)- a)(2v(l)- ß) 

-( v(l)+av~)+bv(b) aa;bß) 2: O. 

Ob diese Bedingung erfüllt ist oder nicht, hängt unter anderem davon ab, 
ob ex - 2v(l) und/oder ß - 2v(l) positiv oder negativ sind. 

Somit lassen sich auch für diesen Bereich keine eindeutigen Aussagen 
darüber machen, ob ein Komitee als standardsetzende Institution oder der 
Wettbewerb herangezogen werden soll. Unbestritten ist allerdings, daß 
auch hier wieder der allwissende hierarchische Standardsetzer die beste 
Lösung darstellt: 

Wmerarchie 2': WKomitee ~2: Wwettbewerb· 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß natürlich bei vollständiger In-
formation der hierarchische Standardsetzer allen anderen Institutionen gegen-
über schwach dominant ist. Über die Über- bzw. Unterlegenheit von Komitee 
und Wettbewerb als standardsetzende Institution kann zu diesem Zeitpunkt 
noch keine Aussage getroffen werden. 

Wenn es eine dominante Strategie für die jeweils präferierte Technologie gibt, 
dann Wmerarchie 2: WKomitee~2': Wwettbewerb· Wenn nur eine der beiden Bevölke-
rungsgruppen eine dominante Strategie für die präferierte Technologie besitzt, 
dann ist Wmerarchie2': WKomitee 2: Wwettbewerb· Existiert hingegen keine dominante 
Strategie, d.h., beiden ist ein gemeinsames Netzwerk wichtiger, als der Erfolg 

der präferierten Technologie, ist wieder Wmerarchie 2: WKomitee Q Wwettbewerb· 
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6.1.4 Koordination zwischen Komitee und Wettbewerb -
Das Modell von FARRELL und SALONER 1988 

Zu den ersten, die sich auf einer spieltheoretischen Ebene mit den verschiede-
nen Mechanismen der Standardisierung auseinandersetzten, gehören F ARRELL 
und SALONER. Ihr Modell von 1988 und die daraus abgeleiteten Ergebnisse 
werden im folgenden Abschnitt vorgestellt. 

Das Modell unterstellt zwei Nutzer- oder Produzentengruppen, die zwischen 
zwei Technologien A und B wählen müssen. Die Gruppen unterscheiden sich 
im Hinblick auf die zur Auswahl stehenden Technologien. So bevorzugt die 
Gruppe A (bzw. B) die Technologie A (bzw. B). Innerhalb dieser Gruppen sind 
die Anwender oder Produzenten im Hinblick auf die Technologien identisch. 
Die Auszahlungen für die beiden Gruppen in Abhängigkeit von der Technolo-
giewahl ist in Tabelle 20 dargestellt. Hierbei repräsentiert „a" den Nutzen aus 
dem Produkt per se und „c" den Nutzen aus einem großen Netzwerk, d.h., wenn 
Standardisierung erreicht wird. Die Auszahlung bei alleiniger Wahl des nicht 
präferierten Standards wird als Grundlage verwendet und auf „0" normiert. Far-
ren und Saloner unterscheiden zwischen ,,reinen" und „gemischten" Spielen. 
Bei ,,reinen Spielen" wird ausschließlich eine Standardisierung über den Wett-
bewerb bzw. über ein Komitee betrachtet. Bei „gemischten Spielen" können 
beide Optionen auch verbunden werden. 

6.1.4.1 Reine Standardisierungsspiele 

Im ersten Schritt werden nun die Situationen betrachtet, bei denen nur eine der 
Institutionen zur Verfügung steht. So findet sich in der Tabelle 20 die Auszah-
lungsstruktur für eine Situation, wie sie bei einer Standardisierung über den 
Wettbewerb entstehen kann. 

Betrachtet man also den Wettbewerb als Mechanismus zur Standardisierung, so 
lassen sich die folgenden zwei Fälle unterscheiden: 

1. Fall: a + c > c > a > 0 und 
2. Fall: a + c > a > c > 0. 

FARRELL und SALONER beschränken sich auf den ersten Fall, da im zweiten Fall 
die Entscheidung zugunsten der präferierten Technologie eine dominante Stra-
tegie darstellt. 
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In diesem „Wettbewerbsspiel" ergibt sich ein Gleichgewicht in gemischten 
Strategien mit einer Wahrscheinlichkeit von { (c + a)/2c} für die jeweils präfe-
rierte Technologie und mit 
{ (c - a)/2c} für die jeweils nicht präferierte Technologie. Als Wert des Spiels 
ermittelt sich für die einzelne Gruppe jeweils als: (c - a)/2. Dieser Wert ist ge-
ringer als die Auszahlung, die sich die Spieler bei einer Einigung auf die nicht 
präferierte Technologie als Standard hätten sichern können, nämlich c. 

GruppeB 

Technologie A Technologie B 

Technologi eA (a + c); c a;a 
Gruppe A 

Technologi eB 0,0 c;(a+c) 

Tabelle 20: Auszahlungsstruktur des „reinen Wettbewerbsspiels" im Mo-
dell von Farren und Saloner 

Da offensichtlich das Wettbewerbsspiel nicht zu einem befriedigenden Ergebnis 
führt, nehmen FARRELL und SALONER an, daß sich die beiden Gruppen treffen, 
um zu einer koordinierten Entscheidung zu kommen. Das Komitee besteht in 
diesem Modell aus einer Abfolge von Abstimmungen über die Technologien. 
Die Anzahl der Abstimmungen ist durch „n" begrenzt. Sobald beide Gruppen 
die gleiche Wahl treffen, sind beide verpflichtet, die gewählte Technologie zu 
implementieren. Es ergeben sich dann die Auszahlungen für AA oder BB. Eini-
gen sich die Gruppen nicht, so gehen sie in die nächste Abstimmung. Sie erhal-
ten als Auszahlung den Wert des folgenden Teilspiels. Kosten werden weder 
durch das Treffen an sich noch durch die Abstimmungen verursacht; der Koor-
dinationsvorgang hat somit den Charakter eines „cheap-talks" (vgl. hierzu 
FARRELL 1987). 

Das gemischte Gleichgewicht bestimmt sich aus: 

V(n) = q(n) (a + c) + [1-q(n)] V(n - 1) 
und 

V(n) = q(n) V(n - 1) + [1 - q(n)] c, 
wobei q(n) die Wahrscheinlichkeit dafür ausdrückt, daß in der Periode ,,n" die 
jeweils nicht präferierte Technologie gewählt wird. Der Wert dieses Spiels er-
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mittelt sich durch Einsetzen und hat den Wert von „c". Ist der Standardisie-
rungsprozeß zeitlich unbegrenzt, d.h. n • 00, geht q(n) • 0 und der Wert des 
Komiteespieles geht gegen V(n) = c. 

Gruppe B 

Technologie A Technologie B 

Technologi eA (a + c); c V(n-1), V(n-1) 

GruppeA 

Technolog1 eB V(n-1), V(n-1) c;(a+c) 

Tabelle 21: Auszahlungen im „reinen Komiteespiel" mit V(n-1) = Wert des 
folgenden Teilspiels, wenn keine Übereinstimmung erreicht 
werden konnte 

6.1.4.2 Das gemischte Standardisierungsspiel von F ARRELL und SALONER 

Neben diesen ,,reinen" Formen einer Standardisierung über den Wettbewerb 
bzw. ein Komitee entwickeln FARRELL und SALONER die Option eines „ge-
mischten Standardisierungsspiels", in dem die beteiligten Unternehmen oder 
Anwender die Möglichkeit haben, eine Entscheidung sowohl über den Wettbe-
werb als auch zeitgleich über ein Standardisierungskomitee zu suchen. Es ste-
hen den Beteiligten somit in jeder Periode drei Strategien zur Verfügung: 

• Das Unternehmen entscheidet sich für die eigene Technologie und 
hofft, daß die Gegenseite sich dieser Entscheidung beugt. 

• Das Unternehmen entscheidet sich für eine Teilnahme am Standardi-
sierungsprozeß und beharrt auf seiner Technologie. 

• Das Unternehmen entscheidet sich für eine Teilnahme am Standardi-
sierungsprozeß und gibt nach. 

Die erste Entscheidung, die von den Beteiligten zu treffen ist, wird durch 
Tabelle 22, die zweite durch Tabelle 23 dargestellt. Dabei wird die zweite Stufe 
nur gespielt, wenn sich beide Unternehmen in der ersten Stufe für eine Teil-
nahme am Standardisierungskomitee entschieden haben. Die zeitliche Dimensi-
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on wird durch einen Abzinsungsfaktor ö (mit ö < 1) in das Modell eingebaut, 
der den Wert H bei jeder nicht zustande gekommenen Einigung reduziert. Die-
ser Ausdruck repräsentiert den Wert, den das gemischte Spiel am Anfang einer 
Periode hat. H' steht für den Wert der zweiten Stufe in einer beliebigen Periode, 
wenn sich beide Gruppen entschlossen haben, am Standardisierungskomitee 
teilzunehmen. 

1. Stufe 
GruppeB 

Komitee Technologie B 

Technologi eA (a + c); c a;a 
GruppeA 

"tee Kotn1 H',H' c; (a + c) 

Tabelle 22: Entscheidungssituation für oder wider den Wettbewerb bzw. 
das Standardisierungskomitee im Rahmen des gemischten 
Spieles. 

2. Stufe Gruppe B 

nachgeben beharren 

beharr en (a + c); c öH,öH 
GruppeA 

nachge ben öH,öH c; (a + c) 

Tabelle 23: Entscheidungssituation im Standardisierungskomitee im Rah-
men des gemischten Spieles 

Um den Wert dieses Spieles zu ermitteln, konstruieren FARRELL und SALONER 
ein Komiteespiel mit einem unendlichen Zeithorizont, das die in Tabelle 24 
dargestellten Auszahlungen aufweist. Hiermit sollen die Auszahlungen im Ko-
miteespiel und im gemischten Spiel über die Zeit verglichen werden. Hierfür 
wird zuerst der Verlauf der Spielwerte des Komiteespieles X(t) (Tabelle 24) er-
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mittelt. Gruppe B wähle seine Strategie A mit der Wahrscheinlichkeit f(t) und 
Strategie B mit [1 - f(t)]. Damit ergibt sich ein Gleichgewicht in gemischten 
Strategien von : 
f(t)(a + c)+[l - f(t)] 6t = f(t) 6t +[1 - f(t)]c. 

GruppeB 

Strategie A Strategie B 

eB Strategi (a + c); c 6t, 6t 
Gruppe A 

Strategi eA 6t, 6t c;(a+c) 

Tabelle 24: Auszahlungen bei einem Standardisierungskomitee mit un-
endlichem Zeithorizont 

Für den Zeitpunkt t = 0 folgt: 
f(O)(a + c)+[l - f(O)] öO = f(O) öO +[1 - f(O)]c. 

Es ergibt sich hieraus eine Wahrscheinlichkeit f(O) von 
f(O) = c / (a + 2c) 
und ein Spielwert X(O) von 
X(O) = c (a + c) / (a + 2c) > 0. 

Für den Zeitpunkt t = c lautet die Bedingung für ein Gleichgewicht in gemisch-
ten Strategien: 
f(c)(a + c)+[l - f(c)] Öc = f(c) & +[1 - f(c)]c. 

Der Wert des Spiels zum Zeitpunkt t = c ist kleiner als c für alle ö < 1: 
X(c) = f(c) & +[1-f(c)]c < c 

f(c) ö -f(c) < 0 

ö < 1. 

Die Wahrscheinlichkeiten für die gemischten Strategien zwischen den Zeit-
punkten t = 0 und t = c lauten: 
f(t)(a + c)+[l - f(t)] 6t = f(t) 6t +[l - f(t)]c bzw. 
f(t) = (c-6t)/[a+2(c-6t)]. 
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Der Spielwert zu einem beliebigen Zeitpunkt ergibt sich somit als: 
X(t) = f(t) öt +[1 - f(t)]c. 

Der Verlauf von X(t) über die Zeit kann durch Differenzieren nach t ermittelt 
werden: 

dX(t) • 
-dt- = X(t) = Ö f(t)+f'(t)( Öt -c) 

öf(t)[l + a] 
= 

a+2(c-öt) 

X(t)= 2Ö(c-öt)(c-öt+a) 

(a + 2(c-öt))2 

Der Spielwert steigt mit der Zeit, solange der Zähler positiv ist, wofür wiederum 
(c - öt > 0) eine hinreichende Bedingung ist. Somit ergibt sich aus den Spiel-

werten X(O) und X(c) sowie der Ableitung X(t) der in Abbildung 39 darge-
stellte stetig steigende Verlauf von X(t). 

Auszahlungen 

C 

gX(t)+(l-g)c 

X(t) 

0 V H C 

Abbildung 39: Verlauf der Spielwerte des reinen Komiteespiels und des 
gemischten Spiels 

Betrachtet man nun die erste Stufe des gemischten Spiels, so läßt sich erkennen, 
daß der Wert dieses Spiels [g H' + (1 - g) c] ist. Hierbei repräsentiert H' den 
Wert der zweiten Stufe. Für diesen gilt: H' = X(t). Für den Zeitpunkt H folgt 
daraus, daß H' = X(H) ist. Somit läßt sich der Wert der ersten Stufe auch 
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schreiben als: H = g X(H)+(l - g) c. Dieser ist für jeden Zeitpunkt t < c größer 
als der Wert der zweiten Stufe X(t). 
Dies bedeutet, daß g X(t) + (1 - g) c > X(t) V t < c sein muß. Durch Auflö-
sen läßt sich dies umformen zu der Bedingung c > X(t). Da diese für alle t < c 
erfüllt ist, hat der Wert des gemischten Spiels den in Abbildung 39 dargestellten 
Verlauf. 

Als Ergebnis dieses Modells kann festgehalten werden, daß eine Kombination 
aus Wettbewerbs- und Komiteestandardisierung bessere Ergebnisse erwarten 
läßt als eine reine Standardisierung durch ein Komitee. Dies hat seine Ursache 
darin, daß bei einer Kombination beider Institutionen die Beteiligten in jeder 
Periode zwei Gelegenheiten haben, Koordination zu erzielen, während bei einer 
reinen Komiteestandardisierung in jeder Periode nur eine Gelegenheit vorhan-
den ist. 

6.2 Standardisierung durch innovative Unternehmen 

Die bisherigen Untersuchungen beschränkten sich auf Standardisierungsinstitu-
tionen, in denen die Anwender sich für eine von zwei zur Verfügung stehenden 
Technologien oder Standards entscheiden müssen, die noch dazu jeweils von 
einer Vielzahl von Unternehmen angeboten werden. Diese Annahmen entspre-
chen aber in den wenigsten Fällen den tatsächlichen Gegebenheiten, vielmehr 
dominieren in Standardisierungskomitees die Unternehmen. Die jeweiligen An-
reize für die Teilnahme der Unternehmen an diesen Komitees sind dabei viel-
schichtig und können so unterschiedliche Motive haben, wie z.B. 

• den Versuch, im Rahmen eines Standardisierungskomitees technologische 
Informationen im Hinblick auf die Lösung von technischen Problemen zu er-
halten (DAVID und HUNTER, s. 5), 

• den Versuch, Informationen über den Entwicklungsstand potentieller Kon-
kurrenten zu erhalten, 

• Kontakte zu knüpfen, um technologische Joint Ventures zu initiieren und ge-
gebenenfalls gemeinsam einen Wettbewerbsstandard zu entwickeln und dann 
durchzusetzen (vgl. BROWN 1993 oder COMPTON 1993) und natürlich 

• den Standardisierungsprozeß in ihrem Sinne zu beeinflussen (AooLPm 1996, 
S. 12). Dies kann eine inhaltliche Beeinflussung sein, indem versucht wird, 
die eigene Technologie zum Standard zu machen. Die Beeinflussung kann 
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aber auch dahin gehen, daß eine schnelle Einigung im Rahmen des Standar-
disierungskomitees verhindert wird, da eine solche als gefährlich für den Er-
folg der eigenen Technologie als Wettbewerbsstandard gesehen wird 
(ANTITRUSTDIVISION 1995, S. 33). 

In den folgenden Ausführungen steht dieser letzte Punkt der Beeinflussung des 
Standardisierungskomitees im Vordergrund. 

6.2.1 Die Modellierung der Angebots- und der Nachfrageseite 

6.2.1.1 Die Modellierung der Unternehmensseite 

In einem statischen Modellrahmen soll untersucht werden, in welchem rechtli-
chen Rahmen Unternehmen sich im Standardisierungskomitee auf eine Tech-
nologie einigen und somit ein Komiteestandard erreicht wird und in welchem 
Rahmen sie versuchen, ihre jeweilige Technologie im Wettbewerb durchzuset-
zen und somit mehrere Technologien existieren. Untersucht wird diese Frage-
stellung anhand zweier innovativer Unternehmen, die zeitgleich jeweils eine 
Technologie zur Lösung des gleichen Problems entwickelt haben. Diesen Un-
ternehmen steht es frei, ein Standardisierungskomitee zu gründen oder ein exi-
stierendes Komitee zu nutzen, um ihre Aktivitäten zu koordinieren. 

Das Entscheidungsverhalten der beiden Unternehmen wird dabei in erhebli-
chem Maße von der rechtlichen und organisatorischen Ausgestaltung der Stan-
dardisierung bzw. des Standardisierungskomitees beeinflußt. Aus den Ausfüh-
rungen des fünften Kapitels über die rechtliche Dimension der Standardisierung 
werden drei relevante Bereiche in die Modellierung einbezogen: 
• Ein Komiteestandard kann verbindlich gemacht werden oder grundsätzlich 

freiwillig sein, 
• die Technologien können durch gewerbliche Schutzrechte geschützt oder of-

fen sein und 
• die Unternehmen, die ein Standardisierungskomitee gegründet haben, können 

entweder den Zutritt zu diesem Komitee verhindern, oder dieser Zutritt kann 
von anderen Unternehmen erzwungen werden. 

Zusätzlich zu diesen rechtlichen Aspekten wird noch die Frage der Abstim-
mungsregel, die für das Standardisierungskomitee gilt, betrachtet: 
• Eine Entscheidung kann durch Konsens oder eine einfache Mehrheit getrof-

fen werden. 
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Somit ergeben sich insgesamt 16 Szenarien oder Spielsituationen, in denen den 
beiden Unternehmen jeweils zwei reine Strategien zur Verfügung stehen: 
,,Standardisierung über den Wettbewerb" oder „Teilnahme am Standardisie-
rungskomitee". Aus dieser Kombination der Strategien ergeben sich die vier 
möglichen Spielergebnisse, wie sie in Abbildung 40 dargestellt sind. 

Unternehmen B 

Wettbewerb Komitee 

Wettbewerb Fall I Fall II 

Un ternehmenA 

Komitee Fall m FallN 

Abbildung 40: Die Strategien der Unternehmen 

Fall I 
Beide Unternehmen wählen den Wettbewerb. Dann schließt sich für die 
beiden Unternehmen ein Duopolspiel an, bei dem sie Marktzutritt zulas-
sen und Lizenzgebühren fordern können. Ist Symmetrie zwischen beiden 
Unternehmen gegeben, so agieren sie auf dem Markt als Cournot-
Oligopolisten. Lassen sie den Marktzutritt für andere Unternehmen zu, so 
agieren diese neuen Unternehmen als Stackelbergfolger, während das 
Unternehmen, das den Marktzutritt zugelassen hat, als Stackelbergführer 
agiert. 172 

Fälle II und III 
Ein Unternehmen (im Fall III: Unternehmen A) entscheidet sich für die 
Teilnahme am Standardisierungskomitee, während das andere (im Fall 
III: Unternehmen B) eine Standardisierung über den Wettbewerb anstrebt. 
Damit kommt es unabhängig von der Mehrheitsregel zu einer Komitee-
standardisierung in Technologie A. Die Auswirkungen für Unternehmen 
B hängen dabei vom rechtlichen Rahmen ab. Wird der Komiteestandard 
verbindlich gemacht, so stellt er eine für Unternehmen B nicht zu über-
windende Barriere dar, so daß Unternehmen B keinen Umsatz realisieren 

172 Ausführlicher zur Duopoltheorie, Cournot-Verhalten und Stackelbergführer bzw. -folger 
im Anhang A2 „Eine kurze Einführung in die Grundlagen der Duopoltheorie". 
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kann. Ist der Komiteestandard hingegen freiwillig, ist keine Symmetrie 
zwischen den Unternehmen A und B mehr gegeben. Deshalb sei ange-
nommen, daß das Unternehmen A als Stackelbergführer agiert und Un-
ternehmen B als Stackelbergfolger. 

Darüber hinaus muß das Unternehmen, das sich für eine Teilnahme an ei-
nem Standardisierungskomitee entscheidet, seine Technologie den Unter-
nehmen, die ebenfalls an diesem Komitee teilnehmen, zur Verfügung 
stellen. Dies bedeutet, daß das innovative Unternehmen keine relevanten 
Informationen über seine Technologie zurückhält. 

Fall IV 
Beide Unternehmen entscheiden sich für eine Teilnahme am Standardisie-
rungskomitee. Hier können beide Unternehmen durch das Zulassen von 
Marktzutritt die Koalition vergrößern, die ihrer Technologie bei der Ab-
stimmung im Standardisierungskomitee zum Erfolg verhelfen soll. Das 
Unternehmen, das die größere Koalition zustande bringt und somit seine 
Technologie durchsetzen kann, agiert als Stackelbergführer, während alle 
anderen Unternehmen als Stackelbergfolger agieren. 

Je nach rechtlichem und organisatorischem Rahmen ergeben sich unterschiedli-
che Auszahlungen bzw. Gewinne für die beiden Unternehmen. Dies bedeutet 
auch, daß die Unternehmen in unterschiedlichen rechtlichen Szenarien unter-
schiedliche Strategien wählen. 173 So kann z.B. eine Standardisierung durch den 
Wettbewerb für bestimmte Szenarien eine dominante Strategie sein, während es 
in anderen Szenarien Parameterkonstellationen gibt, in denen für beide Unter-
nehmen eine Teilnahme an einem Standardisierungskomitee dominant ist. 174 

Als exogene Parameter des Verhaltens der Unternehmen können verschiedene 
Faktoren identifiziert werden: 

1. die Intensität des Netzwerkeffekts, 
2. die Kosten einer Teilnahme am Standardisierungskomitee (Komiteeko-

sten) und 
3. die Kosten eines Wechsels von der eigenen Technologie zur Technolo-

gie des Konkurrenten (Wechselkosten). 

173 Die Berechnung der Auszahlungen für die beiden Unternehmen ist dem Anhang ,,Ermit-
teln der Gleichgewichte" zu entnehmen. Die Ergebnisse finden sich in strategischer Form 
zusammengefaßt im Anhang A.4 „Zusammenfassung der Gleichgewichte". 

174 Es sei an dieser Stelle nochmals auf die „Einführung in verwendete Konzepte der Spiel-
theorie" im Anhang A. l verwiesen. 
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Um eine anschauliche Darstellung der Ergebnisse zu ermöglichen, werden zwei 
Extremfälle betrachtet, in denen zum einen die Komiteekosten und zum anderen 
die Wechselkosten als vernachlässigbar angenommen werden., so daß eine gra-
phische Darstellung des Verhaltens der Unternehmen in Abhängigkeit von der 
Intensität der Netzwerkeffekte und von den Wechselkosten bzw. den Komitee-
kosten möglich ist. 

6.2.1.2 Die Modellierung der Anwenderseite 

Bei der vorliegenden Arbeit handelt es sich nicht um eine betriebswirtschaftli-
che Handlungsanweisung an Unternehmen, wann diese sich für eine Teilnahme 
an einem Standardisierungskomitee entscheiden sollen und wann für eine Stan-
dardisierung durch den Wettbewerb. Vielmehr wird nach einer „optimalen" 
Ausgestaltung der Standardisierung aus gesellschaftlicher Sicht gesucht. Des-
halb müssen Kriterien entwickelt werden, anhand derer bestimmte Konstellatio-
nen bewertet werden können. 

Die betrachtete Gesellschaft besteht nicht nur aus Unternehmen, die versuchen, 
ihre Technologie zum Standard zu machen, sondern zusätzlich aus den Anwen-
dern oder Käufern der Technologie(n). Diese Käufer haben dabei unterschied-
lich starke Vorlieben für bzw. Aversionen gegen eine der Technologien. Analog 
zur Darstellung der horizontalen Produktdifferenzierung wird angenommen, 
daß sich die beiden Technologien - abgesehen davon, daß sie inkompatibel sind 
- nur im Hinblick auf eine Produkteigenschaft unterscheiden. Beide Technolo-
gien befinden sich an den jeweiligen Rändern dieses Eigenschaftenintervalls, 
das auf die Länge 1 normiert ist. Technologie A befindet sich am Punkt „O" und 
Technologie B am Punkt „l ". 

Die jeweilige Ausprägung der Vorliebe wird mit ,J" benannt, wobei i E [0, 1] 
ist. Die Anwender sind über dieses Intervall gleichverteilt. 175 Für den Erwerb 
einer der beiden Technologien sind die Anwender grundsätzlich bereit, einen 
identischen Betrag zu leisten. Diese grundsätzliche Zahlungsbereitschaft ver-

175 Ein entsprechendes Vorgehen im Hinblick auf die Verteilung der Anwender von Stan-
dards findet sich u.a. bei FARRELL und SALONER 1992, S. 16, CHOU und SHY 1996, S. 

313, CHURCH und GANDAL 1996, s. 338f, DESRUELLE, GAUDET und RICHELLE 1996, s. 3 
(allerdings über das Intervall [-1, I], KATZ und SHAPIRO 1985, S. 426 [über das Intervall 
(-oo, oo]) oder WIESE 1993, S. 2. 
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ringert sich allerdings, je weiter ein Anwender von der betreffenden Technolo-
gie im Eigenschaftsintervall entfernt ist. 176 

Wie der Abbildung 41 zu entnehmen ist, wird unterstellt, daß die Zahlungsbe-
reitschaft linear sinkt, je größer die Entfernung zur entsprechenden Technologie 
ist. Schneiden sich die Funktionen der Zahlungsbereitschaft für die beiden 
Technologien, so wird damit eine Marktgrenze bestimmt. In der Abbildung 41 
ist Symmetrie zwischen den beiden Unternehmen angenommen, so daß sich die 
Marktgrenze bei der Hälfte des Gesamtmarktes ergibt. 

Es ist dabei offensichtlich, daß sich die Anwender hier die Existenz zweier 
Technologien wünschen und somit Vielfalt vorziehen, da zumindest alle An-
wender bessergestellt sind, wenn zwei Technologien angeboten werden. 

Zahlungsbereitschaft 

i =0 
Präferenz für 

Technologie A 

Zahlungsbereitschaft bei 
Wahl der Technologie A 

Marktgrenze 
i =0,5 

Zahlungsbereitschaft 

Zahlungsbereitschaft bei 
Wahl der Technologie B 

i= 1 

Präferenz für 
Technologie B 

Abbildung 41: Zahlungsbereitschaft für die zur Verfügung stehenden 
Technologien 

Im Rahmen der vorliegenden Arbeit stehen allerdings Kompatibilitätsstandards 
im Mittelpunkt der Betrachtung, also Technologien, bei denen die Anwender 
einen Nutzen aus einem großen Netzwerk von Anwendern ziehen und entspre-
chend dies auch in ihre Zahlungsbereitschaft integrieren. Dies bedeutet, daß sie 
bereit sind, mehr für eine Technologie zu bezahlen, die über ein großes Netz-
werk verfügt, als für eine Technologie, für die sich nur einige wenige entschie-
den haben. Diese netzwerkabhängige Komponente der Zahlungsbereitschaft hat 

176 Dieses Vorgehen beruht auf Modellen der Standorttheorie, wie sie z.B. von HoovER, S. 
64ff dargestellt werden. 
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zwei Argumente: Zum einen die Intensität des Netzwerkeffektes, die mit „a" 
bezeichnet wird, und zum anderen ,J*", das die Größe des relevanten Netzwer-
kes angibt. Der Einfachheit halber sei angenommen, daß der Netzwerkeffekt ein 
linearer Zusammenhang zwischen Netzwerkgröße und Intensität des Netzwer-
keffektes sei: f ( a, i°) = ai" mit O S a S 1. 

Auf diesen Grundlagen kann die gesamte Zahlungsbereitschaft der potentiellen 
Anwender für verschiedene Konstellationen ermittelt werden. 177 So ergibt sich 
die Zahlungsbereitschaft ohne eine netzwerkabhängige Komponente für ein 
einziges Netzwerk als 
i • 2 f- ·d· m . 0 < . 1 <J.l 1 =---ffilt _ l S . 
0 2 -
Existiert ein großes umfassendes Netzwerk, so lautet die Zahlungsbereitschaft 
(l 

2 
Für zwei kleine Netzwerke ermittelt sich die Zahlungsbereitschaft der potenti-
ellen Anwender dann auf 
i 1 J aidi + f aidi = a [i2 +(1-i)2] mit i s I. 
o l 2 - -
Nimmt man eine maximale und symmetrische Ausdehnung der beiden kleinen 
Netzwerke an, d.h., die Marktgrenze liegt bei i* = 0,5, so ergibt sich eine Zah-
lungsbereitschaft von 
(l 

4 
In diesem Fall ist also die Zahlungsbereitschaft für zwei kleine Netzwerke ge-
ringer als für ein einziges Netzwerk. Als Maß für die in späteren Abschnitten 
vorgenommenen Wohlfahrtsbetrachtungen wird die Summe der realisierten 
Zahlungsbereitschaft und die Summe der Unternehmensgewinne herangezogen. 
Insofern wird dann von dem gesellschaftlichen Optimum, dem gesellschaftlich 
wünschenswerten Ergebnis oder der gesellschaftlichen Wohlfahrt gesprochen, 
wenn die realisierte Zahlungsbereitschaft abzüglich der Kosten ihr jeweiliges 
Maximum erreicht. Die gesellschaftliche Wohlfahrt wird somit im folgenden 
definiert als: 

i 1 

W = J a+ai-pA +1-idi + f a+aI-pB +idi +nA +ne + I,nj. 
o l i 

177 Vgl. u.a. FARRELL und SALONER 1992, s. 22, PALMA und LERU1ll 1996, s. 246, CHuRCH 

und GANDAL 1996, s. 348f, DESRUELLE, GAUDET und RICHELLE 1996, s. 15, KATZ und 
SHAPIRO 1985, S. 428. 
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Die beiden Integrale dieses Ausdrucks berechnen die Summe der Zahlungsbe-
reitschaft der Anwender, die sich aus der Größe des jeweiligen Netzwerkeffekts 
(ai), den Adaptionskosten (1-i) bzw. (i), dem zu zahlenden Preis PA (bzw. p8 ) 

und einer netzwerkunabhängigen Komponente (a) zusammensetzt. Die Unter-
nehmensgewinne IlA und Il8 gehen abzüglich eventuell anfallender Komitee-
oder Wechselkosten ebenso in die hier formulierte gesellschaftliche Wohlfahrt 
ein wie Gewinne Ili von weiteren Unternehmen, die Marktzutritt realisieren 
können. Entstehen Wechsel- oder Komiteekosten, so gehen diese in die Ge-
winnfunktionen der Unternehmen ein. 

6.2.2 Unternehmen zwischen Kooperation und Wettbewerb 

Für jede rechtliche bzw. organisatorische Ausgestaltung der Standardisierung 
werden im Anhang die Auszahlungen für die vier möglichen Ergebnisse be-
rechnet. Hieraus können Gleichgewichte in dominanten Strategien und ge-
mischte Gleichgewichte abgeleitet werden. Während in einigen Szenarien die 
Gleichgewichte unabhängig von den jeweils betrachteten Parametern sind, exi-
stieren auch etliche Szenarien, in denen für einen bestimmten Parameterbereich 
eine Standardisierung über den Wettbewerb bzw. über ein Komitee ein domi-
nantes Gleichgewicht darstellt, während für andere Parameterbereiche von den 
Unternehmen eine gemischte Strategie gewählt wird. 

Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungskomitee 

(1-a) (1 + a - c) ✓ K _ K 
Wettbewerb 2 l (l - Cl) Komitee 

Unternehmen 
A 

(1-a) 

2 0 
0 (1 + a - c) ✓ K _ K 

Standardisie- 3 (l - Cl) Komitee 

rungskomitee 

(l+a-c) ✓ K -K 
2 (1- (X) Komitee (1 + a - c) ✓ K _ K . 

3 (l - Cl) Konutcc 

Tabelle 25: Strategische Form bei verpflichtender Standardisierung, ge-
werblichen Schutzrechten und freiem Komiteezutritt 

Das weitere Vorgehen wird anhand eines der möglichen Szenarien illustriert. Es 
sei dabei angenommen, daß keinem der Unternehmen Wechselkosten entstehen, 
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so daß lediglich Komiteekosten und die Intensität des Netzwerkeffekts als Pa-
rameter berücksichtigt werden. Die Auszahlungen für die Unternehmen ergeben 
sich wie in Tabelle 25 angegeben. 

In Abbildung 42 sind die Regionen von Netzwerkeffekten und Komiteekosten 
dargestellt, in denen sich das betrachtete Unternehmen für eine Standardisie-
rung über den Wettbewerb (Region A) bzw. für eine Teilnahme am Standardi-
sierungskomitee (Region B) entscheidet unter der Annahme, daß das andere 
Unternehmen den Wettbewerb vorzieht. Formal bedeutet dies, daß in der Regi-
on A 

(1-ex)>(l+a-c) ✓ K -K . 
2 - 2 (l - ex) Kom11ee• 

während in der Region B 

(1-ex) < (l+a-c) ✓ K -K .. 
2 2 (1- ex) Komllcc 

ex 

B 

A 

Komiteekosten 

Abbildung 42: Gewinnmaximierende Antwort auf die Entscheidung des 
Konkurrenz-unternehmens zugunsten einer Standardisie-
rung über den Wettbewerb 

Das gleiche Verfahren kann angewendet werden, um das gewinnmaximierende 
Verhalten des Unternehmens A unter der Bedingung zu ermitteln, daß sich Un-
ternehmen B für eine Teilnahme am Standardisierungskomitee entschieden hat. 
Beide Abbildungen können dann in einer Abbildung (s. Abbildung 43) zusam-
mengefaßt werden. 
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a 

D A 

Komiteekosten 
Abbildung 43: Gewinnmaximierende Antwort auf die Entscheidung des 

Konkurrenz-unternehmens zugunsten einer Standardisie-
rung über das Standardisierungskomitee 

Es ergeben sich vier Bereiche. 
Bereich A 
In diesem Parameterbereich wählt das betrachtete Unternehmen unabhän-
gig von der Entscheidung des Konkurrenten eine Standardisierung über 
den Wettbewerb. Diese stellt ein Gleichgewicht in dominanten Strategien 
dar. 

Bereich C 
Hier entscheidet sich das betrachtete Unternehmen unabhängig vom Ver-
halten des Konkurrenten für eine Teilnahme am Standardisierungskomi-
tee. Auch diese Entscheidung stellt somit ein Gleichgewicht in dominan-
ten Strategien dar. 

Bereiche B und D 
In diesen Bereichen zieht das eine Unternehmen die Teilnahme am Stan-
dardisierungskomitee vor, wenn sich der Konkurrent für den Wettbewerb 
entschieden hat (Region D). Hat sich das andere Unternehmen hingegen 
das Standardisierungskomitee entschieden, so wählt das erste Unterneh-
men eine Standardisierung über den Wettbewerb (Region B). Da die Ent-
scheidungen simultan getroffen werden, wählen die Unternehmen ge-
mischte Strategien, d.h., sie randomisieren. 

Bezieht man die gesellschaftliche Wohlfahrt, wie sie auf Seite 249 definiert ist, 
in die Überlegungen ein, dann ergeben sich dadurch drei Bereiche (s. 
Abbildung 44). Der Bereich I zeichnet sich dadurch aus, daß die Komiteekosten 
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so groß sind, daß diese die Netzwerkeffekte aufzehren und somit eine Teilnah-
me von Unternehmen an einem Standardisierungskomitee nicht erwünscht ist. 
Der Bereich II ist dadurch gekennzeichnet, daß die Netzwerkeffekte zumindest 
so groß sind, daß die Kosten der Teilnahme eines der beiden Unternehmen da-
mit kompensiert werden können. Im dritten Parameterbereich sind die Netzwer-
keffekte so groß, daß die Teilnahme beider Unternehmen an einem Standardi-
sierungsprozeß ,,finanziert" werden kann. 

a 

I 

Komiteekosten 

Abbildung 44: Gleichgewichte und Effizienz bei verpflichtender Standar-
disierung, gewerblichen Schutzrechten und freiem Komi-
teezutritt 

Die Kombination der Abbildung 43 mit Abbildung 44 läßt dann acht Parame-
terbereiche erkennen, die sich zum Teil durch eine Diskrepanz zwischen gesell-
schaftlicher Wohlfahrt und dem Gleichgewicht auszeichnen (vgl. Abbildung 
45). 

Es kann ein Bereich identifiziert werden, in dem Wettbewerbsstandardisierung 
für die Unternehmen das einzige dominante Gleichgewicht darstellt (Regionen 
A). Ebenso existieren Regionen, in denen die beidseitige Teilnahme am Stan-
dardisierungskomitee zur dominanten Strategie wird (Regionen C, E und F). 
Die Regionen, in denen zwischen beiden Strategien randomisiert wird, sind als 
Region B, D, G und H gekennzeichnet. 

Eine effiziente Inkompatibilität, d.h., zwei Netzwerke existieren parallel, ist in 
der Region A gewährleistet. Eine Standardisierung, die aus gesellschaftlicher 
Sicht nicht gewünscht ist, ergibt sich in der Region E, in der eine Teilnahme 
zwar die dominante Strategie für die Unternehmen darstellt, die Kosten der 
Teilnahme aber eigentlich eine Teilnahme nicht rechtfertigen. In den Bereichen 
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B, D, G und H wird randomisiert, so daß es sowohl zu einer exzessiven Stan-
dardisierung (Bereiche D und E) als auch zu einer exzessiven Inkompatibilität 
(Bereiche G und H) kommen kann. 

(l 

A 

D 

Komiteekosten 

Abbildung 45: Gleichgewichte und Effizienz bei verpflichtender Standar-
disierung, gewerblichen Schutzrechten und freiem Komi-
teezutritt 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, daß bei einer verpflichtenden 
Standardisierung, der Existenz gewerblicher Schutzrechte und freiem Komitee-
zutritt lediglich die Bereiche A und F mit Sicherheit effiziente Ergebnisse erge-
ben, während die Bereiche B, D, G, H dies nur mit unterschiedlichen Wahr-
scheinlichkeiten erreichen. Ein mit Sicherheit ineffizientes Ergebnis entsteht in 
den Regionen C und E, in denen es zu einer exzessiven Standardisierung 
kommt.178 Entsprechend dem hier vorgestellten Verlahren können für alle ande-
ren Kombinationen der rechtlichen und organisatorischen Ausgestaltung Berei-
che ermittelt werden, in denen es zu einer gewünschten Standardisierung oder 
Inkompatibilität kommt oder in denen diese nicht erreicht werden. 

178 Die Herleitungen der entsprechenden Graphiken für die anderen Szenarien finden sich in 
Anhang A.6 „Gleichgewicht und Effizienz bei geringen Wechselkosten" und A.8 
,,Gleichgewicht und Effizienz ohne Komiteekosten". 
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6.2.2.1 Zur rechtlichen und organisatorischen Ausgestaltung der Standar-
disierung ohne Wechselkosten 

In der Abbildung 46 werden die Szenarien, bei denen Wechselkosten keine 
Rolle spielen, zusammengefaßt. Die relevanten Bereiche werden durch die her-
vorgehobenen Kurven voneinander getrennt. 

Aufgrund der bisher durchgeführten Analyse läßt sich sagen, daß es keine 
rechtliche und organisatorische Ausgestaltung gibt, die bei jeder möglichen Pa-
rameterkonstellation ein effizientes Resultat erbringt oder die im Rahmen der 
zur Verfügung stehenden Alternativen das zumindest beste erreichbare Ergebnis 
erzielt. Anstelle eines solchen „Überstandards" können aber die jeweiligen un-
terschiedlichen effizienzbringenden Ausgestaltungen für die unterschiedlichen 
Parameterbereiche angegeben werden. 

So garantiert z.B. im Bereich 1, wo Standardisierung aus gesellschaftlicher 
Sicht wünschenswert ist, eine Ausgestaltung mit einer verbindlichen Standar-
disierung, einem beschränkten Komiteezutritt, gewerblichen Schutzrechten 
und einer Konsensregel eine erfolgreiche Standardisierung. Die Teilnahme der 
beiden beteiligten Unternehmen am Standardisierungskomitee stellt dann für sie 
beide eine dominante Strategie dar. Die Konsensregel sorgt dafür, daß kein 
Komiteezutritt durch eines der beiden Unternehmen initiiert wird, um sich eine 
Mehrheit im Standardisierungskomitee zu verschaffen. In diesem Fall könnte es 
dann nämlich für eines oder beide Unternehmen sinnvoll sein zu randomisieren. 
Die verbindliche Standardisierung sorgt dafür, daß beiden Unternehmen die 
Möglichkeit genommen ist, ein eigenes kleines Netzwerk zu unterhalten. 

Im Bereich 2 kann eine verbindliche Standardisierung in Verbindung mit ei-
ner einfachen Mehrheit, gewerblichen Schutzrechten und einem beschränk-
ten Komiteezutritt das gewünschte Ergebnis eines Randomisierens erzeugen, 
d.h., die Teilnahme nur eines der beiden Unternehmen am Standardisierungs-
komitee. Durch den verbindlichen Charakter der Standardisierung werden in 
diesem Szenario beide Unternehmen gezwungen, am Standardisierungskomitee 
teilzunehmen, wollen sie nicht gänzlich auf eine Produktion verzichten. Da hier 
aber die Komiteekosten so hoch sind, daß die Gewinne negativ werden können, 
wenn sich beide Unternehmen für eine Teilnahme am Komitee entscheiden und 
einen Komiteezutritt zulassen, randomisieren die Unternehmen zwischen der 
Teilnahme und dem Wettbewerb. 

Für den Bereich 3 bietet sich eine freiwillige Standardisierung mit gewerbli-
chen Schutzrechten und freiem Komiteezutritt an. Die gewünschte lnkom-
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patibilität kann hier durch den freien Komiteezutritt gewährleistet werden. Im 
Zusammenhang mit den vergleichsweise geringen Kosten würde die Gründung 
eines Standardisierungskomitees zu einem massiven Komiteezutritt führen und 
damit die Gewinne der Unternehmen, die sich für das Standardisierungskomitee 
entschieden haben, deutlich senken. Das Ergebnis bleibt von der Ausgestaltung 
der Mehrheitsregeln unberührt. 

ex 

Komiteekosten 

Abbildung 46: Die optimale rechtliche und organisatorische Ausgestaltung 
zur Implementierung der Standardisierungsinstitution 

So führt im Bereich 4 eine verbindliche Standardisierung in Verbindung mit 
gewerblichen Schutzrechten, einem beschränkten Komiteezutritt und einer 
einfachen Mehrheitsregel zu einem optimalen Ergebnis, d.h. zur Inkompatibi-
lität. Bei Existenz einer einfachen Mehrheitsregel müßten die Unternehmen 
Komiteezutritt zulassen, der lediglich die eigenen Gewinne reduziert. Also zie-
hen beide Unternehmen es vor, nicht am Standardisierungskomitee teilzuneh-
men, so daß sich der Wettbewerb als dominantes Gleichgewicht durchsetzt. 
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Im Bereich 5 können unterschiedliche Ausgestaltungen zum gewünschten Er-
gebnis führen. 

• Zum einen kann eine freiwillige Standardisierung mit gewerblichen 
Schutzrechten, einem freien Komiteezutritt und einer Konsensregel 
gewählt werden. Hier ist die Entscheidung zugunsten des Wettbewerbs als 
Standardisierungsinstitution dominant. Somit kann ein effiziente Ergebnis 
erzielt werden. 

• Zum anderen steht aber auch eine verbindliche Standardisierung in Ver-
bindung mit einer einfachen Mehrheitsregel und gewerblichen Schutz-
rechten zur Verfügung, wenn die Unternehmen sich nicht im Rahmenei-
nes Standardisierungskomitees koordinieren sollen, da hier Inkompatibili-
tät gewünscht ist. 

Im Bereich 6 ist jede der analysierten institutionellen Ausgestaltungen effizient; 
es setzt sich grundsätzlich der Wettbewerb als dominante Standardisierungsin-
stitution durch. 

Im Bereich 7 kann durch eine freiwillige Standardisierung, gewerbliche 
Schutzrechte und beschränkten Komiteezutritt sowie eine einfache Mehr-
heitsregel erreicht werden, daß die beiden Unternehmen sich für den Wettbe-
werb als Standardisierungsinstitution entscheiden. Aufgrund der einfachen 
Mehrheitsregel müßten die Unternehmen, entschieden sie sich für das Standar-
disierungskomitee, zu viele Unternehmen in das Komitee hineinlassen. Eine 
Konsensregel würde bedeuten, daß die beiden Unternehmen unter sich blieben 
und eine Standardisierung nicht ausgeschlossen werden kann. 

6.2.2.2 Zur rechtlichen und organisatorischen Ausgestaltung der Standar-
disierung ohne Komiteekosten 

Entsprechend dem Vorgehen bei der rechtlichen und organisatorischen Ausge-
staltung der Standardisierung ohne Wechselkosten, lassen sich auch für den Fall 
unbedeutender Komiteekosten, aber sehr wohl bestehender Wechselkosten un-
terschiedliche optimale rechtliche und organisatorische Ausgestaltungen der 
Standardisierung identifizieren. 
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Standardisierung ist effizient: 

Bereich 1: Die hier gewünschte Standardisierung kann durch eine ver-
bindliche Standardisierung im Zusammenhang mit einem 
beschränkten Komiteezutritt und einer Konsensregel er-
reicht werden. 

© 

Wechselkosten 

Abbildung 47: Die optimale rechtliche und organisatorische Ausgestaltung 
der Standardisierung, wenn Wechselkosten existieren und 
die Teilnahme am Komitee keine Kosten verursacht 

Teilweise Standardisierung in ein großes und ein kleines Netzwerk ist effizient: 
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Bereich 2: Freiwillige Standardisierung kombiniert mit einem be-
schränkten Komiteezutritt und einer Konsensregel kön-
nen hier zur parallelen Existenz eines großen und eines klei-
nen Netzwerkes führen. 

Bereich 3: In diesem Bereich randomisieren die Unternehmen bei einer 
freiwilligen Standardisierung, einem beschränkten Komi-
teezutritt und einer einfachen Mehrheitsregel. 

Bereich 4: Hier führt keine der zur Verfügung stehenden Ausgestaltun-
gen zum gewünschten Ergebnis. Inkompatibilität oder Stan-
dardisierung sind hier die einzigen Gleichgewichte. 



Bereich 5: Freiwillige Standardisierung kombiniert mit einem be-
schränkten Komiteezutritt und einer Konsensregel kön-
nen hier zur parallelen Existenz eines großen und eines klei-
nen Netzwerkes führen. 

Zwei gleich große inkompatible Netzwerke sind effizient: 

6.2.3 

Bereich 6: Dieses Ergebnis kann durch einen freien Komiteezutritt 
realisiert werden, da die Unternehmen dann keinen Anreiz 
haben, ihr Wissen bzw. ihre Technologie mit anderen zu tei-
len, so daß sie sich für den Wettbewerb entscheiden. 

Zusammenfassung und kritische Würdigung 

Die hier entwickelten Modelle zur Standardisierung durch ein Komitee oder 
durch den Wettbewerb machen deutlich, daß das Zusammenspiel von Komitee-
kosten, Wechselkosten und Netzwerkeffekten eine heterogene rechtliche und 
organisatorische Ausgestaltung der Standardisierung erfordert. Es fällt dabei 
auf, daß in den verschiedenen Bereichen die Kombination der verschiedenen 
Möglichkeiten der rechtlichen und organisatorischen Ausgestaltung ausschlag-
gebend ist. 

Freiwillige versus verbindliche Standardisierung 
Es läßt sich festhalten, daß im Rahmen des Modells, eine gewünschte Standar-
disierung nur über eine Ex-post-Verbindlichkeit des Komiteestandards zu reali-
sieren ist, wobei in Abhängigkeit von den Komiteekosten zwischen einer einfa-
chen Mehrheitsregel und einer Konsensregel zu wählen ist. Die Ex-post-
Verbindlichkeit zwingt die beiden Unternehmen zur Teilnahme am Komitee, 
weil das verbleibende Unternehmen aus dem Markt ausscheiden müßte, nähme 
es nicht an diesem Komitee teil. Sowohl bei der Existenz von Wechselkosten 
als auch bei Komiteekosten muß die Ex-post-Verbindlichkeit mit der Möglich-
keit eines beschränkten Komiteezutritts verbunden sein. Andernfalls besteht die 
Drohung eines, aus Sicht der Unternehmen, unkontrollierten Komiteezutritts, 
der die Gewinne wegkonkurrieren würde, so daß die beiden Unternehmen es 
dann vorzögen, über den Wettbewerb zu konkurrieren. 

Zu beachten ist hier, daß unter einer verbindlichen Standardisierung eine Ex-
post-Verbindlichkeit des Komiteestandards zu verstehen ist. Der Standard wird 
also nicht von einer Hierarchie entwickelt, sondern ein Komiteestandard wird 
für verbindlich erklärt. Dieser Effekt spielte beim Verhalten der Bewerber für 
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den US-amerikanischen HDTV-Standard eine erhebliche Rolle. Die Unterneh-
men gingen davon aus, daß die FCC den gewählten Standard verbindlich ma-
chen werde, so daß dieser Druck nicht nur hinreichend, sondern geradezu not-
wendig war, um die Unternehmen zu einer Kooperation zu zwingen. 

Entsprechend kann festgestellt werden, daß für die Bereiche, in denen Inkom-
patibilität höher eingestuft wird als eine Standardisierung, dies fast ausschließ-
lich mit Hilfe einer freiwilligen Standardisierung erreicht werden kann. Ledig-
lich in einer Region wird Inkompatibilität durch eine verbindliche Standardisie-
rung erzeugt. Dies geschieht, wenn bei Existenz von Komiteekosten durch die 
Mehrheitsregel die Gefahr besteht, daß sich die beiden Unternehmen durch ei-
nen jeweiligen exzessiven Komiteezutritt die einfache Mehrheit verschaffen 
wollen und somit ihre eigenen Gewinne reduzieren. In diesem Fall ist es für 
beide Unternehmen besser, auf die Teilnahme an einem Komitee zu verzichten. 
Damit ist das Selbstverständnis der in Kapitel 3 vorgestellten Standardisie-
rungsorganisationen ins Gegenteil verkehrt, da eine auf Freiwilligkeit basieren-
de Standardisierung lediglich die Existenz mehrerer - dann inkompatibler -
Netzwerke sicherstellt, während sie keine Standardisierung hervorzurufen in der 
Lage ist. 

Freier versus beschränkter Komiteezutritt 
Auffällig ist ferner, daß bei vernachlässigbaren Kosten des Standardisierungs-
komitees ein freier Komiteezutritt ausreicht, um Inkompatibilität zu gewährlei-
sten. Sollte eines der beiden Unternehmen sich für die Teilnahme an einem 
Standardisierungskomitee entscheiden, so würde dies zu einem erheblichen 
Komiteezutritt führen, der seinerseits bewirken würde, daß die Gewinne deut-
lich kleiner wären als bei einer Standardisierung über den Wettbewerb. Derbe-
schränkte Komiteezutritt übernimmt ganz klar eine Funktion als Marktzutritts-
schranke, ohne die eine Standardisierung im Rahmen des Komitees nicht zu-
stande käme. Begründet ist dies in den Besonderheiten der Standardisierungs-
komitees, daß z.B. alle beteiligten Unternehmen Zugang zu den Informationen 
erhalten. In der Terminologie des ersten Abschnittes des zweiten Kapitels 
„Standards und Wettbewerbsversagen" führt die Eigenschaft von Standards als 
Informationen und somit als Güter, deren Verwendung durch andere kaum aus-
geschlossen werden kann, dazu, daß durch einen beschränkten Komiteezutritt 
ein Trittbrettfahrerverhalten der Konkurrenzunternehmen verhindert bzw. aus-
geschlossen werden kann. 

Die Tatsache, daß die traditionelle rechtliche und organisatorische Ausgestal-
tung der Standardisierung keinen beschränkten Komiteezutritt vorsieht, sondern 
im Gegenteil die ,,Beteiligung aller interessierten Kreise" fordert, ist sicherlich 
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eine der Ursachen dafür, daß sich in Industrien, in denen Netzwerkeffekte eine 
erhebliche Rolle spielen, immer mehr Konsortien bilden, die sich außerhalb die-
ses traditionellen Rahmens bewegen. Diese Konsortien wählen dann durchaus 
auch die Option, Komiteezutritt nicht zuzulassen. 

Existenz versus Abwesenheit von Schutzrechten 
Aus den Tabellen, wie sie im Anhang 4 ,,Zusammenfassung der Gleichgewich-
te" zusammengestellt sind, ergibt sich, daß sich die beiden innovativen Unter-
nehmen für eine Standardisierung über den Wettbewerb als dominante Strategie 
entscheiden, wenn keine gewerblichen Schutzrechte bestehen. Dies liegt darin 
begründet, daß im Wettbewerb die Möglichkeit besteht, Informationen über die 
Technologie geheimzuhalten und damit Marktzutritt entweder zu erschweren 
oder unmöglich zu machen. Dies ist nicht möglich, wenn die Unternehmen an 
einem Standardisierungskomitee teilnehmen, da dort diese Informationen of-
fengelegt werden müssen und bei Abwesenheit gewerblicher Schutzrechte diese 
Informationen von Konkurrenten kostenlos genutzt werden können. 

Dies bedeutet, daß im Rahmen dieses statischen Modells die Abwesenheit von 
gewerblichen Schutzrechten hinreichend ist, um für Industrien mit geringeren 
Netzwerkeffekten, d.h. a < ½, die Existenz von zwei Technologien zu gewähr-
leisten. Dies ist auch von den Anwendern gewünscht, da für a < ½ Vielfalt ei-
ner Standardisierung vorgezogen wird. 

Sind hingegen die Netzwerkeffekte signifikant a > ½, so daß die Anwender 
durch die Netzwerkeffekte für den Verlust der Vielfalt kompensiert werden 
können, so sollte die Möglichkeit einer Standardisierung offengehalten werden. 
In diesem Fall müssen Mechanismen geschaffen werden, die die Innovatoren 
davor schützen, daß das von ihnen offengelegte Wissen von anderen Unterneh-
men uneingeschränkt genutzt werden kann. Für Industrien mit Netzwerkeffek-
ten a > ½ müssen dann gewerbliche Schutzrechte bestehen, um die Teilnahme 
eines der beiden oder beider gemeinsam an einem Standardisierungskomitee zu 
einer Alternative für die Unternehmen werden zu lassen. 

Konsens versus einfache Mehrheit 
Die Konsensregel fungiert in den Modellen als impliziter Mechanismus zur 
Kartellbildung. Durch einen Konsens als Mehrheitsregel verfügt jedes Unter-
nehmen über eine - schwache - Form eines Vetorechts, das von der Anzahl der 
weiterhin am Standardisierungskomitee teilnehmenden Unternehmen unberührt 
bleibt. Da die Gewinne der beiden Unternehmen allerdings sinken, wenn mehr 
Unternehmen dem Komitee beitreten und damit auch in den Markt eintreten, 
existiert bei einer Konsensregel für die beiden Unternehmen kein Anreiz, weite-
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ren Unternehmen den Marktzutritt zu gewähren. Das gilt nicht mehr, wenn eine 
einfache Mehrheitsregel betrachtet wird, bei der die Unternehmen einen Anreiz 
haben, Komiteezutritt zuzulassen, um die Mehrheit im Komitee zu erlangen. 

Eine einfache Mehrheit ist insbesondere in der Konstellation ohne Wechselko-
sten von Bedeutung. Hier ist die Kombination der einfachen Mehrheitsregel mit 
einer verbindlichen Standardisierung und einem beschränkbaren Komiteezutritt 
notwendig, um zumindest gelegentlich dafür zu sorgen, daß eines der Unter-
nehmen am Komitee teilnimmt. 

Die traditionelle Ausgestaltung der Komiteestandardisierung ist geprägt durch 
eine freiwillige Standardisierung, einen unbeschränkten Komiteezutritt, eine 
Konsensregel und eine nicht diskriminierende Lizenzierung, die auf gewerbli-
chen Schutzrechten aufbaut. Eine solche rechtliche und organisatorische Ausge-
staltung erzeugt die gewünschten Ergebnisse bei vernachlässigbaren Wechsel-
kosten nur bei jeweils moderaten Netzwerkeffekten und niedrigen Komiteeko-
sten oder bei hohen Netzwerkeffekten und hohen Komiteekosten. Ist eine Stan-
dardisierung aufgrund der niedrigen Komiteekosten und hohen Netzwerkeffekte 
wünschenswert, so ist die traditionelle Ausgestaltung nicht in der Lage, dieses 
Gleichgewicht zu erzeugen. Ähnlich sind die Ergebnisse bei Irrelevanz der Ko-
miteekosten. Die Möglichkeit eines freien Komiteezutritts allein ist ausrei-
chend, um für niedrige Netzwerkeffekte die Existenz mehrerer Netzwerke zu 
garantieren, so daß es nicht zu einer exzessiven Standardisierung kommt. Dem-
gegenüber wird eine Standardisierung in einem umfassenden Netzwerk oder in 
einem großen und einem kleinen Netzwerk nur durch einen beschränkten Ko-
miteezutritt erreicht. Eine freiwillige Standardisierung ist zwar notwendig, um 
überhaupt die Existenz zweier Netzwerke zu ermöglichen, doch muß diese 
Freiwilligkeit durch einen beschränkten Komiteezutritt unterstützt werden, da 
sonst keines der beiden Unternehmen am Komitee teilnimmt, denn ein unbe-
schränkter Zutritt führt zu einem zu intensiven Wettbewerb. 

Dies bedeutet, daß bei einer Industrie, in der die Unternehmen noch keine signi-
fikanten technologiespezifischen Investitionen getätigt haben, also keine Wech-
selkosten existieren, eine verbindliche Standardisierung bei hohen Netzwer-
keffekten und geringen Komiteekosten zu einer gewünschten Standardisierung 
führt. 

Es läßt sich somit festhalten, daß die hier gewählte Modellierung Hinweise dar-
auf gibt, daß die traditionelle rechtliche und organisatorische Ausgestaltung der 
Standardisierung nicht in der Lage ist, den Anforderungen von Netzwerkindu-
strien mit hohen Netzwerkeffekten gerecht zu werden. 
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Modellkritik und Beschränkung des Modells durch die Annahmen 
Es darf bei diesen Folgerungen natürlich nicht vergessen werden, daß für die 
Modellierung eine Reihe von zum Teil sehr restriktiven Beschränkungen vor-
genommen wurde. Diese Abstraktionen von der Wirklichkeit seien an dieser 
Stelle nochmals erwähnt und kurz diskutiert. 

• Standardisierungsprozesse sind hochgradig dynamisch, so daß ein statisches 
Modell, wie es im Rahmen dieser Arbeit Verwendung findet, nur sehr be-
grenzt die Komplexität dieser Prozesse abbilden kann. Aspekte, wie die Er-
wartungen der Konsumenten über den Erfolg oder Mißerfolg der Unterneh-
men, die z.B. auch von der Anzahl der Unternehmen, die diese Technologie 
unterstützen, abhängen kann (s. ECONOMIDES 1996b), bleiben ebenso unbe-
rücksichtigt wie die Entwicklung der installierten Bestände über die Zeit, 
Lerneffekte (s. CHOI 1996) oder wie der Einfluß der gewählten rechtlichen 
und organisatorischen Ausgestaltung auf die Produktion neuer Technologien. 

• Das Verhalten der Unternehmen wurde durch die Duopolmodelle von Cour-
not bzw. Stackelberg abgebildet, bei denen es sich um sogenannte Mengen-
duopole handelt. Dies bedeutet, daß die Unternehmen erst ihre Produktions-
menge bestimmen und diese dann weder ausdehnen noch reduzieren können, 
so daß dann die Preisbildung mit dieser vorgegebenen Menge erfolgt. Ein an-
derer Ansatz von Bertrand (siehe z.B. MAS-COLELL, WHINSTON und GREEN, 
S. 288f) geht von einem Preiswettbewerb auch von Duopolisten aus, der zu 
einem Ergebnis wie die vollständige Konkurrenz führt, d.h., der Preis wird 
bis auf das Niveau der Grenzkosten gedrückt. Wird ein solches Verhalten für 
die Unternehmen A oder B angenommen, so macht es für sie zum einen we-
niger Sinn, bei einer freiwilligen Standardisierung an einem Standardisie-
rungskomitee teilzunehmen, weil dann der Vorteil einer Stackelbergführer-
schaft verlorengeht. Zum anderen sinkt auch der Anreiz, Komiteezutritt zu-
zulassen, um die einfache Mehrheit im Komitee zu erlangen, da dieser Ko-
miteezutritt ebenfalls ein Bertrand-Verhalten zeigen und den Preis auf das 
Niveau der Grenzkosten sinken lassen wird, so daß keine Gewinne mehr zu 
realisieren sind. 

• Eine weitere Annahme, die die Bewertung in Richtung einer Bevorzugung 
einer Standardisierung durch ein Komitee verzehrt, ist die Reduktion des 
Standardisierungskomitees auf eine ausschließlich technologische Abspra-
che. Die Möglichkeit einer über technische Aspekte hinausgehenden Abspra-
che der beiden beteiligten Unternehmen wie z.B. Preis- oder Mengenabspra-
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eben, bleiben unberücksichtigt. Werden entsprechende Absprachen berück-
sichtigt, so sind Standardisierungskomitees deutlich kritischer zu bewerten.179 

• Die Entscheidungen der Unternehmen wurden als simultane Entscheidungen 
dargestellt, die im Nachhinein auch nicht mehr revidiert werden können. Die-
se Annahme entspricht offensichtlich nicht der Wirklichkeit. Die Unterneh-
men können ständig neu entscheiden, ob sie eventuell doch an einem Stan-
dardisierungskomitee teilnehmen oder aus diesem ausscheiden wollen. Diese 
Entscheidung wird auch vom Verhalten des Konkurrenzunternehmens beein-
flußt. Je nach rechtlicher und organisatorischer Ausgestaltung kann sich dann 
ein „First-mover-Vorteil" oder ein „Second-mover-Vorteil" ergeben. So kann 
sich z.B. ein Unternehmen, daß sich zuerst für eine Teilnahme an einem 
Standardisierungskomitee entscheidet, ein großes Netzwerk sichern, während 
das zweite Unternehmen dann lediglich über ein kleines Netzwerk verfügt. 
Andererseits besteht ein „Second-mover-Vorteil", wenn die Parameter z.B. 
im Bereich B der Abbildung 45 auf Seite 254 liegen. In diesem Bereich zie-
hen es die Unternehmen vor, am Komitee teilzunehmen, wenn der Konkur-
rent sich für den Wettbewerb entscheidet und vice versa. Entscheiden die 
Unternehmen simultan, dann kann das zweite Unternehmen seine Strategie so 
wählen, daß es seinen Gewinn maximiert. In einer dynamischen Welt kann 
eine solche Struktur dazu führen, daß die Unternehmen versuchen, solange 
wie möglich mit einer Entscheidung zu warten, was letztlich dazu führt, daß 
sie zunehmende Investitionen in ihre Technologie tätigen und eine gemein-
same Standardisierung immer unwahrscheinlicher wird. 

• Es wurde eine Situation mit zwei Unternehmen modelliert. Eine solche Kon-
stellation kann es zwar geben - so trafen in der Auseinandersetzung um die 
Standardisierung bei Videocassettenrecordern die beiden Unternehmen Sony 
mit Betamax und die „Victor Company of Japan" mit VHS aufeinander -, 
doch ist vielmehr zu erwarten, daß mehr als zwei Unternehmen an einem sol-
chen Standardisierungsprozeß beteiligt sind. Durch die Einführung weiterer 
Unternehmen verändert sich dann das zu verwendende Instrumentarium. 
Während die vorliegende Arbeit auf nicht-kooperativen 2-Personen-Spielen 
beruht, müssen für mehr als zwei Unternehmen Mehr-Personen-Spiele heran-
gezogen werden, die z.B. die Bildung von Koalitionen berücksichtigen. 

• Die Einflußnahme des Staates auf den Standardisierungsprozeß wurde auf die 
Setzung des rechtlichen Rahmens reduziert, wobei insbesondere die Ex-post-

179 Die Darstellung einer Reihe von Fällen, in denen Standardisierung als Teil einer Kartell-
bildung gesehen wurde, findet sich bei FAHRENDORF. 
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Verbindlichkeit des Komiteestandards als Oll-Entscheidung dargestellt wur-
de, obwohl gerade dieses Vorgehen nicht den Gegebenheiten entspricht, wie 
sie im Kapitel 5 dargestellt wurden. So steht dem Staat eine Reihe von Mög-
lichkeiten zur Verfügung, Komiteestandards rechtliche oder faktische Ver-
bindlichkeit in unterschiedlicher Intensität zu verleihen. Dabei nutzen staatli-
che Standardsetzer in zunehmendem Maße Komiteestandards und verzichten 
selber darauf, Standards zu entwickeln. (CARGILL 1997, S. 35) Auch die An-
nahme, daß sich der Umfang der gewerblichen Schutzrechte auf die gesamte 
Innovation bezieht, entspricht eher der Wunschvorstellung der Innovatoren 
als einer herrschenden Meinung. Wieweit der Umfang für die gewerblichen 
Schutzrechte sein kann oder sein sollte, war Gegenstand der Diskussion in 
Kapitel 5. 

• Ein letzter Punkt, der hier angesprochen werden soll, betrifft die Ausgangsla-
ge und hängt eng mit dem statischen Charakter der verwendeten Modelle zu-
sammen. Es wurde untersucht, wie sich zwei Unternehmen verhalten, wenn 
sie zeitgleich ihre Innovationen entwickelt haben. 180 Diese Innovationen wur-
den als isolierte Produkte modelliert, d.h., es existiert kein Konkurrenzpro-
dukt, das über einen installierten Bestand verfügt und das verdrängt werden 
soll, noch bestehen Märkte für kompatible oder inkompatible Komplemen-
tärgüter.181 Bezieht man z.B. einen existierenden Bestand in die Überlegun-
gen ein, so erhöht dies vermutlich den Anreiz für die beiden Unternehmen, 
sich in einem Standardisierungskomitee zu koordinieren und somit eine Ko-
alition gegen den bestehenden Standard zu bilden. Auf der anderen Seite 
kann z.B. ein freier Komiteezutritt dazu führen, daß das Unternehmen, dem 
der alte Standard gehört, an dem Komitee teilnimmt, um eine Koordination 
zu verhindern (bei einer Konsensregel) oder zu verlangsamen bzw. zu er-
schweren (bei einer einfachen Mehrheitsregel). 

Jede Modellierung erfordert bekanntlich die Beschränkung auf die relevanten 
Faktoren. Für das Ziel der Modellbildung in diesem Abschnitt, nämlich über das 
Verhalten von Unternehmen Auskunft zu geben, wenn diese bereits über eine 
neue Technologie verfügen und wie diese Unternehmen auf verschiedene recht-
liche und organisatorische Ausgestaltungen reagieren, mußten diese Abstrak-
tionen vorgenommen werden. Strebt man z.B. eine Dynamisierung der Analyse 
an, so scheint ein simulationsgeleiteter Ansatz gerechtfertigt, wie er z.B. für die 

180 JENSEN und THURSBY (1996) entwickelten ein dynamisches Modell, in dem zwei Unter-
nehmen einen Forschungs- und Entwicklungswettlauf um die Entwicklung eines Standards 
austragen. 

181 Für die strategischen Zusammenhänge zwischen Komplementärgütem siehe ausführlicher 
CHURCH und GANDAL (1996). 
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Formulierung von Unternehmensstrategien für eine Standardisierung durch den 
Wettbewerb durch WIESE 1990 verwendet wurde. 

Soll hingegen das Verhalten von mehreren Unternehmen untersucht werden, so 
müßten hierfür empirische Daten über das Verhalten von Unternehmen bei einer 
Standardisierung über den Wettbewerb und ihr Verhalten in Standardisierungs-
komitees erhoben werden. Erst auf einer solchen Grundlage kann dann versucht 
werden, Regelmäßigkeiten zu identifizieren. 

Trotz der zum Teil sehr restriktiven Beschränkungen, die der hier vorgestellten 
Modellbildung zugrunde liegen, lassen sich aber Aussagen ableiten, mit denen 
tatsächliche Entwicklungen und beobachtbares Verhalten von Unternehmen be-
schrieben werden können. 
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7 Zusammenfassung und Ausblick 

,,Standard setting is a complicated procedure" 
CARL TON und KLAMER 1983 

,,Für jedes komplexe Problem gibt es eine einfache Lösung, und die ist die fal-
sche." 

Eco 1989, S. 371 

Im Mittelpunkt der vorliegenden Arbeit stand der Standardisierungsprozeß per 
se. Daß es sich hierbei um einen komplexen Vorgang handelt, wurde dadurch 
offensichtlich, daß die Möglichkeit eines Trittbrettfahrens, positive Externali-
täten im Konsum und steigende Skalenerträge sowohl auf der Anwender- wie 
auch auf der Produzentenseite gleichzeitig auftreten können. 

Ein Teil der Diskussion um die Relevanz von Standards liegt in einem undiffe-
renzierten Umgang mit den Benennungen begründet. So werden beispielsweise 
die Benennungen ,,Netzwerkexternalitäten" und ,,Netzwerkeffekte" von man-
chen Autoren als synonym gesehen, wodurch verständlicherweise Widerspruch 
durch andere Autoren erfolgt. Auch der Begriff des „Standards" wird vielerorts 
unterschiedlich angewandt, so daß in der Arbeit versucht wurde, eine umfas-
sende Definition für diesen Begriff zu geben, und ihn mittels einer auf die öko-
nomischen Wirkungen abstellenden Klassifikation greifbar zu machen. So 
konnte zwischen Standards zur Reduktion oder Vermeidung externer Effekte, 
zur Senkung von Transaktionskosten, zur Erzeugung von steigenden produkti-
onsseitigen Skalenerträgen und zur Erzeugung steigender nachfrageseitiger 
Skalenerträge unterschieden werden. Für die vorliegende Arbeit spielen insbe-
sondere die letzteren eine bedeutende Rolle. 

Die Erkenntnis, daß Standards durch unterschiedliche Mechanismen entwickelt 
werden können, ist nicht neu, doch hat sich die ökonomische Auseinanderset-
zung mit den verschiedenen Mechanismen bisher nahezu ausschließlich mit der 
Standardisierung über den Wettbewerb beschäftigt. Deutlich weniger Beach-
tung fanden die Organisationen, die sich schwerpunktmäßig mit der Entwick-
lung von Standards und der Koordination der Standardisierungsarbeit beschäf-
tigen. Zur Behebung dieses Informationsdefizits wurden in Kapitel 3 einige 
ausgewählte Organisationen auf nationaler, regionaler und internationaler Ebe-
ne in ihrem Aufbau und ihren Abläufen beschrieben. Dabei wurde festgestellt, 
daß diese Organisationen ihre Wurzeln überwiegend in einer vielfaltreduzieren-
den Standardisierung haben. Es stand insbesondere der Aspekt einer Erhöhung 
der Produktivität bzw. eine Kostensenkung im Vordergrund. Dies war ein Ziel, 
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das zu einer weitestgehend homogenen Interessenlage der am Standardisie-
rungskomitee teilnehmenden Unternehmen oder anderen Interessengruppen 
führte. Standards und die Teilnahme am Standardisierungskomitee wurden nicht 
als Instrumente einer strategischen Unternehmensführung gesehen und einge-
setzt. 

Dies änderte sich jedoch durch die zunehmende Bedeutung, die Kompatibili-
tätsstandards und Netzwerkeffekte erlangten. Diese Änderung führte und führt 
zu einer Entwicklung weg von einer homogenen Interessenlage der Teilnehmer 
eines Standardisierungskomitees hin zu einer nicht nur heterogenen, sondern 
geradezu diametralen Interessenlage. Die Strukturen der in Kapitel 3 beschrie-
benen Organisationen sind aber nach wie vor auf eine Standardisierung in ei-
nem homogenen Umfeld ausgerichtet. Auf die Herausforderungen durch Indu-
strien mit Netzwerkeffekten reagieren die standardsetzenden Organisationen 
damit, daß sie die einfachen Lösungen, die sie für die vielfaltreduzierende Stan-
dardisierung entwickelt haben, auf Kompatibilitätsstandards übertragen. Nach 
Auffassung des Verfassers ist diese einfache Lösung des Problems die falsche. 

Um zu einer besseren Lösung des Problems zu kommen, wurden in Kapitel 4 
zwei qualitative Ansätze zur Beurteilung standardsetzender Mechanismen vor-
gestellt. Auf dieser Grundlage konnten vier Kriterien identifiziert werden, die 
im Zusammenhang mit einer Standardisierung in Industrien mit Netzwer-
keffekten von Bedeutung sind. Es handelt sich hierbei um die Fähigkeit, über-
haupt Koordination zu erzeugen, um die Geschwindigkeit, mit der dies erfolgt, 
die dabei anfallenden Kosten und die Wahrscheinlichkeit, die „beste" Techno-
logie auszuwählen. Anhand einer isolierten Betrachtung der standardsetzenden 
Mechanismen im Hinblick auf die vier Kriterien wurde deutlich, daß keiner der 
Mechanismen dem anderen in jeder Hinsicht überlegen ist. Der hierarchische 
Standardsetzer steht vor einem doppelten Problem. Zum einen verfügt er weder 
über Informationen bezüglich der Technologie noch bezüglich der Präferenzen 
der Anwender. Zum anderen besteht für ihn ein großes Anreizproblem, weil die 
Maximierung z.B. der realisierten Zahlungsbereitschaft nicht unbedingt den In-
teressen der staatlichen Entscheidungsträger entsprechen muß und diese dazu 
neigen, zu viele Bereiche zu stark zu standardisieren. Doch steht dem Staat die 
Möglichkeit offen, den Rahmen, in dem sich das Standardisierungskomitee und 
der Wettbewerb bewegen, zu beeinflussen. 

Dieser rechtliche Rahmen war Schwerpunkt des fünften Kapitels. Es konnten 
gegensätzliche Positionen hinsichtlich einer Ex-post-Verbindlichkeit von Ko-
miteestandards, der kartellrechtlichen Bewertung von Komitee- und Wettbe-
werbsstandards sowie der ,,richtigen" Vergabe von gewerblichen Schutzrechten 
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herausgearbeitet werden. Auf eine Berücksichtigung weiterer Berührungs-
punkte zwischen Standardisierung und dem rechtlichen Rahmen wurde ver-
zichtet, weil diese keine unmittelbaren Auswirkungen auf das strategische Ver-
halten der Unternehmen in Netzwerkindustrien besitzen. 

Der Verfasser der vorliegenden Arbeit ist der Auffassung, daß sowohl die Ko-
ordination von Unternehmen im Rahmen von Standardisierungskomitees als 
auch das Verhalten von Unternehmen im Standardisierungsprozeß über den 
Wettbewerb wettbewerbsrechtlich besondere Beachtung verdient, weil grund-
sätzlich die Möglichkeit eines Mißbrauchs mit erheblichen Auswirkungen auf 
die Wettbewerbslage eines Markts besteht. 

Aber auch die Vergabe von gewerblichen Schutzrechten, wie sie heute prakti-
ziert wird, darf in ihren negativen Auswirkungen auf den zukünftigen Wettbe-
werb des betrachteten Produktes und dem heutigen und zukünftigen Wettbe-
werb für Komplementärgüter nicht unterschätzt werden. Das Verhalten, die 
rechtlichen Instrumente, die in einer Zeit entstanden, da sich das menschliche 
Wissen alle einhundert Jahre verdoppelte (DAVIS III, S. 21), auf Industrien zu 
übertragen, die die Tendenz zum Überleben nur einer technologischen Lösung 
haben, erinnert an das Verhalten der standardsetzenden Organisationen des 
dritten Kapitels. So wie deren Ablauforganisation nicht geeignet ist, den Her-
ausforderungen von Kompatibilitätsstandards zu begegnen, sind auch die heute 
angewandten rechtlichen Bedingungen ungeeignet, eine gewünschte Standardi-
sierung durchzusetzen. 

Auf der Suche nach einer besseren Struktur für die Entwicklung und Festlegung 
von Kompatibilitätsstandards gibt die vorgelegte Arbeit Anhaltspunkte für das 
Verhalten von Unternehmen, wenn eine Beschränkung auf das Kriterium der 
Koordination der Beteiligten erfolgt. Die drei verbleibenden Aspekte wie Ko-
sten, Geschwindigkeit und Superiorität bleiben unberücksichtigt. Die Analyse 
der Auswirkungen dieser Aspekte auf das Verhalten von Unternehmen und den 
Standardisierungsprozeß sowie eventuelle Verknüpfungen bleibt zukünftigen 
Arbeiten vorbehalten. 

Im Gegensatz zu den dargestellten Arbeiten von FARRELL und SAL0NER (1986b 
und 1988) sowie G0ERKE und HOLLER (1995) wurde der Standardisierungspro-
zeß in dieser Arbeit als von den Unternehmen dominiert modelliert. Darüber 
hinaus konnten die Erkenntnisse aus dem fünften Kapitel genutzt und die Stan-
dardisierungsprozesse in Abhängigkeit vom jeweiligen rechtlichen Rahmen 
untersucht werden. Die Ergebnisse, die aufgrund der gemachten Annahmen 
keine Allgemeingültigkeit beanspruchen, deuten darauf hin, daß z.B. die Dro-
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hung einer Ex-post-Verbindlichkeit von Komiteestandards die Unternehmen zu 
einer Ex-ante-Kooperation führt, so daß eine Koordination der Beteiligten und 
somit Standardisierung erreicht wird. Zu beachten bleibt natürlich, daß in dem 
Modell keine dynamischen Wirkungen untersucht wurden, doch ist kaum zu 
erwarten, daß sich dieses Verhalten der Unternehmen in einem dynamischen 
Modell ändert. 

Weiterhin konnte eine Verbindung zwischen einem beschränkten Komiteezutritt 
und den untersuchten Mehrheitsregeln festgestellt werden. Eine einfache Mehr-
heitsregel kann dazu führen, daß die beiden betrachteten innovativen Unter-
nehmen Komiteezutritt zulassen, obwohl ein beschränkter Komiteezutritt vom 
Wettbewerbsrecht her möglich ist. Ist hingegen eine Konsensregel implemen-
tiert, so realisiert sich dieser Effekt nicht, die Unternehmen haben dann keinen 
Anreiz, anderen Unternehmen den Komiteezutritt zu gestatten. 

Somit bleibt festzuhalten, daß für unterschiedliche hohe Kosten, die die Teil-
nahme an einem Komitee verursacht, und der Kosten, die für einen Wechsel 
von einer Technologie zur anderen entstehen, sowie der Netzwerkeffekte auch 
unterschiedliche rechtliche und organisatorische Ausgestaltungen erforderlich 
sind. Die Verwendung von Komiteestandards durch den Staat ist zwar von der 
demokratischen Legitimation her kritisch zu sehen, kann aber im Zusammen-
hang mit Netzwerkeffekten durchaus positive Auswirkungen auf die Koordina-
tionsfähigkeit der Unternehmen im Wettbewerb haben. 

Doch bevor detailliertere Aussagen über Reformen im Bereich der Standardisie-
rung gegeben werden können, ist noch hinreichend viel Forschungsarbeit zu 
leisten. Die vorliegende Arbeit kann nicht alle Frage beantworten, die sich im 
Zusammenhang mit einer optimalen Ausgestaltung der rechtlichen und organi-
satorischen Struktur standardsetzender Institutionen stellen. So bleiben natür-
lich Fragen unbeantwortet, die im Zusammenhang mit den im Rahmen dieser 
Untersuchung vernachlässigten Bestimmungsfaktoren stehen. Abschließend 
sollen einige dieser Fragen aufgeworfen und kurz diskutiert werden: 

• Geschwindigkeit der Standardisierung 
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Eine lohnenswerte Aufgabe stellt sicherlich eine Untersuchung über die 
jeweilige Geschwindigkeit, mit der einer der Mechanismen Standardisie-
rung erreicht, dar. Daß Geschwindigkeit von großer Relevanz ist, wenn es 
darum geht, die institutionelle Ausgestaltung zu optimieren, ist unbestrit-
ten. Hierfür müssen allerdings vorab Daten über die Dauer der verschiede-
nen Prozesse innerhalb der jeweiligen Mechanismen gesammelt werden, 
um Anhaltspunkte für die Bestimmungsgrößen sowohl in qualitativer wie 



auch quantitativer Hinsicht zu gewinnen. Daß die Heterogenität der Inter-
essen und die Abstimmungsregeln wichtige Parameter in diesem Zusam-
menhang sind, wurde oben bereits angesprochen, doch bleibt es zukünfti-
gen Forschungsarbeiten vorbehalten, diese Zusammenhänge noch weiter 
zu beleuchten. Daß daneben auch in den Personen liegende Faktoren den 
Standardisierungsprozeß insbesondere im Rahmen des Komitees beein-
flussen (können), zeigt eine Untersuchung von SPRING u.a. (1995), in der 
auch der Einfluß des jeweiligen Vorsitzenden des Standardisierungskomi-
tees untersucht wurde. 

• Pfadabhängigkeit dritter Ordnung 
Große Anerkennung dürfte dem Forscher gewiß sein, dem es gelingt, ein 
unbestrittenes Beispiel für das Versagen des Wettbewerbs bei der Wahl der 
,,richtigen" Technologie zu finden. Die von LIEBOWITZ und MARGOLIS 
vorgebrachte Kritik, daß lediglich eine Pfadabhängigkeit dritten Grades als 
Marktversagen bezeichnet werden und damit einen Eingriff des Staates 
rechtfertigen könne, stellt ein starkes Argument gegen einen Eingriff des 
Staates in den Standardisierungsprozeß dar. Solange sich die Beispiele, die 
für ein Versagen des Wettbewerbs herangezogen werden, auf Informati-
onsdefizite zum Entscheidungszeitpunkt reduzieren lassen, können sie 
nicht als Argument für einen staatlichen Eingriff herangezogen werden. 

• Internalisierung von Netzwerkexternalitäten 
Auch eine erweiterte Untersuchung von Netzwerkexternalitäten, d.h. von 
Externalitäten, die zu einem zu kleinen Netzwerk führen, und möglichen 
lnternalisierungsmechanismen ist ein Forschungsfeld, auf dem bisher ver-
gleichsweise wenig gearbeitet wurde. 

• Standards zur Reduktion der Vielfalt oder externer Effekte und zum 
Senken von Transaktionskosten 
Eine umfassende Analyse standardsetzender Institutionen muß sich von 
der Beschränkung auf eine Art von Standard lösen. Nötig sind weitere 
Untersuchungen im Hinblick auf eine optimale Struktur für die Entwick-
lung von Standards, die sich nicht mit Kompatibilität, sondern mit der Re-
duktion der Vielfalt, dem Verhindern von externen Effekten oder dem 
Senken von Transaktionskosten aufgrund von Informationsasymmetrien 
beschäftigen. 

• Interessengruppen und ihr Einfluß auf den Standardisierungsprozeß 
Im Rahmen dieser Arbeit wurden die Interessengruppen, die am Standardi-
sierungsprozeß teilnehmen, auf die Gruppen der Produzenten bzw. An-
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wender reduziert. Während die Produzentengruppe in die innovativen Un-
ternehmen und die Imitatoren zerfiel, wurden die Anwender als eine ho-
mogene Gruppe behandelt, während sie doch in der Realität sehr heterogen 
strukturiert ist. (RANKINE 1995) Andere Interessengruppen, wie Gewerk-
schaften (HUIGEN 1992), Forschungsinstitute etc. versuchen, ebenfalls Ein-
fluß auf die Standardisierung zu nehmen. Somit wird offensichtlich, daß 
das Terrain, auf dem die Vielzahl an Interessengruppen bestrebt ist, den 
Standardisierungsprozeß im eigenen Sinne zu beeinflussen, ein reiches 
Feld für weitergehende Forschungsarbeiten ist. 

• Funktionen des Standardisierungswesens 
In der vorliegenden Arbeit stand die Funktion der „Erstellung von Stan-
dards" im Vordergrund der Untersuchung. Entsprechend können auch die 
Ergebnisse nur auf diese Funktion bezogen werden. Eine Erweiterung der 
vorliegenden Arbeit im Hinblick auf die anderen Funktionen eines Stan-
dardisierungswesens wie die „Verbreitung von Standards", das ,,Imple-
mentieren von Standards" sowie die Bereitstellung von ,,Hilfsfunktionen" 
ist notwendig. 

• Dynamische Standardisierung 
In der vorliegenden Arbeit wurde ein statisches Modell gewählt, da dies 
hinreichend ist, um den gewählten Aspekt der Koordinationsfähigkeit der 
Mechanismen zu untersuchen. Da aber der Standardisierungsprozeß auch 
dynamische Aspekte beinhaltet, ist eine entsprechende Erweiterung der 
Untersuchungen notwendig. 

Über die Aspekte hinaus, die im Rahmen dieser Arbeit keinen unmittelbaren 
Eingang in die Modellierung und Untersuchung gefunden haben, sind Zusam-
menhänge zwischen einer Standardisierung und einer Vielzahl makroökonomi-
scher Daten bis dato ungeklärt. So existieren zwar Versuche, die Intensität der 
Standardisierung als Einflußgröße des Wachstums zu interpretieren, doch sind 
die bisherigen Ergebnisse wenig befriedigend. 

• Standardisierung und Handel 
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Während einerseits die Bedeutung von Standards als Handelshemmnis 
weitestgehend unbestritten ist, existieren andererseits keine dem Verfasser 
bekannten Untersuchungen über die den Handel fördernden Wirkungen 
von Standards. 



• Standardisierung und Einkommensverteilung 
Ein weiterer Aspekt, der im Zusammenhang mit der zunehmenden Bedeu-
tung von Industrien mit Netzwerkeffekten und Kompatibilitätsstandards zu 
sehen ist, ist eine daraus resultierende Polarisierung der Märkte. Je wichti-
ger Netzwerkeffekte werden und je besser die Möglichkeiten sind, die ei-
gene Technologie zu schützen, um so größer werden die Gewinne, die auf 
das im Markt verbleigende Unternehmen warten. In Märkten ohne Netz-
werkeffekte können viele Unternehmen bzw. viele Technologien neben-
einander existieren, in Märkten mit Netzwerkeffekten nur eine Technolo-
gie. Das Unternehmen, das über diese Technologie oder die Schnittstellen 
dazu verfügt, beherrscht den Markt und kann die ökonomischen Renten 
abschöpfen. Diese Entwicklung kann erheblichen Einfluß sowohl auf Lei-
stungsbilanzen als auch auf die nationalen Einkommensentwicklungen ha-
ben_ 1s2 

Auch wenn die vorliegende Arbeit nur einen kleinen Baustein für ein besseres 
Verständnis des Standardisierungsprozesses liefert, so bleibt doch festzuhalten, 
daß sich die Forschung erst in jüngster Zeit mit dem Standardisierungsprozeß 
per se auseinandersetzt und sich die Analyse somit noch in einem Anfangssta-
dium befindet. Die Quintessenz der hier durchgeführten Untersuchung kann ab-
schließend am besten durch eine kleine Änderung des Zitats von BESEN und 
SALONER (1989) wiedergegeben werden: 

,,There [ought tobe] no standard way in which a standard is produced." 

182 Mein Dank gilt hier Jens Maßmann, der mich auf diesen Zusammenhang aufmerksam 
machte. 
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Anhang 





8 Einfache spieltheoretische Konzepte 

,,A game is a formal representation of a situation in which a number 
of individuals interact in a setting of strategic interdependence." 

MAS-COLELL, WHINSTON und GREEN, 1995, s. 219 

Im Verlauf dieser Arbeit wird immer wieder auf Erklärungs- und Darstellungs-
muster aus der Spieltheorie verwiesen. Die diesen zugrunde liegenden Mecha-
nismen werden in diesem Abschnitt anhand einiger „berühmt" gewordener 
Spielsituationen näher illustriert. In diesen Darstellungen wird die sogenannte 
Normalform gewählt183 , da sie den strategischen Charakter der Situation nach 
Auffassung des Verfassers plastischer macht. 

Wenn in den folgenden Ausführungen zur Spieltheorie der Begriff des Gleich-
gewichtes verwendet wird, so bezieht sich dieser immer auf ein Nash-
Gleichgewicht. Dieses kann wie folgt charakterisiert werden: 

„Tue combination of strategies in a game such that neither player has 
an incentive to change strategies given the strategy of his opponent." 

FRANK, 1992,S.457 

Das Gefangenendilemma 

,,Demnach hält ein Staatsanwalt zwei Männer in Untersuchungshaft, 
die des Raubs verdächtigt sind. Die gegen die beiden vorliegenden 
Indizien reichen aber nicht aus, um den Fall vor Gericht zu bringen. 
Er läßt sich die beiden Gefangenen vorführen und teilt ihnen unver-
blümt mit, daß er zu ihrer Anklage ein Geständnis brauche. Ferner er-
klärt er ihnen, daß er sie dann, wenn beide den Raubüberfall leugnen, 
nur wegen illegalen Waffenbesitzes zur Anklage bringen kann und 
daß sie dafür schlimmstenfalls zu je sechs Monaten Gefängnis verur-
teilt werden könnten. Gestehen beide aber die Tat ein, so werde er da-
für sorgen, daß sie nur das Mindestmaß für Raub, nämlich zwei Jahre 
Gefängnis, bekommen. Wenn aber nur einer ein Geständnis ablegt, 
der andere aber weiterhin die Tat leugnet, würde der Geständige da-

183 Daneben existiert die „extensive Form", bei der eine strategische Situation mit Hilfe eines 
Spielbaumes analysiert wird. Der Spielbaum hat den Vorteil, eine Abfolge von Entschei-
dungen darstellen zu können, während bei der Normalform die Gleichzeitigkeit der Ent-
scheidung angenommen wird. (Vgl. u.a. GIBBONS 1992, S. 3f) 
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mit zum Kronzeugen und ginge frei aus, während der andere das 
Höchststrafmaß, nämlich zwanzig Jahre, erhalten würde. Ohne ihnen 
die Möglichkeit einer Aussprache zu geben, schickt er die Gefange-
nen in getrennte Zellen zurück und macht damit jede Kommunikation 
zwischen ihnen unmöglich." 

Watzlawick, 1976, S. 103f 

Diese Entscheidungssituation, vor der die beiden Gefangenen stehen, wird in 
Tabelle 26 umgesetzt, wobei die dort eingetragenen Strafen im folgenden als 
Auszahlungen bezeichnet werden, da dies der Terminologie der Spieltheorie 
entspricht. 

Gefangener 2 
leugnen gestehen 

leugnen 6 Monate Kronzeuge 
Gefangener 6 Monate 20 Jahre, 

1 
gestehen 20 Jahre 2 Jahre 

Kronzeuge 2 Jahre 

Tabelle 26: Darstellung eines Gefangenendilemmas184 

Die Tabelle 26 ist dabei wie folgt zu lesen: Entscheiden sich beide Gefangenen 
dafür zu leugnen, so erhalten sie jeweils eine Auszahlung, d.h. in diesem Fall 
eine Strafe in Höhe von jeweils sechs Monaten Gefängnis. 185 Entsprechend sind 
die Auszahlungen bei einem gemeinsamen Geständnis jeweils zwei Jahre. Ge-
steht nur der Gefangene 1, so wird er zum Kronzeugen und freigesprochen, 
während der Gefangene 2 leugnet und aufgrund des Geständnisses des Gefan-
genen 1 zu zwanzig Jahren verurteilt wird. 

Beide Gefangenen stehen nun vor einem Entscheidungsproblem: Sollen sie je-
weils gestehen oder leugnen? Aufgrund der Symmetrie genügt es, die Situation 
des Gefangenen 1 zu untersuchen: 

a) Angenommen der Gefangene 2 leugnet, dann ist es für den Gefangenen 1 am 
besten zu gestehen, da er dann als Kronzeuge dient, während er zu sechs Mo-
naten Gefängnis verurteilt würde, wenn er leugnet. 

184 Vgl. z.B. FRANK 1991, S. 452. 
185 In der Spieltheorie wird zwar der Begriff der Auszahlung verwendet, ohne daß damit aller-

dings eine Beschränkung auf monetäre Größen erfolgt. 
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b) Angenommen der Gefangene 2 gesteht, dann ist es für den Gefangenen 1 am 
besten, ebenfalls zu gestehen, da er dann zwei Jahre Gefängnis bekommt, 
während ihm zwanzig Jahre drohen, sollte er leugnen. 

In dieser Konstellation ist es also für den Gefangenen 1 - unabhängig vom Ver-
halten des Gefangenen 2 - besser zu gestehen als zu leugnen. Aufgrund der 
Symmetrie des Spiels gilt dies auch für den Gefangenen 2, so daß beide Gefan-
genen leugnen und jeweils zu zwei Jahren Gefängnis verurteilt werden. Die 
Strategie zu gestehen, dominiert die Strategie zu leugnen streng, d.h. die Aus-
zahlungen bei einem Geständnis sind immer größer als bei einem Leugnen. 186 

Ärgerlich für die beiden Gefangenen ist, daß sie sich beide besser stellen könn-
ten, wenn sie beide leugnen würden. 

In der ursprünglichen Darstellung des Gefangenendilemmas ist die Kommuni-
kation zwischen den Gefangenen ausgeschlossen, obwohl dies keinen Einfluß 
auf das Ergebnis bzw. das Gleichgewicht hat, da durch eine Kommunikation 
weder die Auszahlungen noch die Anreize verändert werden. 

„TOSCA'S DILEMMA 
In Puccini' s opera Tosca, there is a police chief called Scarpia who 
lusts after Tosca. He has an opportunity to pursue this lust because 
Tosca's lover is arrested and condemned to death. This enables Scar-
pia to offer to fake the execution of Tosca's lover if she will agree to 
submit to his advances. Tosca agrees and Scarpia orders blanks to be 
substituted for the bullets of the firing squad. However, as they em-
brace, Tosca stabs and kills Scarpia. Unfortunately, Scarpia has also 
defected on the arrangement as the bullets were real. Thus an elated 
Tosca, expecting to find her lover and make good their escape, actu-
ally discovers that he has been executed; and in one of opera's clas-
sics tragic conclusions, she leaps to her death." 

Heap und Varoufakis, 1995, S. 147 

Die Möglichkeit der Kommunikation bietet also keinen Ausweg aus dem Ge-
fangenendilemma. Doch existieren zwei Möglichkeiten, wie durch eine Verän-
derung der Spielregeln ein Ausweg geschaffen werden kann. Zum einen können 
die Gefangenen sich besserstellen und dem unangenehmen dominanten Gleich-
gewicht entgehen, wenn sie bindende Verpflichtungen eingehen können, d.h. 
einen Mechanismus schaffen, der sie zwingt zu leugnen. 187 

186 Sind die Auszahlungen einer Strategie nicht niedriger als bei einer zweiten Strategie und 
ist mindestens eine Auszahlung größer, so liegt eine schwache Dominanz vor. 

187 Vgl. HOLI.ER und ILLING, 1991, s. 9. 
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Auf der Tatsache, daß das Gefangenendilemma genau einmal gespielt wird, ba-
siert die zweite Lösung. Wird das Gefangenendilemma immer wieder gespielt, 
wobei es wichtig ist, daß es nicht nur mit einer vorher bekannten Häufigkeit 
wiederholt wird, so kann dies zu einem kooperativen Verhalten der beteiligten 
Spieler führen. 188 

Der Kampf der Geschlechter 

Das zweite berühmte Spiel, das hier kurz vorgestellt werden soll, ist der „Kampf 
der Geschlechter". 

,,In the traditional exposition of the game (which, it will be clear, 
dates back from the 1950s), a man and a woman are trying to decide 
on an evening's entertainment; [ ... ]. While at separate workplaces, Pat 
and Chris must choose to attend either the opera or a prize fight. Both 
players would rather spend the evening together than apart, but Pat 
would rather they be together at the prize fight while Chris would 
rather they be together at the opera,[ ... ]. 

Gibbons, 1992,S. 11 

Pat 
Boxen Oper 

Boxen 1 0 
Chris 2 0 

Oper 0 2 
0 1 

Tabelle 27: Darstellung eines Kampfes der Geschlechter 

In dieser Konstellation existiert nicht ein Gleichgewicht wie beim Gefangenen-
dilemma; vielmehr existieren hier drei Gleichgewichte, von denen zwei offen-
sichtlich sind: {beide gehen in die Oper} und {beide gehen zum Boxen}. Bei 

188 In dem bekannten Computerturnier von AXEL.ROD setzte sich eine Tit-for-Tat-Strategie 
durch. Diese Strategie besagt, daß in einer Situation wie dem Gefangenendilemma eine 
Abweichung von der kooperativen Strategie (leugnen) im nächsten Spiel durch eigenes un-
kooperatives Verhalten „bestraft" wird. Der Vorteil dieser Strategie ist, daß bei Aufeinan-
dertreffen zweier kooperativ ausgerichteter Strategien diese die vollen Vorteile der Koope-
ration realisieren, während sie im Zusammenspiel mit einer unkooperativen Strategie eine 
übermäßige Ausbeutung durch den (zumindest temporären) Wechsel auf ebenfalls unko-
operatives Verhalten vermeiden. Die Ergebnisse dieser Computersimulation finden sich bei 
AXEL.ROD. 
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beiden Gleichgewichten handelt es sich um Nash-Gleichgewichte, d.h., keiner 
hat - gegeben die Strategie des Gegenspielers - einen Anreiz, von der Gleich-
gewichtsstrategie abzuweichen. Beide Gleichgewichte beziehen sich auf reine 
Strategien. Darüber hinaus existiert ein weiteres Gleichgewicht in sogenannten 
gemischten Strategien, d.h., die Spieler überlassen die Auswahl der zu spielen-
den Strategie einem Zufallsmechanismus. Die Spieler bestimmen lediglich die 
jeweiligen Wahrscheinlichkeiten, mit denen der Zufallsmechanismus arbeiten 
soll. 

Das Gleichgewicht in gemischten Strategien wird dabei nach dem folgenden 
Verfahren ermittelt. 189 Spieler 2 verteilt die Wahrscheinlichkeiten für seine 
Strategien dergestalt, daß Spieler 1 gerade indifferent zwischen seinen Strategi-
en ist. Die Wahrscheinlichkeit für die Strategie ,,Boxen" sei dabei „p" und die 
für „Oper" sei „1-p". Die Indifferenz des Spielers 1 kann dann durch die fol-
gende Gleichung ausgedrückt werden: 

p 2 + (1-p) 0 = p O + (1-p) 1 
1 

=>p=-. 
3 

Das gleiche V erfahren kann auf den Spieler 1 angewendet werden, der zu den 
entsprechenden Wahrscheinlichkeiten kommt, so daß sich die Tabelle 28 ergibt. 

Spieler 2 
Boxen Tanzen 

1 2 - -
3 3 

2 - 1 0 
Spieler 1 Boxen 3 2 0 

1 - 0 2 
Tanzen 3 0 1 

Tabelle 28: Darstellung eines Kampfes der Geschlechter mit Wahrschein-
lichkeiten 

In diesem Gleichgewicht in gemischten Strategien läßt sich der erwartete Wert 
der Auszahlungen EV berechnen: 

21 22 11 12 2 
EV =--2+--0+--0+--1 =-. 

33 33 33 33 3 

189 Zum einfacheren Verständnis wird hier ein numerisches Beispiel verwendet. Eine allge-
meine Darstellung findet sich z.B. bei GOIB, 1992, S. 169. 
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Die Problematik des Kampfes der Geschlechter kann z.B. dadurch gelöst wer-
den, daß Seitenzahlungen zwischen den Spielern zugelassen werden. Seiten-
zahlungen sehen vor, daß ein Nutzentransfer von einem Spieler zum anderen 
möglich ist. 

Reines Koordinationsspiel 

Als ein Spezialfall des Kampfes der Geschlechter können reine Koordinations-
spiele aufgefaßt werden, bei denen keine Präferenz bezüglich irgendeiner der 
zur Verfügung stehenden Strategien besteht. 

Spieler 2 
Linksverkehr Rechtsverkehr 

Linksverkehr 2 0 
Spieler 1 2 0 

Rechtsverkehr 0 2 
0 2 

Tabelle 29: Darstellung eines Koordinationsspieles 

Hier dominiert der Wunsch nach einer erfolgreichen Koordination, d.h., es sol-
len alle auf der linken oder rechten Fahrbahnseite fahren, aber keinesfalls mal 
auf der einen und mal auf der anderen; denn auch dieses Spiel hat drei Gleich-
gewichte. Davon sind wieder zwei Gleichgewichte in reinen Strategien und ei-
nes in gemischten Strategien. Im gewählten Beispiel gehört das Gleichgewicht 
in gemischten Strategien sicherlich zu den nicht erwünschten Ergebnissen. 

In dieser Konstellation kann eine Lösung durch die Möglichkeit der Kommuni-
kation realisiert werden, um Koordination zu gewährleisten. Ist diese Kommu-
nikation z.B. aufgrund von Transaktionskosten nicht möglich, so müssen andere 
Mechanismen gesucht werden, um Koordination zu erreichen und ein nicht er-
wünschtes Gleichgewicht in gemischten Strategien zu vermeiden. 

Zusammenfassung 

Somit wurden nun die spieltheoretischen Konzepte und die Terminologie einge-
führt, wie sie für den weiteren Verlauf der vorliegenden Arbeit notwendig sind: 

306 



• Normalform, d.h. die Darstellung einer strategischen Situation in einer 
Matrix, 
• Strategie, d.h. die Verhaltensmöglichkeiten der Spieler, 
• Auszahlung, d.h. die nicht notwendigerweise monetären Ergebnisse für 
die Spieler, 
• Gleichgewicht in reinen Strategien und 
• Gleichgewicht in gemischten Strategien. 

Darüber hinaus wurde auf die Bedeutung der Spielregeln verwiesen, deren Än-
derung den Charakter z.B. des Gefangenendilemmas oder des Kampfes der Ge-
schlechter entscheidend verändern kann. Hierzu gehören Aussagen über: 

• die Möglichkeiten einer Kommunikation, 
• die Möglichkeiten von Selbstbindungen und 
• die Möglichkeiten von Seitenzahlungen. 
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9 Eine kurze Einführung in die Grundlagen der Duopoltheo-
ne 

Allgemeine Darstellung des Problems190 

Das Oligopolproblem besteht darin, daß das Verhalten der beteiligten Unter-
nehmen auf verschiedene Weise zusammenhängt. Die Unternehmen produzie-
ren ein homogenes Gut mit den Produktionsfunktionen: 
x; ==f(r;',r;2,r;3, ... ,r;°), wobei xi die produzierte Menge des i-ten Unternehmens ist 
und r den Einsatz der Inputfaktoren 1-n darstellt. 

Der Preis für den Output ergibt sich aus dem aggregierten Angebot der i Unter-
nehmen: 

p=p( ~>i) 
' 

wobei jede Erhöhung der Menge zu einer Senkung des Gleichgewichtspreises 
führt: 

~>0 Vi 
ax; 
Der Preis w der Inputfaktoren ergibt sich aus der aggregierten Nachfrage der i 
Unternehmen: 

wi =w{~>i) 
' 

wobei eine Erhöhung der Nachfrage zu einer Erhöhung des Gleichgewichtsprei-
ses führt: 

aw >0 Vj 
arl 

Die Maxirnierungsaufgabe eines Unternehmens lautet dann: 
n 

Ml,l.X p(xA,x-A)xA - I, w~(r!,r~A)rl 
X.4.,r_!.~O j=l 

unter der Nebenbedingung 
f ( 1 2 3 ") XA = A rA,rA,rA•···,rA 

wobei x.A ( bzw. LA) für die Produktionsmenge (bzw. Nachfragemenge) aller 
Unternehmen ohne Unternehmen A steht. 

190 Die gewählte Darstellung beruht auf BORMANN, KLEINEMEYER und MABMANN 1989. 
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Die Lagrange-Funktion mit dem Lagrange-Multiplikator A für dieses Maximie-
rungsproblem lautet: 

n 

L = p(xA,x-A)xA - r w~ (r!,r~A)rl + A(fA (r!,r1,r1, ... ,r~)-xA) 
j=I 

\ij, 

xA( L ~~) rl( L a~i ar~) 
Die Terme i,i„Aaxi axA und i,i„A ari arA werden auch als „conjectural 
variation" bezeichnet (FRIEDMAN, 1982, S. 508). Sie bilden die Reaktionen des 
Güterpreises (bzw. Faktorpreises) auf Reaktionen der Konkurrenten ab, die 
wiederum auf Mengenänderungen des Unternehmens A reagieren. 

Ein einfaches Beispie/191 

Um die den folgenden Verfahren zugrunde liegenden Mechanismen anschaulich 
zu machen, werden im Vergleich zu der oben gegebenen allgemeinen Einfüh-
rung einige Vereinfachungen vorgenommen. So wird auf eine Modellierung des 
Inputmarktes verzichtet; weiterhin werden ausschließlich zwei Unternehmen 
betrachtet, die einer linearen Nachfragefunktion gegenüberstehen und ohne 
Grenzkosten produzieren können. 

Es wird ferner unterstellt, daß zwei Unternehmen A und B auf einem gemein-
samen Markt aktiv sind und jeweils versuchen, ihre Gewinne zu maximieren. 
Sie sehen sich einer gemeinsamen Nachfragefunktion X(p) gegenüber. Beide 
Unternehmen entscheiden gleichzeitig über ihre Produktionsmenge xA bzw. x8 , 

womit dann auch der Preis durch die inverse Nachfragefunktion p(X) bestimmt 

191 Entsprechende Darstellungen können einführenden Lehrbüchern zur Mikroökonomik ent-
nommen werden. So beispielsweise FRANK 1992, S. 444ff, KREPS 1994, S. 287 ff oder 
MAS-COLELL, WHINSTON und GREEN 1995, S.387 ff. 

310 



ist, wobei X = xA + x8 darstellt. Die inverse Nachfragefunktion sei beispielswei-
se p(x) = a -XA -Xa. 
Beide Unternehmen müssen nun eine Entscheidung über ihre jeweilige Produk-
tionsmenge treffen. So steht Unternehmen A also vor dem folgenden Maximie-
rungsproblem: 
Max(a-xA -Xe)XA. 

XA:2:0 

Die Bedingung erster Ordnung lautet: 
dG dXe 
--=a-2xA -Xe -xA--= 0. 
dXA dXA 

Hierbei stellt der Term 
dXe XA-;--
aXA 

die Mengenreaktion des Unternehmens B auf Veränderungen der Produktions-
menge des Unternehmens A dar. 

Coumot-Verhalten 

Im Cournot-Fall wird angenommen, daß die beiden Unternehmen davon ausge-
hen, keinen Einfluß auf das Verhalten des anderen Unternehmens zu haben, so 
daß dieser Term den Wert Null annimmt. Die Optimalitätsbedingung verein-
facht sich somit zu: 
cJG 
--= a-2xA -Xe= 0. 
dXA 

Hieraus läßt sich durch Auflösen nach xA die Reaktionsfunktion des Unterneh-
mens A ermitteln: 

X _ a-xe a-xA 
A- X=--

2 und aufgrund der Symmetrie auch für Unternehmen B e 2 
Diese Reaktionsfunktionen können anhand einer Graphik veranschaulicht wer-
den. Setzt man nun die Reaktionsfunktion des einen Unternehmens in die des 
anderen ein, 

a-(-a-/A) 
XA=-~-2-~ 

so berechnen sich die Gleichgewichtsmengen als 
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• • a 
XA=Xs=-. 

3 

a 

a/2 

Reaktionsfunktion des 

Unternehmens A 

Reaktionsfunktion 

des Unternehmens B 

a/3 a/2 a 

Abbildung 48: Reaktionsfunktionen von Duopolisten im Cournot-Modell 

Setzt man diese Mengen in die inverse Nachfragefunktion ein, so errechnet sich 
der Preis als: 

• a 
p =-. 

3 

Damit lassen sich nun die Gewinne der Unternehmen berechnen: 
2 

II• • • a a a 
A =p XA =33=9. 

Stackelberg-Verhalten 

Hier wird nun angenommen, daß sich eines der beiden Unternehmen überlegt, 
daß es durch die eigene Entscheidung Einfluß auf die Produktionsmenge des 
anderen Unternehmens haben kann. Damit nimmt der Term 

ax8 
XA-a 

XA 

nicht mehr den Wert Null an. 
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Während Unternehmen B sich weiterhin als Cournot-Duopolist und sich somit 
gemäß der Reaktionsfunktion 

a-x X ___ A 

B - 2 

verhält, bezieht Unternehmen A das Verhalten des Unternehmens B in sein Ma-
ximierungsverhalten ein: 
Max(a-xA -xB(xA))xA. 

XA~Q 

Die Optimalitätsbedingung der ersten Ordnung lautet wieder 
aG dXa 
--=a-2xA -XB -XA--=0. 
dXA dXA 

dx 8 

Nach Einsetzen von x8 (xA) und axA ergibt sich 

dG =a-2xA -(a-xA)+~=O 
dXA 2 2 , 

wobei nun 
dx 8 1 
--=--
dXA 2 

Auflösen nach XA ergibt dann: 
• a 

XA =2. 
Dieses wiederum in die Reaktionsfunktion des Unternehmens B eingesetzt, er-
gibt die Gleichgewichtsmenge für Unternehmen B 

• a 
Xa =4. 

Der Gleichgewichtspreis p(x) = a - XA - x8 ergibt sich nun als 
, a a a 

p =a----=-. 
2 4 4 

Die Gewinne der Unternehmen belaufen sich dann auf: 

2 

n. -~ 
A-

8 
2 

n· =~ 
B 16 

Das Unternehmen, das die Reaktion des Konkurrenten in seine Überlegungen 
einbezieht, kann also einen größeren Gewinn realisieren, allerdings nur, wenn 
der Konkurrent in seinem Cournot-Verhalten verharrt. 
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10 Ermitteln der Gleichgewichte 

Die Erkenntnisse des Kapitels 5 ,,Die rechtliche Dimension der Standardisie-
rung" sollen Eingang in die Überlegungen finden. So werden Szenarien danach 
gebildet, ob es eine freiwillige oder eine verbindliche Standardisierung gibt, ob 
die Technologie bzw. der Standard über gewerbliche Schutzrechte geschützt 
werden kann und welcher Abstimmungsmechanismus - einfache Mehrheit oder 
Konsensentscheid - im Komitee herangezogen wird. Ein letzter Aspekt berück-
sichtigt die Möglichkeit, Unternehmen von der Teilnahme am Standardisie-
rungskomitee auszuschließen. Aus diesen Kombinationsmöglichkeiten: 

• verbindliche versus freiwillige Standardisierung, 
• gewerbliche Schutzrechte versus offene Technologien, 
• Konsensregel versus einfache Mehrheitsregel und 
• freier Komiteezutritt versus geschlossenes Komitee 

ergeben sich sechszehn Szenarien 

Je nach rechtlicher Ausgestaltung ergeben sich unterschiedliche Spielsituatio-
nen. Grundsätzlich sei angenommen, daß zwei Unternehmen zeitgleich jeweils 
eine neue Technologie entwickelt haben, die in einem (fast) vollständigen Sub-
stitutionsverhältnis zueinander stehen. Diese Unternehmen müssen sich ent-
scheiden, ob sie den Standardisierungsprozeß über den Wettbewerb oder über 
die Teilnahme an einem Komitee vollziehen wollen. Somit stehen den Unter-
nehmen zwei reine Strategien zur Verfügung: ,,Wettbewerb" oder „Teilnahme 
an einem Standardisierungskomitee". Die mit diesen Strategien verbundenen 
Auszahlungen bzw. Teilspiele verändern sich durch das rechtliche Umfeld. 

Ist dieses Umfeld dergestalt, daß Standards verbindlich sind, gewerbliche 
Schutzrechte existieren und einfache Mehrheit im Standardisierungskomitee 
genügt, so ergeben sich vier mögliche Teilspiele: 

• Beide Unternehmen wählen den Wettbewerb. Dann schließt sich für die 
beiden Unternehmen ein Duopolspiel an, bei dem sie Marktzutritt zulassen 
und Lizenzgebühren fordern können. Ist Symmetrie zwischen zwei oder 
mehr Unternehmen gegeben, sei unterstellt, daß sie wie Cournot-
Oligopolisten handeln. 

• Unternehmen A wählt das Standardisierungskomitee und Unternehmen B 
den Wettbewerb. Aufgrund der verbindlichen Standardisierung scheidet 
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Unternehmen B damit aus, und Unternehmen A kann als Monopolist auf 
dem Markt agieren und gegebenenfalls Marktzutritt zulassen. 

==> Unternehmen A wählt den Wettbewerb und Unternehmen B das Standardi-
sierungskomitee. Aufgrund der verbindlichen Standardisierung scheidet 
Unternehmen A damit aus, und Unternehmen B kann als Monopolist auf 
dem Markt agieren und gegebenenfalls Marktzutritt zulassen. 

==> Beide Unternehmen wählen das Standardisierungskomitee. Hier können 
beide Unternehmen durch das Zulassen von Marktzutritt die ihre Techno-
logie unterstützende Koalition vergrößern. Das Unternehmen, das die grö-
ßere Koalition zustande bringt, agiert als Stackelberg-Führer, alle anderen 
Unternehmen als Stackelberg-Folger. 

10.1 Beide Unternehmen entscheiden sich für den Wettbewerb 

Im ersten Abschnitt wird das Verhalten der Unternehmen in Abhängigkeit von 
der Existenz von gewerblichen Schutzrechten modelliert, wenn sich beide Un-
ternehmen für den Wettbewerb als standardsetzende Institution entscheiden. 

Unternehmen B 

Wettbewerb Komitee 

Wettbewerb 

Un temehmen A 

Komitee • Abbildung 49: Beide Unternehmen entscheiden sich für den Wettbewerb 
als Standardisierungsinstitution 

10.1.1 Duopolspiel ohne Lizensierungsmöglichkeit 

Im folgenden Modell konkurrieren zwei unterschiedliche, inkompatible aber 
technisch gleichwertige Technologien um die Gunst der Anwender. Dabei wer-
den diese Technologien von jeweils einem Unternehmen - dem Innovator - an-
geboten, der den Zugang zu seiner Technologie bzw. seinem Standard geschlos-
sen hält. Somit können wir von zwei getrennten lokalen Monopolen sprechen. 
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Im untersuchten Fall, versuchen beide Unternehmen ihre jeweilige Technologie 
im Alleingang am Markt als Wettbewerbsstandard zu etablieren. Sie agieren 
also als Monopolisten innerhalb der jeweiligen (Technologie-)Märkte und als 
Duopolisten um den Markt. Es sei ferner angenommen, daß die Unternehmen 
ihre Preise bzw. Menge myopisch setzen, also eine kurzfristige Gewinnmaxi-
mierung anstreben. Der strategische Aufbau einer installierten Basis über nied-
rige Preise, u.U. unterhalb der Grenzkosten, spielt in den folgenden Überlegun-
gen keine Rolle. 

Die beiden Unternehmen produzieren ihre Netzwerkgüter mit den Kostenfunk-
tionen: 

KA = cAqA 

u(A) Nutzen bei Wahl der 
echnologie A 

i=O 
Präferenz für 
Technolgie A 

i = 1/2 

1 der 

i = 1 
Präferenz für 

Technologie B 

Abbildung 50: Nutzen der Konsumenten in Abhängigkeit von der Tech-
nologiewahl und ihren individuellen Präferenzen für bzw. 
wider eine Technologie 

Die Gewinne der Unternehmen ergeben sich aus der verkauften Menge, dem 
Gleichgewichtspreis und den variablen Kosten. Fixkosten fallen nicht an. 

nA =qA(PA -cA) 
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nB = qB (Ps - Cs) 

Wählt der Anwender mit der Präferenz i die Technologie A, so erhält er einen 
Nutzen von: 

U;(A) = a + f (j_(p)) - PA+ 1- i, 

wobei f ( i) die untere (obere) für die Technologie A (B) relevante Marktgrenze 
darstellt. Wählt der Anwender mit der Präferenz i hingegen die Technologie B, 
so erhält er folglich den Nutzen von: 

-
U;(B) = b + f (i(p)) - P8 + i 

Marktgrenze(n) 
Die Marktgrenze wird entweder durch eine direkte Konkurrenz beider Unter-
nehmen oder durch die Zahlungsbereitschaft der Anwender determiniert. Die 
erste Bedingung wird im folgenden als „Konkurrenzbedingung", die zweite als 
,,Monopolbedingung" bezeichnet. 

Konkurrenzbedingung: 
An der Marktgrenze muß gelten: 

U;(A) = U;(B) 
- - -

<=> exi-PA +1-i=ex(l-i)-p8 +i und i=i 
• Ps -ex-pA + 1 <=> 1=~--~-

2(1-ex) 
Damit ergibt sich eine Nachfrage nach Technologie A von: 

• Ps - ex- PA + 1 [ ] {

O, wenn p A ~ p8 + 1- ex 

1(pA,p8 )= Z(l-ex) , wennpA E p8 +ex-l,p8 +1-ex 

1, wenn PA ~ p8 + Cl - 1 

und aufgrund der Symmetrie für Technologie B von: 

1 ']( ) PA-ex-ps+l [ l 1 ] {

O, wenn p8 ~ PA + 1- ex 

[ -1 PA•Ps = 2(1-ex) ' wennps E PA +ex- ,PA+ -ex 

1, wenn p8 ~ PA + ex - 1 

Die Unternehmen suchen also nun die besten Anworten auf die jeweilige 
Preisstrategie des Konkurrenten, indem sie ihren Gewinn (hier für Unternehmen 
A) 
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n = ( - C le - a - PA + 1 
A PA 2(1-a) 

unter der Nebenbedingung 

PA E[Pe+a-1,pe+l-a] 
maximieren. Die notwendigen und hinreichenden Bedingungen erster Ordnung 
für dieses Maximierungsproblem sind: 

{
::; 0, wenn p A = p8 + 1- a 

p8 -a+l-2pA +c =0,wennpA ~(p8 +1-a,p8 +a-1). 

;;:: 0, wenn p A - p8 + a - 1 

Löst man diese auf, so ergibt sich für das Unternehmen A eine Reaktionsfunkti-
on von: 

{

Pe +a-1, 

( )- Pe-a+l+c wennp8 E(3-3a+c,a-l+c)_ PA Pe - 2 , 

p8 + 1- a, wenn p8 ;;:: a - 1 + c 

wenn p 8 $; 3-3a+c 

In einer symmetrischen Lösung ist p* = PA(p*) und somit: 
P*-a+l+c 

p*= 2 bzw. 

<=> p* = 1 + C - CX • 

. :- 1 
Als Marktgrenze ergibt sich somit: ! = 1 = 2 . 

Monopolbedingung: 
entweder: UiCA) = 0 und Ui(A) > Ui(B) oder 

UiCB) = 0 und UiCA) < UiCB). 

Ist hingegen die Monopolbedingung die ausschlaggebende Bedingung, so wird 
die Marktgrenze durch U;(A) = a + f (!(p)) - p,._ + 1- i = 0 determiniert. Da 
wieder f (i) = af ist, gilt an der Marktgrenze, sofern die Monopolbedingung 
greift: 
U;(A) = 0 = a + af - p,.. + l - f 
<=> f(l- a) = a - p,._ + 1 

. a-p,..+1 <=> l = -~~-
- 1- a · 

Für den Nutzer an der oberen Grenze ist f (i) = a(l - i) ; somit muß hier die 
Bedingung 
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uj (B) = a(l - i) - PB + a + i = O 

- a+a-p <=:>i= B 
a -1 · 

erfüllt sein. Ist allerdings die Konkurrenzbedingung bindend, so ist die Markt-
grenze durch: 

- -
a + a{ - PA + 1- ! = a(l - i) - PB + a + i 

. a -1 + PA - PB <=> l = ----"-'-'-~ 
(2a-1) 

beschrieben. 

Gewinnmaximierung des Unternehmens A: 
Versuchen nun beide Unternehmen, ihre jeweiligen Gewinne zu maximieren, so 
geschieht dies - wie oben angesprochen - unabhängig voneinander: 
II A = q A (p A - CA ) • 

Nach Einsetzen von f als Netzwerkgröße ergibt sich je nachdem, ob die Kon-
kurrenzbedingung oder die Monopolbedingung bindend ist, ein gewinnoptima-
ler Preis von: 

Konkurrenzbedingung Monopolbedingung 

Po= l+c-a. PG = 
a+l+c 

2 

. 1 :-G 1 
Die Netzwerke müssen in den Intervallen !° E [0,2] bzw. 1 E [2.1] liegen. 

Diese Forderungen sind im Definitionsbereich für a. - nämlich ( 0 :S: a S: 1) -
erfüllt, wenn c - a S: 1 und c - a 2: a gegeben sind. Ab c - a > 1 kann diese 
Differenz nicht mehr durch die Netzwerkeffekte kompensiert werden, so daß die 
Unternehmen gar nicht anbieten. 

In der Region A ist der netzwerkunabhängige Nutzen für einen Anwender grö-
ßer als die Grenzkosten (a > c). In Verbindung mit den Netzwerkeffekten bieten 
die Unternehmen hier jeweils Netzwerke mit der individuell maximalen Aus-
dehnung von 1/2 an. In der Region B sind zwar die Grenzkosten größer als der 
netzwerkunabhängige Nutzen des Produktes, bei himeichend großen Netzwer-
keffekten (a. > c - a) wird dies allerdings kompensiert, so daß auch hier die 
Netzwerke ihre individuell maximale Ausdehnung erfahren. Dies gilt allerdings 
nicht für Region C, wo der Netzwerkeffekt nicht mehr die Diskrepanz zwischen 
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c und a kompensieren kann, so daß die Unternehmen ihre Netzwerke kleiner 
machen, bis sie in Region D gar keine Netzwerke mehr anbieten. 

ex 

= l 

A 
Konkurrenzbedingung 
ist entscheidend B 

G -G • i ,(1-i )=1/2 

0 

Monopolbedingung 
ist entscheidend 

G -G • i ,(1-i )<1/2 

c-a=a 

D 

G -G ! =(1-i )=0 

c-a 

Abbildung 51: Bereich von Parameterkonstellationen, in denen die Kon-
kurrenz-bedingung oder die Monopolbedingung entschei-
dend ist 

Konkurrenzbedingung Monopolbedingung 

•G 7G 1 ·G a+l-c 
! =1 = - untere Grenze: !_ = 20 _ a) 

2 
a 1 C 

a+------
·G 2 2 2 obere Grenze: 1 = 

a-1 

Der Bereich, in dem die Grenzkosten größer als der unabhängige Nutzen sind, 
ist für Technologien, bei denen Netzwerkeffekte von Bedeutung sind, der wich-
tigste. Da der Nutzen aus einem Produkt, das einen Zugang zu einem Netzwerk 
verschafft, i.d.R. sehr klein oder Null ist, die Kosten aber sehr wohl positiv 
sind, sind die Bereiche B, C und D die für die Untersuchung relevanten. 

Unternehmensgewinne: 
Durch Einsetzen der Preise und der Menge bzw. Netzwerkgrößen lassen sich 
die Unternehmensgewinne ermitteln. Dabei ist zu beobachten, daß die Grenzko-
sten von den Unternehmen vollständig auf die Nachfrager überwälzt werden, 
wenn die Unternehmen um die Nachfrager in der Marktmitte konkurrieren. 
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Konkurrenzbedingung Monopolbedingung 

IIG = 1-ex 
II~ B = 

(a+l-c)2 
A,B 2 4(1-ex) 

Dieses Teilmodell stellt somit die Referenzsituation dar. Die Unternehmen wer-
den nur dann vom Konzept der lokalen Monopole abweichen, wenn sie ihre 
Gewinne durch andere Strategien erhöhen können. Zur besseren Übersicht seien 
die Ergebnisse dieses Teilmodells in der folgenden Tabelle zusammengefaßt: 

Konkurrenzbedin- Monopolbedingung und Gewinnmaxi-
gung mierung 

und Gewinnma-
ximierung 

Preis p0 =1+c-ex PG = 
a+l+c 

2 
Gewinne IIG = 1-ex 

II~ B = 
(a+ 1-c)2 

A,B 2 4(1- ex) 

Netzwerkgröße ,G 7G 1 . 0 a+ 1-c 
1 = 1 = - untere Grenze: !_ = 2(1-ex) - 2 

a 1 C 
ex+------

obere Grenze: i0 = 2 2 2 
ex-1 

Wohlfahrt G 3 a 
W =-+a+--c 

4 2 

W°= 2oc2-6a-c2 +8aa+2a2a-a2 +2ac-4aca-3+2a+6c+2a2 -Sac 
-4(a-1)2 

Tabelle 30: Preise, Gewinne, Netzwerkgrößen und gesellschaftliche Wohl-
fahrt bei gewinnmaximierenden getrennten lokalen Monopolen 

Wohlfahrtsrelevante Probleme ergeben sich nur im Bereich der Monopolbedin-
gung, da bei Konkurrenz der Unternehmen die jeweils maximalen Netzwerk-
größen realisiert sind und der Preis lediglich die Distribution, aber nicht die 
Allokation beeinflußt. Die gesellschaftliche Wohlfahrt wird durch folgende 
Summe dargestellt: 

w = IIA + II 8 + J>+ exi- PA+ 1-idi + J;1 a+ ex(l-i)-p8 + idi. 
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Durch Auflösen und Maximieren ergibt sich ein gesellschaftlich wünschens-
* a - c + ca. + aa. 

werter Preis von: P = ------ und die damit verbundenen Netzwerk-
2a. - 1 

.* a-c+l - a-c+2a. 
größen als: ! = 1 _ 2a. bzw. i* = 2a.- l . Die hiermit beschriebenen 

Netzwerke führen zu unmittelbar aneinander grenzende Netzwerke für alle 
1 

a. ~ ( c - a) - 2 . Es ergeben sich damit mehrere Bereiche, die zumindest kurz 

angesprochen werden sollen. In Abbildung 52 sind diese Bereiche dargestellt. 
Region Cl zeichnet sich dadurch aus, daß die Unternehmen Netzwerke anbie-
ten, die nicht aneinander grenzen, obwohl dies aus Wohlfahrtsüberlegungen 
heraus wünschenswert ist. Die Region D 1 ist dadurch charakterisiert, daß die 
Unternehmen kein Netzwerk mehr anbieten, obwohl kleine Netzwerke durchaus 
im Sinne der Gesellschaft sind. 

a 
c-a=a 

A B D2 

1/2 

! G, (1- iG) <) / 2 

i* <J-i*)=.!./ C2 
- ' 2 

·G } 7G Ü 1=(-1)= 

0 1/2 c-a 

Abbildung 52: Bereiche von Parameterkonstellationen, in denen die Wohl-
fahrt eine maximale Ausdehnung der Netzwerke fordert 
und dies nicht erfolgt [Cl] oder in denen die Unternehmen 
keine Netzwerke anbieten, obwohl es aus gesellschaftlichen 
Überlegungen heraus wünschenswert wäre [D1]. 

Vergleicht man die Netzwerkgrößen, wie sie bei Gewinnmaximierung und Mo-
nopolbedingung erzielt werden, und die, wie sie bei Wohlfahrtsmaximierung 
gefordert werden, so kann die Diskrepanz zwischen diesen beiden in der fol-
genden Abbildung dargestellt werden. Existieren keinerlei Netzwerkeffekte, so 
ist das gleichgewichtige Netzwerk genau halb so groß wie das effiziente Netz-
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werk. Bei steigenden Netzwerkeffekten nähern sich die beiden Netzwerke im-
mer mehr an, bis sie bei a = c - a ihre jeweils maximale Ausdehnung von½ er-
reichen. Dieser Punkt verschiebt sich je nachdem, wie groß c bzw. a ist. Je grö-
ßer die Netzwerkeffekte sind, um so eher weicht der Monopolist von der Mono-
polmenge ab und versucht, die Netzwerkeffekte abzuschöpfen. 

Netzwerkausdehnung 

i* = a- C +} 

•G a-c+l 
1 =---

2 

·G a-c+l 
1 =---

2 

i* = a- C +} 

Netzwerkausdehnung 

Ca 
a 

Abbildung 53: Darstellung der Entwicklung der Netzwerkausdehnung in 
Abhängigkeit des Netzwerkeffektes 

10.1.2 Duopolspiel mit Lizensierungsmöglichkeit 

In diesem Schritt gilt es nun festzustellen, ob es einen Anreiz für zumindest ei-
nes der beiden lokalen Monopolunternehmen gibt, anderen Unternehmen den 
Marktzutritt zu gewähren, um damit z.B. eine Ausdehnung des eigenen Netz-
werkes zu erzielen. 
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Netzwerke konkurrieren mittelbar 
Wenn die beiden Innovatoren als lokale Monopolisten agieren, besteht für kei-
nes der Unternehmen ein Anreiz, Marktzutritt zuzulassen. Der Gewinn des 

(a+l-c)2 
Marktführers reduziert sich nämlich auf IIA = S(l- a) und ist damit nur 

noch halb so groß wie im Falle des lokalen Monopols. 

Netzwerke konkurrieren unmittelbar 
Wir betrachten nun einen Markt, in dem das Unternehmen A als erstes 
Marktzutritt zuläßt und die Technologie A somit von einem Oligopol angeboten 
wird. Unternehmen A agiert in diesem Markt als Stackelbergführer, während 
die anderen Unternehmen als Stackelbergfolger agieren. Die Technologie B 
wird nach wie vor von einem lokalen Monopolisten angeboten. Dieser und der 
Marktführer der Technologie A verhalten sich wie Cournot-Oligopolisten. 

D. M k . "b . h . b l 1· l - PA+ Pa - a tt· 1 1e ar tgrenze 1 erg1 t s1c wie o en a s: = 20 _ a) . 1eraus assen 

sich die inversen Nachfragefunktionen für die Technologien A und B entwik-
keln: PA= l+pa -a-2i(l-a) und 
Pa= PA -l+a+2i(l-a). 
Da die Marktgrenze mit der vom Stackelbergführer und den Stackelbergfolgem 

n 

angebotenen Menge identisch ist, gilt: i = qA + L qi . Somit lassen sich die 
i=l 

inversen Nachfragefunktionen wie folgt umformulieren: 

PA= l+pa-a-2(1-a{ qA + tqi) und 

Pa= pA -l+a+2(1-a{qA + tqj). 

Die Stackelbergfolger maximieren ihren jeweiligen Gewinn: nt = q (p- c -A) 

Durch Einsetzen der inversen Nachfragefunktion, Differenzieren nach der Men-
ge qi und unter der Annahme, daß die Stackelbergfolger symmetrisch sind, d.h. 
q; = CL, ergibt sich eine Mengenreaktionsfunktion von 

_ (1 + PB -a-c-2qA (1-a)-Ä.) 
qi- 2(n+l)(l-a) 

Der Stackelbergführer der Technologie A maximiert nun seinen Gewinn von 

IIA = qA (p- c) + nq/ •. 
Dadurch ergibt sich eine Mengenreaktionsfunktion des Stackelbergführers von: 
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1+ PB-c-a 
qA = 4(1-a) 

Setzt man die Mengenreaktionsfunktionen des Stackelbergführers und der Stak-
kelbergfolger in die inverse Nachfragefunktion der Technologie A ein, so ergibt 
sich die Preisreaktionsfunktion für Technologie A: 

( n Ä) _ 1 + p B - a + 2nc + c + 2nÄ 
PA PB, , - 2(n+l) 

Für das Unternehmen B läßt sich aus dem Gewinn TI8 = (1- i)(p8 - c) durch 
Einsetzen und Differenzieren Preisreaktionsfunktion für Technologie B ermit-
telt: 

( n Ä) _ n - na + 2 - 2a + 3nc + 2c + 2nÄ - np A - p A 
PB PA, , - (2n+l) 

Durch gegenseitiges Einsetzen der Preisreaktionsfunktionen lassen sich die 
gleichgewichtigen Preise für die Technologien A und B als 

(n Ä) = 3-3a +4nc+ 3c+4nÄ 
PA ' (4n+3) 

und 
(n Ä)= 2nÄ+4nc+2n-2na+3-3a+3c 

PB ' 2(n + 1) 

ermitteln. Die Mengen in Abhängigkeit vom Lizenzsatz und der Anzahl an Li-
zenzen ergeben sich als: 

(n Ä)= (3+3n-3na+nÄ-3a) 
qA ' 2(1-a)(3+4n) 

A 3(1-a-Ä) q, = 
' 2(1- a)(3 + 4n) 

Der Gewinn des Unternehmens A kann dann in Abhängigkeit von n und 'A, ge-
schrieben werden als: 

II (n,A)= (3+3n-3ncx+nA-3cx)(3-3cx+4nc+3c+4nA 
A 2(1-cx)(3+4n) (4n+3) 

Die Ableitung nach der Anzahl der Lizenzen ergibt: 
aG 3 (3'A,-5(1-cx)) 
-=-
an 4 (1.-3(1-cx)). 

c) + nA-3....;.(l_-_cx_-_A.;._) _ 
2(1-cx)(3 + 4n) 

Diese Ableitung ist nur dann positiv, wenn sowohl der Zähler als auch der Nen-
ner des Bruches das gleiche Vorzeichen besitzen: 

5 
'A,~-(1-cx) und 'A,~3(1-cx) 

3 
oder 

5 
'A,~-(1-cx) und 'A,~3(1-cx). 

3 
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Obere Bedingung ist offensichtlich nicht erfüllbar, während die untere Bedin-
gung ein Intervall vorgibt, in dem sich eine Erhöhung von n positiv auf den 
Gewinn auswirkt. Durch die Nebenbedingung ist allerdings vorgegeben, daß die 
Produktionsmenge der Stackelbergfolger nicht negativ werden darf 

A 3(1-a-Ä.) 
qi = 2(1-a)(3+4n) ~ 0 

Daraus folgt, daß 
A. $; (1 - a) ist und 
somit kein Ä. existiert, das diese beiden Bedingungen gleichzeitig erfüllen kann. 
Unternehmen A verzichtet also auf das Zulassen von Marktzutritt. Die sich so-
mit ergebenden Mengen und Gewinne der Unternehmen entsprechen denen des 
vorangegangenen Abschnittes ,,Duopolspiel beider Technologien ohne Lizen-
sierungsmöglichkeit" .. 

10.2 Je ein Unternehmen entscheidet sich für den Wettbewerb 
bzw. die Teilnahme am Komitee 

Unternehmen B 

Wettbewerb Komitee 

Wettbewerb 

Un temehmen A 

Komitee • 
Unternehmen B 

Wettbewerb Komitee 

Wettbewerb • Un temehmen A 

Komitee 

Abbildung 54: Je ein Unternehmen entscheidet sich für den Wettbewerb 
und das Standardisierungskomitee 
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In diesem Abschnitt werden die Spiele untersucht, die entstehen, wenn nur eines 
der beiden Unternehmen sich für die Teilnahme am Standardisierungskomitee 
entscheidet und das andere für den Wettbewerb. Diese Entscheidungen sind so-
wohl von der Verbindlichkeit des Komiteestandards als auch von den gewerbli-
chen Schutzrechten abhängig. 

10.2.1 Verhalten der Unternehmen bei einer verbindlichen Standar-
disierung 

Verbindliche Standards, gewerbliche Schutzrechte und freier Komiteezu-
tritt 
Die Existenz gewerblicher Schutzrechte führt dazu, daß keine Imitatoren ko-
stenlos in den Markt eintreten können. Ihnen bleibt aber bei freiem Marktzutritt 
die Möglichkeit, unter Inkaufnahme der Kosten des Standardisierungskomitees 
sich Zugang zu der entsprechenden Technologie zu verschaffen. Die Anzahl der 
derart am Standardisierungskomitee teilnehmenden Unternehmen wird somit 
durch die Höhe der Teilnahmekosten begrenzt. Diese Unternehmen betrachten 
sämtlich den Innovator der dann verbindlichen Technologie als Stackelbergfüh-
rer und verhalten sich selber als Stackelbergfolger. Sie produzieren danach mit 
der Reaktionsfunktion: 

l-qA +a+aqA -c 
q;(qA,n) = (1- a)(n + 1) 

Der Stackelbergführer entscheidet sich seinerseits für eine Menge von: 
l+a-c 

qA(n)= 2(1-a)° 

Für die Stackelbergfolger ergeben sich damit die Mengen: 
1 (1 + a-c) 

qi = 2 (n + 1)(1- a) · 
Auf der Grundlage des sich hierdurch ergebenden Preises von 

(n)= l+a+2nc+c 
p 2(n+ l) 

lassen sich die Gewinne für die Stackelbergfolger ermitteln: 
2 n ( )- (l+a-c) 

i n - 2 
4(1- a)(n + 1) . Da dieser Gewinn größer als die Teilnahmekosten am 

Standardisierungskomitee sein muß, folgt: 
p (l+a-c)2 

i(n)= 4(1-a)(n+1)2 K~O 
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M >K 
2-

4(n+l) bzw. 

n~_!_ {M _1 
2VK . 

Setzt man dies in die Mengenreaktionsfunktionen der Stackelbergfolger und des 
Stackelbergführers ein, so ergeben sich: 

l+a-c ~ 
qA= 2 v~• 

-JK 
qi = ,J(l-a.) 

und 
p =-J(l-a.)K +c. 

Die Gewinne für die Unternehmen stellen sich nun wie folgt dar: 

nA = (l+a-c) ✓ K 
2 (1-a.) und 

ni = o. 

Verbindliche Standards ohne gewerbliche Schutzrechte und mit freiem 
Komiteezutritt 
Unternehmen A entscheidet sich für die Teilnahme am Standardisierungskomi-
tee, während sich Unternehmen B für den Wettbewerb entscheidet. Bei ver-
bindlicher Standardisierung ergibt sich dann ein Monopolspiel (für Technologie 
A). In diesem Szenario ist weiterhin angenommen, daß keine Eigentumsrechte 
geltend gemacht werden können. Da Unternehmen A die technologierelevanten 
Informationen durch die Entscheidung für das Standardisierungskomitee preis-
gibt, erfolgt maximaler Komiteezutritt. 

Die Reaktionsfunktionen der Stackelbergfolger entsprechen denen des vorange-
gangenen Abschnittes: 

1-qA +a+cxqA -c 
qi(qA,n)= (n+l)(l-cx) 

Unter Berücksichtigung dieser Reaktionsfunktion maximiert der Stackelberg-
führer seinen Gewinn und produziert: 

l+a-c 
qA = 2(1-CX) 

während die Stackelbergfolger 
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1 (1 +a-c) 
qi = 2 (n+l)(l-a) 
produzieren. Da kostenloser Marktzutritt angenommen ist, ergeben sich Preis, 
Mengen und Gewinne als Grenzwerte für n • 00: 

Q =l+a-c 
A 1-a ' 

p=c, 
IIA = Ili = 0. 

Verbindliche Standards ohne gewerbliche Schutzrechte und ohne Komitee-
zutritt 
Hier kann ein Unternehmen durch seine Teilnahme am Standardisierungsprozeß 
zwar die Technologie zum verbindlichen Standard machen, doch gibt es die 
technologierelevanten Informationen damit preis und kann sie nicht durch ge-
werbliche Schutzrechte schützen, so daß erneut ein maximaler Marktzutritt mit 
n • oo erfolgt. Analog zu Abschnitt 2b ergeben sich die folgenden Mengen, der 
Preis und die Gewinne: 
Q =l+a-c 

A 1-U ' 
p=c, 
rrA = rri = o. 

Verbindliche Standards, gewerbliche Schutzrechte, aber ohne freien Komi-
teezutritt 
Unternehmen A entscheidet sich für die Teilnahme am Standardisierungskomi-
tee, während sich Unternehmen B für den Wettbewerb entscheidet. Bei ver-
bindlicher Standardisierung ergibt sich dann ein Monopolspiel (für Technologie 
A). In diesem Szenario ist weiterhin angenommen, daß gewerbliche Schutz-
rechte geltend gemacht werden können, so daß Unternehmen A den Marktzutritt 
bestimmen kann. Da die Nachfrage aber nicht von der Anzahl der beteiligten 
Unternehmen abhängt, ist es für Unternehmen A gewinnmaximierend, keinen 
Marktzutritt zuzulassen und als Monopolist im Markt der Technologie A und 
als Monopolist des gesamten Technologiemarktes zu agieren. Bei nur einer 
Technologie und einem Anbieter gilt an der Marktgrenze: p = a + ui + 1- i . 

Hierbei steht p für den Preis, den der Monopolist für sein Produkt verlangt, ex 
für den Netzwerkeffekt, der bei einer Marktgröße von i entsteht, und a für den 
netzwerkunabhängigen Nutzen, den das Produkt erzeugt. 
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i=O 
Präferenz für 
Technolgie A 

i= a-p+l 
1-<X 

i= 1 

Abbildung 55: Marktgrenze der Verbreitung der Technologie unter den 
potentiellen Nutzern in Abhängigkeit von ihren Präferenzen 

Das Unternehmen maximiert seinen Gewinn G = i(p-c). Nach Einsetzen von 

,,p" und Differenzieren nach der Marktgröße ,J" ergibt sich als gewinnmaximie-
·G a+l-c . .. . 

rende Marktgrenze: 1 = 2 _ 2a . Der Gewmn des Unternehmens läßt sich 

* a+l+c 
p = 

nach Berechnen des Preises von 2 unmittelbar als: 

TTA=(a+l-c)2 

40 - a) ermitteln. 

10.2.2 Unternehmensverhalten bei freiwilliger Standardisierung 

Freiwillige Standards, gewerbliche Schutzrechte und freier Komiteezutritt 
Im folgenden soll nun ein Markt betrachtet werden, in dem die Technologie A 
von einem Oligopol angeboten wird und der Innovator als Markt- bzw. Stackel-
bergführer auftritt, während die anderen Unternehmen als Markt- oder Stackel-
bergfolger agieren. Diese Stackelbergfolger müssen dem Standardisierungsko-
mitee beitreten, um über die Technologie A verfügen zu können, da angenom-
men ist, daß für Unternehmen, die am Standardisierungskomitee teilnehmen, 
nicht nur die Informationen zugänglich, sondern auch die Schutzrechte aufge-
hoben sind. Die Technologie B wird nach wie vor von einem lokalen Monopoli-
sten angeboten. Dieser und der Marktführer der Technologie A verhalten sich 
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wie Cournot-Oligopolisten.Die Marktgrenze i ergibt sich wie oben als: 

· l - PA + PB - a H. 1 · h d" · N hf f k · fü' 1 = 20 _ a) . 1eraus assen s1c 1e mversen ac rage un ttonen r 

die Technologien A und B entwickeln: 
PA = 1 + PB -a- 2i(l- a) und PB = PA -1 + a + 2i(l- a). 

Da die Marktgrenze mit der vom Stackelbergführer und den Stackelbergfolgern 
n 

angebotenen Menge identisch ist, gilt: i = qA + L, q; . Somit lassen sich die in-
i=t 

versen Nachfragefunktionen wie folgt umformulieren: 

PA= l+pB -a-2(1-a{ qA + tq;) und 

PB= PA -l+a+2(1-a{ qA + tqJ 

Die Stackelbergfolger maximieren ihren jeweiligen Gewinn: IT; = Q; (p - c) . 

Durch Einsetzen der inversen Nachfragefunktion, Differenzieren nach der Men-
ge q; und unter der Annahme, daß die Stackelbergfolger symmetrisch sind, d.h. 
q; = 4, ergibt sich eine Mengenreaktionsfunktion von 

1 (1 + p - a- c - 2q (1- a) q = B A 
' 2 (n+l)(l-a) · 

Der Stackelbergführer der Technologie A maximiert nun seinen Gewinn von 
nA = qA(PA -c) 

n =~(l+p -a-c-2q (1-a)) 
A (n + 1) B A • 

Dadurch ergibt sich eine Mengenreaktionsfunktion für Unternehmen A von: 
_ l+pB -c-a 

qA - 4(1-a) 

Setzt man die Mengenreaktionsfunktionen des Unternehmens A und der Stak-
kelbergfolger in die inverse Nachfragefunktion der Technologie A ein, so ergibt 
sich die Preisreaktionsfunktion für Technologie A: 

( )- 1 (l+c+pB+2nc-a) 
PA PB - 2 (n + l) . 

Für den Gewinn des Unternehmens B, nB = (1- i)(pB - c), kann durch Diffe-

renzieren nach p8 die Preisreaktionsfunktion für Technologie B ermittelt wer-
den: 

( ) _ 2 - 2a - PA n - p A + 3cn + 2c + n - an 
PB PA - 2n +l · 
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Durch gegenseitiges Einsetzen der Preisreaktionsfunktionen lassen sich die 
gleichgewichtigen Preise für die Technologien A und B als 

4cn-3a.+3+3c 
PA= 4n+3 
und 

4cn + 2n - 2a.n - 3cx + 3 + 3c 
PB= 4n+3 
ermitteln. Die sich dadurch ergebenden Mengen und Gewinne der Unternehmen 
sind in Tabelle 31 zusammengefaßt. 

Stackelberg- Stackel- Unternehmen Preis Menge 
führer Tech- bergfolger B gesamt 

nologie A Technolo-
gieA 

Techno- 3 n+ 1 3 0 C + ( 3(1 - Cl)) 3 2n + 1 
--- ---

logie A 24n+3 2(4n + 3) 3+4n 2 4n+ 3 

Techno- 0 0 1 2n+3 3+2n 1 2n+3 
--- c+--(1-cx) ---

logie B 2 4n+3 3+4n 2 4n+3 

Gewinne 9(1- ex) (n + 1) 9 (1-cx) (1-cx)(2n+3)2 

2 (4n + 3) 2(4n+3)2 2 4n+3 

Tabelle 31: Überblick über Mengen, Preise und Gewinne bei Marktzutritt 
in einer der beiden Technologien (hier Technologie A) 

Die Teilnahme am Komitee verursacht Kosten in Höhe von K, die von den 
Stackelbergfolgem aufzubringen sind. Somit muß der Gewinn der Stackelberg-
folger die folgende Bedingung erfüllen: 

n. = 9(1- ex) - K > o 
1 2(4n +3)2 -

max 3~ 3 
n = 8../K 4 
Somit ergeben sich die in Tabelle 32 zusammengefaßten Mengen, Preise und 
Gewinne: 
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Stackel- Stackel- Untemeh- Preis Menge 
bergführer bergfolger menB gesamt 

Technologie Technolo-
A gieA 

Techno- 1 .JfK 3 1$ 0 HE 3 1 .JfK 
logie A 

---+- 2 .J1-a 4-4 ,./1-a 8 .J1-a 8 
PA =c+(l-cx) 

ex 

Techno- 0 0 1 1 ..fiK. 1 1 .JfK 
logie B 

-+--- -+---
4 4 .,J1-cx 4 4 .J1-a. 

Gewinne K 3 0 !._(.Jo-a + ..fiK -+- 2K(l-a 
4 8 8 

Tabelle 32: Überblick über Mengen, Preise und Gewinne bei Komitee-
zutritt in einer der beiden Technologien (hier Technologie A) 

Freiwillige Standards ohne gewerbliche Schutzrechte, aber mit freiem Ko-
miteezutritt 
Auf Tabelle 31 aufbauend können nun die Mengen, Preise und Gewinne für die 
Situation wiedergegeben werden, in der keine Schutzrechte existieren, um das 
Imitieren der standardisierten Produkte zu unterbinden. Diese ergeben sich aus 
einem maximalen Marktzutritt mit n • oo. 

Stackelberg- Stackel- Unternehmen Preis Menge 
führer Tech- bergfolger B gesamt 

nologie A Technolo-
gieA 

Techno- 3 n 3 0 C 6 - Iqi=- -
logie A 8 i=l 80 8 

Techno- 0 0 1 1-a. 1 - --+c -
logie B 4 2 4 

Gewinne 0 0 1-a --
8 

Tabelle 33: Überblick über Mengen, Preise und Gewinne bei Marktzu-
tritt in einer der beiden Technologien (hier Technologie A) 

334 



Freiwillige Standards, gewerbliche Schutzrechte ohne freien Komiteezu-
tritt 
Das Unternehmen, das sich für die Teilnahme am Standardisierungskomitee 
entscheidet, hat den Vorteil, daß seine Technologie zum Standard wird. In dem 
hier betrachteten Szenario wird die Anwendung dieses Standards zwar nicht 
verbindlich, aber dieses Unternehmen betrachtet sich selber als Stackelbergfüh-
rer und wird von anderen Unternehmen einschließlich des Unternehmens, das 
sich für den Wettbewerb entscheidet, ebenfalls so gesehen. Somit ergibt sich ein 
Duopolspiel zwischen den Technologien mit einem Stackelberg-
Technologieführer und einem Stackelberg-Technologiefolger. 

An der Marktgrenze zwischen den beiden Technologien muß wieder gelten: 
U;(A) = U;(B) <=> 

- -
<Xi- PA+ 1- i = cx(l- i)- p8 + i und i = i 

· Ps - ex - PA + 1 
<=> 1 = 

2(1-cx) 

Damit ergibt sich wie oben eine Nachfrage nach Technologie A von: 

1
0, wenn PA ~ p8 + 1- ex 

· Ps -cx-pA +1 [ ] 
1(PA,Ps)= 2(l-cx) , wennpA e p8 +cx-l,p8 +1-cx 

1, wenn PA :5: p8 + ex - 1 

und aufgrund der Symmetrie für Technologie B von: 

[1-i](p p )= pA-cx-ps+l wennp 8 e[pA+cx-1,pA+l-cx]_ 1
0, wenn p8 ~ PA + 1- ex 

A• B 2(1-CX) , 

1, wennp 8 :5:pA+cx-1 

Das Unternehmen B als Stackelbergfolger sucht nun seine beste Anwort auf die 
Preisstrategie des Unternehmens A, indem es seinen Gewinn in Abhängigkeit 
von der Preisstrategie des Unternehmens A festsetzt. Hierfür maximiert Unter-
nehmen B seinen Gewinn 

. PA - ex+ 1- PB 
IIB = (1- I)(pB - c) = ~-----"-=-(pB -c) 

2(1- ex) 
unter der Nebenbedingung 

PB e(pA -l+cx,pA +1-cx] 

Die notwendigen und hinreichenden Bedingungen für dieses Maximierungspro-
blem lauten: 
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{
~ 0, wenn p B = p A - a + 1 

PA-a-2pB+l+c --O, [ ] "--'-'~--~-- wennpB E PA +a-1,PA -a+l 
2(1-a) 

~ 0, wenn PB = p A + a-1 

Löst man diese auf, so ergibt sich für das Unternehmen B eine Reaktionsfunkti-
on von: 

wenn p A ~ 3 - 3a + c 

{

PA -l+a, 

( ) - PA -a+l+c 
PB PA - 2 , 

PA +1-a, 

wenn p A E [ a - 1 + c,3 - 3a + c] 

wenn p A ~ a - 1 + c 

Das Unternehmen A maximiert nun seinerseits seinen Gewinn allerdings unter 
Berucksichtigung der Reaktionsfunktion des Unternehmens B: 

PB -a+l-pA 
nB =qA(PA -c)=~---~(pA -c) 

2(1-a) 

( PA -a+l+c) -a+l-pA 
2 . 

<=> 2(1-a) (PA -c) 

3 3 
dG = 2-2a+c-pA 0 

dpA 2(1-a) 
• 3 

PA = 2 (1-a)+c 

5 
PB=-(1-a)+c 

Hieraus folgt für den Preis, den Unternehmen B fordert: 4 . Die 
Mengen, die hierdurch entstehen, belaufen sich auf: 

• 3 • 1 3 
qA = 4(1-a) und % = 4 +4a. 

Die Gewinne der Unternehmen belaufen sich dann auf: 
• 9 2 • 5 2 

nA =s(l-a) und nB =16(1+2a-3a ). 

Freiwillige Standards ohne gewerbliche Schutzrechte und ohne Komiteezu-
tritt 
Auf Tabelle 31 sowie dem Abschnitt ,,Freiwillige Standards ohne gewerbliche 
Schutzrechte, aber mit freiem Komiteezutritt" aufbauend, können nun die Men-
gen, Preise und Gewinne für die Situation, in der keine Schutzrechte existieren, 
um das Imitieren der standardisierten Produkte zu unterbinden, ermittelt wer-
den. Diese ergeben sich aus dem Marktzutritt mit n • 00• 
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Stackelberg- Stacke}- Unternehmen Preis Menge 
führer Tech- bergfolger B gesamt 

nologie A Technolo-
gie A 

Techno- 3 0 0 C 6 - -
101:de A 8 8 
Techno- 0 0 1 1-a 1 - --+c -
logie B 4 2 4 
Gewinne 0 0 1-a --

8 

Tabelle 34: Überblick über Mengen, Preise und Gewinne bei Marktzutritt 
in einer der beiden Technologien (hier Technologie A) 

10.3 Beide Unternehmen entscheiden sich für die Teilnahme am 
Standardisierungskomitee 

Unternehmen B 

Wcubcwerb Komitee 

Wellbcwerb -Un temehmcn A 

Komitee 

Abbildung 56: Beide Unternehmen entscheiden sich für die Teilnahme am 
Standardisierungskomitee 

Im letzten dieser Abschnitte wird nun das Verhalten der Unternehmen unter-
sucht, wenn sie im Standardisierungskomitee aufeinandertreffen, d.h. sich beide 
für eine Teilnahme am Komitee entschieden haben. Die Entscheidung für das 
Komitee impliziert eine Selbstbindung beider Unternehmen, d.h., sie folgen 
dem Komiteestandard. Ein anderes Verhalten wäre irrational, da die Teilnahme 
am Komitee Kosten verursacht, die verloren wären, würde das Unternehmen 
zwar am Komitee teilnehmen, trotzdem aber ein Verhalten wie im Wettbewerb 
an den Tag legen. 
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10.3.1 Verhalten der Unternehmen bei Konsensentscheid 

Komitee mit Konsensentscheid, gewerblichen Schutzrechten und ohne frei-
en Komiteezutritt 
Bei Existenz einer Konsensregel verfügt jedes Unternehmen über ein Vetorecht. 
Der Ablauf des hier dargestellten Spieles ist dabei wie folgt. Beide Unterneh-
men entscheiden über einen möglichen Marktzutritt. Das dadurch entstandene 
Komitee entscheidet über die Technologie, die zum Komiteestandard wird. In 
einem letzten Schritt muß geklärt werden, wie z.B. das Unternehmen, dessen 
Technologie nicht gewählt wird und das entsprechend Wechselkosten aufwen-
den muß, soweit kompensiert wird, daß es der anderen Technologie zustimmt. 
Die Technologien seien ferner durch gewerbliche Schutzrechte schützbar, so 
daß unerwünschter Marktzutritt vermieden werden kann. Gleiches gilt für un-
erwünschten Komiteezutritt, d.h., die Unternehmen A und B können bestim-
men, ob Unternehmen dem Komitee beitreten sollen oder nicht. 

0 

0 

0 

Ilmaximal +l 

nmaximal + 1 
2 

2 

Entscheidung Entscheidung Technologieent- Kostenaufteilungsent-
Unternehmen A Unternehmen B scheidung des 

Komitees 

scheidung des 

Komitees 

Abbildung 57: Entscheidungssequenz bei Konsensentscheid im Komitee 

Die letzte Entscheidung, die im Standardisierungskomitee getroffen wird, ist die 
der Aufteilung der Wechselkosten, die dem Unternehmen entstehen, dessen 
Technologie nicht gewählt wird. Aufgrund der Symmetrie der Unternehmen 
werden diese Wechselkosten auf alle Unternehmen zu gleichen Teilen verteilt, 
d.h., je mehr Unternehmen am Standardisierungsprozeß teilnehmen, um so nied-
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riger ist der Anteil für das einzelne Unternehmen. Es sei aber an dieser Stelle 
zur Vereinfachung angenommen, daß die Wechselkosten 

S < M (n+2)2 

BA - 9 (n+1)2 

sind. In diesem Fall ist es für die beiden Unternehmen A und B nicht gewinn-
maximierend, da dann der Wettbewerbseffekt des Komiteezutritts den Kosten-
teilungseffekt überkompensiert. Somit agieren die beiden Unternehmen als Du-
opolisten mit den Reaktionsfunktionen: 

( )- 1 (l+a-c-q8 +aqs) 
qA qB - 2 . (1-CX) 

( ) _ l (1 + a - c - qA + aqA) 
qBqA -2 (1-CX) 

Hieraus ergeben sich: 
(l+a-c) 

qA = qB = 3(1- CX) 

1 
p =-(1 + a + c) 

3 
n = n = 1 (1 + a - c )2 SBA 

A B 9 (1-CX) 2 

Komitee mit Konsensentscheid ohne gewerbliche Schutzrechte, aber mit 
freiem Komiteezutritt 
Im Rahmen des Komitees müssen sich die Unternehmen auf eine der beiden 
Technologien einigen, obwohl sie wissen, daß sobald der Standard festgelegt 
und veröffentlicht ist, die fehlenden gewerblichen Schutzrechte so viele Imitato-
ren anziehen werden, daß der Preis auf das Niveau der Grenzkosten gesenkt 
wird und somit keinerlei Gewinne mehr zu erzielen sind. 

Die beiden Unternehmen A und B verhalten sich wie Cournot-Duopolisten un-
tereinander und wie Stackelbergführer gegen die Imitatoren. Somit ergibt sich 
für die Imitatoren eine Reaktionsfunktion von: 

.( n) = 1-qA -q8 +a+aqA +aq8 -c 
q, qA,qs, (n+l)(l-a) · 

Für die Unternehmen A und B lassen sich die jeweiligen Reaktionsfunktionen 
ermitteln: 

( )- aq8 +a+l-c-q8 
qA qB - 2(1-CX) 

( ) _ aqA + a + 1- c - qA 
qB qA - 2(1-CX) 
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und hieraus: 
(1 + a-c) 

qA = qB = 3(1- U) 

Für die Stackelbergfolger ergibt sich die Menge in Abhängigkeit vom Marktzu-
tritt als: 

l+a-c 
q; (n) = 3(1- a)(n + 1) 

Der Preis in Abhängigkeit vom Marktzutritt ermittelt sich als: 
(n)= l+a+3nc+2c 

p 3(n+l) 

Es findet wieder maximaler Marktzutritt statt mit n • oo, so daß sich als Preis p 
= c ergibt und die Gewinne aller beteiligten Unternehmen gegen O streben. Die 
von den Stackelbergfolgern produzierten Mengen belaufen sich auf: 
~ l+a-c l+a-c 
ti'q; =(oo)2(1-a)(oo+l) 2(1-a) 

Die Gesamtmenge ist damit: 

QA = l+a-c. 
1-a 

Die Gewinne der Unternehmen A und B belaufen sich auf: 

n = n = (1 + a - C) ( C - C )- SBA = - SBA . 
A B 3(1-a) 2 2 

Komitee mit Konsensentscheid ohne gewerbliche Schutzrechte und ohne 
freien Komiteezutritt 
Auch im Rahmen dieses Komitees müssen sich die Unternehmen auf eine der 
beiden Technologien einigen, obwohl sie wissen, daß sobald der Standard fest-
gelegt und veröffentlicht ist, die fehlenden gewerblichen Schutzrechte so viele 
Imitatoren anziehen werden, daß der Preis auf das Niveau der Grenzkosten ge-
senkt wird und somit keinerlei Gewinne mehr zu erzielen sind. Die Abwesen-
heit gewerblicher Schutzrechte bedingt einen unbegrenzten Marktzutritt. Somit 
ergeben sich dieselben Mengen, Preise und Gewinne wie im vorangegangenen 
Abschnitt: 

(l+a-c) 
qA = qB = 3(1- U) 

( ) l+a-c 
q. n =-----

' 3(1- a)(n + 1) und 
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(n) = l+a+3nc+2c 
p 3(n+l) 

Bei erneut maximalem Marktzutritt mit n • 00 reduziert sich der Preis auf das 
Niveau der Grenzkosten (p = c), und die Gewinne aller beteiligten Unternehmen 
streben gegen 0. Die von den Stackelbergfolgern produzierten Mengen belaufen 
sich auf: 
~ l+a-c l+a-c ttqi = (oo) 2(1-cx)(oo + 1) = 2(1-cx). 

Die Gesamtmenge ist damit wieder: 
Q =l+a-c 

A 1-CX . 
Die Gewinne der Unternehmen A und B belaufen sich auf: 

II = II = (1 + a - c) (c- c)- SeA = - SeA. 
A B 3(1-CX) 2 2 

Komitee mit Konsensentscheid, gewerblichen Schutzrechten und freiem 
Komiteezutritt 
Das hier zugrunde liegende Komitee ist dadurch charakterisiert, daß aufgrund 
des freien Komiteezutritts den Unternehmen A und B nicht die Möglichkeit of-
fensteht, die Wechselkosten umzulegen. Aus diesem Grund sei angenommen, 
daß die beiden Unternehmen diese Kosten wieder zu gleichen Teilen tragen. Die 
Existenz gewerblicher Schutzrechte führt dazu, daß Imitatoren nun nicht mehr 
kostenlos konkurrieren können, sondern am Komitee teilnehmen und somit die 
Kosten der Teilnahme tragen müssen. Die Anzahl der Imitatoren wird also 
durch die Kosten des Standardisierungskomitees begrenzt. 

Die beiden Unternehmen A und B agieren untereinander als Cournot-
Duopolisten und im Verhältnis zu den Imitatoren als Stackelberg-Führer. Be-
rücksichtigt man die Reaktionsfunktion der Stackelbergfolger: 

l+a-c-qA -q8 +cxqA +cxq 8 

q; = (n + 1)(1- ex) 

und die sich hieraus ergebenden Reaktionsfunktionen der Stackelbergführer 
( )_ l+a-c-q8 +cxq8 

qA qB - 2(1-CX) 

( ) _ 1 + a - C - qA + <lqA 
qB qA - 2(1-CX) 

so ergeben sich folgende Mengen und Preise: 
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(l+a-c) 
qA = qB = 3(1- CX) 

(l+a-c) 
q; = 3(n + 1)(1- a) 

Q = 1 (l+a-c) (3n+2) 
A 3 (1- a) (n + 1) 

(l+a+3cn+2c) 
p = 3(n + 1) 

Der Gewinn eines Stackelbergfolgers ohne Berücksichtigung der Kosten der 
Teilnahme am Standardisierungskomitee ergibt sich somit als: 

M 
Il=---

1 9(n+1)2 

Dies muß zumindest so groß sein wie die Kosten der Teilnahme am Komitee: 
M 

Il =---~K. 
' 9(n+1)2 

Hierdurch läßt sich nun die maximale Anzahl an Unternehmen ermitteln, die 
dem Standardisierungskomitee beitreten kann, ohne die Gewinne negativ wer-
den zu lassen: 

nmu=½~-1 

Setzt man dies ein, so lassen sich die Mengen und Preise berechnen: 

p=c+ ✓ K 
1-a 

q;= ✓ K 
1-a 

Q = (1 + a - c) _ ✓ K 
A (1-a) (1-a) 

1~ SBA I1 =IT =(l+a-c)- ----. 
A B 3 (1-CX) 2 

10.3.2 Verhalten der Unternehmen bei einfacher Mehrheitsregel 

Komitee mit einfacher Mehrheit, gewerblichen Schutzrechten und ohne 
freien Komiteezutritt 
Eines der beiden innovativen Unternehmen gründet eine Koalition, indem es 
z.B. kostenlose Lizenzen bei Existenz von Eigentumsrechten vergibt oder die 
notwendigen Informationen preisgibt. Das Unternehmen muß sich auf die Grö-
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ße dieser Koalition festlegen. Im nächsten Schritt kann dann das andere Unter-
nehmen für sich entscheiden, ob es ebenfalls Marktzutritt zulassen soll oder 
nicht. Im letzten Fall wird dann Technologie A zum Standard, und der Wettbe-
werb wird innerhalb der Technologie mit (n+2) Unternehmen geführt, die sich 
als Cournot-Oligopolisten verhalten, d.h., keines der innovativen Unternehmen 
agiert als Stackelbergführer. Entschließt sich das zweite Unternehmen aller-
dings, ebenfalls eine Koalition zu gründen, so muß es (n+ 1) Unternehmen für 
seine Koalition gewinnen, um bei der Abstimmung im Komitee über mindestens 
eine Stimme mehr als die Konkurrenzkoalition zu verfügen und somit die eige-
ne Technologie zum Standard zu machen. Dieses Spiel ist in Abbildung 58 un-
ter der Annahme dargestellt, daß Unternehmen A sich als erstes dazu ent-
schließt, eine Koalition zu bilden, und daß Unternehmen B darauf reagieren 
kann bzw. muß. Ebenfalls zu beachten ist, daß den Unternehmen, die am Stan-
dardisierungsprozeß im Komitee teilnehmen, die Informationen bzw. die Lizen-
zen kostenlos überlassen werden müssen, andernfalls wäre es für das zweite 
Unternehmen fast immer besser, ebenfalls eine Koalition zu gründen, worauf 
das erste Unternehmen wiederum mit einem maximalen Marktzutritt reagieren 
würde. 

Unternehmen A entscheidet 

über den Marktzutritt 

Technologie A wird zum Standard 
Unternehmen B und A agieren als Cournot-

Oligopolisten in einem Markt mit n+2 

Unternehmen. 

Unternehmen B muß Wechselkosten 

aufbringen. 

Technologie B wird zum Standard 
B gewährt (n°+1) Unternehmen A und B agieren als Cournot-

Unternehmen den Oligopolisten in einem Markt mit 2n+3 

Zutritt Unternehmen. 

Unternehmen A muß Wechselkosten 

aufbringen. 

Abbildung 58: Entscheidungssequenz bei Standardisierung im Komitee, 
wenn eine einfache Mehrheitsregel implementiert ist 

Im ersten Schritt ist zu untersuchen, welche Gewinne sich ergeben, wenn B kei-
nen Marktzutritt zuläßt und somit die Technologie A zum Standard wird. Es gilt 
dann wieder die inverse Nachfragefunktion von oben: 
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P = 1-! + a + a.i. Die n Unternehmen, die von dem jeweiligen Unternehmen A 
bzw. B zum Komiteezutritt bewogen werden, agieren als Stackelbergfolger mit 
den gleichen Reaktionsfunktionen wie im vorangegangenen Abschnitt. Somit 
entstehen auch die gleichen Mengen und der gleiche Preis: 

(1 + a-c) 
qA =qB = 3(1-a,) 

(1 +a-c) 
qi = 3(n + 1)(1- a) 

Q =l(l+a-c)(3n+2) 
A 3 (1- a,) (n + 1) 

(1 + a + 3cn + 2c) 
p = 3(n+l) 

Hieraus ergeben sich die folgenden Gewinne: 
II.= 1 (l+a-c)2 

' 9 (1- a)(n + 1)2 

II = 1 (l+a-c)2 
A 9 (1- a)(n + 1) 

II =.!_ (l+a-c)2 
B ----- SBA' 

9 (1-a)(n+l) 
Damit die aus n Unternehmen bestehende Koalition des Unternehmens A nicht 
durch eine größere Koalition des Unternehmens B überstimmt wird, muß die 
Koalitionsgröße von Unternehmen A so gewählt sein, daß Unternehmen B in-
different zwischen dem Beitritt zur Koalition von A und einem Gewinn von 
II _ 1 (1 + a - c )2 S 

B - 9 (1- a,)(n + 1) BA 

und dem Bilden einer eigenen Koalition mit n+ 1 Unternehmen, der sich wieder-
um sowohl Unternehmen A als auch die n Unternehmen der Koalition A an-
schließen würden, so daß ein Oligopolspiel mit insgesamt (2n+ 1) Stackelberg-
folgern und zwei Stackelbergführern entstünde und einen Gewinn von 

IIB = 1 (l+a-c)2 

18 (1- a)(n + 1) erzeugte. Somit lautet die Bedingung für den Komiteezu-
tritt durch Unternehmen A: 

1 (l+a-c)2 -S _ 1 (l+a-c)2 =0 
9 (1-a)(n+l) BA 18 (1-a,)(n+l) · 

Nach n aufgelöst ergibt sich: 
1 (3(a-c)2 +4(a-c) + 2-18SBA (1-a) + a 2 + 2a(a -c)) 

n*= -'-------------------~. 
18 (1-a)SBA 
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Ließe hingegen Unternehmen B Marktzutritt von m Unternehmen zu und Un-
ternehmen A unterließe es, dann ergeben sich unmittelbar die folgenden Ge-
winne: 
II _ 1 (l+a-c)2 

; - 9 (1-a)(m+1)2 

II - 1 (l+a-c)2 -S 
A - 9 (1- a)(m + 1) AB 

II = 1 (1 +a-c)2 
8 9 (1-a)(m+l) 

Hieraus ergibt sich analog eine maximale Größe für die Koalition durch Unter-
nehmen B: 

1 (3(a-c)2 +4(a-c) + 2-18SA8 (1-a)+ a 2 + 2a(a-c)) 
m*= 

18 (1- a)SA8 

Entschieden die beiden Unternehmen A und B sequentiell, wie durch Abbildung 
58 illustriert, so hat das Unternehmen einen Vorteil, das als erstes seine Koaliti-
on bildet, da es die Größe entsprechend der oben aufgeführten Bedingungen 
festlegen kann. Müssen die beiden Unternehmen allerdings gleichzeitig ent-
scheiden, so stehen sie vor einer Entscheidungssituation, wie sie in Tabelle 35 
dargestellt ist. 

Vergleicht man n* und m*, so stellt sich heraus, daß n* > m*, wenn SAB < S8A 

ist. Dies bedeutet, daß das Unternehmen, das geringere Wechselkosten hat, eine 
größere Koalition aufbaut und damit eine eigentlich unterlegene Technologie 
zum Standard macht. Hierdurch erklärt sich die Überlegenheit des Unterneh-
mens B, das bei Wahl seiner optimalen Komiteegröße seine Technologie immer 
zum Standard machen kann. Da Unternehmen B bei dem Verzicht, eine eigene 
Koalition zu bilden (m0=0) indifferent zwischen dem Beitritt zu Koalition A 
und einer eigenen Koalition und bei Verzicht des Unternehmens A auf die Bil-
dung einer Koalition m* die beste Anwort ist, ist m* eine schwach dominante 
Strategie. Somit steht zu erwarten, daß Unternehmen A diese Situation realisie-
rend auf den Aufbau einer eigenen Koalition verzichten wird, so daß sich ein 
Gleichgewicht mit den Strategien (n°=0; m0=m*) einstellen wird. Somit ergeben 
sich die folgenden Gewinne: 

36(1-a)(SA8 )\l + a -c)2 
II = 2 

' (3(a-c)2 +4(a-c)+2+a2 +2a(a-c)) 

SA8(a+a-c)2 
IIA= 

(3(a-c)2 +4(a-c)+2+a2 +2a(a-c)) und 
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IT _ 2S AB (1 + a - c )2 
8 - (3(a-c)2 +4(a-c)+2 +a2 +2a(a-c)) 

Unternehmen B 

m0 =0 m0 =m* 

no=O Wiederholung Technologie B 

Un temehmenA 

n°=n* Technologie A Technologie B 

Tabelle 35: Entscheidungssituation über die Größe der eigenen Koalition 

Komitee mit einfacher Mehrheit ohne gewerbliche Schutzrechte und ohne 
Komiteezutritt 
In dieser Situation stehen die beiden Unternehmen vor dem Problem, daß sie 
zwar ihre jeweilige Technologie zum Standard machen wollen, um nicht die 
Wechselkosten SAa bzw. S8A tragen zu müssen, aber keines der anderen Unter-
nehmen einen Anreiz hat, an dem Standardisierungskomitee zu partizipieren. 
Diese Unternehmen können aufgrund der Abwesenheit gewerblicher Schutz-
rechte Imitationen produzieren, ohne die Kosten der Teilnahme am Standardi-
sierungskomitee aufbringen zu müssen. Somit stellt sich die Frage, ob eines der 
beiden Unternehmen eine Transferzahlung an eines oder mehrere Unternehmen 
leistet, um damit die Teilnahme und die Stimmabgabe zugunsten der eigenen 
Technologie zu erreichen. Diese Transferzahlung muß offensichtlich zumindest 
die Kosten der Teilnahme K erreichen. Aufgrund der Tatsache, daß unbegrenz-
ter Marktzutritt erfolgt und sich damit der Preis auf das Niveau der Grenzkosten 
reduziert, verringern sich die Gewinne auf O für jedes Unternehmen. Es bleibt 
somit für keines der beiden Unternehmen ein Spielraum, um positive Transfer-
zahlungen leisten zu können. Die beiden Unternehmen werden also allein das 
Standardisierungskomitee bestreiten und sich voraussichtlich auf den Standard 
einigen, bei dem die geringsten Wechselkosten anfallen, die sie zu gleichen 
Teilen tragen. Die Gewinne ergeben sich dann als: 
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II; =0, 

TI =- SBA 
A 2 , 

TI - - SBA 
B - 2 

Komitee mit einfacher Mehrheit, gewerbliche Schutzrechte und freier Ko-
miteezutritt 
Jedes Unternehmen ist danach bereit, maximalen Marktzutritt zu gewähren, um 
dann nicht die Wechselkosten tragen zu müssen. Es werden wieder so lange 
Unternehmen bereit sein, am Standardisierungskomitee teilzunehmen, bis die 
folgende Ungleichung gerade noch erfüllt ist (s. Abschnitt d): 

M 
II;= 2 K~O. 

9(1 + n) 
Damit ist der maximale Komiteezutritt wieder durch 

n=½N-1 

determiniert. Die Anzahl an Unternehmen, die z.B. das Unternehmen A auf sei-
ne Seite ziehen muß, um die Abstimmung zu gewinnen und somit die Wechsel-
kosten zu vermeiden, beläuft sich somit auf: 

nmax :S .!.(.!_ {M -1) + 1 = .!_ {M + .!_ 
A 2 3VK 6VK 2 

Die Gewinne der Unternehmen A und B lauten vorerst: 

TIA =(l+a-c).!_✓ K . 
3 (1-a) 

I18 =(l+a-c).!_✓ K. 
3 (1- ex) 

Es ist noch nicht geklärt, welche Technologie sich durchsetzt. Unternehmen A 
leiste eine Transferzahlung TA an 

max l{M 1 

nA = 6 VK + 2 Unternehmen. Unternehmen A muß diese Zahlung dergestalt 
wählen, daß Unternehmen indifferent zwischen dem Ertragen der Wechselko-
sten S8 A und dem Zahlen einer eigenen Transferzahlung T8 ist. 
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(((l+a-c).!. ~)- TA - TA(l+a-c))-((<l+a-c).!. ~)-s )=o 
3 va-c0 2 6.J(l-a.)K 3 va-c0 BA 

TA = 6SBA .Jo - a)K 
3.J(l-a)K + 1 +a-c 

Über ein analoges Vorgehen läßt sich die Seitenzahlung TB des Unternehmens 
B ermitteln: 

TB= 6SAB.J(l-a.)K 
3.J(l-a.)K+l+a-c 

Es gewinnt das Unternehmen, das die höchste Transferzahlung zu zahlen bereit 
ist, d.h., Technologie A setzt sich nur durch, wenn TA> TB. Dieses gilt, wenn 
SBA > SAB, so daß sich hier die überlegene Technologie durchsetzt. Da beide 
Unternehmen über die jeweiligen Wechselkosten informiert sind, leistet also 
nur Unternehmen A Transferzahlungen. Die Gewinne der Unternehmen ergeben 
sich somit wie folgt: 

fl ~icht in der Koalition A = Q 
1 

TI Koalition A _ 6SBA (1- a).JK 
i - 3(1-a.).JK +(l+a-c).J(l-a) 

TI =(l+a-c)- ---S . 1~ A 3 (1-a.) BA 

TI =(l+a-c)- ---S . 1~ B 3 (1-a,) BA 

Komitee mit einfacher Mehrheit ohne gewerbliche Schutzrechte, aber mit 
freiem Komiteezutritt 

Die Ergebnisse dieses Komitees sind aufgrund der fehlenden gewerblichen 
Schutzrechte identisch mit denen des Abschnittes „10.30 Komitee mit einfacher 
Mehrheit ohne gewerbliche Schutzrechte und ohne Komiteezutritt": 
Tii=O, 

TI =- SBA 
A 2 ' 

TI -- SBA 
B - 2 
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11 Zusammenfassung der Gleichgewichte 

11.1.1 Bedeutung und Einfluß unterschiedlicher rechtlicher Regime 
auf die Ergebnisse des Standardisierungsprozesses 

In diesem Teil des Anhanges sind die Ergebnisse des Anhangs 3 über das Ver-
halten der Unternehmen in den verschiedenen Szenarien zusammengefaßt. Dort, 
wo unmittelbar zu erkennen ist, daß die eine Strategie eine andere dominiert, ist 
dies dadurch gekennzeichnet, daß die dominierte Strategie grau hinterlegt ist. 

Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungskomitee 

(1-a) (1 + a - c) ✓ K _ K . 
Wettbewerb 2 2 (l - CX) Korrutee 

Unter-
(1-a) 

nehmenA 
2 

0 
0 (l+a-c) ✓ K -S -K 

Standardisie- 3 (I - a) BA Kom;oee 

rungskomitee 
(l+a-c) ✓ K -K 

2 (1-Cl) Komi1« 
(l+a-c) ✓ K -S -K 

3 (1- a) BA Kom;1oe 

Tabelle 36: Strategische Form bei verpflichtender Standardisierung, ge-
werblichen Schutzrechten, freiem Komiteezutritt und einfacher 
Mehrheit im Standardisierungskomitee 

Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungskomitee 

(1-a) 
(l+a-c) ✓ K -K --

Unter- Wettbewerb 2 2 (1-CX) Komiiee 
(1-a) 

nehmenA -- 0 2 

0 (l+a-c) ✓ K -S -K 
Standardisie- 3 (1-a) BA Ko,n;,.. 

rungskomitee (l+a-c) ~ K 
--2- (1-Cl) - Komi1« 

(l+a-c) ✓ K -S -K 
3 (1-a) BA Komi,.. 

Tabelle 37: Strategische Form bei verpflichtender Standardisierung, ge-
werblichen Schutzrechten, freiem Komiteezutritt und Konsens-
regel im Standardisierungskomitee 
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Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungs-

komitee 
(l-ex) -KKomitee 

Unterneh- 2 

menA Wettbewerb 
(1-ex) 

0 
2 

0 SBA 
Standardisie-

-2 - KKomitee 

rungskomitee 
-KKomitee SBA -2 - KKomitec 

Tabelle 38: Strategische Form bei verpflichtender Standardisierung, kei-
nen gewerblichen Schutzrechten, freiem Komiteezutritt und 
einfacher Mehrheit im Standardisierungskomitee 

Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungs-

komitee 
(1- ex) -KKomitee 

Unterneh- Wettbewerb 2 

menA 
(1- ex) 

0 
2 

0 SBA 
Standardisie- -2 - KKomitee 

rungskomitee 
-KKomitee - s;A - KKomitec 

Tabelle 39: Strategische Form bei verpflichtender Standardisierung, kei-
nen gewerblichen Schutzrechten, freiem Komiteezutritt und 
Konsensregel im Standardisierungskomitee 
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Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisienmgskornitee 

(1-a) ~ + (¾✓(1-a)K )- KKonutee 
Unter- 2 

nehmen A Wettbewerb 

(1-a) 1 2 --
-(.fiK+ ✓(l-a)) 2 
4 

Standardisie-
1 F-a) 2 -(.fiK+ (1-a)) 
4 

(l+a-c) ✓ K -S -K 
3 (} - a) BA Komitee 

rungskornitee 

: +(¾✓(1-a)K )-K (l+a-c) ✓ K -S -K 
3 (1 _ a) BA Komitee 

Tabelle 40: Strategische Form bei freiwillige Standardisierung, gewerbli-
chen Schutzrechten, freiem Komiteezutritt und einfacher 
Mehrheit im Standardisierungskomitee 

Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungskomitee 

(! -ex) 
K +(i✓(l-a)K )-K . 

Unter- 2 4 8 Komitee 

nehmen A Wettbewerb 
(1- ex) 

2 
1 .fiK 2 -( 2K+ ✓(l-a)) 
4 

Standardisie-
.!..(.fiK+ ✓(l-a.))2 
4 

(l+a-c) ✓ K -S -K 
3 (1- <X) BA Komi ... 

rungskornitee 

~ + (¾✓<1-ex)K )- KKomitee 
(l+a-c) ✓ K -S -K 

3 (1-tt) BA Kom ... 

Tabelle 41: Strategische Form bei freiwillige Standardisierung, gewerbli-
chen Schutzrechten, freiem Komiteezutritt und Konsensregel 
im Standardisierungskomitee 
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Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungs-

komitee 
(1-a) -KKomitee 

Unterneh- Wettbewerb 2 

menA 
(1-a) 1-a 

2 --
8 

1-a - s;A - KKomitce --
Standardisie- 8 
rungskomitee 

-KKomitee 
- s;A - KKomitee 

Tabelle 42: Strategische Form bei freiwillige Standardisierung, keinen 
gewerblichen Schutzrechten, freiem Komiteezutritt und einfa-
cher Mehrheit im Standardisierungskomitee 

Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungs-

komitee 
(1-a) -KKomitee 

Unterneh- Wettbewerb 2 

menA 
(1-a) 1-a 

2 --
8 

1-a SBA -- -2 - KKomitce Standardisie- 8 
rungskomitee 

-KKomitee SBA -2 -KKomitee 

Tabelle 43: Strategische Form bei freiwillige Standardisierung, keinen 
gewerblichen Schutzrechten, freiem Komiteezutritt und Kon-
sensregel im Standardisierungskomitee 
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Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungskomitee 

(1-a) (a+l-c)2 

KKomitee Unter- Wettbewerb 2 4(1-a.) 
nehmen 

(1-a) 

2 
A 0 

0 S0 (a + 1-c)' 
K.._._ 

Standardisie-
(3(a-c)' + 4(a-c)+2+a' + 2a(a- c)) 

rungskornitee (a+l-c)2 

KKomitee 
4(1-a.) s,.(a+a-c)' 

(3(a-c)2 +4(a-c)+2+a2 +2a(a-c)) 
K._ 

Tabelle 44: Strategische Form bei verpflichtender Standardisierung, ge-
werblichen Schutzrechten, keinem freien Komiteezutritt und 
einfacher Mehrheit im Standardisierungskomitee 

Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungsko-

rnitee 
(1-a) (a+l-c)2 

Untemeh- Wettbewerb 2 4(1-a.) 
- KKomitee 

menA 
(1-a) 

2 
0 

0 (l+a-c)2 s 
Standardisie- 9(1-a.) 2 -KKomitee 

rungskornitee 
(a+l-c)2 

KKomitee 
(l+a-c)2 s 

4(1- a.) 9(1-a.) 2 -KKomitee 

Tabelle 45: Strategische Form bei verpflichtender Standardisierung, ge-
werblichen Schutzrechten, keinem freien Komiteezutritt und 
Konsensregel im Standardisierungskomitee 
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Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungs-

komitee 
(1-a) -KKomitee 

Unterneh- Wettbewerb 2 

menA 
(1-a) 

0 --
2 

0 SBA 

Standardisie-
-2 - KKomitee 

rungskomitee 
-KKomitee SBA - 2 - KKomitee 

Tabelle 46: Strategische Form bei verpflichtender Standardisierung, kei-
nen gewerblichen Schutzrechten, keinem freien Komiteezu-
tritt und einfacher Mehrheit im Standardisierungskomitee 

Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungs-

komitee 
(1-a) -KKomitee 

Unterneh- Wettbewerb 2 

menA 
(1-a) 
--

2 
0 

0 - s;A - KKomitee 
Standardisie-
rungskomitee 

-KKomitee - s;A - KKomitee 

Tabelle 47: Strategische Form bei verpflichtender Standardisierung, kei-
nen gewerblichen Schutzrechten, keinem freien Komiteezu-
tritt und Konsensregel im Standardisierungskomitee 
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Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungskomitee 

(1-a) 9 2 

Unter- Wettbewerb 2 8 (1- Cl) - KKomitee 

nehmen 
(1-a) 

A 5 
2 -(1+2a-3a2 ) 

16 
5 sA.(a+l-c)' K....., -(1+2a-3a2 ) (3(a-c)2 +4(a-c)+2 +a' +2a(a-c)) 

Standardisie- 16 
rungskomitee SA9(3+ll-C)2 

9 2 (3(a-c)2 +4(a-c)+2+a2 +2a(a-c)) 
K._ 

8 (1- Cl) - KKomiiec 

Tabelle 48: Strategische Form bei freiwilliger Standardisierung, gewerbli-
chen Schutzrechten, keinem freien Komiteezutritt und einfa-
cher Mehrheit im Standardisierungskomitee 

Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungskomitee 

(1-a) 9 2 

Unter- Wettbewerb 2 8(1- Cl) - KKomitee 

nehmen 
A 

(1-a) 5 
2 -(1+2a-3a2 ) 

16 
5 (1 +a-c)2 s 

Standardisie-
-(1+2a-3a2 ) 

9(1-a) 2- KKomitce 
16 

rungskomitee 

9 2 (1 +a-c)2 s 
8(l - Cl) - KKomitee 9(1-a) 2- KKomitce 

Tabelle 49: Strategische Form bei freiwilliger Standardisierung, ge-
werblichen Schutzrechten, keinem freien Komiteezutritt und 
Konsensregel im Standardisierungskomitee 
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Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungs-

komitee 
(1-a) -KKomitee 

Unterneh- Wettbewerb 2 

menA 
(1-a) (1- Cl) 

2 ---
8 

(1-cx) SBA --- -2 - KKomitee 
Standardisie- 8 
rungskomitee 

-KKomitee - s;A - KKomitee 

Tabelle 50: Strategische Form bei freiwilliger Standardisierung, keinen 
gewerblichen Schutzrechten, keinem freien Komiteezutritt 
und einfacher Mehrheit im Standardisierungskomitee 

Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungs-

komitee 
(1-a) -KKomitee 

Unterneh- Wettbewerb 2 

menA 
(1-a) (1-a) 

2 ---
8 

(1- Cl) SBA --- -2 - KKomitee Standardisie- 8 
rungskomitee 

-KKomitce SBA -2 - KKomitee 

Tabelle 51: Strategische Form bei freiwilliger Standardisierung, keinen 
gewerblichen Schutzrechten, keinem freien Komiteezutritt 
und Konsensregel im Standardisierungskomitee 
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11.2 Entscheidung für oder wider Standardisierung ohne Komi-
teekosten 

Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungskomitee 

(1-a) 0 
Wettbewerb 2 

Unterneh-
(1-a) 

2 
menA 0 

0 -SBA 

Standard-
sierungs- 0 -SBA 

komitee 

Tabelle 52: Strategische Form bei verpflichtender Standardisierung, ge-
werblichen Schutzrechten, freiem Komiteezutritt und einfacher 
Mehrheit im Standardisierungskomitee 

Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungsko-

mitee 
(1-a) 0 

Unterneh- Wettbewerb 2 

menA 
(1-a) 

0 
2 

0 - SBA 

Standardsie- 2 
rungskomitee 0 _ SBA 

2 

Tabelle 53: Strategische Form bei verpflichtender Standardisierung, ge-
werblichen Schutzrechten, freiem Komiteezutritt und Konsens-
regel im Standardisierungskomitee 
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Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungsko-

mitee 
(1-a) 0 

Unterneh- 2 

menA Wettbewerb 
(1-a) 

2 
0 

0 - SBA 

Standardsie-
rungskomitee 0 - SBA 

2 

Tabelle 54: Strategische Form bei verpflichtender Standardisierung, kei-
nen gewerblichen Schutzrechten, freiem Komiteezutritt und 
einfacher Mehrheit im Standardisierungskomitee 

Unternehmen B 

2 

Wettbewerb Standardisierungsko-
mitee 

(1-a) 0 
Unterneh- Wettbewerb 2 

menA 
(1-a) 

0 
2 

0 - SBA 

Standardsie-
rungskomitee 0 - SBA 

2 

Tabelle 55: Strategische Form bei verpflichtender Standardisierung, kei-
nen gewerblichen Schutzrechten, freiem Komiteezutritt und 
Konsensregel im Standardisierungskomitee 
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Unternehmen B 
Wettbewerb Standardsierungs-

komitee 
(1- ex) 0 

Unterneh- 2 

menA Wettbewerb 
(1- ex) (1-a) 

2 
4 

(1-a) -SBA --
Standardsie- 4 

· rungskomitee 0 
-SBA 

Tabelle 56: Strategische Form bei freiwillige Standardisierung, gewerbli-
chen Schutzrechten, freiem Komiteezutritt und einfacher 
Mehrheit im Standardisierungskomitee 

Unternehmen B 
Wettbewerb Standardsierungs-

komitee 
(1-a) --

Unterneh- 2 

menA Wettbewerb 
(1-ex) (1-a) --

2 4 

0 

(1-a) 
- SBA 

Standardsie- 4 2 
rungskomitee 

0 
- SBA 

2 

Tabelle 57: Strategische Form bei freiwillige Standardisierung, gewerbli-
chen Schutzrechten, freiem Komiteezutritt und Konsensregel 
im Standardisierungskomitee 
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Unternehmen B 
Wettbewerb Standardsierungs-

komitee 
(1-a) 0 

Unterneh- Wettbewerb 2 

menA 
(1-a) 1-a 

2 --
8 

1-a 
- SBA --

Standardsie- 8 2 
rungskomitee 

0 
- SBA 

2 

Tabelle 58: Strategische Form bei freiwillige Standardisierung, keinen 
gewerblichen Schutzrechten, freiem Komiteezutritt und einfa-
cher Mehrheit im Standardisierungskomitee 

Unternehmen B 
Wettbewerb Standardsierungs-

komitee 
(1-a) 0 

Unterneh- Wettbewerb 2 

menA 
(1-a) (1-a) 

2 --
8 

(1-a) 
- SBA 

Standardsie- 8 2 
rungskomitee 0 

- SBA 

2 

Tabelle 59: Strategische Form bei freiwillige Standardisierung, keinen 
gewerblichen Schutzrechten, freiem Komiteezutritt und Kon-
sensregel im Standardisierungskomitee 
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Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungskomitee 

(1-a) (a+I-c)2 

Unterneh- Wettbewerb 2 4(1-a) 
(1-a) 

menA 2 
0 

0 SAB(a+a-c)1 

Standardisie-
(3(a-c)1 +4(a-c)+2+a1 +2a(a-c)) 

rungskomitee (a+l-c)2 
s,.(a+a-c)1 

4(1-a) (3(a-c)1 + 4(a-c)+ 2 +a' + 2a(a-c)) 

Tabelle 60: Strategische Form bei verpflichtender Standardisierung, ge-
werblichen Schutzrechten, keinem freien Komiteezutritt und 
einfacher Mehrheit im Standardisierungskomitee 

Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungsko-

mitee 
(1-a) (a+l-c)2 

Unterneh- Wettbewerb 2 4(1-a) 
menA 

(1-a) 

2 
0 

0 (l+a-c)2 s 
-

Standardisie- 9(1-a) 2 
rungskomitee (a+l-c)2 (l+a-c)2 s -

4(1-a) 9(1-a) 2 

Tabelle 61: Strategische Form bei verpflichtender Standardisierung, ge-
werblichen Schutzrechten, keinem freien Komiteezutritt und 
Konsensregel im Standardisierungskomitee 
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Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungs-

komitee 
(1- ex) 0 

Unterneh- Wettbewerb 2 

menA 
(1- ex) 

0 
2 

0 - SBA 

Standardisie- 2 
rungskomitee 0 _ SBA 

2 

Tabelle 62: Strategische Form bei verpflichtender Standardisierung, kei-
nen gewerblichen Schutzrechten, keinem freien Komiteezu-
tritt und einfacher Mehrheit im Standardisierungskomitee 

Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungs-

komitee 
(1- ex) 

Unterneh- Wettbewerb 2 

menA 
(1- ex) 

0 
2 

0 

0 - SBA 

Standardisie- 2 
rungskomitee 0 - SBA 

2 

Tabelle 63: Strategische Form bei verpflichtender Standardisierung, kei-
nen gewerblichen Schutzrechten, keinem freien Komiteezu-
tritt und Konsensregel im Standardisierungskomitee 
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Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungskomitee 

(1-a) 9 2 

2 
-(1-a) 

Unter- Wettbewerb 8 

nehmen 
(1-a) 5 

2 -(1+2a-3a2 ) 

A 16 

5 SA8 (a+a-c)2 

-(1+2a-3a2 ) (3(a-c)2 +4(a-c)+2 +a2 + 2a(a-c)) Standardisie- 16 
rungskomitee 9 2 -(1-a) 

SA8 (a+a-c)2 8 
(3(a -c)2 + 4(a- c) + 2 + a 2 + 2a(a-c)) 

Tabelle 64: Strategische Form bei freiwilliger Standardisierung, gewerbli-
chen Schutzrechten, keinem freien Komiteezutritt und einfa-
cher Mehrheit im Standardisierungskomitee 

Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungsko-

mitee 
(1-a) 9 2 

Unterneh- Wettbewerb 2 
-(1-a) 
8 

menA 
(1-a) 5 

2 -(1+2a-3a2 ) 
16 

5 (1 + a-c)2 s 
S tandardisie-

-(1+2a-3a2 ) -
16 9(1-a) 2 

rungskornitee 
9 2 (1 +a-c)2 s -(1-a) 
8 -

9(1-a) 2 

Tabelle 65: Strategische Form bei freiwilliger Standardisierung, ge-
werblichen Schutzrechten, keinem freien Komiteezutritt und 
Konsensregel im Standardisierungskomitee 
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Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungs-

komitee 
(1-a) 0 

Unterneh- Wettbewerb 2 

menA 
(1-a) (1-a) --

2 --
8 

(1-a) - SBA 

Standardisie- 8 
rungskomitee 0 - SBA 

2 

Tabelle 66: Strategische Form bei freiwilliger Standardisierung, keinen 
gewerblichen Schutzrechten, keinem freien Komiteezutritt 
und einfacher Mehrheit im Standardisierungskomitee 

Unternehmen B 

2 

Wettbewerb Standardisierungs-
komitee 

(1-a) 

Unterneh- Wettbewerb 2 

menA 
(1-a) 

(1-a) --
2 

8 

0 

(1-a) 
- SBA 

Standardisie- 8 
rungskomitee 

0 - SBA 

2 

Tabelle 67: Strategische Form bei freiwilliger Standardisierung, keinen 
gewerblichen Schutzrechten, keinem freien Komiteezutritt 
und Konsensregel im Standardisierungskomitee 
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11.2.1 Gesellschaftliche Wohlfahrt und Marktergebnisse 

In einem Modell mit über das Intervall [0, l] gleichverteilten Nachfragern oder 
Nutzern stellen sich die folgenden Fragen: 

1. Ab welcher Parameterkonstellation ist eine einzige Technologie mit einem 
umfassenden Netzwerk der Größe l zwei getrennten Netzwerken beider 
Technologien aus gesellschaftlicher Sicht überlegen? 

QA 1 

W.wci Netzwerke= J 1 +a-i- p+ aQAdi + x(p-c) + J i +a- p + aO -Qs)di +(1-Qs)(p-c) 
o Qs 

:s; 

QA 

W..in Netzwerk= Jl + a -i - p+ aQAdi + x(p-c). 
0 

Nach Auflösen und Umformen ergibt sich, daß für alle a ~ ½ ein einziges 
Netzwerk eine größere gesellschaftliche Wohlfahrt erzeugt als zwei kleine 
Netzwerke. 

a•• 

Ein Netzwerk 

½1--------------1-- --

Zwei Netzwerke 

. 
K 

Abbildung 59: Parameterbereich, indem zwei Netzwerke einem Netz-
werk aus gesellschaftlicher Sicht vorzuziehen sind, wenn 
keine Komiteekosten existieren 

2. Wenn ein einziges Netzwerk nur durch ein Standardisierungskomitee reali-
siert werden kann, wie groß dürfen dann die maximalen Kosten dieses Ko-
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mitees sein, damit es nicht wünschenswert wäre, doch zwei getrennte Netz-
werke ohne Standardisierungskomitee zuzulassen? 

~ 1 

wzweiNetzwe,ke = J 1 +a- i- p+ aQAdi + x(p-c) + J i + a- p+a(l-QB)di +(1-Qs)(p-c) 
0 Q, 

Wzwei Netzwerke = 

1 • a~2K+-. 
2 

QJ . 
weinNetzwe,k = 1 + a-i-p+ aQAdi + x(p-c)-L K;. 

0 ~ 

3 a 1 4+a-c+2 :5: 2+ a-c+a-2K = weinNetzwerlc 

Cl 

½ 1----+ 

1/8 

Zwei identische 

Netzwerke 

K 

Abbildung 60: Parameterbereich, in dem zwei Netzwerke einem Netz-
werk aus gesellschaftlicher Sicht vorzuziehen sind 
(grau), wenn Komiteekosten existieren 

Analog lassen sich die Grenzen feststellen, ab denen ein einziges Netzwerk 
mit einer vollständigen Ausdehnung einem großen und einem kleinen Netz-
werk mit einer Ausdehnung von (3/4 bzw. ¼) vorgezogen wird und wann 
zwei gleich große Netzwerke besser sind als ein großes und ein kleines. Ur-
sächlich ist hierfür, daß um ein einziges Netzwerk zu erzeugen beide Unter-
nehmen am Standardisierungskomitee teilnehmen müssen und die damit in 
Verbindung stehenden Kosten in Kauf nehmen müssen. Bei einem großen 
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und einem kleinen Netzwerk hat sich ein Unternehmen dazu entschlossen, am 
Komitee teilzunehmen und die damit verbundenen Kosten zu realisieren. 

Somit ergeben sich vier Bereiche, die auch in Abbildung 61 dargestellt sind: 

1. Ein großes Netzwerk > ein großes und ein kleines Netzwerk > zwei (mitt-
lere) Netzwerke. 

2. Ein großes Netzwerk > zwei mittlere Netzwerke > ein großes und ein klei-
nes Netzwerk. 

3. Zwei mittlere Netzwerke > ein großes Netzwerk > ein großes und ein klei-
nes Netzwerk. 

4. Zwei mittlere Netzwerke > ein großes und ein kleines Netzwerk > ein gro-
ßes Netzwerk. 

Wie hieraus unmittelbar zu erkennen ist, existieren nur zwei effiziente Kon-
stellationen. Zum einen die Existenz eines großen Netzwerkes in den Regio-
nen 1 und 2 oder die Existenz zweier gleich großer Netzwerke in den Berei-
chen 3 und 4. In den folgenden Ausführungen soll nur nach der besten Mög-
lichkeit gesucht werden. 

a 

½ 

1/16 1/8 3/16 
K 

Abbildung 61: Effiziente Netzwerkkonstellationen bei Vorliegen von 
Komiteekosten 

3. Wie hoch dürfen die Wechselkosten für eines der beiden Unternehmen höch-
stens sein, damit ein Wechsel von der einen Technologie zur anderen noch 
gesellschaftlich wünschenswet bleibt? 
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Ein analoges Vorgehen wie im vorangegangenen Abschnitt führt zu vier Be-
reichen, in denen bei Vorliegen von Wechselkosten jeweils unterschiedliche 
Standardisierungsstrukturen gesellschaftlich erwünscht sind. 

In der Region Ader Abbildung 62 sind die Wechselkosten so niedrig und die 
Netzwerkeffekte so groß, daß ein einziges großes Netzwerk gewünscht wird. 
In den Bereichen B1 und B2 sind die Wechselkosten schon so hoch, daß ein 
Wechsel der Unternehmen nicht mehr gewollt wird. Allerdings sind hier die 
Netzwerkeffekte noch immer so groß, daß dann eine Aufteilung in jeweils ein 
großes und ein kleines Netzwerk den größten Nutzen stiftet. Erst in der Regi-
on C sind die Netzwerkeffekte so niedrig, daß unabhängig von der Höhe der 
Wechselkosten immer zwei getrennte gleich große Netzwerke gewünscht 
werden. 

3/16 1/4 
Wechselkosten 

Abbildung 62: Effiziente Netzwerkkonstellationen bei Vorliegen von 
Wechselkosten 

A Ein großes Netzwerk > ein großes und ein kleines Netzwerk > zwei 
(mittlere) Netzwerke. 

B 1 Ein großes und ein kleines Netzwerk > ein großes Netzwerk > zwei mitt-
lere Netzwerke 

B2 Ein großes und ein kleines Netzwerk > zwei mittlere Netzwerke > ein 
großes Netzwerk 

C Zwei mittlere Netzwerke > ein großes und ein kleines Netzwerk > ein 
großes Netzwerk. 
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12 Gleichgewicht und Effizienz bei geringen Wechselkosten 

Die Betrachtung kann sich nun auf die sechs Fälle reduzieren, in denen ge-
werbliche Schutzrechte bestehen, da die Abwesenheit von Wechselkosten auf 
die Auszahlungen ohne gewerbliche Schutzrechte keinen Einfluß besitzt. Die 
Dominanz der Strategie, den Wettbewerb als Standardisierungsinstrument zu 
nutzen, bleibt von der Existenz, der Höhe oder der Abwesenheit von Wechsel-
kosten unberührt. 

Ferner bleibt festzuhalten, daß die Auszahlungen für die beiden Unternehmen 
bei verpflichtender Standardisierung, freiem Komiteezutritt identisch sind, un-
abhängig von der gewählten Mehrheitsregel. Entsprechend sind die Auszahlun-
gen unabhängig von der Mehrheitsregel, wenn die Standardisierung freiwillig 
und freier Komiteezutritt möglich ist. 

Verbindliche Standardisierung, gewerbliche Schutzrechte und freier Komitee-
zutritt 

Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungskomitee 

(1-a) 
(l+a-c) ✓ K -K . 

Wettbewerb 2 2 (1 _ Cl) Korrutcc 

Unter-
nehmen 
A 

(1-a) 
-- 0 2 

0 (l+a-c) ✓ K -K 
Standardisie- 3 (} - Cl) Komi1ec 

rungskomitee 

(l+a-c) ✓ K -K 
2 (l - a) Komilee (l+a-c) ✓ K -K 

3 (1-a) Komil<e 

Tabelle 68: Strategische Form bei verpflichtender Standardisierung, ge-
werblichen Schutzrechten, freiem Komiteezutritt 
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In der Abbildung 63 192 sind die Regionen von Netzwerkeffekten a. und Komi-
teekosten KKomitee dargestellt, bei denen sich das betrachtete Unternehmen für 
den Wettbewerb (Regionen A und D) bzw. die Teilnahme am Standardisie-
rungskomitee (Regionen B und C) unter der Bedingung entscheidet, daß der 
Gegenspieler sich für den Wettbewerb entschieden hat. Ferner ist eine Gerade 
von [a. = ½, K = 0) bis [a. = lund K = ½] abgetragen, die die Bereiche von a. 
und KKomitee, in denen eine Standardisierung wünschenswert ist, abgrenzt von 
den Bereichen, wo die Existenz zweier inkompatibler Netzwerke erwünscht ist. 

Region A: Hier sind die Netzwerkeffekte nicht groß genug, um ein Unter-
nehmen für die durch die Teilnahme am Standardisierungskomitee 
entstehenden Kosten zu kompensieren. Dieser Bereich ist zusätzlich 
dadurch gekennzeichnet, daß aus gesellschaftlicher Sicht zwei Netz-
werke wünschenswert sind. 

Region B: Hier sind die Netzwerkeffekte groß und die Komiteekosten, re-
lativ gesehen, klein genug, so daß das Unternehmen am Standardisie-
rungsprozeß teilnimmt. Problematisch ist allerdings, daß die Gesell-
schaft lieber zwei Netzwerke hätte, aber hier aufgrund des verbindli-
chen Charakters der Standardisierung nur ein Netzwerk bekommt. Ein 
solcher Bereich kann als exzessive Standardisierung bezeichnet wer-
den. 

Region C: Auch in dieser Region sind die Netzwerkeffekte groß genug, 
um die Kosten der Komiteestandardisierung zu kompensieren. Von 
der Region B unterscheidet sich C dadurch, daß hier eine Standardi-
sierung auch gewünscht wird. 

Region D: Dieser letzte Bereich ist dadurch gekennzeichnet, daß trotz sehr nied-
riger Kosten der Komiteestandardisierung und sehr hoher Netzwer-
keffekte das Unternehmen den Wettbewerb dem Komitee vorzieht. 
Dies hat seine Ursache darin, daß es als Innovator von den anderen 
Unternehmen im Standardisierungskomitee als Stackelbergführer ge-
sehen wird, während es im unmittelbaren Wettbewerb mit dem Ge-
genspieler als Cournot-Duopolist agiert. 

192 Lediglich für die Tabelle 68 wird der Gang der Argumentation anhand von drei Abbildun-
gen illustriert. 
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a. 

C B 

D 

A 

¼ Komiteekosten 

Abbildung 63: Gewinnmaximierende Antwort auf die Entscheidung des 
Gegenspielers zugunsten der Standardisierung über den 
Wettbewerb 

In der Abbildung 64 sind die Regionen von ex und KKomitee dargestellt, bei denen 
sich das betrachtete Unternehmen für den Wettbewerb (Region A) oder das 
Standardisierungskomitee (Regionen B und C) entscheidet, allerdings diesmal 
unter der Bedingung, daß der Gegenspieler sich für eine Teilnahme am Standar-
disierungskomitee entschieden hat. Die Kurve einer effizienten Komiteestan-
dardisierung hat sich zu [ex=½, K = O] bis [ex= lund K =¼]gedreht, da nun 
beide Unternehmen am Standardisierungskomitee teilnähmen. In dieser Abbil-
dung lassen sich nun drei Regionen identifizieren: 

Region A: In dieser Region sind die Kosten der Komiteestandardisierung 
im Verhältnis zu den Netzwerkeffekten zu hoch, so daß das Unter-
nehmen davon Abstand nimmt zu produzieren. Die Umsätze wären 
bei zwei „großen" Unternehmen im Komitee zu klein, als daß dadurch 
die Kosten aufgefangen werden könnten. 

Region B: In diesem Bereich sind die Netzwerkeffekte groß genug, um 
einen Anreiz für das Unternehmen, am Standardisierungskomitee teil-
zunehmen, zu erzeugen. Aus gesellschaftlicher Sicht sind allerdings 
die Kosten so hoch, daß die Gesellschaft zwei Netzwerke einem durch 
das Standardisierungskomitee zustande gekommenen Netzwerk vor-
ziehen würde. 
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Region C: In diesem Bereich sind die Netzwerkeffekte hinreichend groß, 

Cl 

um die geringen Kosten der Korniteestandardisierung sowohl aus ge-
sellschaftlicher wie auch aus Unternehmenssicht aufzufangen. 

B 

A 

1/8 Komiteekosten 

Abbildung 64: Gewinnmaximierende Antwort auf die Entscheidung des 
Gegenspielers zugunsten der Standardisierung über das 
Standardisierungskomitee 

Cl 

A 

D 

Komiteekosten 

Abbildung 65: Gleichgewichte und Effizienz bei verpflichtender Standardi-
sierung, gewerblichen Schutzrechten und freiem Komitee-
zutritt 

In Abbildung 45 werden die Abbildung 63 und Abbildung 64 kombiniert. Es 
können nun Bereiche identifiziert werden, in denen Wettbewerbsstandardisie-
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rung für die Unternehmen das einzige dominante Gleichgewicht darstellt (Re-
gionen A, D, G und H). Ebenso existieren Regionen, in denen die beidseitige 
Teilnahme am Standardisierungskomitee zur dominanten Strategie wird (Re-
gionen C, E und F). Die Region, in der zwischen beiden Strategien randomisiert 
wird, ist als Region B gekennzeichnet. Eine effiziente Inkompatibilität, d.h., 
zwei Netzwerke existieren parallel, ist in den Regionen A und D gewährleistet, 
während die Regionen G und H die Bereiche bezeichnen, in denen ein Netz-
werk mit einem Unternehmen im Komitee (Region H) bzw. beiden im Komitee 
(Region G) zwar gesellschaftlich gewünscht ist, in denen aber Inkompatibilität 
das einzige Gleichgewicht darstellt. Dort herrscht also exzessive Inkompatibili-
tät. Von den Bereichen, in denen Komiteestandardisierung dominant ist (Regio-
nen C, E und F), sind die Regionen C und E durch eine exzessive Standardisie-
rung gekennzeichnet, während in der Region F eine effiziente Komiteestandar-
disierung gewährleistet werden kann. 

Zusammenfassend können als Regionen eines ineffizienten Ergebnisses die Re-
gionen C, E, G und H identifiziert werden. 

Freiwillige Standardisierung. gewerbliche Schutzrechte. freier Komiteezutritt 
und einfache Mehrheit im Standardisierungskomitee 

Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungskomitee 

(1-a) 
K +(~.J(l-a)K )-K . 

Unter- 2 4 8 KomJtee 

nehmen Wettbewerb 
A 

(1-a) 

~(.fiK+.J(l-a)f 
--

2 
4 

Standardisie-
~(.fiK+.J(l-a))2 (l+a-c) ✓ K -K 
4 3 (1- Cl) Komitee 

rungskomitee 

K +(~.J(l-a)K )-K . 4 8 Komitee (l+a-c) ✓ K -K 
3 (1 _ (X) Komitee 

Tabelle 69: Strategische Form bei freiwilliger Standardisierung, gewerbli-
chen Schutzrechten, freiem Komiteezutritt und einfacher 
Mehrheit im Standardisierungskomitee 
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a 
--- . -----------------------------~ 

B 

A 

l/8 Komiteekosten 

Abbildung 66: Gleichgewicht und Effizienz bei freiwilliger Standardisie-
rung, gewerblichen Schutzrechten und freiem Komiteezu-
tritt 

Die Aussagen über die Bereiche, wie sie in Abbildung 66 dargestellt sind, ent-
sprechen denen der Abbildung 63 mit dem Unterschied, daß die Regionen A 
und D dominante Gleichgewichte für eine Standardisierung durch den Wettbe-
werb darstellen und die Regionen B und C lediglich für Bereiche stehen, in de-
nen zwischen Komitee und Wettbewerb randomisiert wird. Eine effiziente Ko-
miteestandardisierung kann in Region C stattfinden, wenn sich beide Unter-
nehmen für die Teilnahme am Standardisierungsprozeß entscheiden. Entschei-
det sich ein Unternehmen für und ein Unternehmen gegen die Teilnahme am 
Komitee, so entstünden ein kleines und ein großes Netzwerk, obwohl aufgrund 
der Parameterkonstellation ein großes Netzwerk vorgezogen wird. Effiziente 
Inkompatibilität wird hingegen in der Region A erreicht. Die Region D reprä-
sentiert exzessive Inkompatibilität und die Region B mögliche exzessive Stan-
dardisierung. 

Verbindliche Standardisierung. gewerbliche Schutzrechte, beschränkter Komi-
teezutritt und einfache Mehrheit im Standardisierungskomitee 

Aufgrund der Tatsache, daß es für die beiden Unternehmen nicht wünschens-
wert ist, sich im Standardisierungskomitee zu treffen, ergibt sich in dem durch 
Tabelle 70 und Abbildung 67 zum Ausdruck gebrachten Szenario unmittelbar 
eine Region mit einer dominanten Entscheidung zugunsten des Wettbewerbes 
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(Region A). Die Regionen B, C und D repräsentieren lediglich Gleichgewichte 
in gemischten Strategien. Es kann festgehalten werden, daß sofern Inkompati-
bilität einziges Gleichgewicht ist, dieses auch effizient ist. In den Regionen B, 
C und D kann sowohl exzessive Standardisierung (Region B) als auch exzessive 
Inkompatibilität (Region C und D) auftreten. Wird allerdings Standardisierung 
erreicht, dann ist sie in der Region D auf jeden Fall effizient, in Region C aller-
dings nur dann, wenn nur eines der beiden Unternehmen sich für die Teilnahme 
am Standardisierungskomitee entschieden hat. 

Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungskomitee 

(1-a) (a+l-c)2 --
KKomitce Unter- Wettbewerb 2 4(1- a) (1-a) 

nehmen A 0 2 
0 -KKomitee 

Standardisie- (a+l-c)2 
KKomitee rungskomitee 4(1- a) -KKomitec 

Tabelle 70: Strategische Form bei verpflichtender Standardisierung, ge-
werblichen Schutzrechten, keinem freien Komiteezutritt und 
einfacher Mehrheit 

a 

l/8 l/4 Komiteekosten 

Abbildung 67: Gleichgewichte und Effizienz bei verpflichtender Standar-
disierung, gewerblichen Schutzrechten, keinem freien 
Komiteezutritt und einfacher Mehrheit 
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Freiwillige Standardisierung. gewerbliche Schutzrechte, beschränkter Komitee-
zutritt und einfache Mehrheit im Standardisierungskomitee 

Offensichtlich stellt eine gemeinsame Teilnahme am Standardisierungskomitee 
für die Unternehmen die Alternative dar, die sie am wenigsten wünschen. In den 
Regionen A und B der Abbildung 68 sind den Unternehmen die Kosten des 
Standardisierungskomitees zu hoch, so daß sich hier als einziges Gleichgewicht 
die Standardisierung über den Wettbewerb ergibt. 

Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungskomitee 

(! - ex) 9 2 

Unter- Wettbewerb 2 8(1- a) - KKomilCe 

nehmen A 
(1- ex) 5 --

2 -(1 + 2a-3a2 ) 
16 

5 -KKomitee -(1+2a-3a2 ) 
Standardisie- 16 
rungskomitee 9 2 8(1- a) - KKomitee 

-KKomitee 

Tabelle 71: Strategische Form bei freiwilliger Standardisierung, gewerbli-
chen Schutzrechten, keinem freien Komiteezutritt und einfa-
cher Mehrheit im Standardisierungskomitee 

a. 

B 

D A 

C 

Komiteekosten 

Abbildung 68: Gleichgewichte und Effizienz bei freiwilliger Standardisie-
rung, gewerblichen Schutzrechten, ohne Komiteezutritt und 
mit einfacher Mehrheit im Standardisierungskomitee 
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Allerdings stellt nur die Region A eine effiziente Inkompatibilität dar, während 
Region B eine exzessive Inkompatibilität kennzeichnet. Die Regionen C und D 
repräsentieren Bereiche, in denen zwischen Komitee und Wettbewerb randomi-
siert wird und sich effiziente Standardisierung bzw. exzessive Inkompatibilität 
(Region D) oder effiziente Inkompatibilität bzw. exzessive Standardisierung 
(Region C) ergeben kann. 

Verpflichtende Standardisierung, gewerbliche Schutzrechte, beschränkter Ko-
miteezutritt und Konsensregel im Standardisierungskomitee 

Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungsko-

mitee 
(1-a) (a+l-c)2 

Untemeh- Wettbewerb 2 4(1-a) KKomitce 
(1-a) 

menA --
2 

0 
0 (l+a-c)2 

KKomitee Standardisie- 9(1-a) 
rungskomitee 

(a+l-c)2 
KKomitce (l+a-c)2 

4(1-a) 9(1-a) 
KKomitee 

Tabelle 72: Strategische Form bei verpflichtender Standardisierung, ge-
werblichen Schutzrechten, keinem freien Korniteezutritt und 
Konsensregel im Standardisierungskomitee 

Analog zum bisherigen Vorgehen können in Abbildung 69 die folgenden Re-
gionen identifiziert werden: 

Region A: Inkompatibilität durch Wettbewerb ist effizient und einziges 
Gleichgewicht. 

Regionen Bund C: Es wird zwischen Komitee und Wettbewerb 

Region D: 

randomisiert, wobei nur Inkompatibilität wünschenswert ist. 
Standardisierung hingegen ist exzessiv. 

Standardisierung ist einziges Gleichgewicht, aber nicht effi-
zient, d.h., es tritt exzessive Standardisierung auf. 
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RegionE: 

Region F: 

a, 

C 

Standardisierung ist einziges Gleichgewicht. Dies wäre effi-
zient, wenn nur ein Unternehmen am Standardisierungsko-
mitee teilnähme. Da aber die Teilnahme für beide Unterneh-
men die beste Anwort auf die Strategie des anderen Unter-
nehmens ist, gehört auch Region E zum Bereich der exzessi-
ven Standardisierung. 

Hier sind die Netzwerkeffekte groß und die Kosten für das 
Standardisierungskomitee klein genug, um das einzige 
Gleichgewicht eines gemeinsamen Standardisierungskomi-
tees der beiden Unternehmen auch gesellschaftlich wün-
schenswert zu machen. 

D 

A 

( 
Komiteekosten 

Abbildung 69: Gleichgewichte und Effizienz bei verpflichtender Standardi-
sierung, gewerblichen Schutzrechten, keinem freien Komi-
teezutritt und Konsensregel im Standardisierungskomitee 

freiwillige Standardisierung. gewerbliche Schutzrechte. beschränkter Komitee-
zutritt und Konsensregel im Standardisierungskomitee 

In Abbildung 70 lassen sich sieben Regionen erkennen: 

Region A: Standardisierung über den Wettbewerb ist einziges 
Gleichgewicht und effizient. 

Regionen Bund C: Es wird zwischen Komitee und Wettbewerb randomisiert. 
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Regionen D und E: Es wird zwischen Komitee und Wettbewerb randomisiert. 
Wird Standardisierung erreicht, so ist diese effizient. Da 
aber die Teilnahme am Standardisierungskomitee nicht 
einziges Gleichgewicht ist, besteht die Gefahr einer exzes-
siven Inkompatibilität. 

Region F: Standardisierung über den Wettbewerb ist einziges 
Gleichgewicht und insofern effizient, als daß hier die Ko-
sten der Teilnahme am Standardisierungskomitee nur für 
ein Unternehmen durch die Netzwerkeffekte getragen 
werden könnten. Da, wie oben angesprochen, aber beide 
Unternehmen notwendig sind, um Standardisierung zu er-
reichen, ist der Wettbewerb als einziges Gleichgewicht 
hier effizient. 

Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungsko-

mitee 
(1- ex) 9 2 

Unterneh- Wettbewerb 2 8(1-a) - KKomitee 

menA 
(l - ex) 5 

2 -(1+2a-3a2 ) 
16 

5 (1 +a-c)2 
-(1 + 2a-3a2 ) KKomitee Standardisie- 16 9(1-a) 

rungskomitee 
9 2 (1 +a-c)2 
8(1 - ex) - KKomitec KKomitee 9(1-a) 

Tabelle 73: Strategische Form bei freiwilliger Standardisierung, gewerbli-
chen Schutzrechten, keinem freien Komiteezutritt und Kon-
sensregel im Standardisierungskomitee 

Region G: Standardisierung über den Wettbewerb ist einziges 
Gleichgewicht, führt allerdings zu exzessiver Inkompatibi-
lität, da die Netzwerkeffekte groß genug sind, um die Ko-
sten der Teilnahme am Standardisierungskomitee für beide 
Unternehmen zu kompensieren. 
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a 

C 

Komiteekosten 

Abbildung 70: Gleichgewichte und Effizienz bei freiwilliger Standardisie-
rung, gewerblichen Schutzrechten, keinem freien Komitee-
zutritt und Konsensregel im Standardisierungskomitee 
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13 Zur institutionellen Ausgestaltung bei Abwesenheit von 
Wechselkosten 

13.1 Verbindliche versus freiwillige Standardisierung 

Es werden nun die Ergebnisse des vorangegangenen Abschnittes verwendet, um 
zu untersuchen, welche Ergebnisse eine freiwillige bzw. eine verbindliche 
Standardisierung erzielen kann, wenn die Mehrheitsregel im Komitee und der 
Zutritt zum Komitee jeweils gleich geregelt ist. 

13.1.1 Gewerbliche Schutzrechte undfreier Komiteezutritt 

In diesem Abschnitt werden nun die Erkenntnisse des vorangegangenen Ab-
schnittes genutzt, um zu untersuchen, wie sich eine verbindliche Standardisie-
rung im Gegensatz zu einer freiwilligen Standardisierung auf die Gleichge-
wichte auswirkt. Die Abbildung 71 zeigt diesen Zusammenhang unter den 
Rahmenbedingungen der Existenz von gewerblichen Schutzrechten und eines 
freien Komiteezutritts. Die Mehrheitsregeln im Komitee haben auf diese 
Gleichgewichte wegen des freien Komiteezutritts keinen Einfluß. 

Region A: Hier ist sowohl bei freiwilliger wie auch bei verbindlicher Standar-
disierung ein einziges und effizientes Gleichgewicht mit zwei Netz-
werken gewährleistet. 

Region B:. In dieser Region randomisieren die Unternehmen bei verpflichtender 
Standardisierung, während bei freiwilliger Standardisierung die Ent-
scheidung für den Wettbewerb dominant ist. Da hier auch gesell-
schaftlich zwei Netzwerke vorzuziehen sind, ist die verbindliche 
Standardisierung der freiwilligen unterlegen. 

Region C: In dieser Region randomisieren beide Unternehmen unabhängig von 
der Freiwilligkeit oder Verbindlichkeit von Standards. 

Region D: Verbindliche Standardisierung macht die beidseitige Teilnahme am 
Standardisierungskomitee zu einer dominanten Strategie. Effizient 
wären aber bei der Höhe der Komiteekosten zwei Netzwerke. Bei 
freiwilliger Standardisierung wird zwischen Wettbewerb und Ko-
mitee randomisiert. 
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Region E: Verbindliche Standardisierung macht die beidseitige Teilnahme am 
Standardisierungskomitee zu einer dominanten Strategie. Hier ist 
tatsächlich Standardisierung auch durch beide Unternehmen er-
wünscht. Freiwillige Standardisierung kann hier nur gelegentlich 
(zufällig) zu einer Standardisierung führen. In dieser Region ist die 
verbindliche Standardisierung der freiwilligen überlegen. 

Region F: Wieder randomisieren die Unternehmen bei verbindlicher Standardi-
sierung und wählen den Wettbewerb bei freiwilliger Standardisie-
rung. Da Standardisierung erwünscht ist und nur verbindliche Stan-
dardisierung diese Option hat, erzeugt sie bessere Ergebnisse. 

(l 

A 

G 

Komiteekosten 

Abbildung 71: Freiwillige und verbindliche Standardisierung, wenn ge-
werbliche Schutzrechte existieren und freier Komiteezutritt 
möglich ist 

Region G: In dieser Region randomisieren die Unternehmen bei verbindlicher 
Standardisierung, während sie bei freiwilliger Standardisierung das 
dominante Gleichgewicht des Wettbewerbs wählen. Da zwei Netz-
werke wünschenswert sind, ist die freiwillige Standardisierung 
überlegen .. 

Region H: Während freiwillige Standardisierung hier zu Inkompatibilität führt, 
die aber gar nicht gewünscht ist, wird bei verbindlicher Standardisie-
rung randomisiert, so daß sich die gesellschaftlich wünschenswerte 
Situation einer Standardisierung durch ein Netzwerk ergeben kann. 
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Region I: Aus gesellschaftlicher Sicht wäre die Teilnahme nur eines der bei-
den Unternehmen erwünscht. Bei einer verbindlichen Standardisie-
rung nehmen aber beide am Komitee teil, so daß es zu einer exzessi-
ven Standardisierung kommt, während bei einer freiwilligen Stan-
dardisierung randomisiert wird, so daß sich das effiziente Ergebnis 
einstellen kann. 

In der folgenden Tabelle sind die Ergebnisse zusammengefaßt. Hierbei bedeutet 
,,+", daß das Ergebnis effizient ist, ,,o", daß Randomisieren ein effizientes Er-
gebnis erbringen kann und ,,-,, daß ein ineffizientes Ergebnis erzielt wurde. 
Wird gesellschaftlich eine Verbindung aus einem großen und einem kleinen 
Netzwerk gewünscht, so wird postuliert, daß Randomisieren ein effizientes 
Gleichgewicht ist, da weder bei Standardisierung noch bei Inkompatibilität das 
Ziel zweier unterschiedlich großer Netzwerke realisiert werden kann, bei Ran-
domisieren diese Möglichkeit aber besteht. 

Gesellschaftlich Verbindliche Freiwillige Stan-
gewünschtes Er - Standardisierung dardisierung 

gebnis 
Region A Inkompatibilität Inkompatibilität + Inkompatibilität 
Region B Inkompatibilität Randomisieren 0 Inkompatibilität 
Region C Inkompatibilität Randornisieren 0 Randornisieren 
Region D Inkompatibilität Standardisierung - Randornisieren 
Region E Standardisierung Standardisierung + Randornisieren 
Region F Standardisierung Randornisieren 0 Inkompatibilität 
Region G Inkompatibilität Randomisieren 0 Inkompatibilität 
Region H Teilnahme nur Randornisieren + Inkompatibilität 

eines Untemeh-
mens 

Region I Teilnahme nur Standardisierung - Randomisieren 
eines Untemeh-

mens 

Tabelle 74: Die Ergebnisse bei gewerblichen Schutzrechten und freiem 
Komiteezutritt im Überblick 

+ 
+ 
0 

0 

+ 
0 

+ 
-

-

Verbindliche Standardisierung ist offensichtlich nur dann einer freiwilligen 
überlegen, wenn die Netzwerkeffekte sehr groß und die Kosten einer Kornitee-
teilnahme sehr klein sind. Dann ist eine verbindliche Standardisierung eher in 
der Lage, ein großes Netzwerk durchzusetzen als eine auf Freiwilligkeit beru-
hende Standardisierung (Regionen F, H und 1). Demgegenüber hat eine freiwil-
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lige Standardisierung allerdings den Vorteil, daß sie eher in der Lage ist, In-
kompatibilität zu gewährleisten, wenn diese gesellschaftlich auch gewünscht 
wird (Regionen B, D und G). 

13.1.2 Gewerbliche Schutzrechte, kein freier Komiteezutritt und 
einfache Mehrheitsregel 

Entsprechend des vorangegangenen Abschnittes werden nun die Auswirkungen 
einer freiwilligen bzw. verbindlichen Standardisierung betrachtet, wenn eine 
einfache Mehrheitsregel im Komitee existiert und die Möglichkeit, Komiteezu-
tritt zu verhindern, vorhanden ist. Die sich hieraus ergebende Situation ist durch 
Abbildung 72 illustriert. Somit ergeben sich die folgenden Regionen: 

Region A: Hier ist in beiden sowohl bei freiwilliger wie auch bei verbindli-
cher Standardisierung die Entscheidung zugunsten des Wettbe-
werbs als Standardisierungsinstitution ein dominantes und effizi-
entes Gleichgewicht. 

a 

E 
F 

H 

Komiteekosten 

Abbildung 72: Freiwillige und verbindliche Standardisierung, wenn ge-
werbliche Schutzrechte existieren, der Komiteezutritt ver-
weigert werden kann und eine einfache Mehrheitsregel im-
plementiert ist 
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Region B: 

Region C: 

Region D: 

Region E: 

Region F: 

Region G: 

Region H: 

Freiwillige Standardisierung macht Wettbewerbsstandardisierung 
zu einer dominanten Strategie, während bei einer verpflichtenden 
Standardisierung randomisiert wird. Da hier Inkompatibilität ge-
wünscht ist, ist hier eine freiwillige Standardisierung überlegen. 

Effizient wäre eine Standardisierung durch ein Unternehmen. Es 
wird allerdings nur bei verbindlicher Standardisierung randomi-
siert, während bei freiwilliger der Wettbewerb und damit Inkompa-
tibilität vorgezogen wird. 

Freiwillige Standardisierung macht Wettbewerbsstandardisierung 
zu einer dominanten Strategie, während verbindliche zu einer Ran-
domisierung führt. Da Standardisierung erwünscht ist, ist hier ver-
bindliche Standardisierung vorzuziehen. 

Sowohl bei freiwilliger wie auch verpflichtender Standardisierung 
wird randomisiert. Jede Standardisierung ist effizient, doch besteht 
die Möglichkeit einer exzessiven Inkompatibilität. 

Effizient wäre eine Standardisierung durch ein Unternehmen. In 
dieser Region wird sowohl bei freiwilliger wie auch bei verbindli-
cher Standardisierung randomisiert, so daß in beiden Fällen die 
Möglichkeit für ein effizientes Ergebnis besteht. 

Sowohl bei freiwilliger wie auch verpflichtender Standardisierung 
wird randomisiert. Effizient ist hier nur Inkompatibilität, allerdings 
können sich durch beide rechtlichen Ausgestaltungen Situationen 
einer exzessiven Standardisierung ergeben. 

Bei verbindlicher Standardisierung sind hier zwei Netzwerke einzi-
ges Gleichgewicht, während bei freiwilliger Standardisierung ran-
domisiert wird. Da hier aus gesellschaftlicher Sicht zwei Netzwerke 
vorzuziehen sind, erzielt eine verbindliche Standardisierung besse-
re Ergebnisse als eine freiwillige. 

Unter den Rahmenbedingungen einer einfachen Mehrheitsregel und der Mög-
lichkeit, den Komiteezutritt zu beschränken, erzielt eine freiwillige Standardi-
sierung in den Bereichen ein besseres Ergebnis, wo sowohl die Netzwerkeffekte 
als auch die Komiteekosten groß sind. Bei niedrigen Komiteekosten ist hinge-
gen eine verbindliche Standardisierung der freiwilligen überlegen. Bei hohen 
Netzwerkeffekten und dem daraus entstehenden gesellschaftlichen Wunsch 
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nach einem Netzwerk sorgt eine verbindliche Standardisierung dafür, daß beide 
Unternehmen am Standardisierungskomitee teilnehmen, daß diese Teilnahme 
für die Unternehmen also ein dominantes Gleichgewicht darstellt. Bei niedrigen 
Netzwerkeffekten führt eine verbindliche Standardisierung dazu, daß für beide 
Unternehmen die Entscheidung zugunsten des Wettbewerbes dominant wird 
und sich somit zwei, dann auch effiziente Netzwerke bilden. Die Unternehmen 
entscheiden sich gegen das Standardisierungskomitee, da die einfache Mehr-
heitsregel einen Komiteezutritt in einer Größenordnung impliziert, bei der zwar 
das andere Unternehmen keinen Anreiz mehr besitzt, selber Komiteezutritt zu-
zulassen, bei der aber andererseits auch die Gewinne unter die einer Standardi-
sierung über den Wettbewerb sinken. 

Gesellschaftlich Verbindliche Freiwillige Stan-
gewünschtes Er- Standardisie- dardisierung 

gebnis rung 
RegionA Inkompatibilität Inkompatibilität + Inkompatibilität + 
Region B Inkompatibilität Randomisieren 0 Inkompatibilität + 
Region C Teilnahme nur Randomisieren + Inkompatibilität -

eines Unterneh-
mens 

Region D Standardisierung Randomisieren 0 Inkompatibilität -
Region E Standardisierung Randomisieren 0 Randomisieren 0 

Region F Teilnahme nur Randomisieren + Randomisieren + 
eines Unterneh-

mens 
Region G Inkompatibilität Randomisieren 0 Randomisieren 0 

Region H Inkompatibilität Inkompatibilität + Randomisieren 0 

Tabelle 75: Die Ergebnisse bei gewerblichen Schutzrechten; ohne freien 
Komiteezutritt und mit einfacher Mehrheitsregel im 

13.1.3 Gewerbliche Schutzrechte, kein freier Komiteezutritt und 
Konsensregel 

Region A: Wettbewerbsstandardisierung ist dominantes und effizientes Gleich-
gewicht. 

Region B: Wettbewerbsstandardisierung ist nur bei freiwilliger Standardisie-
rung dominantes und effizientes Gleichgewicht. Bei verbindlicher 
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Standardisierung wird randomisiert, wodurch die Gefahr einer exzes-
siven Standardisierung besteht. 

Region C: Verbindliche Standardisierung führt zu einem dominanten Gleich-
gewicht der beidseitigen Teilnahme am Standardisierungskomitee, 
also zu exzessiver Standardisierung. Bei freiwilliger Standardisie-
rung ist hier der Wettbewerb das dominante Standardisierungsin-
strument .. 

Region D: Freiwillige Standardisierung führt zu einem Randomisieren. Ver-
bindliche Standardisierung führt zu einem dominanten Gleichge-
wicht einer beidseitigen Teilnahme am Standardisierungskomitee. 
Somit ist bei verbindlicher Standardisierung diese exzessiv. 

Region E: Verbindliche Standardisierung führt zu zwei Netzwerken, während 
freiwillige Standardisierung randomisiert und somit die Gefahr einer 
exzessiven Standardisierung entsteht, da hier zwei getrennte Netz-
werke vorgezogen werden. 

Region F: Bei beiden rechtlichen Ausgestaltungen wird randomisiert. Es be-
steht somit jeweils die Möglichkeit exzessiver Standardisierung. 

Region G: Verbindliche Standardisierung führt zu einem Randomisieren, frei-
willige zu Inkompatibilität. Inkompatibilität ist effizient. 

Region H: Verbindliche Standardisierung erzeugt beidseitige Komiteeteilnah-
me. Freiwillige Standardisierung führt zu einem Randomisieren, das 
bessere Ergebnisse erzeugt, da hier Inkompatibilität gewünscht wird. 

Region I: Verbindliche Standardisierung erzeugt beidseitige Komiteeteilnah-
me, während freiwillige Standardisierung randomisiert. Aus gesell-
schaftlicher Sicht sind allerdings zwei getrennte Netzwerke besser 
als eines, da die Kosten zu hoch sind, um die Teilnahme von zwei 
Unternehmen am Standardisierungskomitee zu unterstützen. Somit 
erzeugt hier die freiwillige Standardisierung bessere Ergebnisse als 
eine verbindliche Standardisierung. 

Region J: Verbindliche Standardisierung erzeugt beidseitige Komiteeteilnah-
me, während freiwillige Standardisierung randomisiert. Hier ist 
Standardisierung erwünscht, so daß verbindliche über die freiwillige 
dominiert. 
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Region K: Freiwillige Standardisierung erzeugt Inkompatibilität, verbindliche 
Standardisierung führt die Unternehmen zur Teilnahme am Standar-
disierungskomitee. Effizient wäre hier die Teilnahme nur eines Un-
ternehmens am Komitee. 

Region L: Verbindliche und freiwillige Standardisierung erzeugen beidseitige 
Komiteeteilnahme. Diese ist effizient. 

Region M: Verbindliche Standardisierung erzeugt beidseitige Komiteeteil-
nahme. Freiwillige Standardisierung erzeugt Randomisieren. Stan-
dardisierung ist besser als zwei identische Netzwerke. Dies kann 
hier die verbindliche Standardisierung erreichen. 

Region N: Verbindliche und freiwillige Standardisierung erzeugen beide ein 
Randomisieren der Unternehmen. Standardisierung ist gesellschaft-
lich erwünscht, so daß beide dies erreichen können. 

Region 0: Wünschenswert ist aus gesellschaftlicher Sicht die Teilnahme nur 
eines Unternehmens am Standardisierungskomitee. Sowohl bei einer 
verbindlichen Standardisierung wie auch bei einer freiwilligen Stan-
dardisierung randornisieren die Unternehmen, so daß das ge-
wünschte Ergebnis eintreten kann. 

ex 

M 

0 

---------------------------- --------- - --- -------------------· 7 

J 

A 

F 

Komiteekosten 

Abbildung 73: Freiwillige und verbindliche Standardisierung, wenn ge-
werbliche Schutzrechte existieren, der Komiteezutritt 
verweigert werden kann und eine Konsensregel implemen-
tiert ist 
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Ähnlich wie im vorangegangenen Szenario ist eine freiwillige Standardisierung 
ihrem verbindlichen Pendant überlegen, wenn sowohl die Netzwerkeffekte als 
auch die Korniteekosten groß sind. Eine verbindliche Standardisierung ist auch 
hier überlegen, wenn genau ein Netzwerk entstehen soll, d.h., wenn die Korni-
teekosten klein sind und die Netzwerkeffekte groß (Region J). Aber auch bei 
niedrigen Netzwerkeffekten und moderaten Korniteekosten (Region E) ist eine 
verbindliche Standardisierung überlegen, da auch hier wieder die gewünschte 
Inkompatibilität erreicht wird, während bei freiwilliger randornisiert wird. 

Gesellschaftlich Verbindliche Freiwillige Stan-
gewünschtes Er- Standardisierung dardisierung 

gebnis 
Region A Inkompatibilität Inkompatibilität + Inkompatibilität + 
Region B Inkompatibilität Randornisieren 0 Inkompatibilität + 
Region C Inkompatibilität Standardisierung - Randornisieren 0 

Region D Inkompatibilität Standardisierung - Standardisierung -
Region E Inkompatibilität Inkompatibilität + Inkompatibilität + 
Region F Inkompatibilität Randornisieren 0 Randornisieren 0 

Region G Inkompatibilität Randornisieren 0 Randornisieren 0 

Region H Inkompatibilität Standardisierung - Randornisieren 0 

Region I Teilnahme durch Standardisierung - Standardisierung -
ein Unternehmen 

Region J Standardisierung Standardisierung + Standardisierung + 
Region K Teilnahme durch Standardisierung - Randornisieren + 

ein Unternehmen 
Region L Standardisierung Standardisierung + Standardisierung + 
RegionM Standardisierung Standardisierung + Randornisieren 0 

Region N Standardisierung Standardisierung + Randornisieren 0 

Region 0 Teilnahme durch Standardisierung - Randornisieren + 
ein Unternehmen 

Tabelle 76: Die Ergebnisse bei gewerblichen Schutzrechten, ohne freien 
Komiteezutritt und mit Konsensregel im Überblick 

13.2 Freier versus beschränkter Komiteezutritt 

Im folgenden wird darauf verzichtet, die einzelnen Regionen einzeln zu disku-
tieren. Vielmehr werden die Ergebnisse sofort in einer Tabelle zusammengefaßt. 
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13.2.1 Verbindliche Standardisierung und einfache Mehrheit 

Wenn Standardisierung erreicht werden soll, so erzielt ein freier Korniteezutritt 
in der Region I bessere Ergebnisse als bei beschränktem Korniteezutritt. Dies 
liegt darin begründet, daß die Unternehmen bei einem freien Korniteezutritt 
keinen strategischen Korniteezutritt zuzulassen brauchen, da sich dieser durch 
die Korniteekosten regelt. 

a 
--------------------------------------------------------------------. 

A 

Komiteekosten 

Abbildung 74: Freier und beschränkter Komiteezutritt, wenn Standards 
verbindlich sind und eine einfache Mehrheitsregel im Komi-
tee existiert 

Andererseits ist eine Korniteestandardisierung mit einem beschränkten Korni-
teezutritt einem offenen Korniteezutritt überlegen, wenn die Netzwerkeffekte 
und Korniteekosten entweder beide groß (Region B) oder beide niedrig sind 
(Region E). 
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Gesellschaftlich Ergebnis bei frei- Ergebnis bei be-
gewünschtes Er- em Komiteezutritt schränktem Komi-

gebnis teezutritt 
RegionA Inkomoatibilität Inkompatibilität + Inkomoatibilität + 
Region B Inkomoatibilität Inkompatibilität + Randomisieren 0 

Region C Inkompatibilität Randomisieren 0 Randomisieren 0 

Region D Inkompatibilität Standardisierung - Randomisieren 0 

Region E Inkompatibilität Randomisieren 0 Inkompatibilität + 
Region F Inkompatibilität Randomisieren 0 Randomisieren 0 

Region G Teilnahme durch Randomisieren + Randomisieren + 
ein Unternehmen 

Region H Teilnahme durch Standardisierung - Randomisieren + 
ein Unternehmen 

Region I Standardisierung Standardisierung + Randomisieren 0 

Region J Standardisierung Randomisieren 0 Randomisieren 0 

Tabelle 77: Die Ergebnisse bei verbindlichen Standards und einer einfa-
chen Mehrheitsregel im Komitee im Überblick 

13.2.2 Freiwillige Standardisierung und einfache Mehrheit 

In Verbindung mit einer freiwilligen Standardisierung und einer einfachen 
Mehrheitsregel ist ein freier Komiteezutritt dann einem beschränkten überlegen, 
wenn Standardisierung erreicht werden soll. Allerdings ist in diesem Fall weder 
ein freier noch ein beschränkter Komiteezutritt in der Lage, eine gewünschte 
Standardisierung in eine Technologie mit Sicherheit zu gewährleisten. 

Ein freiwilliger Komiteezutritt ist ferner in den Bereichen überlegen, wo gerin-
ge Netzwerkeffekte zwei gleich große Netzwerke wünschenswert machen (Re-
gion C). Ist freier Komiteezutritt möglich, so werden die beiden Unternehmen 
von einer eigenen Teilnahme am Standardisierungskomitee Abstand nehmen, 
um die eigenen Gewinne nicht von einer Vielzahl von Konkurrenten reduzieren 
zu lassen. Die niedrigen Komiteekosten implizieren nämlich einen massiven 
Komiteezutritt, so daß die Auswirkungen auf die Unternehmensgewinne erheb-
lich wären. 
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Abbildung 75: Freier und beschränkter Komiteezutritt, wenn Standards 
freiwillig sind und eine einfache Mehrheitsregel im Komitee 
existiert 

Gesellschaftlich Ergebnis bei Ergebnis bei be-
gewünschtes Er- freiem Komitee- schränktem Komitee-

gebnis zutritt zutritt 
Region A Inkompatibilität Inkompatibilität + Inkompatibilität 
Region B Inkompatibilität Randomisieren 0 Inkompatibilität 
Region C Inkompatibilität Inkompatibilität + Randomisieren 
Region D Standardisierung Inkompatibilität - Inkompatibilität 
Region E Standardisierung Randomisieren 0 Inkompatibilität 
Region F Standardisierung Inkompatibilität - Randomisieren 

+ 
+ 
0 

-
-
0 

Tabelle 78: Die Ergebnisse bei freiwilliger Standardisierung und einfacher 
Mehrheit im Überblick 

13.2.3 Verbindliche Standardisierung und Konsensregel 

Hier ist ein beschränkter Komiteezutritt nur dann einer offenen Regelung über-
legen, wenn die Netzwerkeffekte sehr groß und die Komiteekosten sehr klein 
sind (Region J). Durch eine derartige Konstellation können die Anreize für die 
Unternehmen geschaffen werden, sich im Standardisierungskomitee zu koordi-
nieren, und das gewünschte eine Netzwerk zu implementieren. 
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Abbildung 76: Freier und beschränkter Komiteezutritt, wenn Standards 
verbindlich sind und eine einfache Mehrheitsregel im Komi-
tee existiert 

Gesellschaftlich Ergebnis bei Ergebnis bei be-
gewünschtes Er- freiem Komitee- schränktem Komi-

gebnis Zutritt teezutritt 
Region A Inkompatibilität Inkompatibilität + Inkompatibilität + 
Region B Inkompatibilität Inkompatibilität + Randomisieren 0 

Region C Inkompatibilität Randomisieren 0 Randomisieren 0 

Region D Inkompatibilität Standardisierung - Standardisierung -
Region E Inkompatibilität Randomisieren 0 Randomisieren 0 

Region F Inkompatibilität Randomisieren 0 Standardisierung -
Region G Teilnahme eines Randomisieren + Standardisierung -

Unternehmens 
Region H Teilnahme eines Standardisierung - Standardisierung -

Unternehmens 
Region I Standardisierung Standardisierung + Standardisierung + 
Region J Standardisierung Randomisieren 0 Standardisierung + 

Tabelle 79: Die Ergebnisse bei verbindlicher Standardisierung und Kon-
sensregel im Überblick 
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13.2.4 Freiwillige Standardisierung und Konsensregel 

Bei hohen Netzwerkeffekten und niedrigen Komiteekosten, also wenn ein 
Netzwerk das gesellschaftliche Optimum darstellt (Regionen G und H), führt 
ein beschränkter Komiteezutritt dazu, daß die Unternehmen eher bereit sind, 
sich im Standardisierungskomitee zu koordinieren, da sie keine Sorge haben 
müssen, daß Konkurrenten dem Komitee beitreten und damit die Gewinne der 
Innovatoren durch den Wettbewerb aufgezehrt werden. 

I 
G 

D 

- ---------------------------------, 

A 

Komiteekosten 

Abbildung 77: Freier und beschränkter Komiteezutritt, wenn Standards 
freiwillig sind und eine einfache Mehrheitsregel im Komitee 
existiert 

Gesellschaftlich Ergebnis bei Ergebnis bei be-
gewünschtes Er- freiem Komi- schränktem Komi-

gebnis teezutritt teezutritt 
Region A Inkompatibilität Inkompatibilität + Inkompatibilität + 
Region B Inkompatibilität Randomisieren 0 Inkompatibilität + 
Region C Inkompatibilität Randomisieren 0 Randomisieren 0 

Region D Inkompatibilität Inkompatibilität + Randomisieren 0 

Region E Standardisierung Randomisieren 0 Randomisieren 0 

Region F Standardisierung Inkompatibilität - Randomisieren 0 

Region G Standardisierung Inkompatibilität - Randomisieren 0 

Region H Standardisierung Inkompatibilität - Inkompatibilität -
Region I Standardisierung Inkompatibilität - Standardisierung + 

Tabelle 80: Die Ergebnisse bei freiwilliger Standardisierung und Konsens-
regel im Überblick 
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Andererseits ist ein freier Komiteezutritt dem beschränkten überlegen, wenn 
niedrige Netzwerkeffekte und niedrige Komiteekosten existieren (Region D). 
Bei einem beschränkten Komiteezutritt randomisieren die Unternehmen, wäh-
rend für sie die Frage, ob sie an einem Komitee teilnehmen sollen oder nicht, 
durch einen freien Komiteezutritt geklärt wird. In diesem Fall werden sie näm-
lich den Wettbewerb vorziehen und damit effiziente Inkompatibilität erzeugen. 

13.3 Einfache Mehrheit versus Konsensregel 

In Verbindung mit einem freien Komiteezutritt ist die Ausgestaltung der Mehr-
heitsregel unerheblich. Die Auszahlungen und damit die Verhaltensweisen der 
Unternehmen sind sowohl bei einer freiwilligen wie auch bei einer verbindli-
chen Standardisierung identisch. Die Mehrheitsregel gewinnt allerdings an Be-
deutung, wenn die Unternehmen über die Möglichkeit, Komiteezutritt zu ver-
weigern, verfügen. 

13.3.1 Verbindliche Standards und kein freier Komiteezutritt 
a. 

Komiteekosten 
Abbildung 78: Einfache Mehrheit und Konsensregel, wenn Standards ver-

bindlich sind und kein freier Komiteezutritt möglich ist 

In Verbindung mit einer verbindlichen Standardisierung und der Möglichkeit, 
Komiteezutritt zu verweigern, ist eine Mehrheitsregel einer Konsensregel insbe-
sondere bei niedrigen Komiteekosten und niedrigen Netzwerkeffekten überle-
gen, da die beteiligten Unternehmen bei einer Konsensregel noch zwischen 
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Wettbewerb und Komitee randomisieren. Bei einer Mehrheitsregel entsteht hin-
gegen die Notwendigkeit, sich durch Komiteezutritt eine Mehrheit beschaffen 
zu müssen und die damit verbundene Reduktion der Unternehmensgewinne in 
Kauf zu nehmen. Da diese Gewinnminderung durch einen Komiteezutritt zu 
groß ausfällt, entscheiden sich beide Unternehmen für den Wettbewerb und da-
mit für eine effiziente Inkompatibilität. Andererseits ist die Konsensregel eher 
in der Lage, Standardisierung zu erreichen, da dann keine Notwendigkeit für 
einen strategisch induzierten Komiteezutritt existiert, um sich darüber eine 
Mehrheit im Komitee zu verschaffen. 

Gesellschaftlich Ergebnis bei Ergebnis bei 
gewünschtes Er- einfacher Konsensregel 

gebnis Mehrheit 
Region A Inkompatibilität Inkompatibilität + Inkompatibilität 
Region B Inkompatibilität Randomisieren 0 Randomisieren 
Region C Inkompatibilität Randomisieren 0 Standardisierung 
Region D Inkompatibilität Inkompatibilität + Randomisieren 
Region E Teilnahme durch Randomisieren + Standardisierung 

ein Unternehmen 
Region F Standardisierung Randomisieren 0 Standardisierung 

Tabelle 81: Die Ergebnisse bei verbindlicher Standardisierung und be-
schränktem Komiteezutritt im Überblick 

13.3.2 Freiwillige Standards und keinfreier Komiteezutritt 

+ 
0 

-
0 

-

+ 

Bei einer verbindlichen Standardisierung mit einem beschränkten Komiteezu-
tritt ist eine Konsensregel der einfachen Mehrheit dort überlegen, wo Standardi-
sierung aus gesellschaftlicher Sicht gewünscht wird (Regionen D und E). Dies 
ergibt sich daraus, daß die Unternehmen bei einer Konsensregel keinen Anreiz 
haben, zusätzlichen Komiteezutritt zuzulassen. Die beiden Unternehmen müs-
sen sich untereinander einigen, da jedes Unternehmen über ein Vetorecht ver-
fügt. Komiteezutritt würde somit lediglich die Gewinne senken, ohne daß dafür 
eine der beiden Technologien eine entscheidende Mehrheit bekommen würde. 

Sind hingegen die Komiteekosten zu groß, obwohl auch die Netzwerkeffekte 
groß sind, so ist eine Mehrheitsregel das geeignete Instrument, um Inkompati-
bilität zu erzeugen. Bei einer einfachen Mehrheit wären die Unternehmen wie-
der gezwungen, Komiteezutritt zuzulassen, um sich eine Mehrheit im Komitee 
zu verschaffen. Die damit verbundenen Gewinnsenkungen führen dazu, daß es 
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den Unternehmen lieber ist, auf einen Komiteestandard zu verzichten und die 
gesellschaftlich wünschenswerten zwei gleich großen Netzwerke aufzubauen. 

a. 
------------------------------------------------------------- - ----: 

C 

D 

F A 

Komiteekosten 

Abbildung 79: Einfache Mehrheit und Konsensregel, wenn Standards 
freiwillig sind und kein freier Komiteezutritt möglich ist 

Gesellschaftlich Ergebnis bei Ergebnis bei 
gewünschtes Er- einfacher Konsensregel 

gebnis Mehrheit 
Region A Inkompatibilität Inkompatibilität + Inkompatibilität 
RegionB Inkompatibilität Inkompatibilität + Randomisieren 
Region C Standardisierung Inkompatibilität Randomisieren 
Region D Standardisierung 
Region E Standardisierung Randomisieren Randomisieren 
Region F Inkompatibilität 
Region G Inkompatibilität Randomisieren Randomisieren 

Tabelle 82: Die Ergebnisse bei freiwilliger Standardisierung und be-
schränktem Komiteezutritt im Überblick 

+ 
0 
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14 Gleichgewicht und Effizienz ohne Komiteekosten 

In diesem Abschnitt sei nun angenommen, daß zwar die Teilnahme am Komitee 
den Unternehmen keine Kosten verursache, daß dafür allerdings schon techno-
logiespezifische Investitionen getätigt wurden. 

Unternehmen 
B 

Wettbewerb Standardisierungskomitee 
(1-a) (a+l-c)2 

Unter- Wettbewerb 2 4(1-a) 
(1-a) 

nehmenA 2 0 

0 SA8 (a+cx-c)2 

Standardisie- (3(a-c)2 + 4(a-c) + 2 + cx2 + 2cx(a-c)) 

rungskomitee (a+l-c)2 

4(1-a) SA8 (a+cx-c)2 
(3(a-c)2 +4(a-c)+2+cx2 +2cx(a-c)) 

Tabelle 83: Strategische Form bei verpflichtender Standardisierung, ge-
werblichen Schutzrechten, keinem freien Komiteezutritt und 
einfacher Mehrheit im Standardisierungskomitee 

Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungsko-

mitee 
(1-a) (a+l-c)2 

Unterneh- Wettbewerb 
(1-a) 

2 4(1-a) 
menA -- 0 2 

0 (l+a-c)2 
Standardisie- 9(1-a) 
rungskomitee (a + l-c)2 (l+a-c)2 s -

4(1-a) 9(1-a) 2 

Tabelle 84: Strategische Form bei verpflichtender Standardisierung, ge-
werblichen Schutzrechten, keinem freien Komiteezutritt und 
Konsensregel im Standardisierungskomitee 

s -
2 
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Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungskomitee 

(1-a) 9 2 

2 
-(1-a) 

Unter- Wettbewerb 8 
nehmenA 

(1-a) 5 
2 -(1+2a-3a2 ) 

16 
5 SA8 (a+a-c)2 

-(1+2a-3a2 ) 
(3(a-c)2 +4(a-c)+2+a2 +2a(a-c)) Standardi- 16 

sierungs- 9 2 -(1-a) 
komitee 8 SA8 (a+a-c)2 

(3(a-c}2 +4(a-c)+2+a2 +2a(a-c)) 

Tabelle 85: Strategische Form bei freiwilliger Standardisierung, gewerbli-
chen Schutzrechten, keinem freien Komiteezutritt und einfa-
cher Mehrheit im Standardisierungskomitee 

Unternehmen B 
Wettbewerb Standardisierungsko-

mitee 
(1-a) 9 2 

Unterneh- Wettbewerb 2 
-(1-a) 
8 

menA 
(1-a) 5 

2 -(1+2a-3a2 ) 
16 

5 (1 + a-c)2 s 
Standardisie-

-(1+2a-3a2 ) -
16 9(1-a) 2 

rungskomitee 
9 2 (1 +a-c)2 s -(1-a) 
8 -

9(1-a) 2 

Tabelle 86: Strategische Form bei freiwilliger Standardisierung, ge-
werblichen Schutzrechten, keinem freien Komiteezutritt und 
Konsensregel im Standardisierungskomitee 

Dies bedeutet, daß das Unternehmen, das seine Technologie nicht durchsetzen 
kann, Wechselkosten aufwenden muß, um z.B. die Produktionsanlagen umzurü-
sten oder die Mitarbeiter mit dem neuen Standard bzw. der neuen Technologie 
vertraut zu machen. Die Annahme, daß eine Standardisierung durch ein Komi-
tee den beteiligten Unternehmen keine Kosten verursacht, scheint im ersten 
Moment abwegig zu sein, doch ist es sehr wohl möglich, daß die Kosten durch 
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Informationen über oder Kontakte zu anderen Teilnehmern am Standardisie-
rungskomitee kompensiert werden können (vgl. DAVID und HUNTERS. 5). 

Die folgenden Tabellen geben die Auszahlungen in den Situationen wieder, in 
denen es keine dominanten Gleichgewicht für eine der beiden möglichen reinen 
Strategien gibt. Alle Auszahlungskonstellationen finden sich im Anhang A. Es 
wird dann analog zum Vorgehen des vorangegangenen Abschnittes wieder für 
die einzelnen institutionellen Ausgestaltungen nach den jeweils optimalen Kon-
stellationen gesucht. 

14.1 Einfache Mehrheit oder Konsens 

Als erstes soll die organisatorische Ausgestaltungsmöglichkeit der implemen-
tierten Mehrheitsregel und ihre Einfluß auf die Entscheidungen der beiden be-

teiligten Unternehmen untersucht werden. 

14.1.1 Verbindliche Standardisierung und beschränkter Komiteezu-
tritt 

Region A: Hier stellt Standardisierung in ein großes Netzwerk das gesell-
schaftliche Optimum dar. Bei beiden Mehrheitsregeln wird hier 

randomisiert, so daß sich das gewünschte Ergebnis nur gelegentlich 
ergibt. 

Region B: Hier ist die Existenz eines großen und eines kleinen Netzwerkes 
erwünscht. Eine verbindliche Standardisierung macht ein entspre-
chendes Ergebnis per definitionem unmöglich. Beide Mehrheitsre-

geln führen zu einem Randomisieren der Unternehmen. 

Region C: Hier sind die Netzwerkeffekte zu klein, um größere Netzwerke zu 

Lasten der Vielfalt zu unterstützen, so daß die Existenz der beiden 

inkompatiblen Netzwerke wünschenswert ist. Bei einer einfachen 
Mehrheitsregel stellt in diesem Bereich allerdings die Teilnahme 
am Standardisierungskomitee ein dominantes Gleichgewicht dar. 
Dieses Gleichgewicht ist offensichtlich nicht effizient. 
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Region D: Hier ist die Existenz eines großen und eines kleinen Netzwerkes 
erwünscht. Bei einer einfachen Mehrheitsregel wird randomisiert, 
so daß hierüber das effiziente Ergebnis erreicht werden könnte, 
wenn nicht der verbindliche Charakter der Standardisierung das 
Nebeneinander zweier Netzwerke unmöglich machen würde. Eine 
Konsensregel führt zu einem dominanten Gleichgewicht mit einer 
Entscheidung der Unternehmen zugunsten des Wettbewerbs. 

Cl 

B 

E F 

C 

G 

Komiteekosten 

Abbildung 80: Gleichgewichte und Effizienz bei verbindlicher Standardi-
sierung und beschränktem Komiteezutritt 

Region E: Auch hier ist die Existenz eines großen und eines kleinen Netzwer-
kes erwünscht. Beide Mehrheitsregeln erzeugen hier Randomisie-
ren. 

Region F: Inkompatibilität ist das gesellschaftliche Optimum doch wird die-
ses nur bei einer Konsensregel erreicht, während eine einfache 
Mehrheitsregel zu einem Randomisieren führt. 

Region G: Während Inkompatibilität das optimale Ergebnis darstellt, liefern 
sowohl eine Konsensregel wie auch eine einfache Mehrheitsregel 
ein dominantes Gleichgewicht mit der Teilnahme beider Unter-
nehmen am Standardisierungskomitee. 
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Gesellschaftlich Einfache Mehrheit Konsensregel 

erwünscht 

Region A Standardisierung Randomisieren 0 Randomisieren 

Region B Ein großes und Randomisieren - Randomisieren 
ein kleines 
Netzwerk 

Region C Inkompatibilität Standardisierung - Randomisieren 
Region D Ein großes und Randomisieren - Inkompatibilität 

ein kleines 
Netzwerk 

Region E Inkompatibilität Randomisieren 0 Randomisieren 
Region F Inkompatibilität Randomisieren 0 Inkompatibilität 
Region G Inkompatibilität Standardisierung - Standardisierung 

Tabelle 87: Die Ergebnisse bei verbindlicher Standardisierung und be-
schränktem Komiteezutritt im Überblick 

0 

-

0 

-

0 

+ 
-

14.1.2 Freiwillige Standardisierung und beschränkter Komiteezu-
tritt 

Um eine ständige Wiederholung zu vermeiden, werden im folgenden lediglich 
die Bereiche durch Abbildungen dargestellt und die Ergebnisse bzw. Gleichge-
wicht in den dazugehörenden Tabellen zusammengefaßt. 

a 

G M 

Komiteekosten 

Abbildung 81: Gleichgewichte und Effizienz bei freiwilliger Standardisie-
rung und beschränktem Komiteezutritt 
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Gesellschaftlich Einfache Mehr- Konsensregel 

erwünscht heit 

Region A Standardisierung Inkompatibilität - Randornisieren 0 

RegionB Standardisierung Randornisieren 0 Randornisieren 0 

Region C Ein großes und Randornisieren + Randornisieren + 
ein kleines 
Netzwerk 

Region D Ein großes und Randornisieren + Inkompatibilität -
ein kleines 
Netzwerk 

Region E Ein großes und Inkompatibilität - Inkompatibilität -
ein kleines 

Netzwerk 

Region F Ein großes und Randornisieren + Randornisieren + 
ein kleines 
Netzwerk 

Region G Inkompatibilität Randornisieren 0 Randornisieren 0 

Region H Ein großes und Inkompatibilität - Randornisieren + 
ein kleines 
Netzwerk 

Region I Standardisierung Inkompatibilität - Inkompatibilität -
Region J Ein großes und Inkompatibilität - Inkompatibilität -

ein kleines 
Netzwerk 

Region K Ein großes und Randornisieren + Randornisieren + 
ein kleines 
Netzwerk 

Region L Ein großes und Randornisieren + Randornisieren + 
ein kleines 

Netzwerk 

RegionM Inkompatibilität Randornisieren 0 Randornisieren 0 

Tabelle 88: Die Ergebnisse Gleichgewichte und Effizienz bei freiwilliger 
Standardisierung und beschränktem Komiteezutritt im Über-
blick 
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14.2 Verbindliche versus freiwillige Standardisierung 

14.2.1 Konsensregel und beschränkter Komiteezutritt 

a. 

F 
-hl'----------::,,-"'-------------;-

E -1!--~----~'---_.u.---------r 

K L 

Komitee kosten 

Abbildung 82: Gleichgewichte und Effizienz bei Konsensregel und be-
schränktem Komiteezutritt 

Gesellschaftlich er- Verbindliche Stan- Freiwillige Standar-
wünscht dardisierung disierung 

RegionA Standardisierung Standardisierung + Randomisieren 
Region B Ein großes und ein Standardisierung - Randomisieren 

kleines Netzwerk 

Region C Ein großes und ein Standardisierung - Inkompatibilität 
kleines Netzwerk 

Region D Ein großes und ein Randomisieren - Inkompatibilität 
kleines Netzwerk 

RegionE Standardisierung Standardisierung + Inkompatibilität 
Region F Standardisierung Standardisierung + Randomisieren 
RegionG Ein großes und ein Standardisierung - Randomisieren 

kleines Netzwerk 

Region H Ein großes und ein Randomisieren - Randomisieren 
kleines Netzwerk 

Region I Inkompatibilität Standardisierung - Randomisieren 
RegionJ Inkompatibilität Randomisieren 0 Randomisieren 
Region K Inkompatibilität Randomisieren 0 Randomisieren 

Region L Inkompatibilität Inkompatibilität + Randomisieren 

0 

+ 

-

-

-
0 

+ 

+ 

0 

0 

0 

0 

Tabelle 89: Die Ergebnisse bei Konsensregel und beschränktem Komitee-
zutritt im Überblick 
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14.2.2 Einfache Mehrheitsregel und beschränkter Komiteezutritt 

a 

J K 

Komiteekosten 

Abbildung 83: Effizient und Gleichgewichte bei einfacher Mehrheitsregel 
und beschränktem Komiteezutritt 

Gesellschaftlich Verbindliche Stan- Freiwillige Stan-
erwünscht dardisierung dardisierung 

Region A Standardisierung Standardisierung + Inkompatibilität 
Region B Standardisierung Standardisierung + Randomisieren 
Region C Ein großes und ein Standardisierung - Randomisieren 

kleines Netzwerk 
RegionD Ein großes und ein Standardisierung - Inkompatibilität 

kleines Netzwerk 

Region E Standardisierung Standardisierung + Randomisieren 
Region F Ein großes und ein Standardisierung - Randomisieren 

kleines Netzwerk 

Region G Ein großes und ein Standardisierung - Randomisieren 
kleines Netzwerk 

Region H Inkompatibilität Standardisierung - Randomisieren 

Region I Inkompatibilität Standardisierung - Randomisieren 

Region J Inkompatibilität Randomisieren 0 Randomisieren 

Region K Inkompatibilität Randomisieren 0 Randomisieren 

-

0 

+ 

-

0 

+ 

+ 

0 

0 

0 

0 

Tabelle 90: Die Ergebnisse bei einfacher Mehrheitsregel und beschränktem 
Komiteezutritt im Überblick 
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Band 

Band 2 

Band 3 

Band 4 

Band 5 

Band 6 

Band 7 

Band 8 

Band 9 

Band 10 
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